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Beginn: 9:32 Uhr. 
 
 
Eröffnung  
 
 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Hier-
mit eröffne ich die 14. Sitzung des Landtages 
von Sachsen-Anhalt der achten Wahlperiode. 
Dazu begrüße ich Sie, verehrte Anwesende, auf 
das Herzlichste. 
 
Ich stelle die Beschlussfähigkeit des Hohen  
Hauses fest. 
 
Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Daniel 
Wald hat heute Geburtstag. 
 

(Beifall) 
 
Ich gratuliere Ihnen im Namen des Hohen  
Hauses und wünsche Ihnen alles Gute, vor allem 
Gesundheit. 
 

(Zuruf: Danke! - Lachen) 
 
- Ich führe dazu jetzt nicht weiter aus. 
 

(Lachen) 
 
- Sie verstehen es. 
 
Sehr geehrte Damen und Herren! Wir setzen 
nunmehr die 7. Sitzungsperiode fort. Ich 
möchte Sie biten, den heu�gen Tag angemes-
sen mit uns gemeinsam zu verbringen und ent-
sprechend angemessen zu reagieren. 
 
Sie haben gestern im Rahmen der Landtagssit-
zung meine einführenden Worte gehört. Ich 
habe ursprünglich überlegt - das kann ich Ihnen 
versichern -, diesen Tagesordnungspunkt am  

gestrigen Tag aufzurufen, aber in Anbetracht 
der notwendigen Vorarbeiten und Debaten 
und in Anbetracht der notwendigen gemein- 
samen Abs�mmungen habe ich mich entschlos-
sen, diesen Tagesordnungspunkt, also die Re-
gierungserklärung durch den Ministerpräsiden-
ten gefolgt von der Debate, am heu�gen Tag 
aufzurufen. 
 
Nichtsdestotrotz sind wir seit gestern alle bei 
diesem Thema. Wir wissen, wie schwerwiegend 
dieses Themas ist. Wenn wir uns diese Gedan-
ken noch einmal in Erinnerung rufen, dann wer-
den wir wissen, dass sich die Welt seit gestern 
verändert hat. Wir alle werden persönlich spü-
ren, wie sich die Welt für uns verändert. Ich 
bite darum, dies entsprechend zu berücksich�-
gen.  
 
Wir beginnen mit  
 
 
Tagesordnungspunkt 23 
 
a) Regierungserklärung des Ministerpräsiden-

ten Herrn Dr. Reiner Haseloff zum Thema: 
„Zur Lage in der Ukraine“ 

 
Regierungserklärung Landesregierung - Drs. 
8/781 

 
b) Beratung 
 

Solidarität mit der Ukraine, Völkerrechts-
bruch durch Russland verurteilen 

 
Antrag Frak�onen CDU, DIE LINKE, SPD, FDP 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Drs. 8/793 
 
Alterna�vantrag Frak�on AfD - Drs. 8/805 

 
 
Ich erteile dem Ministerpräsidenten Herrn 
Dr. Reiner Haseloff das Wort.  
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Dr. Reiner Haseloff (Ministerpräsident):  
 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete! Der Anlass für 
meine heu�ge Regierungserklärung ist ein dra-
ma�scher. Die Lage in der Ukraine bietet Grund 
zu größter Sorge. In der Ukraine herrscht Krieg, 
Krieg zwischen zwei Brudervölkern. 
 
Panzer stehen in diesen Momenten und in die-
sen Minuten direkt vor Kiew. Die Dimension die-
ser Katastrophe können wir, so glaube ich, eher 
erfühlen als ra�onal erfassen. Wir sind in all un-
seren Gedanken bei den betroffenen Men-
schen, den Opfern und deren Familien. 
 
Mir ist bewusst, dass in der grundgesetzlichen 
Ordnung Deutschlands die Außenpoli�k keine 
Ländersache ist. Trotzdem ist auch Sachsen-An-
halt von der Situa�on in der Ukraine und von 
der Entwicklung in Russland stark betroffen. 
 
Die Bundesregierung hat, auch unterstützt von 
der CDU/CSU-Frak�on im Bundestag, in den 
vergangenen Wochen immer wieder deutlich 
gemacht, dass die Souveränität und die territo-
riale Unversehrtheit der Ukraine für Deutsch-
land und seine Partner nicht verhandelbar sind. 
 
„Dies ist ein furchtbarer Tag für die Ukraine und 
ein dunkler Tag für Europa.“, so sagte es Bun-
deskanzler Scholz und beschreibt damit sehr 
eindringlich und passend diesen eklatanten 
Bruch des Völkerrechts durch Russland. Ähnli-
che Worte sind auch von den NATO-Partnern 
USA, Großbritannien und Frankreich und in der 
Europäischen Union zu hören. 
 
Die Landesregierung von Sachsen-Anhalt 
schließt sich den Bewertungen der Bundesre-
gierung, der Europäischen Union und der inter-
na�onalen NATO-Partner uneingeschränkt an. 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir 
haben es mit einer völlig neuen Lage zu tun, die  

die bekannte europäische Sicherheitsordnung 
infrage stellt und herausfordert. Die Landesre-
gierung Sachsen-Anhalts unterstützt die euro-
päischen und interna�onalen Anstrengungen, 
auf das russische Vorgehen in der Ukraine die 
rich�gen Antworten zu finden und angemes-
sene Konsequenzen zu ziehen. Dabei soll die Tür 
für eine diploma�sche Lösung - Kommunika- 
�onskanäle müssen immer offen gehalten wer-
den - nicht zugeschlagen werden. Es muss aber 
klar sein, dass es so nicht weitergehen kann.  
 

Es muss gelingen, die kriegerischen Ak�vitäten 
sofort einzustellen und Frieden und Stabilität 
wiederherzustellen. 
 

(Beifall)  
 

Schärfste Sank�onen gegen Russland sind in An-
betracht der aktuellen Lage auf dem Weg zu die-
sem Ziel unausweichlich. Die 27 EU-Staaten ha-
ben vorgestern eins�mmig erste Sank�onen ge-
gen Russland beschlossen. Weitere Sank�onen 
sind im Hinblick auf die eskalierende Lage un-
ausweichlich. In diesem Zusammenhang ist der 
durch die Bundesregierung vorgenommene 
Stopp der Inbetriebnahme der Gas-Pipeline 
Nord Stream 2 eine zwingende Entscheidung. 
 
Jetzt müssen wir uns mit der Ukraine solidarisch 
zeigen. In der aktuellen Lage bekommt das  
Assoziierungsabkommen zwischen der EU und 
der Ukraine, das am 1. September 2017 in Kra� 
getreten ist, eine besondere Bedeutung. 
 
Ich begrüße in diesem Zusammenhang die 
durch die EU innerhalb kürzester Zeit bereitge-
stellte makrofinanzielle Nothilfe in Höhe von 
1,2 Milliarden € zur Förderung der Stabilität in 
der Ukraine. Sachsen-Anhalt wird sich bei der 
heu�gen Befassung mit der Ukraine im EU-Aus-
schuss des Bundesrates entsprechend posi�o-
nieren. 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! All 
das ist Realität. Das ist das aktuelle Geschehen  
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auf der Weltbühne. Ich weise ausdrücklich auf 
die vielfäl�gen Beziehungen Sachsen-Anhalts zu 
beiden Ländern hin. Wir haben historisch und 
bis in die heu�ge Zeit hinein starke Verbindun-
gen sowohl zur Ukraine als auch zu Russland. 
 
So gilt das im Jahr 1802 erbaute Denkmal für das 
Magdeburger Recht als das älteste Denkmal in 
der ukrainischen Hauptstadt Kiew. Es erinnert 
an die Verleihung des Magdeburger Rechts un-
ter dem König von Polen Johann I. Albrecht an 
die Stadt Kiew im 15. Jahrhundert. Die Bedeu-
tung von Katharina aus Anhalt-Zerbst für Russ-
land muss man an dieser Stelle nicht erklären. 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
möchte an dieser Stelle ausdrücklich darauf hin-
weisen, dass der Konflikt erhebliche Auswirkun-
gen auf unser Bundesland hat. Russland ist un-
ser Importland Nummer eins. Wir impor�eren 
Waren und Dienstleistungen im Wert von 
ca. 3 Milliarden € pro Jahr. 
 
Erdgas- und Erdöllieferungen machen dabei den 
größten Einzelposten aus. Sowohl Bürgerinnen 
und Bürger als auch Unternehmen könnten von 
Lieferengpässen oder Energiesank�onen sei-
tens Russlands unmitelbar betroffen sein. Die 
Preisentwicklung dieser Importrohstoffe wird 
jeder Bürger und jedes Unternehmen zumin-
dest kurz- und mitelfris�g verspüren. 
 
In dieser neuen geopoli�schen Situa�on muss 
geprü� werden, wie die Energiesicherheit in 
Deutschland und in Sachsen-Anhalt langfris�g 
sichergestellt werden kann. Diese aktuelle Ent-
wicklung wir� noch einmal ein ganz anderes 
Licht auf das durch die Landesregierung am 
Dienstag dieser Woche vorgestellte Struk-
turentwicklungsprogramm Miteldeutsches  
Revier Sachsen-Anhalt. 
 
Ich sage in dem Zusammenhang ganz klar, dass 
der Zeitplan zum Auss�eg aus der Braunkohle  
 

immer schon ambi�oniert war. Die jüngsten 
Entwicklungen lassen diese genera�onsüber-
greifende Aufgabe noch anspruchsvoller er-
scheinen. 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Russ-
land muss das Völkerrecht sofort wieder einhal-
ten. Auch Menschen mit russischem und ukrai-
nischem Migra�onshintergrund leben in unse-
rem Bundesland, viele Tausend. Sie bringen sich 
täglich in unser Leben ein, sind Nachbarn und 
Teil unserer Gesellscha�. Es ist von besonderer 
Bedeutung, dass wir nun alle dieses friedliche 
Zusammenleben for�ühren. 
 
Wir als poli�sch Verantwortliche müssen ge-
rade in Krisenlagen die Bedürfnisse der Men-
schen im Blick behalten und geeignete Maßnah-
men treffen oder vorbereiten, auch für den Fall 
größerer Flüchtlingsbewegungen. Die Ministe-
rin des Innern koordiniert alle diesbezüglichen 
Erfordernisse mit dem Bund und unseren Kom-
munen. 
 
Diese Aufgabe kommt nicht nur der Landes- 
regierung zu. Alle demokra�schen Parteien sind 
gefordert, zusammenzustehen und gemeinsam 
an den besten Lösungen für die Menschen zu  
arbeiten, für die Menschen in der Ukraine, auch 
in Russland, ja in ganz Europa und nicht zuletzt 
in unserem Heimatland Sachsen-Anhalt. - Vielen 
Dank. 
 

(Beifall) 
 
 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  
 
Danke, Herr Ministerpräsident. - Wir kommen 
nun zur Aussprache zur Regierungserklärung. 
Die Frak�onen haben sich auf eine Redezeit von 
zehn Minuten verständigt. Als Erster hat für die 
Frak�on der AfD Tobias Rausch das Wort. 
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Tobias Rausch (AfD):  
 
Sehr geehrte Kollegen Abgeordnete! Sehr ge-
ehrter Herr Ministerpräsident! „Frieden in Eu-
ropa sichern - deutsche Interessen wahren“ - 
das ist der Titel unseres Antrags, der vor zwölf 
Tagen beim Sitzungsdienst des Landtags einge-
gangen ist. Ja, vor zwölf Tagen konnte man nach 
den vielen Gesprächen durch den französischen 
Präsidenten Macron oder dem Treffen des Bun-
deskanzlers Olaf Scholz nicht mit einer Kriegs-
handlung in der Ukraine rechnen. 
 
Der französische Präsident machte nach dem 
Treffen mit dem russischen Präsidenten Pu�n 
und dem ukrainischen Präsidenten Selenskyj 
Hoffnung, dass erstens die entschlossene und 
methodische Umsetzung der Minsker Vereinba-
rung wieder neu aufgenommen werden soll und 
zweitens ein umfassender und innova�ver Dia-
log mit neuen Garan�en und einer gemeinsa-
men Basis gestartet werden soll. Dieses State-
ment machte wirklich Hoffnung, aber nun  
haben wir heute die Regierungserklärung des 
Ministerpräsidenten zur Lage in der Ukraine. 
 
Heute haben wir die Gewissheit, dass sich die 
russische Födera�on in Kamp�andlungen mit 
der Ukraine befindet. Diese Kriegshandlungen 
in der Ukraine müssen sofort beendet werden. 
Wir müssen die uns zur Verfügung stehenden 
Mitel und Maßnahmen ergreifen, um eine wei-
tere Eskala�on in der Ukraine zu verhindern. Die 
drohende humanitäre Katastrophe und die an-
dauernden Kriegshandlungen müssen verhin-
dert und aufgehalten werden. Hierfür müssen 
alle poli�schen und diploma�schen Mitel aus-
geschöp� werden. 
 
Ich sage es ganz klar: Wir als AfD-Frak�on verur-
teilen den Angriff Russlands auf einen souverä-
nen Staat in Europa. Wir wollen in Frieden und 
Freiheit mit allen Völkern in Europa leben, 
meine Damen und Herren. 

Aber die Frage ist doch: Was ist in den letzten 
zwölf Tagen passiert? - Rich�g, alle Seiten riefen 
dazu auf, den Konflikt friedlich zu klären. Aber 
auf die Forderungen Russlands, die berech�g-
terweise auf seine erheblichen Sicherheitsbe-
denken hinwiesen, wie selbst die OSZE schon 
mal feststellte, wurde in keiner Weise eingegan-
gen. 
 
Die aktuelle außenpoli�sche Situa�on in Europa 
bereitet den Bürgern und Unternehmen zuneh-
mend Sorge. Die Sicherheitslage ist zunehmend 
angespannt. Seit dem Ende des Kalten Krieges 
standen sich in Europa nicht mehr so viele Mili-
tärblöcke gegenüber. Das gehört zur Wahrheit 
dazu. 
 
Auf der einen Seite will die NATO die Osterwei-
terung weiter vorantreiben und die Europäische 
Union die Ukraine als Beitritsland gewinnen,  
 

(Zurufe) 
 
auf der anderen Seite sieht sich die russische Fö-
dera�on massiv in ihren Sicherheitsinteressen 
gefährdet, da eine Aufnahme der Ukraine in die 
NATO für Russland ein Sicherheitsrisiko dar-
stellt. Ja, Egon Bahr hat das 1999 schon festge-
stellt, und er war kein AfD-Poli�ker. 
 
Der NATO-Beitrit 2008 auf Drängen des US-Prä-
sidenten Bush konnte damals nur durch das 
Veto von Frankreich und Deutschland verhin-
dert werden. Angela Merkel und Sarkozy waren 
es, die das damals verhindert haben. Das ist im 
Jahr 2008 nicht eskaliert. Jeder kann sich erin-
nern, was im Georgien-Krieg passiert ist. 
 

(Zurufe) 
 
Hier muss man die Frage stellen: Hat die NATO 
zu vorschnell auf die Sicherheitsbedenken der 
russischen Födera�on reagiert, meine Damen 
und Herren? - Meiner Meinung nach schon. 
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Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  
 
Herr Rausch, es gibt eine Zwischenfrage. 
 
 
Tobias Rausch (AfD):  
 
Nein, jetzt nicht. Nachher. 
 
 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  
 
Okay. 
 
 
Tobias Rausch (AfD):  
 
Mit Blick auf die NATO-Osterweiterung, die seit 
1991 bisher fünfmal fortgesetzt wurde, rückte 
ein Militärblock bis an die Haustür Russlands 
heran, obwohl man damals wohl zusicherte, 
man werde die NATO nicht weiter nach Osten 
ausdehnen. Dieses gebrochene Versprechen ist 
es, das Russland erzürnt. 
 
Nun kann man auf der einen Seite sagen - das 
ist das, was Sie gerade dazwischen gesagt ha-
ben -, dass es die legi�men Interessen der Bei-
tritsstaaten sind, die im Zuge der Selbstbes�m-
mung frei entscheiden können und auch sollten, 
welchem Bündnis sie beitreten oder auch nicht. 
Das will ich hier mal ganz klar feststellen, weil 
schon wieder dazwischen gebrüllt wurde, ohne 
das abzuwarten. 
 
Aber auf der anderen Seite muss auch die ehr- 
liche Frage erlaubt werden: Wie häten sich die 
Amerikaner verhalten, wenn auf einmal ein  
Militärblock aus Russland und China Stütz-
punkte in Kuba und Mexiko errichten würden? 
Haben Sie sich die Frage schon mal gestellt? 
 

(Zuruf: Ja!) 
 

Der Westen muss sich jedoch die Frage gefallen 
lassen, ob er zu lange die Sicherheitsbedenken 
der russischen Födera�on im Zuge der NATO-
Osterweiterung nicht ernst genommen hat. 
Dies rech�er�gt auf keinen Fall den Angriff auf 
die Ukraine, meine Damen und Herren, das will 
ich auch dazu sagen. 
 

(Zurufe) 
 
Aber man muss das auch einmal hinterfragen. 
Sie machen es sich zu einfach. Für Sie gibt es nur 
schwarz und weiß. 
 

(Beifall - Zurufe) 
 
Eine einsei�ge Schuldzuweisung in der Debate 
führt zu nichts. Für mich bleibt festzustellen, 
 

(Lachen und Zurufe) 
 
dass die Ukraine nun zum Spielball zweier Groß-
mächte geworden ist, nämlich - - 
 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Das ist doch 
wirklich ein Witz! - Weitere Zurufe) 

 
- Ja, das können Sie so sehen. 
 

(Zurufe) 
 
Die Leidtragende ist in diesem Fall die ukraini-
sche Bevölkerung. Aber häten Sie im Ge-
schichtsunterricht ein bisschen aufgepasst, Herr 
Striegel, würden Sie die Hintergründe in der Uk-
raine verstehen. Deshalb hier ein paar Ge-
schichtszahlen: Die Anfänge im 8. Jahrhundert 
machte die Kiewer Rus, im 11. Jahrhundert war 
die Blütezeit, 
 

(Zurufe) 
 
im 17. Jahrhundert war die Ukraine unter-
schiedlichen Einflüssen ausgesetzt. Der Minis- 
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terpräsident hat es selber gesagt, Polen und Li-
tauen haben damals einen starken Einfluss auf 
den Westen der Ukraine gehabt, wie das russi-
sche Zarenreich einen starken Einfluss auf den 
Osten der Ukraine hate. Deshalb, wenn man 
weiter sieht: Im Jahr 1922 wurde die Ukraini-
sche Sozialis�sche Sowjetrepublik der UdSSR 
angegliedert, 
 

(Unruhe) 
 
1945 wurde die Ukraine mit Teilen von Polen, 
Rumänien und der Tschechoslowakei erweitert. 
Das heißt, da ist das Staatsgebiet auch größer 
geworden. 1954 gliederte Chruschtschow die 
Krim an die Ukraine an, und nun war 1991 der 
Verfall der UdSSR, und die Ukraine verblieb in 
den Grenzen, wie wir sie kennen. 
 

(Unruhe) 
 
Im Jahr 2004 war es nun so, dass zum ersten Mal 
in der Ukraine ein proeuropäischer Präsident 
gewählt wurde. Es sind mehrere Abkommen mit 
der EU geschlossen worden, 2009 usw. Dann 
gab es 2010 die Wahl des ukrainischen Präsi-
denten, bei der Janukowytsch gewählt wurde, 
der sich 2013 weigerte, ein Assoziierungsab-
kommen abzuschließen, und 2014 endete das in 
den Maidan-Protesten. Wie die geendet haben, 
wissen wir alle. Der Präsident ist geflüchtet, es 
kam zu Neuwahlen, und die Krim, wo 58 % der 
Menschen Russen sind, wurde von Russland  
völkerrechtswidrig annek�ert; das ist so. Das ist 
festzustellen. 
 

(Zurufe) 
 
- Ja, das ist so. Sie ist annek�ert worden. Aber 
was haben wir denn gelernt? Die Sank�onen 
des Wesens haben doch nichts gebracht. Was 
war die Reak�on auf die Sank�onen?  
 

(Zurufe) 
 

In den Teilen Luhansk und Donezk haben Sepa-
ra�sten die Vorherrscha� übernommen, und es 
war Krieg in der Ostukraine. Dann gab es die 
Minsker Vereinbarung, wo Russland, die Ukra-
ine, Frankreich und Deutschland maßgeblich da-
ran beteiligt waren, dass die Kriegshandlungen 
wieder eingestellt worden sind. Man hat sich 
auf Pufferzonen verständigt, und damals war 
auch der Bundespräsident Steinmeier von der 
SPD maßgeblich daran beteiligt. Das halte ich 
ihm jetzt zugute. Das gehört zur Wahrheit dazu. 
 

(Zurufe) 
 
Man muss betrachten, wie das alles gekommen 
ist. Aber was ist in der Zwischenzeit von 2015 bis 
jetzt passiert? Das Minsker Abkommen wurde 
nicht eingehalten. Der NATO-Beitrit der Ukra-
ine wurde weiter forciert, und nun ist es so: Auf-
grund der Kamp�andlungen hat der Westen zu 
zahlreichen Sank�onen aufgerufen, die man 
durchaus disku�eren kann. Das sage ich ohne 
Zweifel.  
 
Dass wir nun mit dem Stopp von Nord Stream 2 
die Zeche zahlen sollen, finde ich indes nicht 
rich�g; denn das führt zu einer En�remdung der 
Völker. 
 

(Zurufe) 
 
Wenn sie sich gegensei�g sank�onieren, wird es 
immer schwerer, vor allem, wenn sie so harte 
Maßnahmen machen, stat weiter mit den  
Völkern zu sprechen. Das haben wir doch seit 
2014 erlebt. Das Problem ist doch folgendes: 
 

(Zurufe) 
 
- Das sage ich Ihnen gleich. Die zehn Minuten 
sind halt ein bisschen kurz. - Die Sank�onen füh-
ren nur zur En�remdung der Völker, 
 

(Zurufe) 
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und die einzigen Profiteure dieser Sank�onen 
waren in der Vergangenheit die US-Amerikaner 
und die Chinesen, und darauf läu� es wieder 
hinaus, dass sich genau diese zwei Großmächte 
weiter etablieren. - So sieht’s aus. 
 

(Beifall - Zurufe) 
 
Ich danke dem Ministerpräsidenten trotzdem, 
der in seiner Rede völlig zu Recht auf die histo-
rischen Verbindungen zu beiden Völkern hin-
wies. Ich sage es ganz ehrlich zu Ihnen, weil Sie 
„Krieg“ gesagt haben: Ich bin pazifis�sch veran-
lagt. Ich will gar keinen Krieg führen. Von mir 
aus ist es so: Der Grundsatz von Oto von Bis-
marck zählt: Wenn Völker miteinander Handel 
treiben, ist es schwieriger, Krieg gegeneinander 
zu führen. Deshalb müssen wir miteinander  
gehen und nicht gegeneinander. 
 

(Beifall - Zurufe) 
 
Jetzt, Herr Heuer, zu Ihnen. Jedoch ist der vor-
liegende Antrag wenig diploma�sch wertvoll, da 
er sich auf innere Angelegenheiten souveräner 
Staaten bezieht. 
 

(Lachen - Zuruf: Unglaublich! - Weitere Zu-
rufe) 

 
- Ja. - Die Grundlage - das will ich Ihnen auch mal 
sagen - für die Sicherung des Friedens in Europa 
ist nicht gegeben, sondern sie ist nur mit der 
Russischen Födera�on in partnerscha�lichem 
Zusammenhalt möglich. Wer das nicht versteht 
und nicht darauf eingehen will, der verschließt 
die Augen vor der Realität. So sieht es leider aus. 
- Vielen Dank. 
 

(Beifall - Zurufe) 
 
- Ihr könnt doch eine Frage stellen, ist doch kein 
Problem. 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  
 
Danke. - Wir beruhigen uns wieder. Es gibt meh-
rere Fragen. 
 
 
Tobias Rausch (AfD):  
 
Jawohl, vielen Dank. 
 
 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  
 
Wenn Sie die beantworten möchten.  
 
 
Tobias Rausch (AfD):  
 
Ja, bite. 
 
 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  
 
Als Erster Herr Striegel, bite. - Telefonieren hier 
bite nicht. Wir wollten darauf achten, dass wir 
in Zukun� ein bisschen - - Nein, alles gut. Ich 
habe die Kneifzange zu Hause gelassen. 
 

(Lachen) 
 
 
Sebas�an Striegel (GRÜNE):  
 
Herr Bütner, ich wollte Ihnen eigentlich eine 
Frage stellen, aber im Verlauf Ihrer Rede ist aus-
reichend klar geworden, dass Sie als außenpoli-
�scher Ak�vposten für Herrn Pu�n hier ak�v 
waren. Insofern spare ich mir die Frage. 
 

(Zurufe) 
 
 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  
 
Okay.  
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Tobias Rausch (AfD):  
 
Herr Präsident, ich möchte auf die Einlassung 
antworten. 
 
 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  
 
Sie können, ja.  
 
 
Tobias Rausch (AfD):  
 
Herr Striegel, Sie haben durch diese Äußerung 
einfach nur wieder gezeigt, wessen Geistes Kind 
Sie sind. Es ist beschämend, was Sie hier von 
sich geben und die Situa�on nicht erkennen. 
Aber wissen Sie, ich sehe es Ihnen nach, wenn 
Sie von außenpoli�schem Gespür sprechen. Die 
GRÜNEN und die Außenministerin Baerbock be-
sitzen keines. Sie können nicht einmal gerade 
Sätze aussprechen. 
 

(Beifall) 
 
 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  
 
Herr Hövelmann, bite. 
 

(Zuruf) 
 
 
Tobias Rausch (AfD):  
 
Ich kann Ihnen mal Sequenzen von Frau 
Baerbock zuschicken; sehr interessant. 
 
 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  
 
Sie sind jetzt nicht dran, sondern Herr Hövel-
mann. 
 

(Zurufe) 
 

Tobias Rausch (AfD):  
 
Die schicke ich Ihnen gern per WhatsApp, das ist 
kein Problem. 
 
 
Holger Hövelmann (SPD):  
 
Vielen herzlichen Dank, Herr Präsident. - Kollege 
Rausch, ich häte nicht gedacht, dass wir uns in 
dieser Legislaturperiode oder überhaupt in die-
ser Zeit im Parlament über kriegerische Aus- 
einandersetzungen miten in Europa unterhal-
ten müssen. Insofern will ich uns alle an die 
Ernstha�igkeit der Debate erinnern. 
 

(Beifall) 
 
Ich habe nach Ihrem Redebeitrag folgende 
Frage: Sie haben sehr intensiv historische Be-
züge, Grenzen, Jahrzehnte, Jahrhunderte be-
müht, um zu beschreiben, was gerade zwischen 
Russland und der Ukraine passiert. Ist Ihnen die 
Charta der Vereinten Na�onen bekannt, in der 
die Grenzen von heute - ich betone: von 
heute - die Grundlage der interna�onalen Be-
ziehungen von Völkern und Staaten sind? Und 
ich frage ganz direkt in Kenntnis Ihres Redebei-
trages: Welche Grenzen zu welcher Zeit sind für 
Sie und für die AfD Grundlage von poli�schen 
Entscheidungen bzw. poli�schen Ansichten?  
 
 
Tobias Rausch (AfD):  
 
Vielen Dank, Herr Hövelmann, für diese Frage. 
Mir ist das sehr wohl bekannt. Ich weiß auch, 
dass die damalige Sowjetrepublik das mitge-
zeichnet hat. Für mich sind diese Grenzen auch 
so gegeben. Aber - jetzt muss ich „aber“ sagen - 
ich habe in meinem Redebeitrag ganz klar ge-
sagt, 
 

(Lachen) 
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dass ich diese Kriegshandlungen nicht gut finde. 
Mehrmals habe ich dazu Stellung genommen, 
dass das nicht rich�g ist. Dass man aber die 
Schuld allein auf Russland schiebt, ohne einmal 
die Sicherheitsinteressen zu hinterfragen, die 
seit Jahrzehnten bekannt sind - - 
 

(Zurufe) 
 
Wie gesagt, Ihr Parteikollege Egon Bahr hat es 
1999 schon einmal dargestellt. 
 

(Unruhe) 
 
Da muss man einfach mal die Konsequenzen se-
hen. Es ist schlimm, was da passiert. Das verur-
teile ich auch, aber - - 
 

(Cornelia Lüddemann, GRÜNE: Da kann es 
kein Aber geben! - Weitere Zurufe) 

 
Aber was wollen wir denn jetzt hier machen? 
 

(Zurufe) 
 
Ich frage Sie jetzt. - Ganz einfach: Mein Plan 
wäre es, man würde die Minsker Vereinbarung 
wieder offenlegen und man wäre einmal einen 
Schrit auf Russland zugegangen. Die NATO hat 
von Russland Forderungen bekommen, aber 
keine Gegenforderungen aufgemacht, damit 
man verhandeln kann, sondern eiskalt gesagt, 
nein, das akzep�ert man nicht. 
 

(Zurufe) 
 
Man war doch gar nicht verhandlungsbereit. 
Das ist das Problem! 
 

(Beifall - Zurufe) 
 
So wie hier andere Meinungen immer gleich als 
undemokra�sch oder sonst was - - Gerade von 
diesem Block hier! So ist es! 
 

(Zurufe) 
 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  
 
Danke. Ich sehe im Moment keine weiteren  
Fragen. 
 
 
Tobias Rausch (AfD):  
 
Schade. 
 
 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  
 
Dann bite ich für die SPD-Frak�on die Frak- 
�onsvorsitzende Frau Dr. Pähle. - Bite. 
 

(Unruhe) 
 
- Augenblick, bite. Können wir jetzt bite fort-
setzen? - Herr Kosmehl, bite auch. - Danke. - 
Frau Dr. Pähle, Sie haben das Wort und die Auf-
merksamkeit des Parlaments. 
 
 

Dr. Katja Pähle (SPD):  
 
Vielen Dank, Herr Präsident. - Krieg, das war und 
ist für Menschen in vielen Teilen der Welt bit-
tere Realität. Wer bei uns mit wachen Augen 
das Weltgeschehen beobachtet, der war sich 
dessen immer bewusst. Krieg war für Menschen 
in Miteleuropa in den letzten 75 Jahren aber 
vor allem eines: weit weg.  
 

(Zuruf: Und Jugoslawien?) 
 
Das hat sich mit dem vom russischen Präsiden-
ten Pu�n befohlenen Angriff auf die Ukraine 
dras�sch geändert. Von Berlin nach Kiew ist es 
genauso weit wie von Berlin nach Rom und von 
Berlin nach Kaliningrad ist es genauso weit wie 
nach Stutgart. Das, was jetzt geschieht, ge-
schieht buchstäblich vor unserer Haustür. Die-
ser Krieg, der gerade erst begonnen hat und 
doch aktuell mit brachialer Gewalt fortgesetzt  
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wird, wird vor allem großes Leid über die ukrai-
nische Zivilbevölkerung bringen. Schon die  
ersten Bilder sind erschreckend. 
 
Darüber hinaus werden die wirtscha�lichen Fol-
geschäden dieses Konfliktes den gesamten Kon-
�nent treffen, ebenso Russland. Es führt jedoch 
kein Weg daran vorbei, dass die Staaten der Eu-
ropäischen Union auf das russische Vorgehen 
eine unmissverständliche und geschlossene 
Antwort geben, auch wenn das einen hohen 
ökonomischen Preis bedeutet - zu einschnei-
dend ist der Verstoß gegen alle Werte der inter-
na�onalen Staatengemeinscha�.  
 
Blicken wir zurück auf die Anfänge der Nach-
kriegsordnung. Unter dem Eindruck der Schre-
cken des Zweiten Weltkriegs und des Faschis-
mus gründeten 50 Staaten, darunter übrigens 
neben der Sowjetunion auch die Ukraine und 
Belarus, nur wenige Wochen nach der Kapitula-
�on Nazideutschlands die Vereinten Na�onen. 
 
In der Charta der Vereinten Na�onen veranker-
ten sie Grundsätze, die bis heute für das Zusam-
menleben der Staaten verbindlich sind: die Sou-
veränität der Staaten, ihr Recht auf territoriale 
Integrität, das Selbstbes�mmungsrecht der Völ-
ker, Gewaltlosigkeit in den interna�onalen Be-
ziehungen und die Achtung der Menschen-
rechte. Gegen jeden einzelnen dieser Grunds-
ätze hat Pu�n mit seinem Angriffsbefehl ver- 
stoßen. 
 

(Beifall) 
 
Das ist für ihn keineswegs ein Kollateralscha-
den. In seiner Fernsehansprache hat er deutlich 
gemacht, dass er der Ukraine das Existenzrecht 
abspricht. Der Angriff auf die Ukraine ist deshalb 
ein Angriff auf das Wertesystem der interna�o-
nalen Gemeinscha� insgesamt. 
 

(Beifall) 
 

Deshalb ist es ein Gebot der Menschlichkeit und 
der Solidarität, aber auch unseres eigenen Inte-
resses als Bürgerinnen und Bürger eines demo-
kra�schen Staates, dass wir uns nachdrücklich 
und entschieden an die Seite des ukrainischen 
Volkes stellen und sagen: Der Krieg muss enden! 
 

(Beifall)  
 
Pu�ns Truppen müssen sich aus der Ukraine 
vollständig zurückziehen! Und: Wir werden es 
nicht akzep�eren, dass Russland in der Ukraine 
eine Gewaltherrscha� errichtet, wie es der Plan 
von Pu�n zu sein scheint. Ich habe mehrmals 
den Satz gelesen: Wir stehen seit gestern früh in 
einer anderen Welt, als sie sich noch am Abend 
vorher dargestellt hat. - Das s�mmt auch. 
 

(Zustimmung) 
 
Das heißt aber nicht, dass wir uns in einer Welt 
wie dieser einrichten müssen. Jetzt gilt es daher, 
Flagge zu zeigen; denn wir dürfen das Spiel von 
Pu�n und anderen Diktatoren nicht mitspielen. 
 

(Beifall) 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Was 
heißt das? - Erstens. Wir müssen dafür sorgen, 
dass der Protest gegen den Einmarsch nicht zu 
übersehen ist, damit die Menschen in der Ukra-
ine wissen, dass wir an ihrer Seite stehen. Poli-
�sche Beschlüsse wie der, den wir gleich fassen 
werden, sind wich�g. Wich�g sind aber auch die 
Demonstra�onen und Protestak�onen, die ges-
tern schon spontan statgefunden haben, und 
natürlich auch der Protest im Netz, der in der 
Ukraine und hoffentlich auch in Russland an-
kommt. 
 
Zweitens. Die Antwort der demokra�schen 
Staaten muss für den Aggressor spürbar sein. 
Wir zeigen deshalb, dass wir zu wirtscha�lichen 
und diploma�schen Sank�onen in der Lage und  
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bereit sind, auch wenn sie wirtscha�liche Nach-
teile für unser Land bringen sollten.  
 
Herr Ministerpräsident, ich teile Ihre Sorge um 
die Auswirkungen von steigenden Energieprei-
sen oder sogar Lieferausfällen auf die Wirtscha� 
und die Menschen in Sachsen-Anhalt. Tatsache 
ist: Gas, das uns heute fehlt oder fehlen könnte, 
können wir nicht durch erneuerbare Energien 
von morgen ersetzen, durch Kohle aus verlän-
gerten Laufzeiten von übermorgen allerdings 
auch nicht. Ich halte dabei an der Botscha� von 
Armin Willingmann aus der letzten Woche fest: 
Gerade jetzt müssen wir auf mehr Energieunab-
hängigkeit setzen; dazu tragen die erneuer- 
baren Energien wesentlich bei. 
 

(Zustimmung - Zuruf: Und wer bezahlt das?) 
 
Dritens. Wir müssen die zarten Pflänzchen der 
Zivilgesellscha� in Russland unterstützen. Es 
s�mmt ja, dass das russische und das ukraini-
sche Volk in enger Nachbarscha� leben, nicht 
erst seit der Sowjetzeit. Die verwandtscha�- 
lichen, kulturellen, sozialen und wirtscha�- 
lichen Bande sind eng. Deshalb sind auch in 
Russland Menschen empört darüber, was Pu�n 
in der Ukraine anrichtet. Wir können ahnen, wie 
viel Mut dazu gehört, in Russland eine kri�sche 
S�mme zu erheben und auf die Straße zu gehen. 
Das müssen wir ermu�gen und unterstützen. 
 

(Beifall) 
 
Viertens. Die NATO-Mitgliedsstaaten in Osteu-
ropa, in denen sich die Menschen große Sorgen 
machen, brauchen unsere Unterstützung. Ich 
weiß, dass die Frage der NATO-Osterweiterung 
in den letzten 25 Jahren durchaus umstriten ist. 
Jetzt gilt es jedoch, den Grundsatz „Pacta sunt 
servanda“ auch einzuhalten. Deshalb stehen wir 
zu unseren Verpflichtungen im Bündnis. Aber 
wir sollten auch nicht Ausweitungen der be-
waffneten Auseinandersetzungen Vorschub  
 

leisten. Den Menschen in der Ukraine hil� es 
nicht, wenn weitere Länder in den Krieg hinein-
gezogen werden. Weder ist ein militärisches 
Eingreifen in der Ukraine eine Op�on für die 
Nachbarstaaten, noch ist es sinnvoll, dass z. B. 
Deutschland zu Waffenlieferungen in diesem 
Konflikt übergeht. 
 
Fün�ens. Wir müssen humanitäre Hilfe zur Ver-
fügung stellen. Ich begrüße es daher sehr, dass 
Bundesinnenministerin Nancy Faeser - ich habe 
gehört, auch unsere Innenministerin - vorsorg-
lich Sachen in die Hand nimmt, um mit Flücht-
lingen, die möglicherweise in Deutschland an-
kommen, umzugehen. Das ist der rich�ge 
Schrit. Natürlich wollen wir nicht hoffen, dass 
Menschen in erheblichen Größenordnungen 
aus ihrer Heimat fliehen müssen. Aber wir sind 
für den Fall der Fälle zu einem starken Signal der 
Mitmenschlichkeit verpflichtet und bereit. 
 

(Beifall) 
 
Mir wäre es wich�g, dass in dieser Situa�on die 
verbliebenen Flüchtlinge, die an der Grenze zwi-
schen Polen und Belarus als Faustpfand gehal-
ten werden, nicht vergessen werden. Auch für 
diese brauchen wir jetzt eine Lösung. 
 

(Beifall) 
 
Das sind die Aufgaben, die sich aktuell stellen. 
Zu den Leitlinien unseres Handelns muss es aber 
immer gehören, auf absehbare Zeit zu einer 
stabilen Friedensordnung in Europa zurückzu-
kehren.  
 
Als Willy Brandt im Jahr 1971 in Oslo den Frie-
densnobelpreis entgegennahm, skizzierte er 
seine grundlegenden Vorstellungen dazu, wie 
man an einem europäischen Haus des Friedens 
arbeiten und bauen kann. Ich erinnere daran: 
Das geschah nicht in einer Phase jahrzehntelan-
gen Friedens, sondern im �efen Misstrauen des  
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Kalten Krieges. Aus seinen persönlichen Erfah-
rungen heraus, mit Krieg und Verfolgung, mit 
dem Mauerbau in Berlin und mit der Kubakrise, 
in der der Wel�rieden für einige Tage auf Mes-
sers Schneide stand, formulierte Willy Brandt 
Grundsätze, die gerade in unserer heu�gen 
Lage eindringlich wirken und die uns zugleich 
zeigen, was für einen weiten Weg wir in den 
nächsten Jahren zurücklegen müssen. Er sagte:  
 

„Der Krieg darf kein Mittel der Politik sein. Es 
geht darum, Kriege abzuschaffen, nicht nur, 
sie zu begrenzen. Kein nationales Interesse 
lässt sich heute noch von der Gesamtverant-
wortung für den Frieden trennen.  

 
Krieg ist nicht mehr die Ul�ma Ra�o, son-
dern die Ul�ma Irra�o.“ 

 
(Beifall) 

 
Er sagte weiter:  
 

„Wir müssen […] ein Gleichgewicht zwischen 
den Staaten und Staatsgruppen schaffen und 
wahren, in dem die Iden�tät und die Sicher-
heit eines jeden von ihnen geborgen sein 
kann.  

 
Wir müssen der Gewalt und der Androhung 
von Gewalt im Verkehr der Staaten entsa-
gen, endgül�g und ohne Ausnahme. Das 
schließt die Unverletzlichkeit bestehender 
Grenzen notwendig ein. Unantastbarkeit der 
Grenzen kann jedoch nicht heißen, sie als 
feindliche Barrieren zu zemen�eren.“ 

 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, Sie 
werden es an meiner S�mme gehört haben: Die 
Ereignisse in der Ukraine beschä�igen uns alle, 
auch mich. Lassen Sie uns als Poli�ker klug mit 
dieser Situa�on umgehen. 
 

(Beifall) 
 

Lassen Sie uns abwägen, vernün�ige Entschei-
dungen im Sinne der Menschen treffen, der 
Menschen hier und auch der Menschen in der 
Ukraine. - Vielen Dank. 
 

(Beifall) 
 
 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 
 
Frau Dr. Pähle, Kollege Striegel möchte Ihnen 
gern eine Frage stellen. - Bite. 
 
 
Sebas�an Striegel (GRÜNE):  
 
Frau Kollegin Pähle, Sie haben auf die Wich�g-
keit der Proteste in Solidarität mit der Ukraine 
verwiesen. Sie haben das Thema Wirtscha�s-
sank�onen angesprochen und die Notwendig-
keit, auch schwerwiegende Eingriffe und daraus 
folgende eigene Schädigung zu akzep�eren. In 
der Ukraine gibt es gerade sehr, sehr viel Unver-
ständnis darüber, dass unter anderem die Bun-
desrepublik Deutschland die Abkoppelung von 
Russland von SWIFT nicht unterstützt. Ich 
möchte Sie gern nach der Posi�on der sachsen-
anhal�schen SPD fragen. Unterstützen Sie die 
Abkoppelung Russlands von SWIFT? 
 
 
Dr. Katja Pähle (SPD):  
 
Sehr geehrter Kollege Striegel, in diesen inter-
na�onalen Beziehungen gilt erst recht der 
Grundsatz „Schuster, bleib bei deinem Leisten“. 
Die Bundesregierung hat an dieser Stelle deut-
lich gemacht, dass das gestern auf der europäi-
schen Ebene geschnürte Paket von Sank�onen 
ein erstes Signal ist. Sie hat weiterhin deutlich 
gemacht, dass weitere Schrite, wenn notwen-
dig, folgen werden. Es ist auch meine Einschät-
zung, dass das ein kluges Vorgehen an dieser 
Stelle ist. - Vielen Dank. 
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Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  
 
Danke für die Antwort. - Als nächster Debaten-
redner spricht Herr Gallert. - Bite. 
 
 
Wulf Gallert (DIE LINKE):  
 
Werter Herr Präsident! Werte Kolleginnen und 
Kollegen! Ich weiß nicht, wie es Ihnen gestern 
gegangen ist, aber ich hate den Eindruck, wir 
lebten in einem surrealen Raum. Wir disku�er-
ten über Dinge, die für Spezialisten in hohem 
Maße von Interesse waren, aber gleichzei�g 
wurden wir Zeuge eines laufenden Krieges in 
Europa. Ich werde dieses Gefühl bis heute nicht 
los. Das erschütert mich, und ich hoffe, Sie 
auch. 
 

(Beifall) 
 
Ja, wir sind nicht der Bundestag, wir sind nicht 
das Europäische Parlament, wir haben keine au-
ßenpoli�schen Kompetenzen. Das macht uns 
aber auch an einer Stelle ein bisschen frei in der 
Perspek�ve, und zwar deswegen, weil wir, 
glaube ich, zuerst die Perspek�ve der Betroffe-
nen und nicht der Staaten übernehmen können. 
Wir als Ostdeutsche haben eine spezielle Ver-
antwortung dafür. Magdeburgs Partnerstadt 
Saporoschje ist gestern russisch bombardiert 
worden. Das ist noch einmal etwas anderes, 
wenn man Menschen dort kennt, die Opfer die-
ses Krieges werden. 
 

(Beifall) 
 
Der Bezirk Magdeburg hate intensive Bezie-
hungen zum Oblast Donezk, die Stadt Magde-
burg zur Stadt Donezk - seit den 60er-Jahren bis 
hinein in das Jahr 1997, dann ist sie von deut-
scher Seite aufgekündigt worden. Mein Bruder 
hat dort studiert.  

Auch die Perspek�ve der Menschen aus Donezk 
ist übrigens interessant, sie ist sehr differenziert 
in diesem Konflikt. Es gehört zur Wahrheit und 
zu unserer Verantwortung, auch deren Perspek-
�ve wahrzunehmen.  
 
Jetzt haben wir hier einen gemeinsamen Antrag 
der demokra�schen Frak�onen vorliegen. Ich 
sage: Das ist verdammt viel wert. 
 

(Starker Beifall)  
 
Wenn wir die Perspek�ve der Menschen ein-
nehmen, dann ist es, glaube ich, ganz wich�g, 
an dieser Stelle auf unsere humanis�schen Ver-
pflichtungen einzugehen. Ich will gern noch ei-
nen Punkt hinzufügen. Ja, wir haben eine huma-
nis�sche Verpflichtung gegenüber den Men-
schen, die in der Ukraine betroffen sind und die 
aus der Ukraine fliehen. Aber es ist - das ist hier 
gesagt worden - vielleicht wahnsinnig wich�g, 
die Proteste, die es in Russland jetzt gibt, zu un-
terstützen. Das werden wir aus der Ferne durch 
Unterstützung tun können. Am Ende ist es der 
entscheidende Mut der Menschen, die sich dort 
jetzt auf die Straße stellen, die ich bewundere. 
 

(Beifall) 
 
Lassen Sie uns hier aber ein weiteres Signal aus-
senden. Was sollte uns davon abhalten, jedem 
Russen, der sich diesem Krieg verweigert, Asyl 
zu gewähren, liebe Kolleginnen und Kollegen?  
 

(Beifall) 
 
Das wäre doch mal ein Akt für den Frieden.  
 
Jetzt kommen wir zu den Kriegsursachen. Jetzt 
kommen wir zur NATO-Debate. Ja, die NATO, 
der Westen insgesamt hat seit 1990 viele Fehler 
gemacht. Es gab an vielen Stellen die Möglich-
keit, eine solche wiedererstehende bipolare 
Systemkonfronta�on, die es übrigens gar nicht  
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ist, weil die Systeme zumindest ökonomisch ge-
sehen gar nicht mehr so unterschiedlich sind, zu 
vermeiden. Das wäre möglich gewesen. Dafür, 
dass das nicht geschehen ist, tragen viele die 
Verantwortung.  
 
Dass es Völkerrechtsbruch durch Krieg in  
Europa auch nach 1990 gegeben hat,  
 

(Zustimmung - Zuruf: Ja!) 
 
das haben wir im Jugoslawienkrieg gesehen, 
und zwar bei dem wirklichen Genozid in Bosnien 
durch Serben. Das haben wir aber auch im Jahr 
1999 bei dem Kosovokrieg gesehen, der völker-
rechtswidrig war; darüber herrscht inzwischen 
Einigkeit. Wir müssen zur Kenntnis nehmen, 
dass Pu�n diesen Kosovokrieg jetzt genüsslich 
als Drehbuch für seine Interven�on in der Ukra-
ine zelebriert. So ehrlich müssen wir sein, liebe 
Kolleginnen und Kollegen. 
 

(Beifall) 
 
Aber - das ist der große Unterschied - das Mo�v 
für den Ukrainekrieg ist gerade nicht die NATO, 
sind gerade nicht die Fehler des Westens. Das 
dient Pu�n als Legi�ma�on, als Begründung, 
aber das ist nicht die Ursache. Darüber müssen 
wir uns einig sein. 
 

(Beifall) 
 
Pu�n hat sehr deutlich gesagt, was der Hinter-
grund dieser Interven�on ist. Pu�n hat sehr 
deutlich gemacht, dass es eine na�onalis�sch-
militaris�sche Großmach�antasie ist.  
 

(Zustimmung) 
 
Das ist das Mo�v für den Überfall auf die Ukra-
ine: na�onalis�sche, militaris�sche Großmacht-
poli�k. Das ist der Hintergrund. Pu�n hat sehr 
deutlich gesagt, was er will: Sowjetunion ohne 
Republiken und ohne Sozialismus. Das ist seine  
 

historische Mission, sehr klar - das ist das, was 
übrigens die poli�sche Dimension für uns noch 
einmal deutlicher macht; denn diese Argumen-
ta�on kann man nicht nur auf die Ukraine über-
tragen, sondern fak�sch auf jede ehemalige 
Sowjetrepublik -, und zwar ausdrücklich und nur 
mit der Macht des Stärkeren. Das ist die Ideolo-
gie, die diesem Krieg zugrunde liegt. Das ist die 
zentrale Mo�va�on, um die es hier geht. Das ist 
die Gefahr.  
 
Ich sage noch einmal: Auch ich - das sage ich mit 
aller Deutlichkeit - habe mich in Pu�n geirrt und 
habe mich in der poli�schen Ausrichtung der 
Pu�n-Administra�on geirrt. Ich hate mir über 
seine moralischen Kompetenzen keine Illusion 
gemacht. Ich habe ihn aber immer für einen eis-
kalten Machtpoli�ker gehalten. Dazu muss ich 
sagen: Darin habe ich mich leider geirrt. Er ist 
kein eiskalter Machtpoli�ker. Er ist inzwischen 
ein besessener, na�onalis�scher Militarist mit 
der Hand am Atomsprengkopf.  
 

(Zustimmung) 
 
Das ist die eigentliche Dimension, um die es hier 
geht. 
 

(Beifall) 
 
Deswegen ist die Frage nach der Reak�on auf 
diese Situa�on so schwierig und kompliziert, 
weil es natürlich einen Gerech�gkeitsimpuls 
gibt. Der Gerech�gkeitsimpuls sagt: Bestra� 
diesen Mann, bestra� dieses Russland, bestra� 
diese Aggression. Das Problem ist nur, dass ge-
nau das die einkalkulierte Reak�on ist. Das ist 
genau deswegen die einkalkulierte Reak�on, 
weil sie wiederum auf Pu�ns Seite zur Legi�ma-
�on und zur Begründung der nächsten Eskala- 
�onsstufe dient. Das ist der Unterschied  
zwischen Poli�k und Gerech�gkeit. 
 
Ich will deswegen etwas zu den Sank�onsfragen 
sagen. Zur Debate um Nord Stream 2. Ich muss  
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noch einmal ganz klar sagen: Sie ist inzwischen 
so lächerlich, dass man sie im Grunde genom-
men wirklich vergessen sollte. Nord Stream 2 
exis�ert, aber Nord Stream 2 geht nicht in Be-
trieb. Nord Stream 2 wäre auch im nächsten 
Jahr oder zumindest in diesem Jahr auch ohne 
diese Aggression nicht in Betrieb gegangen. Wer 
jetzt Nord-Stream-2-Debaten unter den Begriff 
Sank�onen fasst, der macht sich selbst etwas 
vor oder hat keine Ahnung. 
 
Wir können ehrlich sein. Wir können massive 
Wirtscha�ssank�onen fordern. Das können wir 
tun. Aber das würde bedeuten: ab morgen kein 
russisches Gas, kein russisches Öl mehr. Interes-
santerweise hat das bisher kaum jemand oder 
noch niemand aus Deutschland gefordert. Wa-
rum? Weil es uns selber treffen würde? - Natür-
lich würde es uns selber treffen.  
 
Aber - darin mögen Sie jetzt nicht alle meiner 
Meinung sein - ich glaube, es häte noch eine 
andere Dimension. Das ist die Frage: Wie funk-
�oniert dieses Russland? - Dieses Russland funk-
�oniert jetzt so, weil Russland ein riesiges Prob-
lem hat. Russland hat keinen Innova�onsschub 
gekriegt. Russland gründet sich auf eine einzige 
zentrale Wertschöpfung und das ist der Export 
fossiler Energie. Das ist die Alterna�v- und Aus-
weglosigkeit dieses Landes und deswegen ist 
Krieg aus der Perspek�ve dieses Landes so at-
trak�v. Es gibt zurzeit keine russische Zukun�s-
perspek�ve, weil die substanzielle Grundlage 
Russlands der Export fossiler Energie ist. Das ist 
ein endliches Verfahren.  
 
Nur - das sage ich auch -, wissen Sie, was pas-
siert, wenn dieser Cut jetzt erfolgt? - Es würde 
fak�sch über Monate hinweg zu einem Zusam-
menbruch der gesamten sozialen, ökonomi-
schen und poli�schen Situa�on in Russland füh-
ren, nicht nur zur massiven Verteuerung bei 
uns.  
 
Und der Präsident hat die Hand am Atom-
sprengkopf, das hat er vorgestern sehr deutlich  
 

gesagt. Deswegen ist es kompliziert und schwie-
rig, jetzt interna�onal darauf zu reagieren. Des-
wegen halte ich die Kri�k am Bundeskanzler in 
den letzten Wochen für übermäßig überzogen 
und im Wesentlichen falsch. Mein letzter Satz 
ist: Lassen Sie uns heute hier ein gemeinsames 
Signal der Demokraten für den Frieden aussen-
den, in Verantwortung für das, was wir erleben 
und was unsere Kinder in der nächsten Genera-
�on erleben. - Danke. 
 

(Beifall) 
 
 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 
 
Herr Gallert, Herr Tillschneider hat eine Frage. - 
Herr Tillschneider, bite. 
 
 
Dr. Hans-Thomas Tillschneider (AfD): 
 
Wie Sie die russische Ak�on, die aus der Bedro-
hung Russlands durch die NATO-Osterweite-
rung resul�ert, in einen imperialen Akt umge-
deutet haben, das war, würde ich sagen, vollen-
detes transatlan�sches Vasallentum von links, 
wie nur Sie das können. 
 

(Zuruf: Oh!) 
 
Jetzt will ich Ihnen eine Frage stellen, und zwar 
kann ich mich erinnern, dass Sie vor nicht allzu 
langer Zeit, in der letzten Legislaturperiode, hier 
im Plenum voll des Lobes waren über George 
Soros. Dieser George Soros, den Sie damals so 
sehr gelobt haben, hate auch seine Finger im 
Spiel, als in der Revolu�on in der Ukraine, im Eu-
romaidan, in der gemachten Revolu�on, die Uk-
raine von einem Staat pro Russland zu einem 
Staat pro Westen gedreht wurde, was die Vo-
raussetzung dessen ist, was wir heute erleben. 
 
Wenn ich Ihnen jetzt zugehört habe, wie Sie 
über Russland gesprochen haben, über die inne-
ren Verhältnisse in Russland, was dort jetzt ge- 
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schieht, wie Demonstra�onen angestachelt 
werden, will ich Sie fragen, ob Sie so etwas wie-
derholen wollen, diesen Wanderzirkus der De-
mokra�e unter dem Namen des George Soros, 
 

(Zuruf: Unglaublich!) 
 
ob Sie das gut finden, dass das jetzt in Russland 
gemacht wird, und ob Sie das unterstützen. 
 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Alles antisemiti-
sche Chiffren! - Zurufe: Da ist es wieder! - 
Also, das ist unglaublich! - Weitere Zurufe) 

 
 
Wulf Gallert (DIE LINKE): 
 
Ich würde es einmal so sagen: Nehmen Sie das, 
was der Mensch dort eben erzählt hat, und ver-
öffentlichen Sie es unter der Überschri�: Was ist 
An�semi�smus des 21. Jahrhunderts? 
 

(Lang anhaltender Beifall) 
 
 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 
 
Danke. - Wir setzen fort. Für die FDP-Frak�on 
hat der Frak�onsvorsitzende Herr Silbersack das 
Wort. 
 
 
Andreas Silbersack (FDP): 
 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir in Sachsen-Anhalt leben in ei-
nem Landstrich, an dessen Grenze jahrzehnte-
lang eine militärische Konfronta�on nie auszu-
schließen war. Wir kennen die Beklemmungen, 
die mit dem Gedanken verbunden sind, sich die 
eigene Heimat als Schlach�eld vorstellen zu 
müssen. So tödlich real, wie es die Menschen in 
der Ostukraine seit Jahren erleben und wie es 
die Menschen in der übrigen Ukraine dieser 
Tage befürchten müssen, wurden sie bei uns 
glücklicherweise nicht. Wir sollten uns aber da- 
 

ran erinnern, wenn sich der Impuls regt, dass 
uns das Schicksal der Menschen dort gar nichts 
anginge.  
 
Die Sprache, die Wladimir Pu�n zum Einmarsch 
auf ukrainisches Staatsgebiet gewählt hat, zeigt 
deutlich, dass es ihm um die Begleichung alter 
Rechnungen geht, Rechnungen, von denen er 
und vielleicht die Staatssicherheit in Russland 
meinen, dass sie aus dem Zusammenbruch der 
alten Sowjetunion offengeblieben sind. Tat-
sächlich ging es damals um den Willen der Men-
schen, eigene Staaten zu gründen, ob das Ka-
sachstan ist, ob das die Ukraine ist, ob das die 
bal�schen Staaten sind. 
 
Auch wir in Ostdeutschland haben es gewagt, 
unser Schicksal in die eigenen Hände zu neh-
men, und die Besatzungstruppen zum Gehen 
aufgefordert. Ich bin dem Ministerpräsidenten 
für seine Worte sehr dankbar. Als Erster Vize-
präsident des Bundesrats vertrit er derzeit ein 
oberstes Bundesorgan. Allein schon deshalb ist 
es mehr als angemessen, dass er zu dieser be-
sorgniserregenden außenpoli�schen Lage hier 
bei uns im Parlament Stellung bezogen hat. 
 
Wir verfügen im Landtag über keine besonde-
ren außenpoli�schen Zuständigkeiten, aber wir 
setzen hier auf dem demokra�schen Wege 
Recht um und wir werben regelmäßig mit der 
Einigung Europas. Wir hegen keinerlei Groll ge-
gen die Menschen in Russland. Im Gegenteil: 
Wir wollen friedlichen Austausch und Handel 
mit ihnen treiben. Aber wir müssen ihnen heute 
ganz klar sagen: Der Geist des Rechts Europas 
und der Demokra�e wird durch eine gänzlich 
ungerech�er�gte Aggression seitens der russi-
schen Führung auf das Gröbste verletzt, meine 
Damen und Herren. 
 

(Beifall) 
 
Ich habe allergrößte Hochachtung für die Tau-
senden Russinnen und Russen, die sich trauen, 
gegen diesen Willkürakt Wladimir Pu�ns zu  
 



LANDTAG VON SACHSEN-ANHALT | 25.02.2022 | Stenografischer Bericht 8/14 
 

 

21 

demonstrieren, aufrecht, wohl wissend, dass sie 
schwerste Repressalien zu erwarten haben. 
 

(Beifall) 
 
Ihr Mut ist Ausdruck der Würde des russischen 
Volkes. Er wird ihnen die notwendige Kra� ver-
leihen, wenn es eines hoffentlich nicht allzu fer-
nen Tages nach dem Ende des Pu�n-Regimes 
auf diese beschämende Zeit zurückblickt, meine 
Damen und Herren. 
 

(Zustimmung) 
 
Dass dieser große Mut überhaupt notwendig 
ist, ist wohlmöglich der augenscheinlichste Un-
terschied zwischen dem heu�gen russischen 
Staatswesen und unserer freiheitlichen Gesell-
scha�sordnung. Gegen unsere Sicherheitskrä�e 
kann man öffentlich protes�eren, wie abstrus 
die Begründung dafür auch sein mag. Sie wer-
den sie dennoch dabei beschützen und genau 
dieses Recht verteidigen. 
 
Ja, über die Eignung von Sank�onen kann man 
akademisch streiten. Dennoch besteht immer-
hin eine durchaus berech�gte Hoffnung, dass 
schon die Ankündigung von Sank�onen die Kos-
ten-Nutzen-Rechnung einer potenziellen Ag-
gression ändert. Diese Wirkung kann man frei-
lich nur dann erwarten, wenn diese Ankündi-
gungen im Misserfolgsfall auch tatsächlich um-
gesetzt werden. 
 

(Zustimmung) 
 
In dieser Woche sterben Menschen in der Ukra-
ine durch kriegerische Gewalt. Innerhalb von 
24 Stunden sind es augenblicklich bis zu 200 Uk-
rainer; und es werden mehr werden. Das müs-
sen wir uns alle vor Augen halten. Da verbietet 
es sich an und für sich, zu beziffern oder gar zu 
beklagen, welche Auswirkungen Sank�onen auf 
unseren Wohlstand in Sachsen-Anhalt haben 
werden. Aber ja, wir müssen bereit sein, diese  
 

zu akzep�eren. Denn seien wir ehrlich: Es blei-
ben ansonsten nicht viele Einwirkungsmöglich-
keiten, um einer solchen Willkür mit mehr als 
Solidaritätsadressen zu begegnen. 
 
Gegenüber Waffenlieferungen in ein Kriegsge-
biet sind wir in Deutschland reserviert. Schon 
gar nicht werden wir oder unsere Verbündeten 
in einen Krieg gegen das hochgerüstete, atomar 
bewaffnete Russland eintreten, solange wir 
nicht dazu gezwungen sind, uns zu verteidigen.  
 
Deshalb sind die Bedrohungsszenarien, die von 
der russischen Führung an die Wand gemalt 
werden, im Übrigen so dermaßen absurd. Präsi-
dent Pu�n mit seinem Geheimdiensthinter-
grund dür�e dies völlig klar sein. 
 
Es ist aber auch völlig klar, dass sich Präsident 
Pu�n im Vorfeld offensichtlich gut mit der chi-
nesischen Führung abgesprochen hat. Auch 
denjenigen, die hierzulande bereitwillig glau-
ben, sollte das spätestens dann bewusst wer-
den, wenn er einer freien Na�on wie der Ukra-
ine, einem so souveränen Land seine Existenz-
berech�gung abspricht.  
 
Die einzige Gefahr, die Wladimir Pu�n, ausge-
hend von der Ukraine und von uns in der west-
lichen Welt, zu befürchten hat, ist die Angst vor 
dem russischen Volk, meine Damen und Herren, 
davor, dass es durch unser gemeinsames Bei-
spiel zu einer gefährlichen Erkenntnis gelangen 
könnte, nämlich dass es seine poli�sche Füh-
rung aus dem Amt drängen können sollte, wenn 
es sie nicht mehr für tauglich hält. 
 
Dem Großteil der Russen ist durchaus bewusst, 
dass sie und ihr Land von der Elite um Pu�n aus-
geplündert werden. Der Rausch imperialen Stol-
zes, den die russische Propaganda nun vielleicht 
fabrizieren mag, wird das nicht länger übertün-
chen können. Denn viel mehr hat Wladimir Pu-
�n den ganz normalen Menschen in Russland 
nicht zu bieten. 
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Sie haben von diesem Krieg nichts als Leid zu er-
warten. Diese Art Großmachtpoli�k kostet im 
güns�gsten Fall nur Unsummen an Steuergeld 
und junge Soldaten mit Blut an den Händen, die 
im schlechtesten Fall in Zinksärgen in ihre Hei-
mat zurückkehren, meine Damen und Herren.  
 

(Zustimmung) 
 
Ich glaube, es war rich�g, dass Deutschland und 
die Verbündeten der russischen Führung den 
Verhandlungsweg offengehalten haben - auch 
wenn sie überdeutlich einen Angriffskrieg vor-
bereitete und dreist, aber unbeholfen einen 
Kriegsgrund konstruierte. Obwohl die diploma-
�schen Bemühungen bedauerlicherweise gänz-
lich ohne Erfolg blieben, ist es genauso rich�g, 
dass diese Tür einen Spalt offenbleibt, meine 
Damen und Herren. 
 
Dennoch ist ganz klar: Die Ukraine hat jedes 
Recht auf dieser Welt, sich zu verteidigen. 
 

(Zustimmung) 
 
Es gibt nur einen Weg, diese Aggression zu be-
enden, ohne sich ihrer Logik zu ergeben. Das ist 
der Rückzug der russischen Truppen und des 
russischen Marionetenregimes in der Ostukra-
ine, meine Damen und Herren. 
 

(Zustimmung) 
 
Leider ist die Wahrscheinlichkeit dafür nicht 
sonderlich hoch. Unter diesen Umständen ist es 
jetzt - unabhängig von dem Thema Sank�o-
nen - nicht zu rech�er�gen, Nord Stream 2 ans 
Netz gehen zu lassen. Wladimir Pu�n hat eine 
poli�sche Neubewertung des Projekts erzwun-
gen. 
 
Offenkundig führt er ein Staatswesen, das be-
reitwillig militärische Gewalt gegen ein fried- 
liches Nachbarland einsetzt. Ich persönlich 
häte mir nie vorstellen können, dass Wladimir 
Pu�n tatsächlich die Souveränität der Ukraine 
infrage stellt. Für mich war das bis vorgestern 
unvorstellbar. 

Die wenigsten von uns werden sich jemals der 
Illusion hingeben, dass Wladimir Pu�n Russland 
zu einem liberalen Utopia machen wollte. Den-
noch haben wir unterstellt, dass die russische 
Führung grundsätzlich den Prinzipien ra�onalen 
Handels folgt. Die Realität dieser Tage ist für 
mich wie für uns alle, die die deutsch-russischen 
Beziehungen grundsätzlich stets mit gutem Wil-
len betrachtet haben, deshalb äußerst ernüch-
ternd. 
 
In kurzer Zeit ist nun sehr viel Vertrauen zerstört 
worden. Der Weg, dieses Vertrauen wiederher-
zustellen, ist erfahrungsgemäß leider viel län-
ger. Den ersten großen Schrit muss nun die rus-
sische Führung machen: Stoppen Sie diesen 
Krieg sofort und ohne Vorbedingungen! - Vielen 
Dank, meine Damen und Herren. 
 

(Beifall) 
 
 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 
 
Danke, Herr Silbersack. Herr Tillschneider 
möchte eine Frage loswerden. Wollen Sie diese 
beantworten? 
 
 
Andreas Silbersack (FDP): 
 
Ja. 
 
 
Dr. Hans-Thomas Tillschneider (AfD): 
 
Eine ganz kurze Frage. Die der FDP naheste-
hende Friedrich-Naumann-S��ung hat ja schon 
so manchen fragwürdigen Putsch unterstützt. 
Nach Ihrer Rede frage ich Sie daher: Sind Sie in 
Russland auch schon im Geschä�? 
 

(Lachen - Zurufe: Oh! - Was haben Sie für ein 
Problem? - Mann, Mann, Mann! - Wie geil ist 
das denn? - Unruhe) 
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Andreas Silbersack (FDP): 
 
Ich kann dazu nur eines sagen: Das, wodurch Sie 
glänzen, ist die absolute Realitätsverweigerung. 
 

(Beifall - Lachen) 
 
 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 
 
Danke. - Für die Frak�on BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN spricht Herr Striegel. 
 
 
Sebas�an Striegel (GRÜNE): 
 
Herr Präsident! - Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Es herrscht Krieg in Europa. Men-
schen leiden. Menschen sterben. Ich hate ge-
ho�, nie in die Situa�on kommen zu müssen, 
meinen Kindern zu erklären, was nun gerade 
passiert. 
 
Die Ukraine steht spätestens seit der russischen 
Annexion der Krim im Jahr 2014 in ihrer Souve-
ränität und Sicherheit unter Druck. Der am gest-
rigen Morgen begonnene Angriffskrieg des Pu-
�n-Regimes auf einen freien und souveränen 
europäischen Na�onalstaat sprengt aber nicht 
nur die Ukraine, sondern auch unsere europäi-
sche Friedens- und Sicherheitsordnung, ja, welt-
weite Gewissheiten. 
 
Pu�n spricht der Ukraine die Existenz als Na�on 
ab. Er will das Land von der Landkarte fegen. Als 
er sich mit Macron getroffen hate, hat er zu 
Präsident Selenskyj gesagt: „Ob's dir gefällt oder 
nicht, du wirst dich fügen müssen, meine 
Schöne.“ Diese Vergewal�gungsandrohung be-
darf keiner Interpreta�on mehr. Das ist eindeu-
�g. Das ist klar. 
 
Unsere Solidarität gilt deshalb dem ukraini-
schen Volk und der demokra�sch gewählten uk-
rainischen Regierung unter Präsident Selenskyj,  
 

die offensichtlich durch ein russisches Socken-
puppen-Regime ersetzt werden soll. 
 

(Zustimmung) 
 
Bereits die Annexion der Krim und die de facto 
russische Besetzung der sogenannten Volksre-
publiken im Osten waren Angriffe auf die terri-
toriale Integrität der Ukraine. Die Anerkennung 
der russischen Stellvertreter-Regime durch Pu-
�n als unabhängig, mit anschließendem Ein-
marsch militärischer Krä�e, ist ein eklatanter 
Bruch des Völkerrechts. 
 

(Zustimmung) 
 
Der völkerrechtswidrige Angriffskrieg, der ges-
tern Morgen durch Pu�n gestartet wurde, ist 
ein Verbrechen - ein Verbrechen, das man dem 
Mann im Kreml und seiner korrupten Mach-
telite nicht durchgehen lassen darf. 
 
Pu�ns Handeln hat zum Bruch aller völkerrecht-
lichen Vereinbarungen geführt, die Russland in 
den letzten Jahrzehnten eingegangen ist. Neben 
der Verletzung der Charta der VN negiert Russ-
land mit seinen massiven Eskala�onen die 
Schlussakte von Helsinki der Konferenz über  
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa, die 
Pariser Charta zum Ende der Teilung Europas im 
Kalten Krieg, das Budapester Memorandum 
zum Nuklearwaffenverzicht der Ukraine gegen 
die Garan�e ihrer Souveränität sowie die Mins-
ker Vereinbarung zur Deeskala�on und Befrie-
dung der kriegerischen Auseinandersetzungen 
in der Ostukraine. 
 
Wladimir Pu�n hat aus seinen Vorstellungen nie 
wirklich einen Hehl gemacht. In einem Aufsatz 
über die historische Einheit der Russen und der 
Ukrainer aus dem Juli des vergangenen Jahres 
hat er die Existenz einer souveränen Ukraine 
verleugnet. Das Land sei - ich zi�ere - ganz und 
gar und durch und durch ein Geschöpf der Sow-
jetära. Seine Existenz sei ein historischer Fehler  
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der Bolschewiki und im Konkreten Lenins, der 
nun im Zuge eines wiederentstehenden groß-
russischen Reiches behoben werden müsse. Das 
im Jahr 1924 im Rahmen der sowje�schen Ver-
fassung etablierte Bes�mmungsrecht der sow-
je�schen Teilrepubliken zur Unabhängigkeit sei 
eine - Zitat - Zeitbombe gewesen, die ihre zer-
störerische Wirkung nach dem Machtverlust 
der KPdSU en�altet habe. 
 
Pu�n entwickelt in seinem Aufsatz die Erzäh-
lung einer organischen russischen Na�on, die 
Anspruch auf einen historisch definierten Raum 
habe. Dies ist letztlich eine völkische Blut- und 
Bodenideologie, die auch die Begeisterung 
deutscher Pu�n-Lakaien und Rechtsextremer 
für den Mann im Kreml erklären könnte; man 
steht auf einem gemeinsamen von Alexander 
Dugin geschaffenen ideologischen Grund. 
 
Der Westen, Europa, die NATO und besonders 
wir Deutschen haben diese Bedrohung des 
freien Selbstbes�mmungsrechts der Völker und 
die Mach�rage, die Pu�n damit in den Raum ge-
stellt hat, bislang zu wenig ernst genommen. 
Spätestens mit dem militärischen Eingreifen im 
Jahr 2008 in Georgien war das Muster etabliert, 
das dieser auf Atomwaffen sitzende Diktator 
wieder und wieder anwenden würde. Wir als 
Süch�ge nach Gas und Erdöl haben ihn mit Han-
del und mit Reisefreiheit für seine Oligarchen in 
Europa belohnt. Wir haben seine Gi�- und 
Mordanschläge, ob in London, Salisbury oder im 
Berliner Tiergarten, weitgehend hingenommen. 
Wir haben seinem Cyberkrieg und seiner Desin-
forma�onskampagne zu wenig entgegenge-
setzt.  
 

(Zustimmung)  
 
Wir haben damit auch die Ukraine verraten, in-
dem wir ihr nicht einmal Defensivwaffen liefern 
wollten, nur um Russland nicht zu verärgern. 
 

(Zustimmung)  
 

Wir laufen Gefahr, auch die bal�schen Staaten 
alleinzulassen, wenn wir jetzt nicht fundamen-
tal anders handeln. 
 
Pu�n will mehr als die Ukraine. Er will sein Land 
zu alter imperialer Größe führen. Er definiert 
postsowje�sche Interessensphären und unter-
jocht dafür innere und äußere Gegner. Wir müs-
sen fragen, was es braucht, um die Souveränität 
der europäischen Staaten dauerha� gegen ein 
imperial agierendes Russland zu verteidigen. 
Und alles - alles! -, was es dafür braucht, muss 
jetzt getan werden, in der NATO, der EU, in 
Deutschland und auch in Sachsen-Anhalt. 
 
Die bislang beschlossenen Sank�onen sind da-
für so wenig ausreichend wie unsere militäri-
schen Kapazitäten in der Bundesrepublik und in 
Europa. Für diese Fragen aber ist - das ist heute 
hier zutreffend festgestellt worden - der Bund in 
der Verantwortung. Unsere Aufgabe kann es 
nur sein, die Willensbildung zu wirksamen Ant-
worten auf Pu�ns Angriff voranzutreiben und zu 
ergreifenden Maßnahmen nicht mit Verweis auf 
die vermeintlichen Interessen und Abhängigkei-
ten unseres Bundeslandes im Weg zu stehen. 
Notwendig ist jetzt, „whatever it takes“, was im-
mer es braucht, um diesen Angriff auf ein freies 
Europa abzuwehren.  
 

(Zustimmung) 
 
Dazu gehört aus meiner Sicht eben auch, SWIFT 
für Russland zu suspendieren. Als Bundesland 
selbst müssen wir tun, was in unserer Macht 
steht. Fangen wir doch mit den kleinen Dingen 
an. 
 
 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 
 
Herr Striegel, es gibt eine Zwischenfrage von 
Herrn Gallert. Möchten Sie diese beantworten? 
 
 
Sebas�an Striegel (GRÜNE): 
 
Das würde ich am Ende meiner Rede machen. 
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Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 
 
Gut.  
 
 
Sebas�an Striegel (GRÜNE): 
 
Herr Ministerpräsident, befreien Sie die Bun-
deswehr aus der Notwendigkeit der Amtshilfe in 
der Pandemie. Unsere Solda�nnen und Solda-
ten werden zur Landes- und Bündnisverteidi-
gung und zur Vorbereitung humanitärer Unter-
stützung für die Ukraine gebraucht. 
 

(Zuruf) 
 
Frau Innenministerin, bereiten Sie schon heute 
die Aufnahme ukrainischer Geflüchteter vor. 
Mehr als vier Millionen Menschen haben das 
Land seit 2014 bereits verlassen, viele weitere 
werden folgen. Wir müssen jetzt die Vorausset-
zungen zur Durchreise und Aufnahme schaffen. 
Dazu gehört auch, dem Bund ein festes Kon�n-
gent anzubieten, um sofort Menschen unter-
bringen zu können.  
 
Ak�vieren Sie die Ressourcen und Organisa�o-
nen der humanitären Hilfen in Sachsen-Anhalt. 
Koordinieren Sie sie und stellen Sie diese über 
den Bund der Ukraine und den Nachbarländern 
zur Verfügung. 
 
Frau Grimm-Benne, klären Sie mit unseren 
Krankenhäusern, wie wir trotz der Pandemie 
den Transport und die Aufnahme von Verwun-
deten aus der Ukraine organisieren können. 
 
Frau Hüskens, stärken Sie jetzt die Resilienz un-
serer digitalen Infrastruktur, damit wir russi-
schen Angriffen auf unsere IT wirksam begeg-
nen können. 
 

(Zuruf)  
 
Herr Wirtscha�sminister, unterstützen Sie die 
sachsen-anhal�schen Unternehmen dabei, un- 
 

sere wirtscha�lichen Beziehungen zu Russland 
zu en�lechten, und sorgen Sie vor allem mit da-
für, dass unsere bestehende fossile Abhängig-
keit von Russland schnellstmöglich beendet 
wird. 
 

(Zustimmung)  
 
Der Profit aus jedem Kubikmeter russischem 
Gas, das in Sachsen-Anhalt nicht verbraucht 
wird, fehlt dem Kreml zum Führen seiner Kriege. 
 

(Zustimmung)  
 
Wir als Süch�ge müssen weg von der Nadel. 
Kohle, Öl und Gas haben ausgedient. Atomener-
gie ist - auch das zeigt der Krieg in der Ukraine - 
keine sichere Alterna�ve. Wir müssen unseren 
Gashunger kurzfris�g dras�sch reduzieren, un-
sere Quellen diversifizieren und grünen Wasser-
stoff zur Alterna�ve entwickeln. 
 

(Zurufe - Unruhe) 
 
Mitelfris�g kann uns nur das konsequente Um-
steuern auf 100 % erneuerbare Energien aus 
der Abhängigkeit von Despoten befreien. 
 

(Unruhe) 
 
Dafür kann und muss unser Bundesland mehr 
tun. Lassen Sie uns zudem prüfen, wie russische 
wirtscha�liche Betä�gung in unserem Bundes-
land wirksam beschränkt werden kann. 
 

(Zurufe)  
 
Unser Bundesland sollte zum Beispiel Möglich-
keiten prüfen, wie wir den Einfluss des russi-
schen Miteigentümers Gazprom auf den Gas-
speicher bei Peißen im Salzlandkreis beschrän-
ken können. Mir ist nicht bekannt, Herr Minis-
terpräsident, ob die Pläne, den russischen Impf-
stoff Sputnik V bei IDT Biologika in Dessau her-
stellen zu lassen, weiter exis�eren. 
 

(Zuruf) 
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Sollte es sie geben, müssen diese sofort been-
det werden. Sputnik V ist eben kein unpoli�-
scher Impfstoff. 
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Auch 
der Landtag kann etwas tun. Heben Sie den von 
Ihnen in der Sitzung des Landtages im Januar ge-
fassten Beschluss auf, Nord Stream 2 unverzüg-
lich ans Netz zu nehmen. Die Pipeline ist tot. 
Durch sie kann, darf und wird kein Gas fließen. 
 

(Unruhe)  
 
Meine Damen und Herren! Die Ukraine braucht 
Frieden. Europa braucht Frieden. Russland 
braucht Frieden. Dieser Frieden war für die Uk-
rainer schon seit 2014 nicht mehr selbstver-
ständlich. Für uns ist er es spätestens seit Pu�ns 
Angriff gestern Morgen nicht mehr. 
 
Es wird mit Pu�n und seinen korrupten Eliten 
keinen Frieden, sondern allenfalls die Abwesen-
heit von Krieg geben können. Dem Diktator im 
Kreml muss klargemacht werden, dass wir Euro-
pas Freiheit und Sicherheit nicht aufgeben wer-
den.  
 

(Unruhe) 
 
Wir streben - auch das hat der Ministerpräsi-
dent noch einmal sehr deutlich gemacht - nach 
Frieden mit Russland. Denn mit dem russischen 
Volk verbindet uns viel, gerade in Sachsen-An-
halt.  
 
Dass es gestern in ganz Russland Demonstra�o-
nen und Proteste gegen den Krieg und für Frie-
den mit der Ukraine gegeben hat, ist mein Hoff-
nungszeichen in dunkler Zeit.  
 

(Zustimmung) 
 
Der Kreml hat die unter hohem persönlichen Ri-
siko demonstrierenden Menschen massenha� 
verha�en lassen. Die Verbindungen mit der rus-
sischen Zivilgesellscha� wollen und müssen wir 
deshalb verstärken. Russland ist mehr als Pu�n  
 

und seine Oligarchenfreunde. Selbiges gilt für 
unsere Partnerscha� mit der Ukraine. Unsere 
Solidarität dort muss prak�sch werden.  
 
Der Landtag von Sachsen-Anhalt wird den Krieg 
in der Ukraine nicht beenden. Aber unser Land 
kann seinen Beitrag dafür leisten, Schrite zum 
Frieden zu gehen. Machen wir uns auf den Weg 
- jetzt! 
 

(Zustimmung) 
 
 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  
 
Danke, Herr Striegel. Herr Gallert möchte Ihnen 
gern eine Frage stellen. Vielleicht möchte er 
Ihnen das mit Nord Stream 2 noch einmal erklä-
ren. - Herr Gallert, bite. 
 
 
Wulf Gallert (DIE LINKE):  
 
Nein, mit Sicherheit nicht, weil das eine Inter-
ven�on und keine Frage wäre.  
 
Herr Striegel, wir sind uns in der Analyse dessen 
- das ist anhand des gemeinsamen Antrags 
deutlich geworden -, was jetzt ist, rela�v einig. 
Dass wir sehr wohl unterschiedliche Op�onen, 
wie man darauf reagieren sollte, haben, dür�e 
unter Demokraten auch selbstverständlich sein. 
Ich frage jetzt aber einmal ganz deutlich, weil 
mich das wirklich interessiert, nach Ihrer per-
sönlichen Posi�on oder nach der Posi�on Ihrer 
Partei - das können Sie entscheiden -: Die wirk-
liche Sank�on, die jetzt sofort radikal treffen 
würde, wäre ein Stopp der Energielieferung von 
Erdgas und Öl aus Russland nach Deutschland. 
Stehen Sie dafür? Wollen Sie das oder wollen 
Sie das nicht? 
 
 
Sebas�an Striegel (GRÜNE):  
 
Mein Parteikollege Robert Habeck, Herr Gallert, 
hat gestern Abend - ich meine, es war in der  
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ARD - sehr deutlich gesagt, dass wir auch an die-
ser Stelle tä�g werden müssen:  
 
Erstens. Der Gasmarkt muss reguliert werden. 
Das ist er bisher nicht.  
 

(Zuruf von Rüdiger Erben, SPD - Weitere Zu-
rufe) 

 
- Herr Kollege Erben, bite warten Sie noch ei-
nen kurzen Moment. - Zweitens häten wir und 
haben wir tatsächlich ausreichend Gasvorräte. 
Bei Erdöl sieht es anders aus. 
 

(Lachen) 
 
- Wir haben ausreichend Gasvorräte, um noch 
über den Winter zu kommen. Ich glaube, das ist 
unstrei�g.  
 

(Unruhe) 
 
Insofern ist klar, dass wir die Abhängigkeit von 
russischem Erdgas weiter reduzieren müssen 
und uns diversifizieren müssen. Und ja, ich sage 
ausdrücklich: Wir müssen weniger und am bes-
ten gar kein russisches Erdgas mehr impor�e-
ren. - Vielen herzlichen Dank.  
 
 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  
 
Also weder ja noch nein, gut. Danke, Herr Strie-
gel. 
 
 
Sebas�an Striegel (GRÜNE):  
 
Herr Präsident, ich verbite mir, dass Sie meine 
Rede hier am Rednerpult interpre�eren. Das ist 
nicht Ihre Aufgabe.  
 

(Zurufe - Unruhe) 
 
 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  
 
Ich habe Ihre Rede nicht interpre�ert. Ich habe 
nur festgestellt, was Sie gesagt haben: ja und  

nein. Ich habe das nicht interpre�ert. Das steht 
mir gar nicht zu. Das mache ich auch nicht. 
Danke, Herr Striegel. Es gibt keine weiteren Fra-
gen. 
 

(Zuruf - Unruhe) 
 
- Ja, ganz ruhig. Das war alles entspannt. - Dann 
spricht Herr Borgwardt für die CDU-Frak�on.  
 
 

Siegfried Borgwardt (CDU):  
 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Einiges hat man vermutet. Wenn 
man als Letzter redet, hat man den Vorteil, dass 
man das Bild, das sich hier zeichnet, noch ein-
mal schön kommen�eren kann. Es war mir klar, 
dass es von der einen Seite Rela�vierungen gibt. 
Aber dass die GRÜNEN hier sehr schnell Aufga-
ben verteilen - Sie können sicher sein, Herr 
Striegel: Der Ministerpräsident und das ge-
samte Kabinet werden die nö�gen Maßnah-
men, die wir unsererseits für angemessen hal-
ten und die verhältnismäßig sind, auch ohne 
Ihre Aufforderung ergreifen. 
 

(Beifall) 
 

Da sind wir sehr sicher.  
 

Man muss sich einmal vorstellen: Vor einigen 
Monaten - man kann sagen, vor vielleicht drei, 
vier, sechs, sieben oder acht Monaten - waren 
die Worte zu hören: Stellt mal lieber bei der 
Bundeswehr die Hilfe im Rahmen der Pandemie 
ein und schnürt denen ein Marschgepäck, damit 
sie dann bereit sind. - Das sind auch interes-
sante Worte, Herr Striegel. Ich häte nie ge-
dacht, dass ich die von Ihnen einmal höre.  
 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Russ-
land hat nach Medienberichten etwa 150 000 
Soldaten an der Grenze zur Ukraine zusammen-
gezogen und, wie wir heute wissen, auch bereits 
in Marsch gesetzt. Die US-Regierung hat am 
Dienstag die Verlegung von zusätzlichen Solda-
ten sowie von Ausrüstung nach Osteuropa an-
gekündigt.  
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In der Nacht zum Donnerstag hat nun der russi-
sche Präsident Wladimir Pu�n den Militärein-
satz befohlen. Nach Angaben der russischen 
Nachrichtenagentur Interfax hat Russland Rake-
tenangriffe auf militärische Ziele in der ganzen 
Ukraine begonnen. Der ukrainische Präsident 
Selenskyj hat den Kriegszustand ausgerufen und 
die diploma�schen Beziehungen zu Russland 
abgebrochen. Zudem hat er alle Ukrainer aufge-
rufen, ihren Beitrag zur Verteidigung des Landes 
zu leisten. Selenskyj vergleicht den russischen 
Angriff mit dem Angriff des faschis�schen 
Deutschlands auf die Ukraine im Zweiten Welt-
krieg.  
 
Ich häte nicht gedacht, dass man angesichts 
des unendlichen Leides diese Verbindung fin-
det, und das noch auf ehemaligem sowje�-
schem Gebiet. Auch das ist bemerkenswert, 
meine sehr verehrten Damen und Herren.  
 
Die Lage ist schockierend. Nicht nur ich, sondern 
auch meine gesamte Frak�on und, wie ich 
glaube, auch die Mehrheit in diesem Hause sind 
persönlich fassungslos angesichts der Ereig-
nisse. Auch wenn Regionalparlamente wie der 
Landtag von Sachsen-Anhalt bei derar�gen 
weltpoli�schen Krisen - meine Vorredner gin-
gen darauf ein - keinen unmitelbaren Hand-
lungsspielraum haben, sind wir dennoch nicht 
sprachlos. Deshalb finde ich es rich�g und wich-
�g, dass wir heute in diesem Hause über diesen 
Konflikt deba�eren. Ich bin unserem Minister-
präsidenten ausdrücklich dankbar - auch darauf 
gingen meine Vorredner ein -, dass er unseren 
Hinweis in der letzten Kabinetssitzung sofort 
aufgegriffen hat und eine Regierungserklärung 
zu diesem Thema heute früh im Plenum abge-
geben hat. 
 
Ich bin auch den Frak�onen der SPD, der FDP, 
des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und DIE LINKE 
sehr dankbar, dass wir einen gemeinsamen An-
trag hinbekommen haben, mit dem der Landtag 
seine Solidarität mit der Ukraine erklärt und den  
 

Völkerrechtsbruch durch Russland engagiert 
verurteilt. 
 
Meine Damen und Herren! Seit Wochen eska-
liert der Konflikt mit Russland. Am Montag es-
kalierte er erstmals, als Russlands Präsident 
Wladimir Pu�n die Unabhängigkeit der Separa-
�stenregionen Donezk und Luhansk anerkannte 
und umgehend Truppen entsandte. Das Parla-
ment in Moskau als willfähriger Gehilfe ra�fi-
zierte die Anerkennung am Dienstag eins�mmig 
- ein klarer Verstoß gegen das Minsker Abkom-
men. Alle bereits im Vorfeld aufgestellten Ver-
mutungen wurden damit bestä�gt. Russland 
und Pu�n wollen mit allen Miteln verhindern, 
dass sich die Ukraine der Europäischen Union 
annähert. Es gibt bereits seit Langem die Vor-
würfe, dass Pu�n ein neues Imperium wie zu 
Sowjet- und Zarenzeiten schaffen will. Im Jahr 
2005 hat er den Zerfall der Sowjetunion als 
größte geopoli�sche Katastrophe des 20. Jahr-
hunderts bezeichnet.  
 
In seiner TV-Ansprache hat Pu�n mit einer der-
ar�gen Verachtung über die Ukraine gespro-
chen, dass viele Experten bereits vermuten, 
dass Russland weiter die Stabilität des Landes 
mit allen Miteln untergraben und vielleicht so-
gar versuchen wird, sich auch das Zentrum und 
den Westen des Landes wieder vollends einzu-
verleiben.  
 
Die jetzigen Taten lassen dieses Szenario immer 
wahrscheinlicher werden, meine Damen und 
Herren. Pu�ns Rede wird auch als unmissver-
ständliche Warnung an die anderen Sowjetre-
publiken verstanden, die im Jahr 1990 den Weg 
in die Unabhängigkeit gewählt haben. Nicht um-
sonst wertete der ukrainische Botscha�er 
Andrij Melnyk in Berlin die Rede Pu�ns als 
Kriegserklärung. US-Präsident Joe Biden war 
sich rela�v früh sicher, dass Russland bereit ist, 
deutlich weiter zu gehen, und einen massiven 
Militärschlag gegen die Ukraine starten wird. Er 
sprach von dem Beginn einer Invasion. 
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Die Leidtragenden sind schon jetzt die Men-
schen in dem Kriegsgebiet und in Russland. 
Nach UN-Schätzungen gab es in den ersten acht 
Jahren während des Konflikts zwischen der Uk-
raine und den Separa�sten bereits 14 000 Tote. 
Laut Innenministerium in Kiew sind infolge rus-
sischer Lu�angriffe bereits weitere Menschen - 
auch darauf gingen meine Vorredner ein - ge- 
tötet worden.  
 
Es muss unser oberstes Ziel sein, dass keine To-
ten mehr hinzukommen. Mit unserem Antrag 
fordern wir die Bundesregierung, die EU und die 
UN auf, alles zu tun, um diesen Krieg zu stoppen 
und einen folgenschweren Flächenbrand in  
Europa zu verhindern. Der Frieden in Europa 
muss wiederhergestellt werden.  
 
Das Vorgehen des russischen Präsidenten ist ein 
klarer Bruch des Völkerrechts. Weder die NATO 
noch die Ukraine haben Russland in irgendeiner 
Weise bedroht. Der Aggressor in diesem Kon-
flikt heißt eindeu�g Pu�n. Deshalb bin ich unse-
rem Ministerpräsidenten auch dankbar dafür, 
dass er deutliche Worte gefunden hat. Es muss 
unmissverständlich klar sein, dass ein solches 
Handeln Konsequenzen hat.  
 
Weder die Bundesregierung noch die Europäi-
sche Union haten eine andere Wahl, als Sank- 
�onen gegen Russland zu verhängen. Vor die-
sem Hintergrund ist dies eine rich�ge und not-
wendige Entscheidung. Das sage ich, obwohl 
auch wir und meine Frak�on mit großer Mehr-
heit in diesem Landtag die Inbetriebnahme von 
Nord Stream 2 beschlossen haben. Das ist aller-
dings bereits einen Monat her. Die Entscheidun-
gen sollen immer mit Blick auf die aktuelle Situ-
a�on getroffen werden. Dazu stehen wir. Des-
wegen begrüßen wir auch jetzt ausdrücklich die 
beschlossene Aussetzung. 
 
Neben der Europäischen Union hat auch Groß-
britannien Sank�onen gegen russische Ge-
schä�sleute und Banken verhängt.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren! In 
unserem Koali�onsvertrag haben wir festgehal-
ten, dass unsere Demokra�e vom gegensei�gen 
Respekt, von der Unantastbarkeit der individu-
ellen Menschenwürde und der Wertschätzung 
gesellscha�licher Vielfalt lebt. Die Ukraine ist 
ein souveränes Land, das selbst über seine Zu-
kun� entscheidet. Dieses kann nicht einfach der 
Kreml per se übernehmen. 
 

(Beifall) 
 
Vor dem Hintergrund der aktuellen Situa�on 
haben mich und meine Frak�on insbesondere 
die Aussagen der Poli�kerin Sahra Wagen-
knecht fast sprachlos gemacht. Sie hat in den 
letzten Wochen immer wieder betont, man 
müsse auch die russischen Sicherheitsinteres-
sen berücksich�gen. Noch am Montag machte 
sie in einem NDR-Interview deutlich, dass es Pu-
�n und Russland nicht darum gehe, in die Ukra-
ine einzumarschieren, schon gar nicht um krie-
gerische Handlungen, sondern darum, dass 
Russland nicht einfach weiter hinnehmen wolle, 
dass sich die NATO immer weiter ausbreite. - 
Diese Aussagen haben mich und meine Frak�on 
tatsächlich zum Kopfschüteln gebracht. Ich bin 
dankbar - das sage ich in diesem Zusammen-
hang auch -, dass sie diese Aussage gestern  
rela�viert hat. 
 

(Zuruf: Wie viele andere Politiker auch! Das 
ist so!) 

 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Für 
diesen Konflikt braucht es eine starke NATO, die 
gemeinsam mit einer selbstbewussten Europäi-
schen Union agiert. Derzeit können wir nur hof-
fen, dass trotz allem eine Lösung auf diploma�-
schem Weg gefunden werden kann. Momentan 
ist Krieg in Europa.  
 
Abschließend möchte ich den CDU-Vorsitzen-
den Friedrich Merz zi�eren: Es ist nicht nur ein 
Krieg gegen die Ukraine, meine Damen und Her- 
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ren, sondern es ist ein Krieg gegen die Demokra-
�e, ein Krieg gegen uns und ein Krieg gegen un-
sere Freiheit. - Herzlichen Dank.  
 

(Beifall) 
 
 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  
 
Herr Borgwardt, der Kollege Lieschke hat eine 
Frage.  
 
 
Mathias Lieschke (AfD):  
 
Herr Borgwardt, Sie haben Nord Stream er-
wähnt. Vorhin wurde schon gesagt, dass wir von 
dem russischen Gas stark abhängig sind. Wir 
wissen, dass Agrofert in Witenberg mehr als die 
Häl�e des Gases Sachsen-Anhalts verbraucht, 
um ihre Produkte herzustellen. Sie sagten, es ist 
rich�g, Nord Stream zu stoppen.  
 
Wir alle sind von den Bürgern Sachsen-Anhalts 
gewählt und haben die Interessen unserer Bür-
ger zu vertreten. Sank�onen sollen eigentlich in 
die Richtung wirken, dass man poli�sch etwas 
fordert, und wenn man es nicht bekommt, kann 
man sagen, man verhängt Sank�onen, um da-
mit etwas zu erreichen. Aber Sank�onen sollen 
letztendlich den poli�schen Gegner treffen und 
nicht uns selbst. 
 
Sind Sie nicht auch der Meinung, dass wir, wenn 
wir uns dafür aussprechen, Nord Stream zu 
stoppen, dafür sorgen, dass unsere Bevölkerung 
mehr Schaden hat, oder sehen Sie den Schaden 
tatsächlich auf der russischen Seite? Ich sehe, 
dass wir dann steigende Preise bekommen und 
dass die Bevölkerung deshalb mehr bezahlen 
muss. In meinen Augen sind das Folgen, die 
Sachsen-Anhalt betreffen und weniger die Rus-
sische Födera�on. Wie stehen Sie dazu? 
 

(Zuruf) 
 

Siegfried Borgwardt (CDU):  
 
Noch einmal - Sie haben wahrscheinlich nicht 
genau zugehört -: Ich habe gesagt, dass wir - 
auch meine Frak�on - nachhal�g für die Inbe-
triebnahme waren.  
 

(Zuruf) 
 
- Natürlich. Das haben wir in dem Beschluss 
auch bekrä�igt. Dafür bin ich der Koali�on aus-
drücklich dankbar. Jeder weiß doch, dass wir 
hier eine andere poli�sche Konstella�on haben 
als z. B. im Bund oder woanders. Daher ist es 
sehr bemerkenswert - das will ich deutlich sa-
gen -, dass Koali�onspartner, die mit uns in 
Sachsen-Anhalt regieren und die in Berlin regie-
ren, gleichwohl, obwohl es dazu andere eigene 
Aussagen gibt, einen solchen Beschluss hinbe-
kommen. Dass ich dafür ausdrücklich dankbar 
bin, will ich einmal voranstellen.  
 
Gleichwohl war uns aber klar, dass daran Bedin-
gungen geknüp� sind; das ist doch völlig klar. 
Genau darauf wollen wir hinaus. Sie haben viel-
leicht gehört, dass ich nicht „beenden“ oder 
„stoppen“, sondern dass ich „aussetzen“ gesagt 
habe - „aussetzen“! Der Kollege Bütner hat  
offensichtlich genau zugehört; denn er hat ge-
nickt.  
 
Insofern ist es völlig klar, dass wir zum jetzigen 
Zeitpunkt davon Abstand nehmen - das ist Teil 
der Sank�onen -, dass wir aber natürlich auch 
überlegen - das machen die Partner, das ma-
chen alle; die Bundesrepublik Deutschland ist ja 
nicht der einzige Partner -, wie wir weiter damit 
umgehen. Ich habe heute - ich glaube, es war in 
der „Volkss�mme“ - gelesen, dass wir in den 
letzten zwei Tage so viel Windstrom gewonnen 
haben, dass wir ihn gar nicht ableiten können. - 
So viel dazu, Herr Striegel. 
 

(Zurufe) 
 
- Wo denn, Freunde?  
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Wir haben eine gemeinsame Verantwortung, 
auch in schwierigen geopoli�schen Situa�onen 
für eine Grundlas�ähigkeit zu sorgen. Dafür 
sind wir gewählt worden in Sachsen-Anhalt - 
und möglicherweise Sie nicht in die Regierungs-
verantwortung. - Herzlichen Dank. 
 

(Beifall) 
 
 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  
 
Danke, Herr Borgwardt. - Damit sind wir am 
Ende der Debate zur Regierungserklärung. Wir 
kommen zum Abs�mmungsverfahren. 
 
Abstimmung 
 
Ich habe einen Antrag Drs. 8/793 vorliegen. Wer 
dem Antrag zus�mmt, den bite ich um das Kar-
tenzeichen.  
 

(Zurufe) 
 
Welcher ist das? - Das ist natürlich der Antrag.  
 

(Zurufe) 
 
Ich glaube, diejenigen, die schon länger im Par-
lament sitzen, wissen, dass nicht der Alterna-
�vantrag aufgerufen wird, sondern der Antrag. 
 

(Zurufe) 
 
Wir haben nur einen Antrag, deshalb ist es lo-
gisch, welcher das ist. Aber für alle die, die noch 
im Zweifel sind: Es geht um den Antrag „Solida-
rität mit der Ukraine - Völkerrechtsbruch durch 
Russland verurteilen“ in der Drs. 8/793, unter-
schrieben von fünf Frak�onen. Diesen Antrag 
meine ich. - Okay, jetzt können wir abs�mmen. 
- Das sind fünf Frak�onen, die zus�mmen. - Da-
mit ist der Antrag bestä�gt und wir brauchen 
nicht weiter - -  
 

(Zurufe) 
 

- Ja, ja. - Gegens�mmen? - Keine. Enthaltungen? 
- Das ist die AfD. Damit ist der Tagesordnungs-
punkt 23 beendet und wir wechseln hier vorn. 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Meine Damen und Herren, guten Morgen erst 
einmal. Wir kehren zurück in die Niederungen 
des Alltags, in die surrealis�sche Welt, die Herr 
Gallert eben angesprochen hat. Wir kommen 
zum 
 
 
Tagesordnungspunkt 6 
 
Aktuelle Debate 
 
Erst tendenziell mehr und nun doch ganz sicher 
weniger Schulsozialarbeit - das Land zieht sich 
aus der Verantwortung 
 
Antrag Frak�on DIE LINKE - Drs. 8/763 
 
 
Wir haben eine Redezeit von zehn Minuten ver-
einbart. Ebenso gilt das für die Landesregierung. 
Zunächst wird die Antragstellerin in Gestalt von 
Herrn Lippmann diesen Antrag einbringen. - 
Herr Lippmann, Sie haben das Wort. 
 
 
Thomas Lippmann (DIE LINKE):  
 
Vielen Dank, Frau Präsiden�n. - Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Seit mehr als nunmehr zehn 
Jahren haben die Schulsozialarbeiterinnen und 
Schulsozialarbeiter in unseren Schulen, haben 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den re-
gionalen Netzwerkstellen und in der landeswei-
ten Koordinierungsstelle im ESF-Projekt „Schul-
erfolg sichern“ das Feld der Schulsozialarbeit für 
Sachsen-Anhalt vorbildlich bestellt. 
 

(Zustimmung) 
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Für die damit mit Engagement, mit Ideenreich-
tum und Herzblut geleistete vielfäl�ge und 
wertvolle Unterstützung für die Kinder und  
Jugendlichen möchte ich mich an dieser Stelle 
bei allen Beteiligten ganz herzlich bedanken. 
 

(Beifall) 
 
Nach fast 120 000 Unterschri�en, die das Bünd-
nis Schulsozialarbeit im Frühjahr 2019 an den 
Bildungsminister übergeben hat, nach 75 000 
Unterschri�en für das Volksbegehren „Den 
Mangel beenden“, nach immer neuen Pe��o-
nen von Eltern und Schulsozialarbeiterinnen 
und Schulsozialarbeitern, nach dem gewachse-
nen Engagement in den Landkreisen und kreis-
freien Städten bedarf es keiner langen Ausfüh-
rungen mehr, welchen unverzichtbaren Beitrag 
die Schulsozialarbeit für die Arbeit in unseren 
Schulen und die Entwicklung der Kinder und  
Jugendlichen leistet. 
 
Aufgrund der durchweg posi�ven Erfahrungen 
aus dem Projekt „Schulerfolg sichern“ wurde 
die Schulsozialarbeit von uns inzwischen auch 
im Schulgesetz als Pflichtaufgabe in den Erzie-
hungs- und Bildungsau�rag der Schulen aufge-
nommen. 
 
„Schulerfolg sichern“ zeigt, dass wir mit guten 
Partnern und guten Leuten vor Ort tragfähige 
Konzepte entwickeln und auch umsetzen kön-
nen, die dem Land wirklich helfen und die auch 
bundesweit Beachtung finden. 
 
Doch wir können das immer nur mit fremdem 
Geld. Das Ende der Förderung bedeutet fast im-
mer auch das Ende der Projekte. Immer wieder 
lässt die Landesregierung gute Entwicklungen 
den Bach hinuntergehen, wenn es das Geld des 
Landes kostet. So geschehen jetzt auch wieder 
mit der Schulsozialarbeit. 
 
Es war leider schon vor Jahren absehbar, dass 
CDU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN der  
 

Keniakoali�on nicht die Mitel im Landeshaus-
halt bereitstellen werden, um die Schulsozialar-
beit als originäre Aufgabe des Landes zu finan-
zieren, sondern weiter nur nach den EU-Förder-
töpfen schielten. 
 
Mit der alleinigen Fokussierung auf eine weitere 
EU-Finanzierung war aber auch absehbar, dass 
es keine Kon�nuität, keinen bedarfsgerechten 
Ausbau und keine gesicherte Perspek�ve für die 
Schulsozialarbeiterinnen und Schulsozialarbei-
ter und die Träger geben würde. 
 
Deshalb haben wir schon lange vor dem Ende 
der letzten Förderperiode die parlamentarische 
Diskussion eröffnet und fünf Jahre lang intensiv 
darüber deba�ert. Mit unseren Anträgen vom 
September 2016 und dann noch einmal vom 
September 2017 haben wir darauf gedrängt, 
den Übergang von der EU-Förderung zu einer 
Landesaufgabe langfris�g in Angriff zu nehmen. 
 
Auch das vom Landtag verabschiedete Konzept 
zur Mul�professionalität, in dem die Schulsozi-
alarbeit ausdrücklich ihren Platz hat, haben wir 
beschlossen. Doch offenbar ist es nichts wert. 
Auf seiner Grundlage wurde zwar in Aussicht ge-
stellt, dass die Zahl der Schulsozialarbeiterinnen 
und Schulsozialarbeiter mit dem neuen ESF-Pro-
gramm um fast 200 deutlich erhöht werden 
sollte, doch das Geld soll jetzt offenbar für an-
dere Projekte eingesetzt werden, die der Lan-
desregierung wich�ger sind als der Ausbau der 
Schulsozialarbeit. 
 
Was wir uns aber noch bis zum Ende des letzten 
Jahres nicht vorstellen konnten, das war ein Ab-
bau der Schulsozialarbeit. Doch inzwischen ist 
klar, dass sich das Land so weit aus der Verant-
wortung stehlen will, dass fast alle gewachse-
nen Verbindungen infrage gestellt werden und 
kaum ein Stein auf dem anderen bleibt. 
 
Wir stehen vor dem Scherbenhaufen einer Poli-
�k, die immer nur eines kann: kein Geld ausge- 
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ben. Wir brauchen aber dringend bessere Rah-
menbedingungen für die Entwicklung der Kin-
der und Jugendlichen. Doch gerade hierbei hält 
der Finanzminister immer wieder die Taschen 
zu und zahlt lieber hundert Millionen für die Til-
gung von Krediten oder in Fonds. Das alles, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, muss ein Ende ha-
ben. 
 

(Zustimmung) 
 
Wegen der Sünden in der Lehramtsausbildung, 
die bis heute anhalten, werden für die Schulen 
noch bis weit über das Jahr 2030 hinaus viel zu 
wenige Lehrkrä�e zur Verfügung stehen. Allein 
im letzten Jahr sind aus dem Personalkosten-
budget für die Schulen mehr als 90 Millionen € 
nicht eingesetzt worden. Das Geld ist also da, 
um es jetzt zumindest in die Schulsozialarbeit zu 
stecken, 
 

(Ministerin Eva Feußner: Das sind keine Leh-
rer!) 

 
diese vernün�ig zu finanzieren und auch auszu-
weiten. 
 
In unserem Montagsgespräch zur Schulsozialar-
beit und darüber hinaus in unzähligen Mails, 
Briefen, Posi�onspapieren und Gesprächen 
wurden und werden Entäuschung, Verunsiche-
rung und Frust bei Eltern, bei Trägern, in Kom-
munalparlamenten und bei den Kindern und Ju-
gendlichen überdeutlich. 
 
Schauen Sie in die Presse und in die Pe��onen, 
dann wissen Sie, was es für Schulen bedeutet, 
wenn die Lehrkrä�eversorgung zusammen-
bricht und ihnen dann auch noch die Schulsozi-
alarbeit entzogen wird. Schauen Sie in die Be-
richte von unseren gut qualifizierten Schulsozi-
alarbeiterinnen und Schulsozialarbeitern, die 
jetzt schon seit mehr als zehn Jahren von prekä-
rer Beschä�igung leben müssen. Machen Sie 
sich klar, was es für Kinder und Jugendliche be- 
 

deutet, nach zwei Jahren Pandemiebelastungen 
und massivem Unterrichtsausfall jetzt auch 
noch die Unterstützung durch ihre gewohnten 
Bezugspersonen in der Schulsozialarbeit zu ver-
lieren. 
 

(Zustimmung) 
 
Wir werden deshalb weiter intensiv darauf 
drängen, dass im Sinne unserer Anträge aus der 
letzten Wahlperiode in den kommenden Haus-
halten ab dem Jahr 2023 die Voraussetzungen 
für ein eigenes Landesprogramm „Schulsozial-
arbeit“ geschaffen werden. Damit soll das ESF-
Projekt ergänzt und am Ende der jetzigen För-
derperiode letztlich abgelöst werden. Denn 
noch ein weiteres Mal darf es eine solche Hän-
gepar�e und einen solchen verlustreichen 
Übergang nicht geben. 
 

(Zustimmung) 
 
Das ist unzumutbar für die Kinder und Jugend- 
lichen. Das ist unzumutbar für die Träger und für 
die Kommunen. Und es ist unzumutbar für alle 
Beschä�igten. Ihre wertvolle Arbeit für die Bil-
dung und Erziehung, ihr Engagement für die 
Probleme und Sorgen der Kinder, Jugendlichen 
und ihrer Eltern, ihre Unterstützung für die 
Lehrkrä�e verdienen wirklich mehr als das Han-
geln von einem befristeten Arbeitsvertrag zum 
nächsten. 
 

(Zustimmung) 
 
Wir fordern die Koali�on auf, hier und heute ein 
klares Bekenntnis abzugeben, bis zum Ende der 
Wahlperiode die Schulsozialarbeit in allen Schu-
len des Landes bedarfsgerecht sicherzustellen 
und dafür die notwendigen Mitel im Landes-
haushalt endlich bereitzustellen. 
 

(Zustimmung) 
 
Was Sie jetzt kurzfris�g mindestens tun müssen, 
um den größten Schaden zu vermeiden und zu- 
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mindest die bisherige Substanz zu reten, das ist 
eine echte Anrechnung des Engagements in den 
Kommunen. Das bedeutet, dass die Landkreise 
und kreisfreien Städte mindestens in dem Maße 
von der im neuen ESF-Programm verlangten 
Mi�inanzierung entlastet werden, in dem sie 
nachweislich eigene Schulsozialarbeiterinnen 
und Schulsozialarbeiter zusätzlich in ihren Schu-
len einsetzen. 
 
Die Entlastung der Kommunen muss dabei so-
wohl die Einsatzstellen in den Schulen als auch 
eine Mi�inanzierung aus Landesmiteln für die 
regionalen Netzwerkstellen umfassen. Das 
würde am Ende dazu führen, dass bereits beste-
hende Angebote und Strukturen in der Regel 
nicht reduziert oder sogar ganz abgebaut wer-
den. Im Gegenteil, durch ein solches Anreizsys-
tem könnte das Engagement in den Kommunen 
vielleicht sogar gesteigert und die Schulsozialar-
beit tatsächlich ausgeweitet werden. 
 

(Zustimmung) 
 
Wie so o� in unserem Land, wurde die neue För-
derung auch wieder viel zu spät und viel zu holp-
rig auf den Weg gebracht. Deshalb müssen Sie 
sich jetzt wirklich ranhalten mit der Beschei-
dung der Anträge, damit nicht noch die letzten 
Eulen verflogen sind. Versprechen Sie nicht nur, 
sondern tun Sie etwas. Sie können es nicht so 
laufen lassen, wie es jetzt läu�, denn es läu� 
schlecht. - Vielen Dank. 
 

(Beifall) 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Vielen Dank, Herr Lippmann. - Frau Dr. Schnei-
der, Sie haben eine Interven�on? 
 
 
Dr. Anja Schneider (CDU):  
 
Ja. - Zum Ersten möchte ich mich als Mitglied 
der CDU-Frak�on dagegen verwehren, dass wir  
 

kein Geld ausgeben. Insbesondere was den Ein-
zelplan 05 betri�, wenn Sie Herrn Heuer gehört 
haben und auch unseren Finanzminister, wie 
viele Milliarden Euro wir im Verhältnis zum letz-
ten Jahr ausgeben, finde ich das eine unwahre 
Aussage, um es vorsich�g zu formulieren.  
 
Und dann möchte ich Sie doch einmal biten,  
einen Vorschlag zu machen, welches soziale 
Projekt wir dafür streichen, damit wir Ihren For-
derungen nachkommen können. 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Herr Lippmann, Sie können antworten. Aber es 
ist eine Interven�on. Wie Sie wollen. 
 
 
Thomas Lippmann (DIE LINKE):  
 
Ich mache es auch ganz kurz. - Liebe Kollegin, 
genau das Letzte ist ja das Typische und es ist ja 
der Kern unserer poli�schen Auseinanderset-
zungen, dass Sie, gerade von der CDU, immer 
der Meinung sind, wir können uns das alles 
nicht leisten, wenn wir irgendwo etwas mehr 
machen wollen, müssen wir irgendetwas strei-
chen. 
 
Ich habe auf die 92 Millionen € nicht abgeflos-
sene Personalmitel hingewiesen. Wir haben 
schon an anderer Stelle gesagt, wir haben auch 
schon mit anderen Anträgen gesagt, wenn wir 
die Kinder in der Schule haben, wenn wir eine 
Schulpflicht haben, wenn wir gesellscha�liche 
Erwartungen haben, was in Schulen sta�indet, 
dann müssen wir Menschen zu Menschen brin-
gen, dann müssen wir geeignete Pädagogen zu 
den Kindern bringen. 
 
Wenn wir keine Lehrkrä�e zur Verfügung ha-
ben, dann müssen wir andere Personen einbin-
den. Das ist die Gelegenheit, Mitel, die der  
Finanzminister einstreicht, weil die Personal-
kosten nicht abgeflossen sind, jetzt für die  
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Schulsozialarbeit auszugeben. Das ist das, was 
ich konkret gesagt habe. 
 

(Zustimmung) 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding:  
 
Vielen Dank, Herr Lippmann. - Für die Landesre-
gierung spricht nun die Ministerin Frau Feußner. 
- Frau Feußner, bite.  
 
 
Eva Feußner (Ministerin für Bildung): 
 
Vielen Dank, Frau Präsiden�n. - Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Zunächst möchte ich mich 
dafür bedanken, dass Sie mir die Gelegenheit 
geben, noch einmal die Posi�on der Landesre-
gierung zu wich�gen Fragen der Schulsozialar-
beit im Zusammenhang mit der in Kürze folgen-
den Debate zum Haushaltsplanentwurf 2022 zu 
erläutern. 
 
Wir haben hier im Hohen Haus schon o� und im 
Bildungsausschuss regelmäßig über die Situa-
�on gesprochen. Aber ich möchte dazu gern 
noch einmal hier vortragen. Dass sich das Land 
aus seiner Verantwortung zieht, kann man bei 
einem bundesweiten Spitzenplatz bei der Finan-
zierung von Schulsozialarbeit nur schwer ver-
muten. 
 

(Zustimmung - Zuruf: Oh, bitte!) 
 
Sachsen-Anhalt ist im Vergleich mit allen ande-
ren Bundesländern das einzige Bundesland, das 
so viel Geld aus dem Landeshaushalt für 
Schulsozialarbeit in die Hand nimmt. 
 

(Zustimmung - Zuruf: Einschließlich Thürin-
gen! - Weiterer Zuruf) 

 
Nicht einmal Thüringen und Mecklenburg-Vor-
pommern wenden Mitel in der Höhe wie Sach-
sen-Anhalt auf. In Mecklenburg-Vorpommern  
 

müssen sich die Kommunen als Zuwendungs-
empfänger zu 50 % an der Förderung der 
Schulsozialarbeit beteiligen. 
 

(Zuruf: Und das ist schlecht! - Weiterer Zuruf) 
 
Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Wir haben 
uns im Bildungsausschuss regelmäßig und sehr 
detailliert über die Rahmenbedingungen der 
neuen Förderperiode ausgetauscht. Sicherlich 
ist mehr Geld - das sage ich unverhohlen - im-
mer besser. Aber der Blick in das eigene Porte-
monnaie des Landes beantwortet auch Fragen. 
 

(Zuruf) 
 
Es gibt Frak�onen, die denken, das Geld des 
Landes oder des Bundes ist unendlich. Sie ma-
chen sich keine Gedanken über Verschuldung 
usw. Ich glaube, die Koali�onsfrak�onen sehen 
das im Wesentlichen ganz anders und denken 
auch an die zukün�igen Genera�onen. 
 

(Zurufe: Ja! Genau! - Zustimmung - Weitere 
Zurufe) 

 
Genau denen wollen wir die Schulden nämlich 
nicht überlassen. Wie gesagt: Geld auszugeben 
ist immer gut. 
 

(Thomas Lippmann, DIE LINKE: Das macht ihr 
ja gerade nicht! Ihr ruiniert die Bildung! Das 
ist die Zukunft!) 

 
Aber die zukün�igen Genera�onen müssen 
dann die Schulden begleichen, die wir heute 
machen. 
 
Nachdem klar war, dass ein Programm zur 
Schulsozialarbeit nicht allein aus Landesmiteln 
zu stemmen ist, war die Landesregierung gefor-
dert zu prüfen, ob eine Weiterfinanzierung über 
20 % hinaus möglich ist. Das Ergebnis der Prü-
fung ist Ihnen bekannt. 
 
Bereits am 18. Februar 2020 hat die Landesre-
gierung beschlossen, dass die Finanzierungsbe- 
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teiligung des Landes nicht erhöht werden kann 
und der Fehlbetrag von den Kommunen aufzu-
bringen ist. Der Landesregierung ist durchaus 
bewusst, dass insbesondere finanzschwache 
Kommunen Probleme bekommen könnten. Um 
jedoch so gut wie möglich für die kommende 
EU-Förderperiode Abhilfe zu schaffen, haben 
wir Möglichkeiten entwickelt, damit die Kom-
munen ihre Finanzierungsbeteiligung leisten 
können. 
 
In § 31 des Kinder- und Jugendhilfegesetzes des 
Landes Sachsen-Anhalt sind Landesmitel unter 
anderem für die Jugendarbeit und die Jugend-
sozialarbeit - mithin schon immer auch in Form 
von Schulsozialarbeit - gesetzlich festgeschrie-
ben worden. Sie werden den Kommunen für die 
Wahrnehmung der Aufgaben gemäß den §§ 11 
bis 14 SGB VIII im eigenen Wirkungskreis zuge-
wiesen. 
 

(Zuruf) 
 
Zudem erfolgen auf der Grundlage des § 9 FAG 
besondere Ergänzungszuweisungen für die 
Wahrnehmung von Aufgaben nach dem 
SGB VIII. Das FAG steht ausdrücklich nicht unter 
Haushaltsvorbehalt, sodass die Zahlungen  
sichergestellt sind. Im Einzelfall können nach 
§ 17 FAG Mitel subsidiär zur Milderung oder 
zum Ausgleich außergewöhnlicher Belastungen 
und Notlagen im Haushalt der Kommune ge-
währt werden. 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding:  
 
Frau Feußner, einen Augenblick bite. - Wir  
haben eine Verabredung getroffen: Im Plenum 
sind keine parlamentsfremden Personen gestat-
tet. - Bite. 
 

(Wulf Gallert, DIE LINKE, und Eva von An-
gern, DIE LINKE: Das ist Herr S.!) 

- Herr S. ist auch parlamentsfremd. Oder sehe 
ich das falsch? 
 

(Wulf Gallert, DIE LINKE: Nein, Herr S. ist Ab-
teilungsleiter! - Weitere Zurufe) 

 
- Er sitzt hinter mir, aber nicht unten im Plenum. 
 

(Zurufe) 
 
- Im Plenum sollen sich keine Nichtparlamenta-
rier au�alten; das wissen wir doch. - Frau Feuß-
ner, bite. 
 
 
Eva Feußner (Ministerin für Bildung): 
 
Danke. - Diese Mitel stehen der Not leidenden 
Kommune im Rahmen der kommunalen Selbst-
verwaltung frei und nicht zweckgebunden zur 
Verfügung. Hierfür wird jedoch immer die ge-
samte Haushaltssitua�on der jeweiligen Kom-
mune betrachtet; das wissen Sie selbst. Festhal-
ten möchte ich deshalb noch einmal, dass die 
Kommunen über verschiedene Möglichkeiten 
einer Kofinanzierung für das ESF-Plus-Pro-
gramm verfügen. 
 
Dennoch ist nicht auszuschließen, dass es im 
Gesamtgefüge des kommunalen Haushaltes 
Konkurrenzen zu anderen zielgruppenspezifi-
schen, infrastrukturellen und sozialen Vorhaben 
und Maßnahmen geben wird. Diese Problema-
�k besteht jedoch nicht erst mit der Veröffent- 
lichung der Ausschreibung für die kommende 
EU-Förderperiode. Bereits seit 2018 hat das Bil-
dungsministerium auf eine erforderliche kom-
munale Mi�inanzierung hingewiesen, um den 
Kommunen eine frühzei�ge Reak�on zu ermög-
lichen. 
 

(Zuruf: Na, das hat ja geholfen!) 
 
Für den von Ihnen erwähnten Ausbau der 
Schulsozialarbeit war die Frage zu beantworten,  
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ob ein wünschenswertes Mehr zu finanzieren 
ist. Natürlich waren angesichts der pandemie-
bedingten Herausforderungen Schwerpunkte 
zu setzen. Diese bleiben aber selbstverständlich 
der Debate zum Haushaltsgesetz vorbehalten. 
 

(Zuruf: Genau!) 
 
Auf jeden Fall - das habe ich schon o� und zu-
letzt im Dezember hier im Hohen Haus wieder-
holt - sieht der Koali�onsvertrag eine Verste�-
gung der Schulsozialarbeit vor. Dies ist mit der 
Fortschreibung von den 380 Schulsozialarbeite-
rinnen und Schulsozialarbeitern im ESF-Plus-
Programm „Schulerfolg sichern“ weiterhin un-
tersetzt. An der Gesam�inanzierung und der Fi-
nanzierungsbeteiligung durch die öffentlichen 
Jugendhilfeträger hat sich nichts geändert. 
 
Da immer wieder die finanzielle Lage der Kom-
munen angesprochen wird, will ich an dieser 
Stelle nur noch einmal sagen: Sie wissen, dass 
ein Ausbau der Schulsozialarbeit sowohl den 
Haushalt der Kommunen als auch des Landes 
erheblich belasten würde. Es tri� beide gleich-
ermaßen. Selbst bei einer Ausweitung der 
Schulsozialarbeit würden wir uns hier in einer 
ähnlichen Debate wiederfinden. 
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Diskussion 
über die jeweiligen Zuständigkeiten und Aufga-
ben in der Schulsozialarbeit führen wir hier 
doch schon sehr lange. Mul�professionalität an 
Schulen definiert sich nicht über den Einsatz von 
Schulsozialarbeiterinnen und Sozialarbeitern. 
Gemäß § 1 Abs. 4b des Schulgesetzes ergänzt 
die Schulsozialarbeit den schulischen Alltag. Es 
handelt sich nicht um Lehrkrä�e, Herr Lipp-
mann. Man kann sie nicht als Lehrkrä�e im 
Schuldienst einsetzen. 
 

(Thomas Lippmann, DIE LINKE: Das habe ich 
auch nicht gesagt! Sie sollen Sie bezahlen aus 
dem Fonds, nicht einsetzen! - Weitere Zu-
rufe) 

 

Sie verkennen vollkommen die Lage. Ich erin-
nere an das vom Bildungsausschuss bestä�gte 
Konzept  
 

(Zurufe - Unruhe) 
 
- ach, eine Aufregung; Schulsozialarbeiter sind 
keine Lehrkrä�e - 
 

(Zuruf: Das sagt doch auch keiner! - Weitere 
Zurufe!) 

 
zur Mul�professionalität an Schulen, das eine 
Vielzahl von Akteuren und deren Zusammenar-
beit beschreibt. Schulsozialarbeiter stellen da-
bei nur einen sehr kleinen Teil dar. Dieses Kon-
zept und somit die mul�professionellen Teams 
an Schulen nunmehr mit der Fortschreibung der 
aus EU-Miteln finanzierten 380 Schulsozialar-
beiter infrage zu stellen, ist eine Ohrfeige für die 
anderen Akteure dieses Teams. 
 
Noch einmal: Schulsozialarbeit ist ein Baustein,   
e i n   Baustein zur Sicherung des Schulerfolgs. 
Hauptakteure waren und bleiben immer die 
Lehrkrä�e. Eine Studie von der Oto-von-Gue- 
ricke-Universität über die Vermeidung der  
hohen Quote von Schulabbrechern stellt dies 
auch ganz deutlich heraus. Die Unterrichtsqua-
lität und - bite hören Sie genau zu, liebe Frak-
�on DIE LINKE - eine gute Lehrer-Schüler-Bezie-
hung werden in der Studie als die wesentlichen 
Einflussfaktoren auf schulischen Absen�smus 
definiert. 
 

(Zustimmung) 
 
Liebe Anwesende! In Vorbereitung auf die heu-
�ge Debate habe ich mir die Niederschri� über 
das im Bildungsausschuss am 12. Januar 2018 
geführte Fachgespräch zur Schulsozialarbeit 
noch einmal angesehen. Folgende Sachverhalte 
wurden von den Angehörten unter anderem 
dargestellt - jetzt hören Sie genau zu -: Die  
 



LANDTAG VON SACHSEN-ANHALT | 25.02.2022 | Stenografischer Bericht 8/14 
 

 

38 

Schulsozialarbeit ist ein ergänzendes Angebot 
im System Schule und kann die Verantwortung 
für den Bildungserfolg nicht übernehmen. - Das 
haben sie selbst so gesagt. 
 
Die Schulsozialarbeit nimmt eine Vermitlungs- 
und Scharnierfunk�on zwischen Schule und Ju-
gendhilfe ein und ist eine originäre Aufgabe der 
Jugendhilfe. Resümierend kann ich feststellen: 
Ohne eine Mi�inanzierung durch die öffent- 
lichen Jugendhilfeträger wird Schulsozialarbeit 
als Teilmenge der Jugendsozialarbeit zukün�ig 
auch nicht funk�onieren können. - Vielen Dank 
für die Aufmerksamkeit. 
 

(Zustimmung) 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding:  
 
Vielen Dank, Frau Feußner. - Es gibt viele Anmel-
dungen für Fragen: von Frau Lüddemann, Frau 
von Angern und Frau Anger. Herr Lippmann ist 
für eine Interven�on aufgestanden. Zum 
Schluss spricht noch Herr Lange. Ich möchte 
aber darauf hinweisen, dass wir jetzt keine De-
bate zwischen der Ministerin und der Frak�on 
DIE LINKE führen können und wollen. Die Frage-
stellenden haben sich gemeldet, sie mögen sich 
aber bite auf eine Frage konzentrieren, insbe-
sondere wenn es mehrere Fragen aus ein- und 
derselben Frak�on gibt.- Frau Lüddemann, 
bite. 
 
 
Cornelia Lüddemann (GRÜNE): 
 
Ich gehöre Got sei Dank einer anderen Frak�on 
an. Insofern kann ich jetzt in Ruhe fragen. 
 

(Lachen) 
 
Ich habe konkrete Fragen an Sie, Frau Ministe-
rin. Geben Sie mir darin recht, dass wir ab dem 
Jahr 2020 und - wie Sie gesagt haben - auch  
 

schon zuvor über eine mögliche Beteiligung von 
Kommunen an der Schulsozialarbeit gespro-
chen haben, aber immer abstrakt? Geben Sie 
mir darin recht, dass das tatsächlich erst mit Ih-
rer unangekündigten Änderung der Förderricht-
linie zum letzten Jahreswechsel manifest 
wurde, sodass die Kommunen davon unvorbe-
reitet getroffen wurden? 
 
Eine andere Frage lautet: Geben Sie mir darin 
recht, dass es etwas billig ist, sich angesichts von 
Mehreinnahmen in Höhe von 1,5 Milliarden € 
jetzt hier hinzustellen und zu sagen, wir könnten 
den Eigenanteil, den die Kommunen jetzt tragen 
müssen, nicht selbst weiter finanzieren? 
 

(Zustimmung) 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding:  
 
Frau Feußner, bite. 
 
 
Eva Feußner (Ministerin für Bildung): 
 
Ich bin der Meinung, nein, ich weiß ganz genau, 
dass es nicht nur eine abstrakte Diskussion war. 
Über die Beteiligung haben wir schon sehr, sehr 
lange gesprochen; das s�mmt. Die 20 % waren 
von Anfang an im Gespräch. Die Kommunen 
wussten Bescheid. 
 

(Zurufe: Toll! Ganz toll! - Das bringt doch 
nix!) 

 
Wenn die Kommunen jetzt sagen, sie häten das 
nicht gewusst, dann s�mmt das nicht. Ich habe 
es soeben noch einmal vorgetragen. Sie wurden 
seit 2018 informiert. Noch einmal: Im Jahr 2020 
wussten sie genau, dass es sich um 20 % han-
delt. 
 

(Zuruf: Ganz super!) 
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Ich kann das also nur negieren. Es war nicht abs-
trakt. 
 

(Zuruf: Außerdem gibt es nicht einmal eine 
Richtlinie dazu!) 

 
Zu den Eigenmiteln. Wenn Sie als Parlament zu 
der Finanzierung in der Lage sind, dann bin ich 
die Letzte, die dagegen ist. Ich bin es nicht. 
Wenn Sie Parlamentarier als Haushaltsgesetz-
geber das Geld finden und einen entsprechen-
den Beschluss fassen - bite schön. Im Gegen-
teil: Ich würde mich darüber freuen. 
 

(Zustimmung - Zuruf: Ach ja?) 
 
Den Au�rag gebe ich an Sie weiter.  
 

(Zuruf: Ach ja?) 
 
Sie sind der Haushaltsgesetzgeber. Dann wer-
den wir schauen, was wir gemeinsam hinbe-
kommen. 
 

(Zuruf: Ich frage mich, was Sie in der Regie-
rung machen! - Lachen) 

 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding:  
 
Frau von Angern hat eine Frage.  
 
 
Eva von Angern (DIE LINKE):  
 
Vielen Dank, Frau Präsiden�n. - Frau Anger und 
ich haben uns darauf verständigt, dass ich sozu-
sagen die Fragestellerin der Frak�on DIE LINKE 
bin. Deswegen erlaube ich mir, zwei Fragen zu 
stellen. 
 
Frau Ministerin, ich häte es nicht gedacht, aber 
vielleicht habe ich Sie falsch verstanden. Ich 
habe das Gefühl, wir sind im Landtag von Sach-
sen-Anhalt wieder an einem Punkt angelangt, 
an dem wir die Schulsozialarbeit dem Grunde  
 

nach wieder im System verteidigen müssen. 
Aber Sie können das gern klarstellen, indem Sie 
bite meine Fragen beantworten. 
 
Teilen Sie meine Auffassung, dass Schulsozialar-
beit nicht nur irgendein Baustein an den Schu-
len in Sachsen-Anhalt ist, sondern einer der ent-
scheidenden Bausteine bei der Bewäl�gung der 
kleinen und großen Probleme, die die Schülerin-
nen und Schüler in Sachsen-Anhalt nicht nur der 
Schule, sondern auch im häuslichen Umfeld und 
im weitesten Sinne haben? 
 
Zu der zweiten Frage. Sie haben Bezug genom-
men auf die Haushaltssitua�on in den Kommu-
nen, auf § 31 AG KJHG und die jetzt schon be-
stehenden Möglichkeiten sowie Ermessens-
spielräume. 
 
 
Eva Feußner (Ministerin für Bildung): 
 
Ja. 
 
 
Eva von Angern (DIE LINKE):  
 
Welche Empfehlung geben Sie den Kommunen 
in dem Wissen, dass sie keinen Cent mehr in die-
sem Topf haben werden, wo gestrichen werden 
soll, um die Schulsozialarbeit, die in den Kom-
munen schon jetzt sta�indet, zu finanzieren? 
 

(Zuruf: Das ist ihr doch egal!) 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding:  
 
Frau Feußner, bite. 
 
 
Eva Feußner (Ministerin für Bildung): 
 
Ich beginne mit Ihren letzten Fragen. Ich gebe 
den Kommunen gar keine Empfehlung, weil es 
eine Entscheidung der kommunalen Ebene ist. 
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(Zustimmung - Zurufe) 
 

Ich schreibe einer Kommune nicht vor, wie sie 
ihre Prioritäten zu setzen hat. Auch wir als Land 
müssen selbst Prioritäten festlegen und lassen 
uns nicht von irgendjemandem vorschreiben, 
wie sie zu setzen sind. 
 
Das fällt unter die kommunale Selbstverwal-
tung, da mische ich mich nicht ein. Egal welche 
Empfehlung ich jetzt geben würde, Sie würden 
das an der einen Stelle oder anderen Stelle so-
wohl in der einen als auch in der anderen Rich-
tung ohnehin kri�sieren.  
 

(Zuruf)  
 

Ich gebe diesbezüglich keine Empfehlung, weil 
die Kommunen darüber selbst entscheiden. 
 
Zweitens. Natürlich ist die Schulsozialarbeit ein 
entscheidender Baustein der Jugendhilfe. Ei-
gentlich müsste es heißen: Sozialarbeit an der 
Schule. Das hat mit Schule nicht wirklich rich�g 
etwas zu tun. Warum? 
 

(Eva von Angern, DIE LINKE: Aber die Lehre-
rinnen und Lehrer sehen das doch inzwischen 
ganz anders! Das ist ein absolut akzeptiertes 
Modell, ein wichtiges Thema an den Schulen! 
-Zurufe: Jetzt ist es doch mal gut, Frau von 
Angern! Eine Frage! - Eva von Angern, DIE 
LINKE: Nicht weil die Lehrerinnen sagen, es 
ist - -) 

 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Bite, Frau von Angern, Frau Feußner hat das 
Wort, nicht Sie. 
 

(Eva von Angern, DIE LINKE: Wir sind doch im 
Parlament!) 

 

- Ja, aber es gibt kein Zwiegespräch, sondern es 
ist eine Debate, und dazu noch eine Aktuelle 
Debate. 
 

(Zustimmung) 
 

Eva Feußner (Ministerin für Bildung): 
 
Ich wiederhole mich gern. Eigentlich müsste es 
heißen: Sozialarbeit an der Schule.  
 

(Zustimmung) 
 
Warum? - Weil wir dort die Jugendlichen, also 
die Schülerinnen und Schüler, konzentriert an 
einem Ort finden - ich sage jetzt bewusst nicht 
„an dem Ort Schule“ -, weil wir sie dort gut grei-
fen können. Das hat nichts damit zu tun, dass 
Schulsozialarbeiter sozusagen ein Teil der 
Schule sind. Das sind ja auch nicht unsere Mit-
arbeiter. Das sind nicht die Mitarbeiter der 
Schule oder des Bildungsministeriums, sondern 
der entsprechenden Träger, die sich um die Ju-
gendhilfearbeit kümmern. Das wird immer ein 
bisschen verkannt. 
 
Mitlerweile wird alles miteinander vermischt. 
So wie ich Herrn Lippmann verstanden habe, 
könnten sie auch gleich noch ein bisschen Un-
terricht machen.  
 

(Zurufe)  
 
Das ist nicht deren Aufgabe. Die sind vollkom-
men separiert; sie haben sich um die Sozialar-
beit zu kümmern und nicht um die schulischen 
Belange an sich. Deshalb muss man das strikt 
trennen. Deshalb steht die Schulsozialarbeit 
auch im SGB VIII als Au�rag der Jugendhilfe; das 
ist kein Au�rag der Schule. Diese klare Trennung 
müssen wir auch immer im Hinterkopf behal-
ten. Mitlerweile - das nehme ich Ihnen natür-
lich ab - sagen Lehrer: Das ist ja wunderschön, 
dass wir Schulsozialarbeiter haben; dann brau-
che ich mich nicht mehr um die Elternarbeit zu 
kümmern, das macht jetzt unsere Schulsozialar-
beiterin. - Nein, das ist eine ureigene Aufgabe 
der Lehrkrä�e.  
 
Wenn es riesige Probleme gibt, dann kommt die 
Schulsozialarbeit zum Tragen, nämlich über die 
Jugendhilfe - deshalb die Verknüpfung zu den  
 



LANDTAG VON SACHSEN-ANHALT | 25.02.2022 | Stenografischer Bericht 8/14 
 

 

41 

Kommunen. Doch hier wird alles in einen Topf 
geworfen. 
 
Ich bin dafür, dass wir solche Krä�e brauchen, 
weil wir viele Probleme im häuslichen Umfeld 
haben. Aber betreiben Sie, bite schön, auch 
einmal Ursachenforschung, fragen Sie nach, wo-
her die Probleme kommen. Wir sollten nicht nur 
immer Geld darauf tun und die Probleme zu-
schüten, sondern wir sollten auch Ursachenfor-
schung betreiben und fragen, was wir an der 
Stelle anders machen können. Dabei sind wir 
alle gemeinsam gefordert, auch einmal zu  
gucken, warum wir zunehmend Elternhäuser 
mit Problemen haben usw.  
 

(Zuruf) 
 
Darauf will ich jetzt gar nicht näher eingehen. 
 

(Zustimmung) 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Jetzt Herr Lippmann, bite. 
 
 
Thomas Lippmann (DIE LINKE): 
 
Vielen Dank. - Sehen Sie, Frau Feußner, deswe-
gen stehe ich für eine Kurzinterven�on hier. Ich 
stehe zum einen hier, um die letzte Aussage zu-
rückzuweisen. Der Einsatz von Miteln für die 
Schulsozialarbeit bedeutet nicht, dass wir Prob-
leme mit Geld zuschüten, sondern dass wir die 
Arbeit der Lehrkrä�e mit einem mul�professio-
nellen Team, zu dem eigentlich auch noch an-
dere gehören, 
 
 
Eva Feußner (Ministerin für Bildung): 
 
Genau. 

Thomas Lippmann (DIE LINKE): 
 
wie wir das aus skandinavischen Ländern ken-
nen, unterstützen und eine gemeinsame päda-
gogische Erziehungs- und Bildungsarbeit leisten.  
 
Sie können davon ausgehen, dass wir bei der 
LINKEN ein sehr präzises Verständnis von 
Schulsozialarbeit haben. Deswegen können wir 
und auch ich nicht gesagt haben, dass die Kolle-
ginnen und Kollegen Schulsozialarbeiterinnen 
und Schulsozialarbeiter als Lehrkrä�e und für 
den Unterricht eingesetzt werden sollen.  
 
Vielmehr habe ich erstens darauf hingewiesen, 
dass deshalb, weil wir keine Lehrkrä�e haben, 
Personalmitel in erheblicher Höhe übrig geblie-
ben sind. Zweitens habe ich gesagt, dass wir, 
wenn wir die Kinder und Jugendlichen in den 
Schulen haben, geeignete Personen - das sind 
im Kern natürlich Lehrkrä�e, aber auch andere 
- in die Schulen bringen müssen, damit in den 
Schulen mit den Kindern und Jugendlichen  
etwas Vernün�iges passiert, wenn wir eine 
Schulpflicht haben. 
 
Wenn ich das rich�g wahrgenommen habe, 
dann gibt es auch in der Koali�on diese Inten-
�on. Bei der CDU und bei der SPD gibt es dafür 
einzelne Signale. Nehmen Sie also diese Mitel 
und erweitern Sie das Programm für die 
Schulsozialarbeit, und zwar so, dass sie Schul- 
sozialarbeit machen, und nicht die Aufgaben 
der Lehrkrä�e. Das haben wir nicht gemeint und 
das habe ich auch nicht gesagt. 
 

(Zustimmung) 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Frau Feußner, wollen Sie reagieren? 
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Eva Feußner (Ministerin für Bildung): 
 
Ja. - Dazu kann ich nur sagen, ich nehme das zur 
Kenntnis, Herr Lippmann.  
 

(Zuruf: Ja!)  
 
Aber indirekt haben Sie sich schon so ausge-
drückt. Dann habe ich das vielleicht falsch ver-
standen. 
 

(Zuruf) 
 
Wenn es um die Finanzierung geht, dann sage 
ich Ihnen Folgendes: Wer was finanziert, ist die 
eine Geschichte. Aber wir können trotzdem die 
Kommunen nicht aus der Verantwortung  
nehmen, weil das eine ureigene Aufgabe der Ju-
gendhilfe ist, und nicht der Schule.  
 

(Zustimmung)  
 
Das will ich hier noch einmal klar und deutlich 
sagen.  
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Vielen Dank, Frau Feußner. - Wir steigen jetzt in 
die Debate ein. Es beginnt Frau Dr. Pähle von 
der SPD-Frak�on.  
 
 
Dr. Katja Pähle (SPD): 
 
Vielen Dank, Frau Präsiden�n. - Sehr geehrtes 
Hohes Haus! Ich gebe es zu, ich habe mir schon 
manchmal gewünscht - ich wete, ich bin nicht 
die Einzige in diesem Raum -, ich häte wie Her-
mine Granger einen Zeitumkehrer und ich 
könnte mit ein paar Umdrehungen, schwupps, 
ein paar unauffällige Veränderungen und Kor-
rekturen in der jüngsten Vergangenheit vorneh-
men. Das habe ich auch in den letzten Tagen ge-
dacht,  
 

(Zuruf) 
 

als wir - das wissen Sie alle - zunehmend mit 
Rückmeldungen zu dem Programm Schulsozial-
arbeit aus Kommunen und von Trägern konfron-
�ert wurden. Denn diese Richtlinie - so alt ist sie 
noch nicht - sorgt jetzt vor Ort tatsächlich für 
große Diskussionen. Denn es ist etwas schiefge-
laufen zwischen dem 19. Dezember 2018, als 
dieser Landtag einen Grundsatzbeschluss zur 
Schulsozialarbeit fasste, und der Veröffent- 
lichung der neuen Richtlinie. Der Beschluss, der 
im Jahr 2018 gefasst wurde, wurde von drei 
Grundgedanken getragen.  
 
Erstens. Die Schulsozialarbeit soll gesichert wer-
den. Das hieß für alle, die daran beteiligt waren 
auch immer: mindestens auf dem vorhandenen 
Niveau. 
 
Zweitens. Wenn die EU die Schulsozialarbeit in 
der neuen Förderperiode nicht mehr finanzie-
ren sollte, springt das Land ein und legt ein  
eigenes Landesprogramm auf. Das haben wir 
beschlossen. 
 
Dritens. Bei der Erarbeitung eines neuen Kon-
zeptes sollen die Kommunen einbezogen wer-
den.  
 
Was dann schließlich ins Werk gesetzt wurde, 
hörte sich zunächst gut an. Viele Diskussionen - 
ich habe mich dazu noch einmal in Protokolle 
ver�e� - haben auch gezeigt, dass über diesen 
Prozess eigentlich immer sehr gut und konstruk-
�v disku�ert wurde. Nominell wurde die Zahl 
der Schulsozialarbeiterstellen gesichert. Die EU 
bleibt im Boot - das ist gut - und das entste-
hende finanzielle Defizit sollte dadurch abge-
deckt werden, dass die Kommunen und ihre bis-
herigen freiwilligen Aufwendungen für Sozialar-
beit kün�ig als Pflichtanteil veranschlagt wer-
den können. - So habe ich die Diskussion im Bil-
dungsausschuss verstanden. 
 
Doch in den Diskussionen in den letzten  
Wochen hat sich gezeigt, dass dieser Ansatz in 
der Sackgasse steckt. Die kommunalen Sozialar- 
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beiterstellen können nur zum Teil als Eigenan-
teil veranschlagt werden; im Ergebnis sinkt  
deren Anzahl. Die Kommunen, die solche frei-
willigen Zusatzstellen bislang nicht haten, ste-
hen vor einem riesigen Problem. Unter dem 
Strich droht die Zahl der Stellen, regional unter-
schiedlich verteilt, zurückzugehen, obwohl 
schon bislang längst nicht alle Bedarfe abge-
deckt werden und wir von einer flächendecken-
den Versorgung leider weit en�ernt sind. 
 
Zudem stellte sich heraus: Die immer wieder an-
geführte EU-Vorgabe, dass die Kommunen ei-
nen Eigenanteil erbringen müssten, besteht so 
nicht. Ich muss an dieser Stelle ehrlich einräu-
men: Auch ich habe mich auf diese Darstellung 
verlassen und habe sie weitergetragen. Gerade 
deshalb halte ich es für nö�g, dass wir alle uns 
der Einsicht stellen, dass es bei diesem Modell 
eben doch ein Problem damit gibt, den kommu-
nalen Finanzanteil aufzubringen. Dieses Prob-
lem wird im Zweifelsfall auf dem Rücken der 
Schülerinnen und Schüler ausgetragen; das darf 
nicht sein.  
 

(Beifall)  
 
Das Problem dür�e darauf zurückgehen, dass 
bei der Programmierung des opera�onellen 
Programms für die neue Förderperiode, für die 
die EU ihren Anteil absenkte, niemand auf die 
vom Landtag gegebene Zusage zurückgegriffen 
hat, no�alls ein Landesprogramm aufzusetzen. 
Statdessen wurde der bisherige Landesanteil 
durchgeschrieben und das finanzielle Delta lan-
dete bei den Kommunen. Auch wenn ich der 
Meinung bin, dass Kommunen sich daran auch 
beteiligen sollten - es ist nun einmal so, dass das 
genau jetzt diese Problemlage erzeugt und dass 
wir jetzt eine Lösung brauchen. 
 
Nun sind wir leider alle nicht in Hogwarts und 
haben keinen Zeitumkehrer. Aber - das ist die 
gute Nachricht - wir sind im Landtag und wir ha-
ben die Haushaltshoheit. Ich werde meiner 
Frak�on, wenn wir in den nächsten Wochen zu  
 

unserer Haushaltsklausurtagung zusammen-
kommen, vorschlagen, dass wir uns bei den Ver-
handlungen über den Landeshaushalt 2022 für 
eine Korrektur an dieser Stelle starkmachen. 
 

(Zustimmung)  
 
Wie auch immer das haushalterisch veran-
schlagt wird, wir müssen einen Weg finden, um 
das Niveau der Schulsozialarbeit effek�v zu si-
chern, ohne die Kommunen zu überfordern und 
den ländlichen Raum durch Verschiebungen ab-
zuhängen. 
 

(Zustimmung)  
 
Nach allerersten groben Schätzungen dür�e es 
um einen Finanzbedarf in Höhe von etwa 5 Mil-
lionen € gehen, der im Haushalt zusätzlich auf-
gebracht werden muss.  
 
Über die beschriebenen Probleme hinaus gibt 
es dafür einen weiteren wich�gen Grund. Ich 
glaube, an dieser Stelle finden wir tatsächlich Ei-
nigkeit. Corona hat Narben in der psychischen 
Stabilität, in der sozialen Kompetenz und in der 
Lernfähigkeit von jungen Menschen hinterlas-
sen. Wir haben darüber schon an unterschied- 
lichen Stellen deba�ert, und wir haben immer 
gemeinsam bekrä�igt, dass das so ist. Die 
Schulsozialarbeit ist ein wich�ger Beitrag dazu, 
dass sie ihre Probleme bewäl�gen können. Sie 
ersetzt keine Psychotherapie, sie ersetzt auch 
nicht den Blick auf die Jugend, um sie von  
Sachen auszunehmen, aber sie leistet einen  
wesentlichen Beitrag.  
 
An dieser Stelle einen Stellenabbau auszulösen 
wäre nicht verantwortbar und wäre das völlig 
falsche Signal an die Eltern und an die Schülerin-
nen und Schüler. Deshalb sollten wir jetzt den 
Mut zur Korrektur haben, auch wenn uns die 
magischen Fähigkeiten leider fehlen. - Vielen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 
 

(Zustimmung) 
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Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Vielen Dank, Frau Dr. Pähle. Ich habe keine  
Fragen oder Interven�onen gesehen. - Es folgt 
deswegen jetzt Herr Dr. Tillschneider von der 
AfD-Frak�on. - Herr Dr. Tillschneider, bite. 
 
 
Dr. Hans-Thomas Tillschneider (AfD): 
 
Frau Präsiden�n. - Sehr geehrte Damen und 
Herren! Schon der Begriff Schulsozialarbeit zeigt 
an, welche Fehlentwicklung sich hinter ihr ver-
birgt; denn entweder etwas ist Sozialarbeit, 
dann ist die Schule nicht ihr Ort, oder eine  
Arbeit gehört an die Schule, dann sollte es sich 
aber um Bildungsarbeit handeln und nicht um 
Sozialarbeit. 
 
Die Schulsozialarbeit steht beispielha� für die 
systema�sche Überforderung der Schule mit 
nichtschulischen Aufgaben. Ihr forcierter Aus-
bau ist Ausdruck der �efen Krise, in der unser 
Schulwesen steckt. Es mutet sich immer neue 
Aufgaben sozialpoli�scher Art zu, während es 
seine eigentliche Aufgabe, nämlich Kinder zu 
bilden, kaum noch erfüllt.  
 
Die Installa�on der Schulsozialarbeit in der Bun-
desrepublik Deutschland begann, abgesehen 
von isolierten Einzelfällen, erst Mite der 
1990er-Jahre. Die meisten Schulsozialarbeiter 
gibt es in Nordrhein-Wes�alen. In Sachsen-An-
halt wurde die Schulsozialarbeit, soweit ich das 
sehe, erst im Rahmen des ESF-finanzierten Pro-
gramms „Schulerfolg sichern“ ab 2008 einge-
führt.  
 

(Zuruf: Nein, das stimmt nicht!)  
 
- Na gut, dann habe ich mich halt geirrt.  
 

(Lachen)  
 
Das tut meiner Argumenta�on keinen Abbruch. 

Wir können somit festhalten: Zu seinen besten 
Zeiten kannte das deutsche Schulwesen keine 
Schulsozialarbeit.  
 
In NRW, wo das Bildungsniveau an allen Schul-
formen im Bundesvergleich immer schon am 
niedrigsten war, ist der Anteil der Schulsozialar-
beiter am höchsten. Korrela�on erlaubt be-
kanntlich noch keinen Schluss auf Kausalität, 
aber Schulsozialarbeit ist zumindest ein Krisen-
symptom.  
 
Ich erinnere auch immer wieder daran, dass der 
Einsatz von Schulsozialarbeit im Rahmen des 
Programms „Schulerfolg sichern“ keine messba-
ren Auswirkungen auf die Quote der Schulabb-
recher hate. Völlig unbeeindruckt von dem Pro-
gramm „Schulerfolg sichern“ bewegt sich die 
Schulabbrecherquote vor dem Jahr 2008 und 
nach dem Jahr 2008 um die 10 %. In den letzten 
Jahren ist sie sogar leicht anges�egen. Das ist 
offenkundig. Das bestreitet auch nicht Frau von 
Angern; das kann sie auch gar nicht bestreiten. 
- Das bestreiten Sie auch gar nicht.  
 
Ich wiederhole deshalb: Die Schulsozialarbeit 
unter dem Titel „Schulerfolg sichern“ hat nicht 
dazu geführt, dass die Schulabbrecherquote 
sinkt. Wissen Sie, wie man so etwas normaler-
weise nennt, wenn man viel Geld für etwas aus-
gibt, das keinerlei Effekt hat? - Man nennt das 
eine Fehlinves��on.  
 
Das Argument, mit dem Sie den Einsatz der 
Schulsozialarbeit trotzdem rech�er�gen, 
gleicht nun verdäch�g Ihrem Argument für die 
diversen Coronaeinschränkungen. Ohne 
Schulsozialarbeit, so sagen Sie, wäre alles noch 
viel schlimmer.  
 

(Zuruf: Ja!)  
 
Das kann ja sein, das kann aber auch nicht sein. 
Diese Annahme lässt sich nämlich nicht bewei-
sen. Die Schulsozialarbeit wurde ohne harte Be- 
 



LANDTAG VON SACHSEN-ANHALT | 25.02.2022 | Stenografischer Bericht 8/14 
 

 

45 

darfsprüfung und ohne Erfolgskontrolle einge-
führt.  
 
Das ESF-Programm „Schulerfolg sichern“ hat die 
Schulen dazu verleitet, nach dem Prinzip „Einem 
geschenkten Gaul schaut man nicht ins Maul“ 
erst einmal Förderung zu beanspruchen. Brüssel 
zahlt ja und „Schulerfolg sichern“ klingt gut und 
vielversprechend. So wurde vielerorts über-
haupt erst eine Nachfrage nach Schulsozial- 
arbeit geweckt.  
 
Als man noch keine Schulsozialarbeit kannte, 
hat man nichts vermisst. Jetzt aber meint man, 
ohne Schulsozialarbeit nicht mehr auskommen 
zu können. Das ESF-Programm „Schulerfolg  
sichern“ hat Abhängigkeiten erzeugt, die vorher 
nicht da waren, und ich habe den Verdacht, dass 
hinter diesem Wahnsinn Methode steckt, dass 
also die EU mit Vorsatz so ihre diversen poli�-
schen Agenden durchsetzt,  
 

(Zuruf: Oh!) 
 
indem zuerst mit viel Fördergeld etwas angebo-
ten wird, in der Hoffnung, dass mit dem Ange-
bot die Nachfrage entsteht und dass das, was 
man durchsetzen will, schließlich von unten  
gefördert wird.  
 
Das Prinzip „Einem geschenkten Gaul schaut 
man nicht ins Maul“ sollte eben keine Maxime 
für gute Poli�k sein. Angesichts der Tatsache, 
dass auch und gerade EU-Gelder letztlich unsere 
Steuergelder sind, sollte für nichts, was nicht 
unbedingt benö�gt wird, irgendeine Förderung 
beansprucht werden, dies umso mehr, als die 
EU für jeden Euro, den sie uns großzügig aus-
reicht, zuvor 2 € aus unserem Säckel geholt hat. 
 

(Beifall) 
 
Nun aber ist das Kind in den Brunnen gefallen, 
wie man sagt. Die Fehlentwicklung ist eingetre-
ten. Viele Schulen im Land glauben, ohne  
 

Schulsozialarbeit nicht mehr auskommen zu 
können. Wollen wir keine unbilligen Härten in 
Kauf nehmen, müssen wir deshalb, wie bei  
einem Drogenabhängigen, die Abhängigkeit 
langsam und schritweise reduzieren. Das, was 
wir brauchen, ist eine schritweise Reduk�on 
und Konzentra�on der Schulsozialarbeit auf die 
sozialen Brennpunkte, wo ein echter Bedarf be-
steht. Vor diesem Hintergrund begrüßen wir die 
aktuelle Entwicklung als heilsam. 
 
Die Erhöhung des Eigenanteils von 20 % auf 
40 % bei den einzelnen Projekten und die Über-
nahme der zusätzlichen 20 % durch die Kommu-
nen ist der rich�ge Weg. Sie bietet zumindest 
die Chance, Schulsozialarbeit bedarfsgerecht 
zurückzufahren. Wenn die klammen Kommu-
nen für Schulsozialarbeit �efer in die Tasche 
greifen müssen, dann ist sichergestellt, dass 
Schulsozialarbeit kün�ig nur noch dort einge-
setzt wird, wo man sie wirklich benö�gt. Dann 
wird Schulsozialarbeit nicht einfach eingeführt, 
weil sich alle damit irgendwie besser fühlen - so 
wurde Schulsozialarbeit in der letzten Legisla-
turperiode im Bildungsausschuss tatsächlich 
noch begründet -, sondern dann sind harte Indi-
katoren, Erfolgsnachweise und ein konkreter 
Bedarf Voraussetzungen.  
 
Genau dieser Begründung muss sich Schulsozi-
alarbeit stellen. Schulsozialarbeit ist nämlich 
keine Regelaufgabe, die am besten an jeder 
Schule etabliert werden sollte, wie sich das die 
Linken erträumen, sondern sie ist nur als eine 
punktuelle und übergangsweise Maßnahme 
dort sinnvoll, wo durch das Versagen der herr-
schenden Poli�k soziale Missstände von außer-
halb der Schule in die Schule hineinwirken. 
 
Die aktuelle Umstellung der Förderstruktur geht 
genau in diese Richtung. Sie tut nicht nur dem 
Schulwesen gut, weil sie eine Fehlentwicklung 
eindämmt, sondern sie stärkt auch die Grunds-
ätze der Subsidiarität und des sparsamen Um-
gangs mit Steuergeldern. Die aktuelle Umstruk- 
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turierung bringt die Linken zum Lamen�eren. 
Wir haben an ihr gar nichts auszusetzen.  
 
Vieles bleibt freilich noch zu tun. Auch die neue 
Förderrichtlinie zur Schulsozialarbeit weist noch 
viele Schwachstellen auf. Da ist die Verpflich-
tung zur Geschlechterparität bei mehr als einer 
Vollbeschä�igteneinheit pro Projekt. Weshalb 
wieder eine solche Geschlechterquote? Sollte 
es nicht allein nach Qualifika�on gehen? Die 
Richtlinie beantwortet diese Frage selbst. Sie 
bekennt sich an mehreren Stellen zum Gender-
Mainstreaming, also zu jener interna�onalen 
poli�schen Agenda, die geschlechtsspezifische 
Unterschiede in allen Lebensbereichen auf- 
heben will.  
 
Damit nicht genug, wird die Förderung auch auf 
ein sogenanntes Cultural Mainstreaming ver-
pflichtet, das analog zum Gender-Mainstrea-
ming auf die Au�ebung kultureller Differenzen 
und damit Iden�täten hinarbeiten dür�e.  
 
Außerdem sollen keine Projekte gefördert wer-
den, in denen die Schulsozialarbeiter unterhalb 
der Entgeltgruppe E 10 verdienen, was einem 
Eins�egsgehalt von 3 400 € entspricht. Das 
wäre dann also der Schulsozialarbeitermindest-
lohn. Dieser ist eindeu�g zu hoch. Ich sage nicht, 
dass ein Schulsozialarbeiter nicht auch mehr 
verdienen kann; dass aber bei einer geringeren 
Entlohnung ein Projekt automa�sch die Förder-
fähigkeit verliert, raubt dem Einsatz von 
Schulsozialarbeit die nö�ge Flexibilität. 
 
Außerdem sollte man den Träger überprüfen. 
Träger können alle Einrichtungen sein, die nach 
§ 75 SGB VIII als Träger der freien Jugendhilfe 
anerkannt sind, und dazu zählen in Sachsen-An-
halt leider auch sehr fragwürdige Einrichtungen, 
wie etwa der extrem linke Miteinander e. V. 
Hier muss einmal gründlich ausgemistet wer-
den. 
 

(Beifall) 
 

Die Linken freilich haben an diesen Punkten 
wahrscheinlich gar nichts auszusetzen, sie fin-
den das wahrscheinlich noch gut. Alles, was sie 
kri�sieren, sind die Eigenanteile der Kommunen 
von 20 % für die Projekte und 40 % für die Netz-
werkstellen. Das freilich sind die einzigen 
Schrite, die in die rich�ge Richtung gehen. Der 
Poli�kansatz der Linken erweist sich so wieder 
einmal als komplet pervers; sie verdrehen alles 
in sein Gegenteil. Die Linken wollen die künst-
lich erzeugte Abhängigkeit der Schulen von 
Schulsozialarbeit noch vergrößern. Sie wollen 
die Schulen weiterhin systema�sch mit sozial-
poli�schen Aufgaben überfordern. Um das Bil-
dungsniveau hingegen kümmern Sie sich einen 
Dreck, Hauptsache, mul�professionelle Teams 
scharwenzeln von morgens früh bis abends spät 
um die Schüler herum. Und für all das soll sehr 
viel Steuergeld verbrannt werden. So viel Geld 
gibt es gar nicht. 
 
Fazit: Was die Linken wollen, das ist mit dem 
Schlussvers von Reinhard Meys Lied „Das Nar-
renschiff“ treffend beschrieben: Volle Fahrt  
voraus und Kurs aufs Riff. Wir von der AfD wer-
den alles daransetzen, das Ruder rechtzei�g 
herumzureißen, und zwar nicht nur beim Thema 
Schulsozialarbeit. - Vielen Dank. 
 

(Beifall) 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding:  
 
An Herrn Dr. Tillschneider wird sich Herr Bern-
stein von der FDP-Frak�on anschließen. 
 
 
Jörg Bernstein (FDP):  
 
Sehr geehrte Frau Präsiden�n! Sehr geehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Die Schulsozialarbeit 
ist zweifellos ein bedeutender und geradezu  
essenzieller Faktor zur Verbesserung der Chan-
cengleichheit für Schülerinnen und Schüler in- 
 



LANDTAG VON SACHSEN-ANHALT | 25.02.2022 | Stenografischer Bericht 8/14 
 

 

47 

nerhalb unseres Schulsystems. Dieser Fakt ist in 
den herausfordernden Zeiten der Coronapan-
demie noch einmal in besonderem Maße zutage 
getreten.  
 
Ihre mannigfal�gen Wirkungsfelder umspannen 
ein breites Spektrum sozialpädagogischer Ange-
bots- und Aufgabenvielfalt. Sie reichen von prä-
ven�ven Maßnahmen zur Vermeidung von 
Schulabs�nenz und Schulabbrüchen bis hin zur 
Reduk�on sozialer Ungleichheiten und zur Un-
terstützung gesellscha�licher und beruflicher 
Integra�on unserer Schülerinnen und Schüler. 
Wir brauchen die Schulsozialarbeit bedarfsge-
recht, basierend auf einer schulscharfen indivi-
duellen Prioritätensetzung. 
 

(Zustimmung) 
 
Schulsozialarbeiter sind ein bedeutender Teil 
der mul�professionellen Teams in unseren 
Schulen und machen diese zukun�sfest. Ein 
wich�ger Meilenstein zum klaren Bekenntnis 
zur Bedeutung der Schulsozialarbeit ist deshalb 
ohne Frage der am 10. Juni 2011 in Kra� getre-
tene § 13a SGB VIII im Rahmen der Reform des 
Kinder- und Jugendhilfegesetzes. Dort heißt es: 
 

„Schulsozialarbeit umfasst sozialpädagogi-
sche Angebote […], die jungen Menschen am 
Ort Schule zur Verfügung gestellt werden. 
Die Träger der Schulsozialarbeit arbeiten bei 
der Erfüllung ihrer Aufgaben mit den Schulen 
zusammen.“ 

 
Diese neu geschaffene gesetzliche Grundlage 
unterstreicht auch einmal mehr die Verantwort-
lichkeiten des Landes im Rahmen der zugestan-
denen Gesetzgebungskompetenz, aber in be-
sonderem Maße auch die der örtlichen Träger 
und der Schulen vor Ort. Eine Verste�gung der 
Schulsozialarbeit kann nur gelingen, wenn alle 
verantwortlichen Instanzen ihr klares Bekennt-
nis zur Schulsozialarbeit auch finanziell unter-
mauern. Denn - lassen Sie es mich ganz deutlich  
 

sagen - die von vielen Seiten geforderte Auswei-
tung und Verste�gung der Schulsozialarbeit gibt 
es nun einmal nicht zum Nulltarif. 
 

(Zustimmung) 
 
Dieser Fakt wird auch von der Frak�on DIE 
LINKE anscheinend gern vergessen,  
 

(Zuruf: Oh!) 
 
aber es bleibt aus meiner Sicht dennoch ein 
Fakt. Wir können uns bspw. weder Lehrer  
backen, noch haben wir die Lizenz zum fortwäh-
renden Gelddrucken. Obwohl ich bei diesen An-
sätzen gerade an einen Ausspruch des Bundes-
wirtscha�sministers denke, der gestern sagte: 
Am Ende ist es doch nur Geld. Diese Denkweise, 
dass es am Ende nur Geld ist, gibt mir wiederum 
sehr zu denken. 
 

(Zuruf von Cornelia Lüddemann, GRÜNE) 
 
Ich würde mir wünschen, dass wir in der aktuel-
len Diskussion um die besten, vor allem aber 
auch um umsetzbare Möglichkeiten ringen. Dies 
geht aber nur mit realis�schen und faktenba-
sierten Ansätzen. Fakt ist nun einmal, dass die 
verfassungsrechtliche und föderale Zuständig-
keit, und damit auch die Finanzierungsverant-
wortung, bei den Ländern und Kommunen liegt. 
Es ist deshalb überhaupt keine Frage, dass die 
örtliche Jugendhilfe bzw. die kommunalen Ge-
bietskörperscha�en ihren finanziellen Beitrag 
leisten müssen. Die Grundlage hierfür soll die 
neue Förderrichtlinie zum ESF-Plus-Programm 
„Schulerfolg sichern“ legen. Der im Finanzie-
rungskonzept festgeschriebene Paradigmen-
wechsel nimmt die Kommunen in die Pflicht, 
und das finden wir als Freie Demokraten auch 
prinzipiell rich�g.  
 

(Zuruf von Cornelia Lüddemann, GRÜNE) 
 
Das neue Finanzierungskonzept sieht im Be-
reich der Schulsozialarbeit eine Anteilsfinanzie- 
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rung mit einem EU-Beteiligungssatz von 60 % 
sowie die Finanzierungsbeteiligung in Höhe von 
20 % durch Landesmitel und 20 % durch die 
Kommunen vor. Für die regionalen Netzwerk-
stellen liegt der kommunale Eigenanteil, wie  
bekannt, bei 40 %. Die verbleibenden 60 % 
kommen aus den ESF-Plus-Miteln.  
 
Es ist absolut zutreffend, dass dieser Paradig-
menwechsel die Kommunen vor neue Heraus-
forderungen stellt. Aber auch die Kommunen 
müssen Prioritäten setzen und sich finanziell 
entsprechend aufstellen, und zwar nicht nur 
über neue Forderungen nach finanzieller Unter-
stützung durch das Land. 
 
Selbstverständlich ist uns bewusst, dass die Fi-
nanzkra� unserer Kommunen höchst unter-
schiedlich ist. Das heißt aber keinesfalls, dass 
nicht jeder seinen Beitrag leisten kann. Auch die 
bereits disku�erte Unterstützung, bspw. über 
§ 17 des FAG für in Schieflage geratene Kommu-
nen, kann deshalb nur dann ein mögliches Mit-
tel der Wahl sein, wenn die jeweilige Kommune 
entsprechende Nachweise erbringt.  
 
Selbstverständlich muss es auch für finanz-
schwache Kommunen Schulsozialarbeiter  
geben. Um dies umzusetzen, müssen aber alle 
Akteure die Grundlagen schaffen. Es kann nicht 
die Lösung sein, dass die Verantwortung immer 
an die nächsthöhere Instanz abgegeben wird. 
Wir alle müssen unsere Hausaufgaben machen. 
 

(Beifall) 
 
Ich sage es noch einmal in aller Deutlichkeit: Wir 
Freien Demokraten setzen uns für eine Verste-
�gung und eine Ausweitung der Schulsozialar-
beit ein. Dazu haben wir uns auch in unserem 
Wahlprogramm bekannt und dazu stehen wir. 
 

(Beifall) 
 
Auch uns genügen die derzeit 380 und in der 
späteren Ausweitung die 60 zusätzlichen Stellen  
 

nicht unbedingt. Wir wollen und wir brauchen 
unter Umständen mehr - mehr Engagement für 
unsere Schulen vor Ort, mehr Zusammenarbeit 
zwischen den Lehrenden und den Schulsozialar-
beitern und mehr als nur Lippenbekenntnisse 
von den Kommunen. Denn ohne sie wird es 
nicht gehen. 
 

Wir denken aber auch, dass die Anzahl der Schü-
lerinnen und Schüler allein kein geeignetes Maß 
für die Feststellung der tatsächlichen Bedarfe an 
schulsozialpädagogischem Personal ist. Viel-
mehr benö�gen wir schulscharfe Indikatoren, 
die die sozialen Gegebenheiten und Herausfor-
derungen für die zielgenaue Bedarfsbes�m-
mung einbeziehen. Auch hier lohnt sich ein kri-
�scher Blick über unsere Landesgrenzen hinaus; 
denn nicht immer müssen wir das Rad neu er-
finden. In Nordrhein-Wes�alen hat die Landes-
regierung mit einem liberal geführten Ministe-
rium für Schule und Bildung einen solchen soge-
nannten schulscharfen Sozialindex eingeführt, 
um die Schulen vor Ort bedarfsgerechter zu  
unterstützen. 
 

Die Coronapandemie hat uns einmal mehr ge-
zeigt, wie verletzlich unser Schulsystem ist. 
Viele Kinder sind in dieser schweren Zeit der 
Kontaktreduzierung, der Schulschließungen und 
des Distanzunterrichts ins Straucheln geraten 
und sorgen sich darum, den Anschluss verpasst 
oder Freunde verloren zu haben. Hierbei geht es 
nicht allein um das Au�olen von Bildungsrück-
ständen, hierbei geht es vor allem auch darum, 
unseren Kindern den Weg zurück in die Norma-
lität zu ebnen und insbesondere jene zu unter-
stützen, denen der Weg besonders schwerfällt. 
Gerade hierbei ist die Schulsozialarbeit von  
nahezu unschätzbarem Wert. 
 

Abschließend: Wir brauchen gute vernetzte 
Strukturen und klare Verantwortlichkeiten für 
eine Stärkung der Bildungs- und Chancenge-
rech�gkeit unserer Kinder. - Ich danke Ihnen für 
die Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall) 
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Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding:  
 
Vielen Dank, Herr Bernstein. - Es folgt Frau Lüd-
demann für die Frak�on BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN. - Bite schön. 
 
 
Cornelia Lüddemann (GRÜNE):  
 
Vielen Dank, Frau Präsiden�n. - Sehr geehrte 
Damen und Herren Abgeordnete! Man könnte 
die Situa�on sehr deutlich zusammenfassen - 
und das möchte ich auch tun -: Die Koali�on 
baut Schulsozialarbeit ab, und das ist, finde ich, 
ein Skandal. 
 

(Zustimmung) 
 
Der Umgang mit der Schulsozialarbeit in Sach-
sen-Anhalt zeigt einmal mehr, wie unwich�g der 
Landesregierung offenbar die Anliegen und Be-
dürfnisse junger Menschen in Sachsen-Anhalt 
sind. Anders kann ich mir nicht erklären, dass 
Sie, Frau Feußner, zulassen, dass in unserem 
Bundesland, dem Land mit der bundesweit 
höchsten Schulabbrecherquote - ich habe es mir 
extra noch einmal angeschaut; sie ist doppelt so 
hoch wie im Bundesdurchschnit -, Schulsozial-
arbeit kün�ig abgebaut stat aufgebaut wird. 
 
Noch im Koali�onsvertrag haben die koali�ons-
tragenden Frak�onen versprochen, sich für eine 
Verste�gung der Schulsozialarbeit einzusetzen. 
Es wurde o� davon gesprochen, den Status quo 
in Sachsen-Anhalt zu erhalten. Mitlerweile 
muss man feststellen: Das wird nicht so sein. 
 
Es ist - das muss man sagen; das haben Sie vor-
hin auch dargestellt - immer wieder über die Be-
teiligung der Kommunen gesprochen worden - 
abstrakt. Keine Kommune darf, selbst wenn sie 
leistungsfähig wäre, Geld für eine Sache einstel-
len, die abstrakt im Raum steht. Daher sind alle 
Kommunen - ich habe sehr viele Mails und 
Briefe bekommen; einige von Ihnen sicherlich 
auch - vor die Situa�on gestellt worden, dass sie  
 

von heute auf morgen Geld für eine Sache ein-
stellen sollen - noch dazu für eine freiwillige 
Leistung -, die ihnen vorher nicht als Rechtsver-
pflichtung bekannt war. 
 

(Zustimmung) 
 
Dass das Land diesen Weg geht, finde ich wirk-
lich skandalös vor dem Hintergrund - ich habe 
das vorhin schon in meiner Frage deutlich ge-
macht -, dass der Welt durch Herrn Finanzminis-
ter Richter mitgeteilt wurde, dass wir in einer 
absolut komfortablen finanziellen Situa�on 
sind. Es ist ein Haushalt angekündigt worden, 
der ein Volumen haben soll, das es in diesem 
Land noch nie gegeben hat, nämlich 13,7 Milli-
arden € bei 1,5 Milliarden € Mehreinnahmen. 
Daher frage ich mich: Warum muss dann an die-
ser Stelle eingespart werden? 
 
Alle Rednerinnen und Redner der demokra�-
schen Frak�onen haben deutlich gemacht, dass 
Schulsozialarbeit ein wesentlicher Bestandteil 
ist, egal ob es Schulsozialarbeit an Schule heißt 
oder Schulsozialarbeit in mul�professionellen 
Teams ist. Ich finde, das ist Wortklauberei. Aber 
auch Sie haben gesagt, dass dies ein unverzicht-
barer Bestandteil ist. Im Grunde genommen 
wäre es wünschenswert - so haben wir es auch 
schon in der letzten Koali�on disku�ert -, wenn 
es an jeder Schule einen Schulsozialarbeiter  
oder eine Schulsozialarbeiterin gäbe. 
 

(Zustimmung) 
 
Aber was ist die Realität? - Wir müssen damit 
rechnen bzw. es droht, dass 80 Schulsozialarbei-
terinnen und Schulsozialarbeiter in diesem Land 
weniger am Start sind. Ich halte das wirklich für 
schwierig; denn Schulsozialarbeit ist nicht „nur“ 
die Arbeit mit Schülerinnen und Schülern, son-
dern Schulsozialarbeiterinnen und -sozialarbei-
ter sind auch Teil der Lösung des Lehrkrä�e-
mangels, indem sie nämlich die Lehrerinnen 
und Lehrer bei dem, was sie tun, unterstützen. 
Sie sollen nicht den Unterricht übernehmen und  
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keinen Unterricht machen, aber sie sollen 
Schule mitgestalten. Sie entlasten auf diese 
Weise die Lehrkrä�e und sind somit Teil von 
Schule. So habe ich auch den Kollegen Lipp-
mann verstanden. Das ist im Grunde genom-
men auch das ursprüngliche Wesen von 
Schulsozialarbeit. 
 
Wir haben nicht zuletzt in der Coronapandemie 
gesehen, wie überlastet die Lehrerinnen und 
Lehrer in unserem Land sind und dass Kinder ge-
rade jetzt psychische Probleme haben, sie an 
vielen Stellen gefordert und allein sind und Dis-
tanz aushalten müssen. Schulsozialarbeiterin-
nen und Schulsozialarbeiter sind Ansprechpart-
ner und übernehmen auch Aufgaben, die man 
vielleicht in einer anderen Welt Lehrerinnen 
und Lehrern zuordnen würde, um in einem ver-
trauten Umfeld tä�g werden zu können. 
 
Wir GRÜNEN möchten an der Stelle allen, die in 
den letzten zwei Jahren unter schwierigen Be-
dingungen einen echt guten Job gemacht  
haben, auch den Schulsozialarbeiterinnen und 
Schulsozialarbeitern, Danke sagen. Wir stehen 
dafür, dass jede Stelle erhalten bleibt. 
 
Ich will im Zusammenhang mit den Schulsozial-
arbeiterinnen und Schulsozialarbeitern an den 
Schulen explizit auch die Netzwerkstellen be-
nennen. Sie sind eine wich�ge Schnitstelle  
zwischen den unterschiedlichen Professionen in 
Schule und wirken auch auf die Schulen, die 
keine eigene Schulsozialarbeit haben. 
 
Auch möchte ich sehr deutlich benennen, dass 
wir hierbei über Menschen reden. Hinter jeder 
Stelle von Schulsozialarbeit steht eine Schul- 
sozialarbeiterin oder ein Schulsozialarbeiter. Sie 
sind in der schwierigen Situa�on, dass sie jedes 
Jahr nicht genau wissen: Kann ich im nächsten 
Jahr meinen Job weitermachen? Ist meine  
Arbeit auf Langfris�gkeit angelegt? 
 
Ich frage mich, ob Ihnen nicht bewusst war, Frau 
Feußner, als Sie diesen Erlass herausgehauen  
 

haben, dass Menschen dahinterstehen, die  
einen wirklich wich�gen Job machen, sich selbst 
ernähren müssen, Familien haben und dann von 
heute auf morgen dastehen und vielleicht ihre 
Arbeit verlieren. Das finde ich nicht akzeptabel. 
 

(Unruhe) 
 
Dies finde ich nicht nur vor dem Hintergrund der 
Mehreinnahmen nicht akzeptabel, sondern ich 
finde es auch nicht akzeptabel vor dem Hinter-
grund, dass wir in der Keniaregierung - ich selbst 
war Teil des Koali�onsausschusses - sehr lange 
darum gerungen haben, wie wir die Schulsozial-
arbeit in diesem Land weiter finanzieren kön-
nen. Dabei standen unterschiedlichste Faktoren 
im Raum: Wird die EU überhaupt noch weiter  
finanzieren? Denn in anderen Förderbereichen 
ist es eigentlich sehr unüblich, dass der gleiche 
Fördertatbestand über eine so lange Zeit weiter 
gefördert wird. Können wir die Kommunen mit 
ins Boot holen? Ist das zumutbar? Wie wird der 
Landeshaushalt aussehen? - Darüber sind  
he�ige Diskussionen geführt worden. 
 
Da wir solche Ungewissheiten haten - das ist 
auch von den Vorrednerinnen und Vorrednern 
beschrieben worden -, haben wir uns damals 
sehr bewusst darauf verständigt, dass wir die 
gesamte Summe für die Schulsozialarbeit auf 
der Grundlage des Beschlusses aus dem Jahr 
2018 als Verpflichtungsermäch�gung einstel-
len. Wir haben gesagt: Dazu stehen wir. Das ist 
unser gemeinsamer Beschluss. Schulsozialar-
beit soll auf dem Niveau des Jahres 2018 erhal-
ten bleiben. - Es ist biter, dass es jetzt, da wir 
vor einer so komfortablen finanziellen Situa�on 
stehen, nicht dazu kommen soll. 
 
Wir GRÜNEN werden uns dieser Entwicklung 
entgegenstellen. Wir begrüßen sehr, dass zu-
mindest die SPD-Frak�on sehr deutlich signali-
siert hat - so habe ich es wahrgenommen -, dass 
es zu dieser Situa�on nicht kommen wird. 
 
Ich bite aber auch darum, dass wir in der Dis-
kussion mehr Ehrlichkeit an den Tag legen. Ich  
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habe mit den Kommunen gesprochen, in Des-
sau, in unserem eigenen Jugendhilfeausschuss. 
Kollege Bernstein, unterhalten Sie sich einmal 
mit den Leuten! Wir sind ja, wenn ich das so  
sagen darf, in einer gemeinsamen kommunal-
poli�schen Frak�on. Dort ist dieser Fakt kom-
plet anders disku�ert worden. 
 

(Zustimmung) 
 
Im Januar haben wir den Brief bekommen. Un-
ser Haushalt ist komfortabel und er ist fer�g. 
Möglicherweise häte Dessau den Eigenanteil 
sogar stemmen können, aber nicht wenn der 
Haushalt schon bestä�gt ist und vorliegt. Die 
ganze Herangehensweise zeugt von einer Igno-
ranz der Wich�gkeit von Schulsozialarbeit, die 
ich für meine Frak�on deutlich von mir weise. 
 

(Zustimmung) 
 
Abschließend will ich noch einen Satz sagen, 
durchaus auch selbstkri�sch. Wir häten in der 
letzten Koali�on nicht nur die Verpflichtungser-
mäch�gung einstellen, sondern auch - da bin ich 
bei der Kollegin Pähle, die das vorhin sehr deut-
lich gesagt hat - das eigene Landesprogramm 
vollziehen sollen. Das steht jetzt auf der 
Agenda, um ein für alle Mal klare Rahmenbedin-
gungen für Schulsozialarbeit in Sachsen-Anhalt 
zu schaffen. Wir GRÜNEN stehen dafür zur Ver-
fügung. - Ich bedanke mich für Ihre Aufmerk-
samkeit. 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding:  
 
Vielen Dank, Frau Lüddemann. - Herr Dr. Till-
schneider möchte eine Interven�on realisieren. 
 
 
Dr. Hans-Thomas Tillschneider (AfD):  
 
Ja - ich habe es jetzt gelernt -, eine Interven�on. 
- Frau Lüddemann hat in ihrer Rede betont von 
den demokra�schen Frak�onen gesprochen  
 

und damit nicht die AfD gemeint. Ich habe das 
schon häufiger bei Ihnen und auch bei anderen 
bemerkt. Ich bin Ihnen sehr dankbar dafür, dass 
Sie das jetzt so gesagt haben; denn damit zeigen 
Sie, dass wir hier fünf Frak�onen haben, die ei-
nen Block bilden und sich kaum noch unter-
scheiden, und dass es daneben die AfD gibt. 
Gäbe es die AfD nicht, wäre hier nur noch Volks-
kammer. Wir machen aus diesem Parlament 
eine Demokra�e. 
 

(Lachen und Zustimmung - Zurufe) 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding:  
 
Frau Lüddemann. 
 
 
Cornelia Lüddemann (GRÜNE):  
 
Ich finde das sehr bemerkenswert. Es ist jetzt 
kurz nach 12 Uhr. Heute früh um 9:30 Uhr ha-
ben wir über einen gemeinsamen Antrag von 
fünf Frak�onen dieses Hauses deba�ert. Fünf 
Frak�onen dieses Hauses haben diesen Antrag 
mit unterschiedlichen Nuancen für gut befun-
den. Fünf Frak�onen dieses Hauses haben die-
sen Antrag gemeinsam abges�mmt. Wenn Sie 
erst jetzt auf die Idee kommen, dass Sie hier der 
Außenseiter sind und eigentlich nicht dazuge- 
hören, dann wachen Sie endlich auf! 
 

(Beifall) 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding:  
 
Vielen Dank, Frau Lüddemann. - Den Schluss 
macht Herr Redlich für die CDU-Frak�on. 
 
Ich habe das jetzt schon ein paar Mal gesehen. 
Von hier vorn sieht es komisch aus, wenn sich 
Leute recken und strecken, als wenn sie gerade 
erst aufgestanden wären. Ich habe das jetzt 
quer durch das Haus verfolgt. Vielleicht sollte  
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man sich das wirklich überlegen. - Herr Redlich, 
bite. 
 

(Zurufe) 
 
 
Mathias Redlich (CDU):  
 
Werte Frau Präsiden�n! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Schulsozialarbeit ist und bleibt in 
Sachsen-Anhalt ein festes Unterstützungsange-
bot an Schulen. Die Regierungskoali�on über-
nimmt Verantwortung. Wir stehen für Schulso-
zialarbeit und werden diese weiter fördern. Wir 
erkennen auch die Leistungen der Schulsozialar-
beiterinnen und der Schulsozialarbeiter an. Wir 
wissen, dass es um Menschen geht. Das ist aber 
nicht der Punkt dieser Debate. Vielmehr geht 
es darum: Die Schulsozialarbeit ist ein Teil der 
Kinder- und Jugendhilfe und damit originäre 
Aufgabe der Kommunen. 
 
Die von der EU und dem Land geförderte 
Schulsozialarbeit wurde in der vergangenen Le-
gislaturperiode dessen ungeachtet von 200 auf 
380 Stellen angehoben. Dadurch sichert das 
Land derzeit den größten Teil der vorhandenen 
Stellen in der Schulsozialarbeit. 
 

(Zustimmung) 
 
Wir als Koali�on setzen uns auch weiter dafür 
ein, dass die bereits geförderten Schulsozialar-
beiterstellen verste�gt werden. Genau das setzt 
auch das Bildungsministerium derzeit um,  
weder mehr noch weniger. Auf Landesebene 
waren es 380 Stellen und auf Landesebene sind 
es auch jetzt wieder 380 Stellen. Das Land hat 
sich in der letzten Legislaturperiode mit 20 % an 
den Kosten beteiligt und das Land beteiligt sich 
derzeit weiterhin mit 20 % an den Kosten. Das 
sind die nüchternen Fakten, die wir hier auf dem 
Tisch haben. 
 
In dieser Aktuellen Debate verfälscht deshalb 
schon der Titel „Erst tendenziell mehr und nun  
 

doch ganz sicher weniger Schulsozialarbeit - das 
Land zieht sich aus der Verantwortung“ aus mei-
ner Sicht in unangemessener Weise die beste-
hende Sachlage. Das Land zieht sich eben nicht 
aus der Verantwortung. 
 

(Zustimmung) 
 
Das Land verste�gt das, was wir auch vorher 
schon geleistet haben. Wir müssen auch sehen, 
dass dies eigentlich ein Haupteil einer kommu-
nalen Aufgabe ist. 
 

(Zuruf: Oh!) 
 
Die anvisierte Förderpraxis der Schulsozialar-
beit stellt auch nicht die Umsetzung des Landes-
konzepts zur Mul�professionalität an den Schu-
len in Sachsen-Anhalt infrage, wie Sie in der Be-
gründung zu dem Antrag ausführen; denn das 
Leistungsangebot der über den ESF geförderten 
Schulsozialarbeit entspricht weiterhin genau 
den Fachempfehlungen des Konzepts. In dem 
Konzept wird auch eine Stellenanzahl genannt. 
Es sind 380 Stellen. 
 
Schulsozialarbeit ist eine Unterstützungsleis-
tung für Kinder und Jugendliche an den Schulen. 
Schulsozialarbeit ist aber auch ein Baustein, um 
unsere Lehrkrä�e von unterrichtsfremden Tä-
�gkeiten zu entlasten. Insofern - Herr Tillschnei-
der, darin haben Sie nicht ganz recht - drückt 
der Begriff „Schulsozialarbeit“ genau das aus, 
was sie ist: soziale Arbeit an der Schule. 
 
Schulsozialarbeit erfüllt damit aber auch wich-
�ge Aufgaben, die sich nicht ausschließlich dem 
Landes- oder dem kommunalen Handlungsbe-
reich zuordnen lassen. Deshalb ist es rich�g und 
wich�g, dass wir Schulsozialarbeit auch über 
das Land weiter fordern und fördern. 
 
Wir müssen aber vielleicht auch noch einmal 
darüber nachdenken - das zeigt zumindest mir 
die Debate -, welche Aufgaben und Ziele die  
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Schulsozialarbeit hat und wie wir sie in Zukun� 
organisieren wollen. 
 
Um die Rahmenbedingungen an unseren Schu-
len zu verbessern, setzen wir als Koali�on auch 
auf pädagogische Mitarbeiter und auf den Aus-
bau des Modellprojekts der Schulverwaltungs-
assistenz. Diese sind im Übrigen auch ein we-
sentlicher Bestandteil der Studie der Oto-von-
Guericke-Universität zur Vermeidung der hohen 
Quote von Schulabbrechern in Sachsen-Anhalt, 
wie Sie in der Begründung zu Ihrem Antrag aus-
führen. Entscheidend ist also nicht allein 
Schulsozialarbeit. Es gibt mehrere Faktoren. 
Auch das alles finanzieren wir als Land. 
 
Im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe exis�e-
ren vor Ort sehr unterschiedliche Bedarfe. Auch 
in meinem Heimatwahlkreis haben bspw. Ver-
dachtsfälle von Kindeswohlgefährdung, häus- 
licher Gewalt und Inobhutnahmen extrem zuge-
nommen. Ungeachtet der in meinem Wahlkreis 
und auch in meinem Landkreis sinkenden Schü-
lerzahlen nehmen dadurch die Unterstützungs-
bedarfe an den Schulen zu. Zusätzlich zu den be-
reits geförderten Schulsozialarbeitern stemmt 
mein finanziell klammer Landkreis deshalb noch 
weitere 14,5 eigenfinanzierte Stellen der 
Schulsozialarbeit. Meine Kollegen wissen 
es - wir sind immer im Gespräch -: In einigen 
Landkreisen sieht es ähnlich aus. Sie haben ähn-
liche Probleme. 
 
Auf der kommunalen Ebene exis�eren eigen- 
finanzierte Stellen, die rund 73 Vollbeschä�i-
gungsäquivalenten entsprechen. Insbesondere 
deren Fortbestand - darin haben Sie recht - ist 
im Augenblick gefährdet. Das hat aber nichts 
damit zu tun, dass der Bedarf besteht. Das hat 
auch nichts damit zu tun, dass wir 80 % über die 
EU und das Land fördern. In meinem Heimat-
wahlkreis sind das vier bis acht der 14,5 mög- 
lichen Stellen. Das liegt auch nicht am fehlenden 
Engagement des Landes, sondern das liegt an 
dem Fakt - das wurde von Ihnen auch darge- 
 

stellt -, dass in der aktuellen Förderperiode der 
Fördermitelzuschuss der EU um 20 % gesunken 
ist und damit nur noch 60 % zur Verfügung  
stehen. Die kommunale Ebene muss sich 
dadurch bei der gleichbleibenden Unterstüt-
zung des Landes - das muss man betonen - ge-
nau mit diesen 20 % beteiligen. 
 
Herr Lippmann, Sie haben es gesagt: Diese Er-
kenntnis ist nicht neu und auch nicht überra-
schend. Die Träger brauchen Klarheit - natür-
lich. Wie unsere Ministerin Frau Feußner auch 
erklärte, wurde das schon seit dem Jahr 2018 
kommuniziert, übrigens auch im Landeskonzept 
zur Mul�professionalität an Schulen. Sie kön-
nen das auf Seite 28 nachlesen. 
 
Hinzu kommt, dass auch Eigenleistungen der 
Kommunen auf die verbleibenden 20 % ange-
rechnet werden können. Unsere Ministerin hat 
dazu schon einiges erläutert. Wie die Kommu-
nen die Eigenleistungen anrechnen lassen kön-
nen, ist aus meiner Sicht - auch das muss man 
deutlich sagen - in den letzten Wochen zu wenig 
und missverständlich kommuniziert worden. 
Ein Eigenanteil hat immer auch einen diszipli-
nierenden Effekt 
 

(Zustimmung) 
 
und lässt Zuwendungsempfänger stärker abwä-
gen, ob und in welchem Umfang sie Leistungen 
brauchen. Herr Dr. Tillschneider, damit haben 
Sie recht. Der Bedarf für Schulsozialarbeit ist 
aber vorhanden. Das unterstreicht allein der 
Fakt, dass wir trotz der notwendigen Eigenleis-
tungen im Augenblick weit mehr als 400 An-
träge für die Mitel für die 380 zur Verfügung 
stehenden Stellen haben. 
 
Frau Lüddemann, Sie haben das Problem genau 
beschrieben und auf den Punkt gebracht. Das 
Problem, das sich uns stellt, ist, dass viele Kom-
munen diesen Eigenanteil nicht im Haushalt ein-
geplant haben. Das ist das Problem. 
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Hinzu kommt, dass wir in der neuen Förder- 
periode auch noch bedarfsorien�erter steuern 
müssen. Dadurch kommt es auf kommunaler 
Ebene zu einer anderen Verteilung der 380 ge-
förderten Stellen für Schulsozialarbeiter.  
 

(Unruhe) 
 
- Könnten Sie Ihr Gespräch beenden und mir  
zuhören? Ich habe es bei Ihnen auch immer  
gemacht. - Danke sehr. 
 
Die Kommunen sind nur in sehr unterschied- 
lichem Maße in der Lage, dies abzufedern.  
Genau das gefährdet bei uns die Stellen an den 
Schulen, die gerade jetzt so wich�g sind. Trotz 
der 80-prozen�gen Förderung der EU und des 
Landes und trotz unseres kon�nuierlichen Enga-
gements drohen gerade diese kommunal finan-
zierten Stellen für Schulsozialarbeit wegzufallen 
oder eben andere wich�ge Leistungen zu deren 
Sicherung, die wir auch erbringen. Ich persön-
lich finde das sehr bedenklich. 
 
Gerade in der Kinder- und Jugendarbeit darf 
eine angespannte Haushaltslage nicht dazu füh-
ren, dass die dringend notwendigen Aufgaben 
nicht erbracht werden können. 
 
Dass das Land seine Stellen verste�gt, nützt den 
Menschen nichts, wenn die Leistungen vor Ort 
gekürzt werden. Ich verstehe dieses Argument. 
Für die Menschen vor Ort ist es wich�g, dass 
Leistungen erbracht werden. Dabei ist es egal, 
wer das Ganze finanziert. 
 

(Unruhe) 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Einen Augenblick, bite. - Könnten Sie das  
Gespräch, wenn Sie wirklich dringenden  
Gesprächsbedarf haben, vielleicht draußen  
führen? Das stört hier doch ziemlich und insbe-
sondere auch den Redner. 
 

(Zustimmung - Zuruf: Der Rest der Landes- 
regierung ist sowieso nicht da! Er kann  
weiterreden! Was soll denn das?) 

 
- Ich habe ja auch nicht die Landesregierung ge-
meint, sondern einen Frak�onsgeschä�sführer 
und einen Frak�onsvorsitzenden. 
 

(Zuruf) 
 
Herr Redlich, wollen Sie weitermachen? 
 
 
Mathias Redlich (CDU): 
 
Die Haushaltslage des Landes ist aber auch an-
gespannt. Nach den Ergebnissen des Koali�ons-
ausschusses der Bundesregierung, die wir in 
dieser Woche gehört haben, drohen unserem 
Land schon wieder weitere millionenschwere 
Mindereinnahmen. Wir müssen deshalb auch 
auf Landesebene stärker abwägen und priorisie-
ren, welche Aufgaben wir überhaupt noch  
finanzieren können. 
 

(Zustimmung) 
 
Gleichwohl sehe ich persönlich bei der Schulso-
zialarbeit derzeit einen besonderen Bedarf und, 
Herr Tillschneider, auch einen besonderen Nut-
zen. Im Schnitstellenbereich zwischen Schü-
lern, Eltern, Lehrkrä�en sowie Jugendämtern 
entlasten die Schulsozialarbeiter und auch die 
Netzwerkstellen unsere Lehrerinnen und Leh-
rer; denn in dieser coronabedingt schwierigen 
Phase brauchen unsere Schülerinnen und Schü-
ler derzeit besondere Unterstützung. Das haben 
wir im Landtag auch schon an mehreren Stellen 
gemeinsam festgestellt. 
 
Die Problema�k der Finanzierung haben der 
Vorsitzende meiner AG - vielen Dank, lieber 
Carsten - und ich deshalb bereits explizit beim 
Ministerium, im Ausschuss für Bildung und in 
unserer Frak�on angesprochen. Die Sicherung 
der Schulsozialarbeit ist meinen CDU-Frak�ons- 
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kollegen und mir sehr wich�g. Unsere Absicht 
ist es, die Schulsozialarbeit auf dem bisherigen 
Niveau weiterzuführen. Wir stehen zur Schul- 
sozialarbeit  
 

(Zustimmung) 
 

und werden diese auch weiter fördern. Im Zuge 
der Haushaltsverhandlungen wollen wir das 
Thema der Finanzierungsmodalitäten der 
Schulsozialarbeit deshalb noch einmal aufgrei-
fen. - Sie wissen es, Herr Lippmann, wir haben 
im Ausschuss für Bildung bereits beschlossen, 
dass wir das Thema im Zusammenhang mit der 
Haushaltsberatung erneut aufrufen werden.  
 
Wir sind uns darin einig, dass Schulsozialarbeit - 
das habe ich der Debate entnommen - fester 
Bestandteil der Schullandscha� in Sachsen-An-
halt bleiben soll. - Vielen Dank. 
 

(Beifall) 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Vielen Dank, Herr Redlich. Genau auf den Punkt 
trotz diverser Unterbrechungen. Es gibt zwei 
Fragen, einmal von Frau Hohmann und einmal 
von Herrn Dr. Tillschneider. Wollen Sie sie  
beantworten? 
 
 
Mathias Redlich (CDU): 
 
Ich höre sie mir an. Vielleicht kann ich sie beant-
worten, vielleicht auch nicht. Das werden wir 
sehen. 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Ja. - Frau Hohmann, bite. 
 
 
Monika Hohmann (DIE LINKE):  
 
Recht schönen Dank, Frau Präsiden�n. - Meine 
Frage ist wirklich ganz kurz. Wir haben derzeit in  

Sachsen-Anhalt ca. 460 Schutzsozialarbeiterin-
nen und werden perspek�visch nur noch 380 
haben. Sie sprachen davon, dass wir die Anzahl 
beibehalten, aber wenn ich von 460 auf 380  
reduziere, dann sind es doch weniger. Oder? 
 
 
Mathias Redlich (CDU):  
 
Sehen Sie, darin liegt schon das Problem. Wir 
haben gesagt, auf Landesebene verste�gen wir 
es. Wenn Sie mir zugehört häten, dann häten 
Sie es auch verstanden. Wir haben 380, die wir 
über die Landes- und EU-Mitel finanzieren.  
 

(Zuruf: Genau!) 
 
Diese 380 haben wir weiterhin. 
 

(Beifall) 
 
Sie sprachen gerade davon, dass wir mehr als 
400 häten und auf 380 heruntergingen. - Nein, 
das wird nicht der Fall sein. Zum Beispiel mein 
Landkreis Mansfeld-Südharz hat 14,5 Stellen. Er 
wird die Zahl eventuell reduzieren müssen, aber 
nicht auf null. Das heißt, er wird weiterhin Stel-
len haben. Das heißt, auch dort, auf kommuna-
ler Ebene, wird es weiter Stellen geben, die  
zusätzlich finanziert werden. 
 

(Monika Hohmann, DIE LINKE: Wollen wir es 
hoffen!) 

 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Vielen Dank. - Herr Dr. Tillschneider, bite. 
 
 
Dr. Hans-Thomas Tillschneider (AfD):  
 
Unser Hauptkri�kpunkt beim Thema Schul- 
sozialarbeit in Sachsen-Anhalt ist, dass mit dem 
Programm „Schulerfolg sichern“ seit dem Jahr 
2008 Stellen für Schulsozialarbeiter finanziert  
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werden, es aber keine Wirkung hat, also die 
Schulabbrecherquote dadurch nicht messbar 
sinkt. Meine Frage lautet: Ist Ihnen irgendeine 
Studie bekannt, irgendeine Evalua�onsstudie, 
irgendein Versuch, um diese gefühlte Wirkung 
von Schulsozialarbeit festzumachen und festzu-
stellen, woran sich ganz klar zeigt, vorher war es 
so, nachher war es so und nachher war es bes-
ser wegen Schulsozialarbeit? Gibt es irgend- 
etwas, das Sie mir sozusagen an Evidenz unter-
breiten können, oder gibt es nichts? 
 
 
Mathias Redlich (CDU):  
 
Vielen Dank, Herr Dr. Tillschneider. - Ich habe 
bei dem Thema schon einmal erwähnt, ich habe 
damals an der Universität Leipzig ein For-
schungsprojekt zur Wirkung von Schulsozialar-
beit begleitet. Ja, Sie haben recht, es ist schwie-
rig, die harten Fakten zu messen. Sie haben 
auch vorhin auf die Abbrecherquote abgestellt. 
Wenn Sie sich die Abbrecherquote ansehen, 
dann stellen Sie keine Verbesserung fest, weil 
wir weiter zwischen 9 % und 11 % schwanken. 
Schulsozialarbeit hat aber nicht nur diese Auf-
gabe, das Programm zur Schulsozialarbeit hat 
auch andere Ziele. Deswegen habe ich auch er-
wähnt - wir müssen vielleicht noch einmal über 
die Ziele reden -, was man messen kann. 
 
Ich habe mir die Zahlen angesehen, nicht nur, 
wie sich die Abbrecherquote entwickelt hat, 
sondern auch, wie sich die Anzahl der Ab-
schlüsse entwickelt hat. 
 

(Zustimmung) 
 
Wir können feststellen, dass wir 10 % weniger 
Personen haben, die einen Hauptschulabschluss 
machen, und dafür 10 % mehr, die einen Real-
schulabschluss machen. Das kann ja auch ein Ef-
fekt von Schulsozialarbeit gewesen sein, weil sie 
die Kinder dazu mo�viert hat, zu lernen, und 
weil sie sie im sozialen Umfeld unterstützt hat. 
 

(Zustimmung) 
 

Sie haben natürlich recht, wir müssen forschen. 
Es gibt Forschungsprojekte. Sie sind aber lang-
fris�g angelegt, weil man das nicht kurzfris�g 
machen kann. Es gibt auch sehr viele qualita�ve 
Aspekte. Es wurde hier auch schon gesagt, dass 
wir sehr viele Lehrerinnen und Lehrer haben, 
die davon profi�eren, dass Konflikte besser  
gelöst werden. Gerade in dem Bereich gibt es 
eine Evidenz dafür, dass wir weniger Probleme 
an Schulen haben, an denen Schulsozialarbeit  
geleistet wird.  
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Vielen Dank, Herr Redlich. Wir sind damit am 
Ende der Rednerliste angelangt  
 

(Zustimmung) 
 
und damit zugleich auch am Ende dieser Aktuel-
len Debate. Damit ist Tagesordnungspunkt 6 
abgeschlossen. 
 
Ich rufe auf den 
 
 
Tagesordnungspunkt 14 
 
Erste Beratung 
 
Jagdrecht für Wölfe umsetzen 
 
Antrag Frak�on AfD - Drs. 8/728 
 
 
Es ist eine Dreiminutendebate verabredet wor-
den. Einbringen wird diesen Antrag der Abg. 
Herr Schröder. - Herr Schröder, bite. 
 
 
Florian Schröder (AfD):  
 
Sehr geehrte Frau Präsiden�n! Werte Abgeord-
nete! Laut dem letzten Monitoringbericht leben 
in Sachsen-Anhalt 150 Wölfe in 22 Rudeln plus  
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sechs Rudeln, die zeitweise aus anderen Bun-
desländern bei uns ak�v sind.  
 

(Unruhe - Zuruf: Pst!) 
 
Damit ist der Bestand erneut um elf Wölfe und 
zwei Territorien in der Fläche gewachsen.  
 

(Zuruf: Gleiches Recht für alle!) 
 
Die Übergriffe auf Nutz�ere sollen allerdings 
von 95 im Monitoringjahr 2019/2020 auf 62 im 
letzten Monitoringjahr gesunken sein. Diese 
Zahlen werden jetzt als Herdenschutzerfolg ge-
wertet. Das letzte Fachgespräch im Landwirt-
scha�sausschuss hat aber ganz klar gezeigt, 
dass viele Nutz�erhalter Übergriffe nicht mehr 
melden oder die Nutz�erhaltung einfach aufge-
ben und somit Betriebe und Bestände in der 
Weide�erhaltung weiter abnehmen. Beim Wild 
wissen wir es nicht ganz genau. Das hängt mit 
der Jagdstrecke des Jahres zusammen. 
 
Fakt ist aber eines, der Wolf breitet sich in der 
Fläche weiter aus. Es besteht also kein Zweifel 
daran, dass der Wetbewerb zwischen Wölfen 
und Weide�erhaltern mit immer höheren und 
stabileren Zaunwänden bereits jegliches Maß 
verloren hat. 
 

(Beifall) 
 
Auch der Einsatz von Herdenschutzhunden ist 
nicht das Mitel zum Zweck; denn sie sind an-
spruchsvoll im Handling und erfordern ein  
hohes Maß an Fachkenntnis. Es wird also wei-
terhin Übergriffe von Wölfen geben. Die Gret-
chenfrage wird allerdings sein: Wie viele wollen 
wir in welchem Umfang zulassen? Dabei geht es 
nicht nur um Steuermitel, sondern auch um 
Tierschutz; denn das Reißen eines Nutz�eres 
durch einen Wolf macht im Sinne des Tier-
schutzgesetzes keinen Sinn.  
 
Soweit die einfache Begründung, warum unsere 
Frak�on mitlerweile zum driten Mal den An- 
 

trag stellt, den Wolf in das Jagdrecht aufzuneh-
men. In Sachsen ist das bereits passiert, in Nie-
dersachsen eben beschlossen worden. Dieser 
Schrit wird nun auch in Sachsen-Anhalt nö�g 
sein, um mit Blick auf den Wolf wieder zu einem 
vernün�igen Maß zurückzufinden. 
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Da-
bei ist es ganz wich�g, dass der hohe Schutzsta-
tus des Wolfes überhaupt nicht beeinträch�gt 
wird. Der Wolf bleibt in Deutschland und in Eu-
ropa eine der am strengsten geschützten Arten. 
Es muss allerdings möglich sein, den präven-
�ven Herdenschutz auch prak�sch zu unterstüt-
zen, indem Wölfe, die die Zäune immer wieder 
überwinden, geschossen werden dürfen. Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Dafür sind 
die Jäger nun einmal die am besten geeignete 
Gruppe; denn sie kennen die Reviere und die 
darin lebenden Wölfe. Es erübrigt sich also die 
Frage, spezielle Ingenieurbüros damit zu beauf-
tragen, wie es von der letzten, grünen, Umwelt-
ministerin gefordert wurde. 
 
Die Aufnahme des Wolfes in das Jagdrecht ist 
vorerst eine vorbereitende und perspek�vische 
Maßnahme im Hinblick auf sich ggf. ändernde 
rechtliche Rahmenbedingungen auf Bundes-
ebene. Es ist zudem eine Tierschutzmaßnahme; 
denn verunfallte Wölfe leiden genauso wie je-
des andere Wild�er bei einem Unfall. Wer ist 
per se zumeist am schnellsten vor Ort? - Der  
Jäger und die Polizei. 
 
Mit Spannung wird nun auch die Auswertung 
des niedersächsischen Gutachtens über die ver-
tretbare Grenze des Wolfsbestandes erwartet. 
Hieraus können sich bald auf Bundesebene 
neue Sichtweisen ergeben. Angesichts der Dy-
namik des Bestandszuwachses, die ungebremst 
weiterläu�, wodurch die Wölfe immer mehr 
Territorien besiedeln, kann man sich dieser 
Frage nicht dauerha� verwehren. Die naive Vor-
stellung der ehemaligen Umweltministerin, 
dass Jungwölfe einfach abwandern und neue 
Territorien besiedeln, ist einfach absurd. 
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Dass diese Entwicklungen für viele von uns im 
Verborgenen geblieben sind, liegt auch an der 
verfehlten Wolfspoli�k in der vorherigen Legis-
laturperiode; denn die Daten werden meist zu 
spät veröffentlicht. Wir rennen dieser Entwick-
lung dann meist hinterher. Das Wolfskompe-
tenzzentrum ist dabei jedoch nur der Datenlie-
ferant. Die kompetente Auswertung verbleibt 
beim Ministerium und beim Landesamt für Um-
weltschutz und muss dort verbleiben. 
 
Das führt uns auch zur nächsten Legende, näm-
lich dass Schäden vollumfänglich und unbüro-
kra�sch erstatet werden. Das Gegenteil ist der 
Fall, wie die Kleine Anfrage meines Kollegen 
Hannes Loth bereits eindeu�g gezeigt hat. 
 
Schauen wir uns einmal die Schäden im Jahr 
2021 grob an. Es gab 69 veröffentlichte Wolfs-
übergriffe. Es wurden 30 Anträge auf Entschädi-
gung gestellt, zehn davon in Höhe von 9 200 €. 
Die zehn Anträge mit einer etwas niedriger an-
gesiedelten Entschädigung wurden einfach ab-
gelehnt. Übrig blieben dann 20 Anträge im Um-
fang von 39 800 €. Von denen wurden ganze 
drei ohne Abzüge bewilligt. Bei 17 Anträgen 
wurde die Summe auf genau 16 261,22 € herun-
tergerechnet. Somit wurden die Halter nur für 
61 % der gerissenen Nutz�ere entschädigt. Ver-
misste Tiere und Tiere, die an den Spä�olgen 
verendet sind und Leistungseinbußen und 
Wachstumsdepressionen haten, die jeder Tier-
halter in seinen Bestandsbüchern nachweisen 
muss, blieben von der Entschädigung völlig un-
berührt. Wer sich also nicht zu den drei Glück- 
lichen dieses Jahres zählen konnte, deren For-
derungen vollumfänglich beglichen wurden, der 
wartet zum Teil heute noch auf sein Geld. 
 
Diese Zustände, werte Damen und Herren des 
Hauses, sind ebenfalls ein Ausdruck für die völlig 
verfehlte Wolfspoli�k der letzten Landesregie-
rung. 
 

(Beifall) 
 

Es wäre also erfreulich, wenn sich Herr Minister 
Schulze der Problema�k annehmen und Vor-
schläge unterbreiten könnte, wie die Rissbegut-
achtung und die Schadenserstatung deutlich 
fairer und realitätsnaher erfolgen können. 
 
Denn wenn sich der Wolf mit zunehmender An-
zahl als Bestandteil unserer heimischen Fauna 
entwickeln soll und wenn die Gesellscha� bereit 
ist, Geld dafür zu bezahlen, dann muss dieses 
Geld auch unbürokra�sch bei den Antragstel-
lern ankommen. - Ich danke Ihnen für Ihre Auf-
merksamkeit. 
 

(Beifall) 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Herr Schröder, vielen Dank für die Einbringung. 
- Für die Landesregierung spricht Minister Herr 
Schulze.  
 
 
Sven Schulze (Minister für Wirtscha�, Touris-
mus, Landwirtscha� und Forsten): 
 
Sehr geehrte Frau Präsiden�n! Sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete! Das ist ein wich-
�ges Thema und für eine Dreiminutendebate 
sind es sehr viele Themen. Deswegen werde ich 
mich im Wesentlichen auf die Aspekte bezie-
hen, die das Landwirtscha�sministerium betref-
fen, also auf das Wolfsmonitoring und den Um-
gang mit Problemwölfen. Mit der Leitlinie Wolf, 
die eher das Haus des Kollegen Willingmann be-
tri�, werde ich mich nicht in erster Linie bezie-
hen, sondern nur auf die Fragen, auf die ich eine 
Antwort geben kann. 
 
In Punkt 1 Ihres Antrages geht es um das Jagd-
gesetz. Es ist rich�g, dass die Länder abwei-
chend vom Bundesjagdgesetz weitere Tierarten 
bes�mmen können, die dem Jagdrecht unterlie-
gen. Darauf zielt Ihr Antrag letzten Endes ab. Ich  
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möchte aus dem Koali�onsvertrag zi�eren. Wir 
haben uns darin folgendermaßen geäußert:  
 

„Um auf der einen Seite dem Schutz des 
Wolfes und auf der anderen Seite den Wei-
detierhalterinnen und -haltern gerecht zu 
werden, setzen sich die Koalitionspartner für 
eine Überprüfung des Schutzstatus, eine 
Feststellung des Erhaltungszustandes und 
die Hege der Bestände ein.“ 

 
Ich glaube, das ist der Weg, den wir in den 
nächsten Monaten gehen sollten. Wie Sie wis-
sen und rich�g gesagt haben, haben Wölfe in 
Deutschland über interna�onale Abkommen 
und Vorschri�en einen sehr hohen Schutzsta-
tus. Dazu gehören das Washingtoner Arten-
schutzübereinkommen, die Berner Konven�on 
und vor allem - darüber ist im Landtag mehrfach 
berichtet worden - die FFH-Richtlinie, durch die 
der Wolf als prioritäre Art in Anhang II und 
streng geschützte Art in Anhang IV geschützt ist.  
 
Ich möchte auf das Thema Risszahlen eingehen. 
Darüber habe ich im Ausschuss schon gespro-
chen. Die offiziellen Sta�s�ken zeigen, dass die 
Risszahlen zurückgehen. Ich sage aber ganz klar 
auch im Landtag, dass die Gespräche, die ich mit 
Schäferinnen und Schäfern geführt habe, mich 
an der einen oder anderen Zahl zumindest zwei-
feln lassen. Denn mir wird immer wieder berich-
tet, dass Rissvorfälle nicht gemeldet wurden 
und es somit zumindest fraglich ist, ob diese 
Sta�s�ken im Detail s�mmen. Das bezieht sich 
auf Gespräche, die ich und auch mein Staatssek-
retär in den letzten Monaten dazu geführt  
haben.  
 
Mit Blick auf die Schadensausgleichszahlungen 
für gerissene Nutz�ere ist es unser Anliegen, 
diese Zahlungen schnellstmöglich abzuwickeln. 
Fakt ist - das habe ich geprü� -: Es wird einfach 
eine gewisse Zeit dafür benö�gt. Das Wolfskom-
petenzzentrum braucht etwa vier Wochen, um 
einen Nutz�erriss zu begutachten. Dann erfolgt  
 

eine gene�sche Zuordnung durch das Sencken-
berg Ins�tut. All das sorgt dafür, dass eine ge-
wisse Zeit benö�gt wird. Diese zweimona�ge 
Frist, die in dem Antrag gewünscht wird, wäre 
zum Teil nur schwer umsetzbar. Das gehört letz-
ten Endes zumindest aktuell zur Wahrheit.  
 
Über den Wolf in Bezug auf Herdenschutz und 
Schadensausgleich - das ist im Ausschuss so ver-
abredet worden -werde ich dort regelmäßig be-
richten. - Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.  
 

(Zustimmung) 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Vielen Dank, Herr Minister. Sie haben die Zeit 
genau eingehalten. - Wir treten nunmehr in die 
Debate ein. Als Erste spricht die Abg. Frau Klee-
mann für die SPD-Frak�on. 
 
 
Juliane Kleemann (SPD):  
 
Frau Präsiden�n! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Ich nehme beim Wolf zur Kenntnis, dass er 
die Gemüter erhitzt. Ich stelle fest, dass wir in 
unserem Land offensichtlich ein großes kommu-
nika�ves Problem haben.  
 
Der Wolf ist da und er wird bleiben und wir wer-
den mit ihm leben und wir tun dies seit ein paar 
Jahren auch schon gar nicht so schlecht.  
 
In der Leitlinie Wolf wird differenziert beschrie-
ben, wie das Zusammenleben zwischen Mensch 
und Tier auch in Konflik�ällen gestaltet werden 
kann. Dass der Wolf allerdings bei uns im Haus 
eine Art mitlaufender Tagesordnungspunkt ist, 
sieht man am vorliegenden Antrag, z. B. unter 
Punkt 4. Darin wird von einem Ministerium ge-
sprochen, das es so in der aktuellen Legislatur-
periode gar nicht mehr gibt. Schöne Grüße von 
Copy-and-paste.  
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Der Antrag der AfD erweckt den Eindruck, es 
gebe Lücken in der Bearbeitung des Themas 
Wolf. Ich glaube, wir haben ein kommunika�ves 
und ein Akzeptanzproblem. Ich glaube nicht, 
dass wir Lücken in der Bearbeitung des Themas 
haben. 
 

(Zuruf: Nein!) 
 
Aber deswegen sind wir hier und deswegen 
werden wir über den Antrag in den Ausschüssen 
für Umwelt und für Landwirtscha� zu beraten 
haben.  
 
Dass wir im Land mit dem Wolfskompetenzzen- 
trum in Iden ein kompetentes Zentrum haben, 
ist ein Gewinn. Dass das Zentrum in Iden dafür 
sorgt, dass der Herdenschutz in diesem Land 
ste�g verbessert wird, ist ein Gewinn. Dass es 
mit dem Kompetenzzentrum in Iden gelungen 
ist, die Ausbildung von Landwir�nnen und Land-
wirten um den Ausbildungsgang Herdenschutz-
maßnahmen zu erweitern, und dass es mitler-
weile eine größere Akzeptanz unter Weide�er-
haltern gibt, weil sie wissen, wie Herdenschutz-
maßnahmen funk�onieren, ist ein Gewinn.  
 
Weitergehende Regelungen, wie die nieder-
sächsische Wolfsverordnung, werden im Mo-
ment in das laufende EU-Pilotverfahren gegen-
über Deutschland einbezogen. Es droht also ein 
Vertragsverletzungsverfahren. 
 
Ich glaube, dass uns eine Regelung wie in Nie-
dersachsen nicht wirklich weiter bringt. Mit 
Blick auf die posi�ve Entwicklung bei den Nutz-
�errisszahlen stellt sich die Frage - diese ist be-
reits gestellt worden -, wie sicher diese sind. 
Aber auch das Spekulieren über die nicht gemel-
deten Risse ist eine Spekula�on. Wenn die Risse 
nicht gemeldet werden, dann haben wir keine 
sichere Datengrundlage. Wir haben ein kommu-
nika�ves Problem, ein Vertrauensproblem. 
 

(Zuruf: Dann müssen Sie einmal mit den Be-
troffenen reden!)  

 

Ich glaube, dieses Vertrauensproblem müssen 
wir aufarbeiten, damit diejenigen, die Risse bei 
ihren Nutz�eren zu verzeichnen haben, diese 
melden und ihnen geholfen werden kann, ihre 
Tiere zu schützen. Wir merken anhand einer 
bundesdeutschen Analyse, dass überall dort, 
wo es Wolfsübergriffe gegeben hat und die 
Landwirte darau�in begleitet worden sind, an-
ständige Herdenschutzmaßnahmen zu ergrei-
fen, die Risse zurückgegangen sind. Darüber üb-
rigens reguliert sich der Wolf; denn die Rudel 
werden nicht größer, wenn nicht mehr zu Fres-
sen vorhanden ist. Sie regulieren sich selber.  
 
Man kann sich damit beschä�igen. Man kann 
dazu auch eine Ideologiedebate führen, aber 
ich glaube, das hil� uns nicht weiter, weil der 
Wolf bleiben wird. Wir werden damit umzuge-
hen haben. Wir werden Regelungen zu treffen 
haben, wie wir das miteinander hinkriegen. Wir 
merken an der Debate, das ist nicht konflik�rei, 
aber ich bin fest davon überzeugt, dass das lös-
bar ist. - Vielen Dank.  
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Vielen Dank, Frau Kleemann. - Es folgt Herr 
Lange für die Frak�on DIE LINKE. 
 

(Zuruf: Ich hatte mich gemeldet, Frau Präsi-
dentin!) 

 
- Entschuldigung, ich habe Sie nicht gesehen. - 
Frau Kleemann, wollen Sie eine Frage des Abg. 
Roi beantworten? 
 
 
Juliane Kleemann (SPD):  
 
Nein. 
 

(Zurufe) 
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Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Nun hat Herr Lange für die Frak�on DIE LINKE 
das Wort. - Herr Lange, bite. 
 
 
Hendrik Lange (DIE LINKE):  
 
Vielen Dank, Frau Präsiden�n. - Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Ehrlich gesagt, fällt 
es mir schwer, nach dem ersten Tagesordnungs-
punkt und der derzei�gen weltpoli�schen Lage 
eine Debate über Fischtreppen oder Wölfe zu 
führen, 
 

(Zustimmung - Zuruf: Dann setzen Sie sich 
doch hin, Mann!) 

 
insbesondere bei Anträgen, die man im Rahmen 
der Selbstbefassung oder in Form von Anfragen 
häte führen können. Aber gut, die AfD will wie-
der einmal den Wolf abschießen und möchte 
sich als Schutzpatron der Scha�altung aufspie-
len. 
 
Schon in der letzten Legislaturperiode haben 
wir darüber gesprochen, welche Auswirkungen 
das hat. Es ist weiterhin klar, dass der Wolf zu 
den streng geschützten Arten in Deutschland 
gehört. Wie sich die Popula�on entwickelt und 
ob es einen stabilen Erhaltungszustand gibt, 
wird nicht poli�sch oder nach irgendeinem Ge-
fühl entschieden, sondern unterliegt einzig und 
allein einer wissenscha�lichen Beurteilung.  
 
Meine Damen und Herren! Die Großprädatoren 
wie der Wolf sind ursprünglich heimisch in un-
serem Land. Ich habe es hier schon einmal als 
Kompliment der Natur an unseren Artenschutz 
bezeichnet, dass sich der Wolf wieder angesie-
delt hat. Dass die AfD einer heimischen Tierart 
den Kampf angesagt hat, das nehme ich zur 
Kenntnis, aber das jetzt der Landtag poli�sch 
entscheiden soll, dass ein bes�mmter Wolf ab-
geschossen werden soll, meine Damen und Her-
ren, das ist schon der Hohn.  

(Zuruf: Sie haben den Antrag nicht gelesen! - 
Weitere Zurufe) 

 
Ja, wir nehmen natürlich wahr, dass sich der 
Aufwand für die Weide�erhalter erhöht hat. Ich 
kann sehr gut nachempfinden, wie sich Tierhal-
ter fühlen, wenn der Wolf ein Tier gerissen hat. 
Deswegen stehen wir zu dem Dreiklang Bera-
ten, Schützen und Entschädigen. Ja, die Ent-
schädigungsleistungen müssen dem tatsäch- 
lichen Verlust entsprechen.  
 

(Zuruf: Ach was!) 
 
Aber, meine Damen und Herren, eine Auf-
nahme ins Jagdrecht bei gleichzei�ger ganzjäh-
riger Schonzeit, das ist doch Symbolpoli�k; zu-
mal sich eine etwaige falsche Bejagung kontra-
produk�v auf die Bestandsminderung auswirkt. 
Darum: Der Wolf ist hier heimisch und soll es 
auch bleiben. Den Schaden, den er anrichten 
kann, der soll entschädigt werden. Die Men-
schen müssen darüber aufgeklärt werden, wie 
sie gefahrlos mit dem Wolf leben können. Den 
Antrag lehnen wir ab. - Vielen Dank. 
 

(Zustimmung)  
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Vielen Dank, Herr Lange. - Herr Loth hat sich zu 
einer Interven�on gemeldet. - Herr Loth, bite.  
 
 
Hannes Loth (AfD):  
 
Herr Lange, natürlich ist die Weltpoli�k im  
Augenblick sehr bedeutend und es ist eine ein-
flussreiche Zeit und davon sind wir alle betrof-
fen. Das ist rich�g. 
 
Aber auch in unserem Land dreht sich die Welt 
weiter und wir müssen alle mit den Problemen 
kämpfen, die vor Ort bestehen. Ein Problem für 
unsere Weide�erhalter ist der Wolf. Das kön- 
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nen Sie hinnehmen oder nicht. Wir haben das 
akzep�ert und versuchen, uns für die Weide-
�erhalter einzusetzen.  
 
Sie waren im Ausschuss dabei und haben mitbe-
kommen, welche Qualitätskriterien für die Ent-
nahme von Wölfen gelten. Der GW-Wolf, den 
Sie durch uns mitlerweile anscheinend persön-
lich kennen - Danke schön - scheint wirklich ein 
Problemwolf zu sein, den man entnehmen 
kann. Aus diesem Grund wollten wir die Forde-
rung aufmachen, nach der Leitlinie Wolf, die es 
bei uns gibt, ak�v zu werden. Damit wird eigent-
lich nur das geltende Recht eingehalten. Das 
kennen Sie nicht; alles klar.  
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Herr Lange, wollen Sie darauf reagieren?  
 
 
Hendrik Lange (DIE LINKE):  
 
Ich sage es einmal so: Recht einhalten und De-
mokra�e, dazu hat Herr Tillschneider heute 
schon einiges gesagt.  
 

(Zuruf: Wir sind beim Wolf! - Zuruf: Was hat 
das jetzt damit zu tun?) 

 
Er hat die Demokra�e als Zirkus bezeichnet und 
damit ist klar, in welche Richtung Ihre Frak�on 
geht.  
 

(Zuruf: Unvermögen und Parolen!) 
 
Nein, Herr Loth, es ist nicht die Aufgabe des 
Landtags festzulegen, welcher Wolf zu erschie-
ßen ist. Das ist nicht seine Aufgabe - ganz ehr-
lich.  
 

(Zustimmung - Zuruf) 
 
Von daher erübrigt sich das, was Sie gesagt  
haben.  

Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Damit ist dieser Debatenbeitrag zu Ende. Es 
folgt Herr Hauser für die FDP-Frak�on. - Herr 
Hauser, bite.  
 
 
Johannes Hauser (FDP):  
 
Vielen Dank, Frau Präsiden�n. - Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Liebe Freunde! Das 
Thema eignet sich nicht zum Übertreiben oder 
zum Untertreiben. Wir brauchen eine realis�-
sche Bestandsaufnahme. 
 

(Zustimmung) 
 
Das ewige Palaver über das Thema geht mir auf 
den Senkel. 
 

(Zustimmung) 
 
Die Rückkehr des Wolfes nach Sachsen-Anhalt 
ist das deutlichste Zeichen dafür, dass wir heut-
zutage eine komplet andere Herangehens-
weise an die Wild- und Naturschutzstrategie ha-
ben als etwa zu Zeiten der DDR. Die wenigen 
Wölfe, die auf dem Gebiet angetroffen wurden, 
wurden damals ohne viel Federlesen abge-
schossen. 
 

(Lachen - Zuruf: Und das möchte die AfD! - 
Weitere Zurufe) 

 
- Ja, das ist so. - Wir freuen uns deshalb darüber, 
dass der Wolf nach dem Ende der Ausrotungs-
strategie nun recht schnell auch hierzulande 
wieder heimisch wurde, vor allem durch Zuwan-
derungen aus dem Bal�kum und aus Polen und 
natürlich durch die Vermehrung auf den heimi-
schen Truppenübungsplätzen. 
 
Unsere Gesellscha� muss freilich ganz neu ler-
nen, mit dem Wolf umzugehen. Wir sollten das 
Problem aber nicht kleinreden. Das wurde lei-
der in der jüngeren Vergangenheit leider zu o�  
 



LANDTAG VON SACHSEN-ANHALT | 25.02.2022 | Stenografischer Bericht 8/14 
 

 

63 

gemacht; das Thema wurde bagatellisiert. Der 
Wolf in Sachsen-Anhalt und in den angrenzen-
den Ländern hat einen bes�mmten Erhaltungs-
zustand erreicht. Wir müssen uns endlich ein-
mal fragen, wie sich dieser Erhaltungszustand 
darstellt. Ich möchte die Zahl wissen.  
 

(Beifall)  
 
Ich möchte grei�are Fakten und kein Blabla; 
das bringt mir nichts.  
 

(Zustimmung)  
 
Wo liegt die Bestandsobergrenze? Es wird im-
mer eine Fluktua�on geben, z. B. durch Räude, 
durch Krankheiten usw. Das hat man nie in der 
Hand; denn es sind wild lebende Tiere. Wild  
lebende Tiere - wer es noch nicht weiß - sind  
herrenlos. Das muss man einmal feststellen.  
 

(Zuruf)  
 
Problema�sche Tiere müssen bereits jetzt er-
legt werden können. Es gab einen Vorfall zwi-
schen Weihnachten und Neujahr im Salzland-
kreis, bei dem zwei Jungwölfe, die zwischen 
Calbe an der Saale und Staßfurt herumstrei�en, 
zwei Rehe zunächst gejagt und dann um Miter-
nacht in einer Siedlung totgebissen haben. 
Leute, das sind keine Zustände. 
 
Wenn eine Mu� mit ihrem Kind in der Früh in 
den Kindergarten fährt und auf dem Weg ein 
totgebissenes Reh liegt, dann fragt das Kind, 
was da passiert sei. Soll die Muter sagen, der 
Wolf war in der Nacht da und hat es totgebis-
sen? - Die Kinder trauen sich ja dann nicht mehr 
aus dem Haus. 
 

(Beifall - Zurufe)  
 
Leute, wir brauchen prak�sche Regelungen. 
Angst ist bekanntlich ein schlechter Ratgeber. 
Mit Angst scha� man keine Fakten. Die Regu-
lierung des Bestandes durch die Bejagung wird  
 

hingegen, wenn ich nach Berlin schaue, nicht so 
bald möglich sein. Ich senke vor allen Dingen vor 
der eigenen FDP den Kopf. 
 

(Lachen) 
 
Wir müssen uns - das ist ein Muss und kein Soll 
- mit der Bejagung bzw. mit der Entnahme von 
Problemwölfen beschä�igen. 
 

(Zustimmung - Zuruf: Jawohl!) 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Herr Hauser, kommen Sie bite zum Schluss. 
 
 
Johannes Hauser (FDP):  
 
Frau Präsiden�n, ich darf Ihnen sagen, bevor ich 
hergekommen bin, sind schon 17 Sekunden ge-
laufen. 
 

(Zurufe: Nein!) 
 
Sie waren nicht ehrlich zu mir. 
 

(Lachen - Zurufe: Oh!) 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Herr Hauser, Sie sind doch fast fer�g. Jetzt ma-
chen Sie Ihren letzten Satz, und dann ist es gut. 
 
 
Johannes Hauser (FDP):  
 
Ja, ich mache schon meinen letzten Satz, aber 
die Wahrheit muss auch auf den Tisch. 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Frau Anger macht das hier sehr zuverlässig. 
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Johannes Hauser (FDP):  
 
Ich beantrage die Überweisung des Antrags in 
den Ausschuss für Ernährung, Landwirtscha� 
und Forsten. - Vielen Dank. 
 

(Beifall) 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Frau Kleemann, Sie möchten eine Interven�on 
machen? 
 
 
Juliane Kleemann (SPD):  
 
Eine ganz kurze. - Herr Hauser, ich gebe Ihnen 
recht, dass Angst ein ganz schlechter Ratgeber 
ist. Deshalb ist mein Plädoyer, dass wir uns 
mehr über das Tier kundig machen, das besser 
kommunizieren, und ich glaube, dann bekom-
men wir das hin. Dann sind wir auch nicht mehr 
in so einer aufgeheizten emo�onalen Runde un-
terwegs und dann klappt das mit dem Zusam-
menleben zwischen Wolf und uns und den Her-
den.  
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Herr Hauser, jetzt Ihre Chance. 
 

(Heiterkeit - Zurufe) 
 
Entschuldigung, aber jetzt können Sie auf diese 
Interven�on antworten, wenn Sie möchten. 
 
 
Johannes Hauser (FDP):  
 
Ganz kurz, aber das muss sein. - Frau Kleemann, 
wie lange wollen wir uns noch mit dem Wolf be-
schä�igen? 
 

(Beifall) 
 

Wie lange wollen wir denn noch reden? Wir 
brauchen Ergebnisse. Ich lebe doch nicht 
150 Jahre. Ich bin schon froh, wenn ich 70 oder 
80 Jahre zusammenbekomme. 
 

(Beifall) 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Vielen Dank, Herr Hauser. - Herr Aldag bite für 
die Frak�on BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.  
 

(Zuruf - Lachen) 
 
 
Wolfgang Aldag (GRÜNE):  
 
Vielen Dank, Frau Präsiden�n. - Meine Damen 
und Herren! Beraten, schützen, entschädigen - 
das war das Leitmo�v in der letzten Legislatur-
periode; zu Recht; denn Herdenschutz wirkt. 
 

(Zustimmung) 
 
Herdenschutz verhindert Nutz�errisse, ganz im 
Gegenteil zu einer Aufnahme des Wolfes in das 
Jagdrecht. Deshalb haben wir im letzten Dop-
pelhaushalt sämtliche Fördermöglichkeiten  
maximal genutzt, sowohl bei dem Erwerb von 
und den Betriebsausgaben für Zäune als auch 
bei einmaligen und laufenden Sachkosten bei 
den Herdenschutzhunden. 
 
Ich gehe einmal davon aus, dass alle Rednerin-
nen und Redner die Anhörung im Umweltaus-
schuss gemeinsam mit dem Landwirtscha�saus-
schuss aufmerksam verfolgt haben. Diskus- 
sionsgrundlage dort war insbesondere der ak- 
tuelle Wolfsmonitorbericht. An dieser Stelle  
einen herzlichen Dank an alle Beteiligten, die 
bei der Erarbeitung mitgeholfen haben, insbe-
sondere an die der Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter des Wolfskompetenzzentrums in Iden. 
 

(Zustimmung) 
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Alle Mitglieder des Landtags, die nicht an der 
Anhörung teilgenommen haben, möchte ich 
darüber informieren, dass seitens der Anzuhö-
renden, die auf Bundesebene zu diesem Thema 
ak�v sind, der Wolfsmonitorbericht als absolu-
tes und detailreiches Posi�vbeispiel gelobt 
wurde.  
 

(Zustimmung) 
 
Wenn wir uns den Wolfsmonitorbericht an- 
sehen, stellen wir fest, dass die Individuenzahl 
weiterhin linear ans�eg und keinesfalls ex- 
ponen�ell, wie es manche hier im Landtag prog-
nos�ziert haten. Dieses Wachstum findet vor 
allem durch Besiedlung neuer Territorien stat, 
in Sachsen-Anhalt von 27 auf 31, und eben nicht 
durch eine Erhöhung der Dichte.  
 
Erfreulicherweise hat trotz mehr Individuen und 
mehr Territorien die Anzahl der Nutz�errisse 
abgenommen. Im Vorjahr gab es 95 Übergriffe 
mit 385 getöteten Tieren, nun waren es 
62 Übergriffe mit 233 getöteten Tieren. Das sind 
insbesondere für die Betroffenen 233 Tiere zu 
viel, aber wir konnten die Popula�onsentwick-
lung von den Nutz�errissen entkoppeln. Her-
denschutz wirkt, und wenn wir den Herden-
schutz weiter verbessern, werden wir die Risse 
weiter reduzieren können. 
 

(Zustimmung) 
 
Wir sind jederzeit bereit, die Möglichkeiten zur 
Förderung des Herdenschutzes und auch bei 
der Entschädigung zu nutzen und unbürokra�-
scher zu machen. Beraten, schützen, entschädi-
gen - das muss weiterhin das Leitmo�v sein.  
 
Die Aufnahme des Wolfes in das Jagdrecht oder 
ein Bestandsmanagement wird dagegen keiner-
lei Probleme lösen, höchstens neue verur- 
sachen. Ein fundiertes Wolfsmonitoring be-
schreibt sämtliche Rudel. Einige davon machen 
keinerlei Probleme, keinerlei Nutz�errisse. Wa-
rum sollten wir das mit einem Bestandsmanage- 
 

ment aufs Spiel setzen? Auffällige Tiere können 
bereits heute entsprechend der Leitlinie Wolf 
entnommen werden. Ich warne eindringlich da-
vor, diese fachliche Entscheidung zu poli�sie-
ren. 
 

(Zustimmung) 
 
Das löst kein einziges Problem, sondern könnte 
höchstens zu neuen Konflikten führen. - Herz- 
lichen Dank. 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Danke, Herr Aldag. - Es gibt Interven�onen, zu-
erst von Herrn Feuerborn und dann von Herrn 
Roi. 
 
 
Olaf Feuerborn (CDU):  
 
Sehr geehrte Frau Präsiden�n, vielen Dank, dass 
ich die Möglichkeit habe. - Herr Aldag, Sie waren 
bei der Anhörung dabei und Sie haben auch mit-
bekommen, wie wir die Frage gestellt haben: 
Warum werden die Tierrisse nicht mehr gemel-
det? Da war die klare Aussage, dass die Repres-
salien und die Unannehmlichkeiten, die mit der 
Antragstellung zu tun haben, dazu geführt ha-
ben, dass viele Weide�erhalter dazu überge-
gangen sind, ihre Weide�errisse nicht mehr zu 
melden, weil sie Angst vor den Repressalien ha-
ben, die auf sie zukommen. Das ist ein Umstand, 
den wir nicht billigen können. Das führt auch zu 
den Zahlen, die wir jetzt haben, dass die Riss-
zahlen heruntergegangen sind. Es hat aber 
nichts mit der tatsächlichen Zahl zu tun. Dar-
über haben wir auch gesprochen.  
 

(Beifall) 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Vielen Dank, Herr Feuerborn. - Herr Aldag, wol-
len Sie antworten? 
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Wolfgang Aldag (GRÜNE):  
 
Ja, ich kann kurz darauf antworten. - Ich bin ja 
bei Ihnen - das habe ich auch erwähnt -, dass 
man das Ganze unbürokra�scher machen soll, 
machen kann. Man kann immer wieder Verbes-
serungen einbauen. Sie sind jetzt prak�sch am 
Zug. Wenn Sie Verbesserungsvorschläge haben, 
können Sie das machen und da sind wir mit 
Ihnen auf einem Weg. Gar keine Frage.  
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Herr Roi, bite. 
 
 
Daniel Roi (AfD):  
 
Vielen Dank. - Meine Interven�on schließt naht-
los an den Kollegen Feuerborn an. Herr Aldag, 
Sie stellen sich hier immer hin, wenn es um das 
Thema Wolf geht - in der letzten Legislatur- 
periode hat das Ihre Ministerin auch so ge-
macht -, und reden an der Realität vorbei. Das 
muss ich Ihnen mal so sagen. 
 

(Zustimmung) 
 
Ich meine, der Minister hat Ihnen eigentlich 
schon die Argumente geliefert, indem er gesagt 
hat, er hat mehrere Gespräche geführt. Übri-
gens, Frau Kleemann, da häten Sie einmal zu-
hören sollen. Das sind keine Spekula�onen. Er 
hat direkte Gespräche mit Betroffenen geführt. 
Ich kann Ihnen sagen, fahren Sie mal nach Wit-
tenberg, Region Hundelu�, die ganzen Dörfer 
dort, reden Sie mit betroffenen Leuten. 
 
Dort haben mehrere aufgegeben, die sagen, wir 
melden das nicht mehr, wir haben - ich sage das 
jetzt einmal - die Schnauze voll. Die geben ein-
fach auf. Schauen Sie sich die Anzahl der Weide-
�erhalter und den Viehbestand an, dann sehen 
Sie, dass der Bestand immer weiter zurückgeht. 
Und dann stellen Sie sich hierher und sagen, wir  
 

haben weniger Risse und wissen - das hat der 
Minister gesagt -, dass die Leute entnervt aufge-
ben und die Risse nicht mehr melden. Das ver-
kaufen Sie als Erfolg. Das ist doch wirklich ein 
Aberwitz, was Sie hier machen, und vorbei an 
der Realität. 
 

(Beifall) 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Herr Aldag. 
 
 
Wolfgang Aldag (GRÜNE):  
 
Herr Roi, ich bin auch o� draußen und rede mit 
den Leuten. Aber das, was Sie hier als Antrag 
einbringen, den Wolf in das Jagdrecht zu aufzu-
nehmen, ändert überhaupt nichts an der Situa-
�on draußen und verbessert sie auch nicht. 
 

(Zurufe) 
 
Deshalb ist das, was Sie hier machen, völliger 
Quatsch. Über alles andere können wir doch re-
den. Aber das, was Sie als Antrag einbringen, ist 
Quatsch. Das war schon in der letzten Legisla-
turperiode Quatsch von anderen Frak�onen. 
Den Wolf ins Jagdrecht zu schreiben ändert 
nichts an der Situa�on, 
 

(Zurufe: Doch! - Nein, gar nichts! - Weitere 
Zurufe) 

 
und kein einziger Riss wird dadurch weniger. 
 

(Zurufe) 
 
- Nein! Das ist doch Quatsch! Es ist doch von 
oberer Ebene geschützt. Das bringt doch nichts! 
Das müssen Sie doch endlich mal zur Kenntnis 
nehmen! 
 

(Zurufe) 
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Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Herr Heuer hat einen Zwischenruf gemacht.  
 
 
Wolfgang Aldag (GRÜNE):  
 
Aber das ändert doch auch nichts daran! Nein! 
 

(Unruhe) 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Herr Schröder, das ist jetzt - - Wir haben verab-
redet, dass wir nicht auf die Reak�onen auf eine 
Interven�on oder eine Nachfrage reagieren, 
sondern nur auf die Rede selber. Sie ziehen auch 
schon zurück. - Herr Räuscher ist jetzt dran. Er 
wird für die CDU-Frak�on reden. - Herr  
Räuscher, bite. 
 
 
Alexander Räuscher (CDU):  
 
Frau Präsiden�n! Sehr geehrte Damen und Her-
ren! Ich möchte mich nicht so viel zu den Vor-
rednern äußern, sondern zwei, drei Aspekte 
hervorheben. Erstens. Verehrte Mitglieder der 
AfD-Frak�on, es gibt kein Jagdrecht für Wölfe, 
das umgesetzt werden kann. Der Wolf ist weder 
im Landesjagdrecht noch im Bundesjagdrecht 
als bejagbares Haarwild aufgeführt. 
 
Der Wolf ist allerdings in den Anhängen II - das 
hat der Minister erwähnt - und IV der FFH-Richt-
linie aufgeführt und damit als Tierart streng ge-
schützt. Genau das müssen wir ändern, und das 
können wir auch ändern. Um die Weichen für 
eine kün�ige Regulierung der Popula�on zu 
stellen, ist eine Überarbeitung der FFH-Richt- 
linie notwendig.  
 

(Zuruf) 
 

Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Ja, ich schaue schon zur Technik, ob das Mikro-
fon oder die Lautsprecher vielleicht nicht rich�g 
eingestellt sind. - Herr Räuscher, könnten Sie 
vielleicht schauen, ob das Pult in der rich�gen 
Höhe ist? 
 
 
Alexander Räuscher (CDU):  
 
Das Pult ist für mich in der rich�gen Höhe.  
Hören Sie mich? 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Gut, dann müsste es eigentlich funk�onieren. 
 
 
Alexander Räuscher (CDU):  
 
Ja. Dann versuche ich einmal, weiterzumachen.  
 

(Zurufe: Ja! - Ah!) 
 
- Jetzt! Soll ich noch einmal von vorne anfan-
gen?  
 

(Zurufe: Nein! - Weitere Zurufe) 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Herr Räuscher, konzentriert. 
 
 
Alexander Räuscher (CDU):  
 
Ich mache es schnell. - Also: Erstens, verehrte 
Mitglieder der AfD-Frak�on, es gibt kein Jagd-
recht auf Wölfe, das umgesetzt werden kann. 
Das wollten Sie noch mal hören. Der Wolf ist 
weder im Landesjagdrecht noch im Bundesjagd-
recht als bejagbares Haarwild aufgeführt. Der 
Wolf ist allerdings in den Anhängen II - das hat  
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der Minister gesagt - und IV der FFH-Richtlinie 
aufgeführt und damit als Tierart streng ge-
schützt. Genau das muss geändert werden, und 
das können wir ändern oder zumindest anschie-
ben. 
 
Um die Weichen für eine kün�ige Regulierung 
der Popula�on zu stellen, ist eine Überarbei-
tung der FFH-Richtlinie unausweichlich. Die 
CDU-Frak�on fordert schon seit Jahren, dass 
sich der Bund bei der EU für einen Wechsel des 
Wolfs in Anhang V starkmacht und endlich die 
Erreichung des güns�gen Erhaltungszustandes 
des Wolfes in der EU anerkennt.  
 
Zweitens. Die jüngsten Zahlen bestä�gen un-
sere Befürchtung, dass ein Kontrollverlust 
droht. Es muss definiert werden, wie viele 
Wölfe unsere Kulturlandscha� - Kulturland-
scha�; wir sind hier nicht in Kanada - verträgt. 
Der Wolf ist keine vom Aussterben bedrohte 
Art, bedroht aber selbst geschützte Arten. 
 
Die Wiederkehr des Wolfes war ein riesiger 
Feldversuch, und dieser Versuch muss nun  
enden. Dringend benö�gt wird ein fachlich  
fundiertes Wolfsmanagement, und zwar für 
ganz Deutschland. Ein modernes Wolfsmanage-
ment muss die Zahl der Wölfe begrenzen. Es 
geht nicht um Abschaffung, aber um eine Be-
grenzung, auch wenn das manchen wehtut. Wir 
sind nun einmal ein Industrieland mit urbanen 
Kulturlandscha�en. Eine ungehemmte Ausbrei-
tung der Popula�on ist daher völlig inakzeptabel 
und auch wissenscha�lich und ökologisch frag-
würdig. 
 
Dritens. Es müssen dringend Maßnahmen er-
griffen werden, die einen Fortbestand der Wei-
de�erhaltung und der Schäferei sichern. Nutz-
�erhalter müssen bei Rissvorfällen schnell und 
unbürokra�sch entschädigt werden. Hier wäre 
eine Beweislastumkehr einzuführen. 
 
Wenn wir Natur- und Artenschutz ernst neh-
men, müssen wir offen über Zielkonflikte spre- 
 

chen. Die wiederkehrenden Wolfsrisse, gemel-
dete sowie die erhebliche Dunkelziffer an nicht 
gemeldeten, deuten darauf hin, dass nicht nur 
die Anzahl der Wölfe zunimmt, sondern dass 
auch die immer wieder kolpor�erte natürliche 
Nahrungskete nicht zutri�. Der Wolf sucht sich 
die leichteste Beute. Diese findet er in der land-
wirtscha�lich geprägten Kulturlandscha� in den 
Nutz�eren und als lernfähiger Kulturfolger nur 
zu leicht.  
 
Tierschutz gilt für alle Tiere, den Wolf wie die 
Hunde, aber auch für Nutz�ere wie Schafe, Zie-
gen und Pferde. Der Umgang mit dem Wolf 
muss endlich auf allen Ebenen realitätsnah dis-
ku�ert werden und eine sozioökologische Ab-
schätzung erfahren. Genau das wollen wir in 
den Ausschüssen tun. Ich beantrage die Über-
weisung in den Ausschuss Landwirtscha�,  
Ernährung und Forsten und mitberatend in den 
Ausschuss für Umwelt. 
 

(Beifall) 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Frau Tarricone hat eine Frage. Herr Räuscher, 
wollen Sie darauf antworten? 
 
 
Alexander Räuscher (CDU):  
 
Ich versuche das gerne. 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Frau Tarricone, bite. 
 
 
Kathrin Tarricone (FDP): 
 
Ganz herzlichen Dank für die Chance zur Nach-
frage. - Ich stehe hier und stelle diese Frage mit 
dem Ziel, die Debate über den Wolf zu versach- 
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lichen. Ich bin ein sehr großer Vertreter davon, 
auf der Basis wissenscha�licher Grundlagen 
und sachlicher Argumente weiter fortzuführen. 
Deshalb, lieber Herr Räuscher, erklären Sie doch 
bite noch mal ganz kurz etwas deutlicher, weil 
nicht alle so im Thema stecken wie Sie und ich 
und ein paar andere auch: Was bedeutet es 
konkret, wenn der Wolf im FFH-Recht nicht im 
Anhang IV, sondern V ist. 
 
 
Alexander Räuscher (CDU):  
 
Die FFH-Richtlinie regelt den Schutz, und wir hö-
ren hier sehr o�, dass der Wolf durch die EU 
komplet, total und absolut geschützt ist und 
dass wir daran nichts ändern können. Das ist 
schlicht und einfach falsch. 
 
Wir als Deutsche sind gehalten, in unserem 
Land zu definieren, wie der Erhaltungszustand 
ist. Deshalb habe ich vorhin gesagt, der Bund 
muss da ak�v werden. Wir müssen den Bund 
auffordern, nach Brüssel zu melden, dass der Er-
haltungszustand bei uns güns�g ist, dass er er-
reicht ist und dass wir als Deutschland verlan-
gen, dass er vom Anhang IV in Anhang V geht. 
Dann wird er übrigens jagdbar. Dann können 
wir viel freier agieren. 
 
Er ist deshalb nicht ohne Schutz. Er behält 
Schutz und wir werden ihn nicht ausroten. Aber 
wir können ihn endlich managen. Das entschei-
det nicht die EU für uns; wir sind also nicht der 
EU untergeordnet. Das ist ein ganz wich�ger 
Punkt, Herr Minister, bei dem wir in Berlin Ihre 
Hilfe brauchen; sagen Sie dort: Schiebt das an, 
damit wir endlich vernün�ig mit dem Wolf um-
gehen können. Wir sagen, wir haben den Erhal-
tungszustand erreicht. Wir bzw. unsere Kolle-
gen in Berlin melden das nach Brüssel und dann 
können wir den Wolf vernün�ig managen. Dann 
werden endlich die Konflikte, der Streit und die 
Emo�onen enden, wenn wir sachlich und ver-
nün�ig damit umgehen. 
 

(Beifall) 
 

Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Vielen Dank, Herr Räuscher. - Jetzt spricht der 
letzte Redner in dieser Debate. Das ist Herr 
Loth von der AfD-Frak�on. 
 
 
Hannes Loth (AfD):  
 
Werte Frau Präsiden�n! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Nach nunmehr Hunderten getöte-
ten Weide�eren und einer immer stärkeren 
Ausbreitung des Wolfes im Wohnraum des 
Menschen wenden auch die ersten Nichtregie-
rungsorganisa�onen ihre Fahnen. So hat der 
Verband „Familienbetriebe Land und Forst“ ein 
ak�ves Management des Wolfs gefordert, wie 
auch die Schaf- und Ziegenzüchter in Sachsen-
Anhalt. Der Wolfsfeuer und der warmen Worte 
ist jetzt endlich genug. Lassen Sie uns beginnen, 
den Wolf zu managen.  
 
In der Diskussion über den Wolf wird immer auf 
den Schutzstatus, den Artenschutz, fokussiert, 
der grundsätzlich eine Aufnahme ins Jagdrecht 
verbietet. Merkwürdigerweise ist das bei ande-
ren Tieren möglich. Wählen wir dazu einmal die 
kleinste europäische Schwimmentenart aus.  
 

(Zuruf) 
 
Jäger erkennen sie. Es ist die Krickente.  
 

(Zurufe) 
 
- Lecker? - Das glaube ich nicht. 
 

(Zurufe) 
 
Die Krickente ist bei uns jagdbar. Das Problem 
ist, die Krickente steht auf der Roten Liste und 
hat in unserem Land null bis 25 nachgewiesene 
Brutpaare. Sie ist also nicht lecker, Herr Krull, 
sondern vom Aussterben bedroht.  
 

(Zuruf - Lachen) 
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- Waren Sie das nicht?  
 

(Beifall - Zurufe) 
 
Sie ist vom Aussterben bedroht. Sie ist im Jagd-
recht. 
 

(Unruhe) 
 
- Herr Grube wollte die Krickente, das letzte  
lebende Exemplar, verspeisen.  
 

(Lachen - Zuruf: Das kann sehr teuer wer-
den!) 

 
Wie dem auch sei. Obwohl diese Ente ein großes 
Verbreitungsgebiet in der nördlichen Hemi-
sphäre hat, ist sie in Miteleuropa ein seltener 
Brutvogel. Die Klimaprognosen besagen, dass 
sie hier langsam auss�rbt.  
 
Der Zugvogel ist noch immer im Jagdrecht gelis-
tet, anders als der Wolf. Vom Wolf gibt es hier, 
wie wir gehört haben, 150 Exemplare. Die Ente 
ist vielleicht noch mit 25, 30, 40 Paaren vorhan-
den. Es ist also eigentlich nicht logisch zu be-
gründen, wie der Artenschutz anhand der An-
zahl der Tiere definiert, welches Tier man schie-
ßen darf und welches Tier man nicht schießen 
darf. 
 
Zur SPD. Unser Antrag bezieht sich auf den Mo-
nitoringbericht 2020/2021. Damals hieß das  
Ministerium noch MULE, das war also rich�g.  
 

(Lachen) 
 
Bite lesen Sie den Antrag rich�g, Frau Klee-
mann, dann klappt es beim nächsten Mal auch.  
 

(Zustimmung - Zurufe) 
 
Zu den GRÜNEN. Das Lob im Ausschuss kam 
vom NABU, zwar vom NABU-Bundesverband, 
aber das war keine rich�ge fachliche Stelle, auf 
die sich Jäger in dem Fall verlassen können.  

(Zuruf) 
 
Für die anderen: In der letzten Ausgabe der Zei-
tung „Der Überläufer“ gab es eine kleine Auf-
stellung von Tieren, die im Jahr 2021 deutsch-
landweit dem Wolf zum Opfer gefallen sind. Ne-
ben 5 146 Schafen deutschlandweit, 201 Rin-
dern sind es auch - jetzt kommt es für all die  
Damen und kleinen Mädchen - 31 Ponys und 
Hunde,  
 

(Zurufe) 
 
die dem Wolf zum Opfer gefallen sind. Also las-
sen Sie uns die Kinderseelen schützen, die Ponys 
schützen,  
 

(Zuruf: O nein! - Lachen) 
 
unsere Weide�ere schützen und den Wolf ins 
Jagdrecht aufnehmen. - Danke schön. 
 

(Beifall) 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Das war der letzte Redner in dieser Debate. Wir 
können zur  
 
Abstimmung 
 
kommen. Es ist beantragt worden, diesen An-
trag zur federführenden Beratung in den Aus-
schuss für Landwirtscha�, Ernährung und Fors-
ten sowie zur Mitberatung in den Ausschuss für 
Wissenscha�, Energie, Klimaschutz und Umwelt 
zu überweisen. Wer dem seine Zus�mmung 
gibt, den bite ich um das Kartenzeichen. - Das 
sind die Koali�onsfrak�onen und die AfD. Wer 
ist dagegen? - Das sind die Frak�onen BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und DIE LINKE. Damit gibt 
es keine Enthaltung. Der Antrag ist damit über-
wiesen worden und der Tagesordnungs-
punkt 14 ist beendet. 
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Ich rufe auf den  
 
 
Tagesordnungspunkt 15 
 
Erste Beratung 
 
Landesweite Funk�onskontrolle der Fischauf- 
und Fischabs�egsanlagen 
 
Antrag Frak�on AfD - Drs. 8/729 
 
 
Einbringen wird diesen Antrag die Abg. Frau 
Koppehel. - Frau Koppehel, bite. 
 
 
Nadine Koppehel (AfD):  
 
Sehr geehrte Frau Präsiden�n! Hohes Haus! Der 
Living Planet Index für Wanderfische stellte be-
reits im Jahr 2020 für die letzten 50 Jahre einen 
Rückgang der europäischen Wanderfischpopu-
la�on um 93 % fest. Eine aktuelle Studie des 
Leibniz-Ins�tuts für Gewässerökologie und Bin-
nenfischerei Berlin zur globalen Sterblichkeit 
von Fischen bei der Passage von Wasserkra�-
werken erbrachte weitere erschreckende Er-
gebnisse. Die Daten von mehr als 275 000 Fi-
schen von 75 Arten zeigten: Jeder fün�e Fisch, 
der die Turbine einer Wasserkra�anlage fluss-
abwärts durchquert, wird tödlich verletzt. Das 
bedeutet eine Mortalität von 22,3 %, fast ein 
Viertel der Fische. Wasserkra� ist somit die 
maßgebliche Ursache für den Rückgang bzw. 
das Verschwinden der Wanderfischarten. 
 
Vor allem kleinere Wasserkra�anlagen mit we-
niger als 1 MW Leistung erzeugen sehr wenig 
Strom, verursachen aber einen sehr hohen öko-
logischen Schaden. Neben der Notwendigkeit 
funk�onierender Fischabs�egsanlagen weist 
eine Studie auch auf die ökologischen Folgen 
des Aufstauens für die Flussmorphologie hin. Es 
emi�eren Treibhausgase, der Sedimentrans-
port wird unterbunden und das Wasser er-
wärmt sich.  

Nach 20 Jahren der Umsetzung der Euro- 
päischen Wasserrahmenrichtlinie liegt das Er-
reichen eines guten ökologischen Zustands der 
Fließgewässer in weiter, weiter Ferne. Hinzu 
kommen die Zielsetzungen der FFH-Richtlinie, 
die auch ein Verschlechterungsverbot für aqua-
�sche Lebensräume beinhaltet, sowie die Um-
setzung der europäischen Aalschutzverord-
nung. Hierbei stellt sich allen von uns die Frage: 
Wie wollen wir das jemals schaffen? 
 
Stellt man dazu der Landesregierung die einfa-
che Frage, wie viel Prozent der Fließgewässer 
Sachsen-Anhalts für Wanderfische ohne Hinder-
nis vollständig nutzbar sind, lautet die Antwort: 
Schau ins Portal des LHW, dort sind 24 000 km 
Lauflänge der Gewässer abgebildet. Außerdem 
gibt es schwimmstarke und -schwache Arten 
und das Klima kann die Passierbarkeit an Hin-
dernissen einschränken. - Damit blieb die Frage 
unbeantwortet.  
 
Für Fischaufs�egsanlagen gilt zunächst grund-
sätzlich: Die eine funk�onierende Patentlösung 
für alle Gewässerstandorte gibt es nicht. Es ist 
aber auch nicht so, dass keine wissenscha�- 
lichen Erkenntnisse zur Gestaltung von Fisch-
auf- und -abs�egen vorliegen.  
 
So konnte bei Versuchen, die im Labor im ver-
kleinerten Maßstab sta�anden, nachgewiesen 
werden, dass die lichte Weite der Eins�egsöff-
nung einer Fischaufs�egsanlage eine selek�ve 
Wirkung für kapitale Fische en�altet. Das heißt, 
je schmaler die Öffnung in Rela�on zum Fisch 
ist, desto geringer ist seine Mo�va�on, diesen 
Engpass zu durchschwimmen. Die Dimension 
des Eins�eges der Anlage müsste also an die 
Größe der für den jeweiligen Standort relevan-
ten Fischarten angepasst werden.  
 
In diesem Zusammenhang nenne ich ein Bei-
spiel für das Muldewehr in Dessau. Stellen Sie 
sich einen Lachs vor, 1,50 m bis 1,80 m Länge, 
30 kg bis 35 kg schwer. Er kommt im Mulde-
wehr Dessau an. Er findet den Eins�eg nicht. Er  
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sucht und sucht. Nach langer Suche findet er 
endlich den Eins�eg und stellt fest: zu klein. 
 

(Zustimmung - Lachen - Zuruf: Uijuijui!) 
 
Da er mo�viert ist, versucht er es trotzdem. 
Seine Mo�va�on kostet ihn das Leben.  
 

(Zuruf) 
 
Genau diese Szenerie bemängeln zwei Gutach-
ten in Dessau. Das Fazit: Die Anlage funk�oniert 
nur mäßig. Die Aussage des zuständigen Bau-
herrn, des Direktors des Landesamtes für Hoch-
wasserschutz Burkhard Henning, „Mäßig ist 
besser als gar nicht“, ist bei Baukosten in Höhe 
von fast 8 Millionen € aus Steuergeldern ers-
tens das Eingeständnis des Scheiterns und zwei-
tens eine Frechheit gegenüber der Umwelt, den 
Tieren und dem deutschen Steuerzahler. 
 

(Beifall) 
 
Das Muldewehr in Dessau hat einen Eintrag ins 
Schwarzbuch des Bundes der Steuerzahler ge-
scha�. Herzlichen Glückwunsch! Die Begrün-
dung des LHW dafür, dass bei der ersten Funk- 
�onskontrolle der Anlage ein einziger Lachs 
nachgewiesen wurde, lautete: Ursächlich ver-
antwortlich dafür ist, dass am Elbewehr in 
Geesthacht die Lachswanderung unterbrochen 
ist. - Das erscheint ziemlich konstruiert.  
 
Tatsächlich übernahm im Dezember der Bund 
die Fischtreppe Geesthacht Nord, die als ökolo-
gische Ausgleichsmaßnahme für das Kohlekra�-
werk Moorburg von Vatenfall betrieben wurde 
und als größte Fischaufs�egsanlage Europas 
gilt. Aufgrund des Kohleauss�egs unterließ Vat-
tenfall notwendige Sanierungen, die jetzt 
durchgeführt werden. Das Land Niedersachsen 
hat im Oktober zudem die Fischtreppe Geest-
hacht Süd wieder durchlässig gemacht. Diese 
wird zudem ausgebaut werden. Hinzu kommt, 
dass am Muldewehr laut Gutachten springende 
Fische gefilmt wurden, die offenbar den Eins�eg  
 

des Fischaufs�eges nicht fanden oder ihn ein-
fach ignorierten.  
 
Auch ein zweites Beispiel zeigt, dass enormer 
Forschungsbedarf an den Fischaufs�egen des 
Landes besteht. Eine Evaluierung der Fischauf- 
und -abs�ege an Holtemme und Zillierbach im 
Bereich Wernigerode zeigten im Jahr 2017 auf, 
dass es 15 Jahre brauchte, um alle Querbau-
werke ökologisch durchlässig zu gestalten. 
 
Tatsächlich ließ sich die nun angenommene er-
höhte Biodiversität nicht nachweisen, obwohl 
durch den Wildfischverein anhand von Markie-
rungen die grundsätzliche Durchlässigkeit der 
Fischauf- und -abs�ege bestä�gt wurde.  
 
Trotz methodischer Mängel bei diesen Befi-
schungen wäre ein deutlicher Ans�eg bei den 
Arten sowie bei der Menge und der Größe der 
abgefischten Tiere zu erwarten gewesen. Offen-
bar sind also weitere flankierende ökologische 
Maßnahmen notwendig, die für eine vielfäl�ge 
Fischfauna entsprechend den Standortmöglich-
keiten der Fließgewässer erforderlich sind. So 
fehlen vielerorts Kolke als Stand-, Ruhe- und 
Überwinterungsplätze für größere Laichfischar-
ten, wie z. B. die Bachforelle. Das Fehlen von 
Uferbewuchs, der die Wassertemperatur im 
Sommer niedrig hält, kann die Sauerstoffstabili-
tät gefährden. Bewachsene Ufer an Fließgewäs-
sern erschweren zudem den An- und Abflug für 
Kormorane.  
 
Aus den von mir eben genannten Gründen bite 
ich Sie, unserem Antrag zuzus�mmen. - Danke 
schön.  
 

(Beifall) 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Vielen Dank, Frau Koppehel. - Die Frak�onen  
haben eine Dreiminutendebate vereinbart. - 
Ach nein, Herr Räuscher ist noch gar nicht dran.  
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Herr Räuscher, ich habe mich von Ihnen irri�e-
ren lassen. Zuerst spricht Herr Prof. Willing-
mann für die Landesregierung. 
 

(Zuruf: Geht er so schnell, Frau Präsidentin? - 
Weitere Zurufe)  

 
- Manchen scheint das leichtzufallen. 
 

(Lachen) 
 
 
Prof. Dr. Armin Willingmann (Minister für Wis-
senscha�, Energie, Klimaschutz und Umwelt): 
 
Frau Präsiden�n! Meine Damen und Herren Ab-
geordneten! Herr Räuscher, drei Minuten müs-
sen Sie noch warten, dann geht es weiter.  
 
Dem Landtag liegt ein Antrag der AfD-Frak�on 
vor. Er wurde hier gerade eingebracht. Das An-
liegen hat in der letzten Legislaturperiode, wie 
sich mancher von Ihnen möglicherweise erin-
nert, den Umweltausschuss wiederholt be-
schä�igt, zuletzt am 21. März 2021 in einer aus-
führlichen Anhörung. Man konnte das nachle-
sen. Der Gewässerkundliche Landesdienst hat 
ausführlich über die Auslegung, den Bau sowie 
die Funk�onskontrolle von Fischaufs�egsanla-
gen in Sachsen-Anhalt informiert. Deshalb ver-
suche ich, mich auf die Punkte des Antrags zu 
konzentrieren. 
 
Zu Punkt 1. Die Landesregierung soll gebeten 
werden, an allen Anlagen methodenverglei-
chende Funk�onskontrollen vorzunehmen. Ein 
bundesweit anerkanntes Merkblat der Deut-
schen Vereinigung für Wasserwirtscha�, Ab-
wasser und Abfall, kurz DWA, vom Mai 2014 ist 
Grundlage für die technische Auslegung und 
den Bau von Fischauf- und -abs�egsanlagen.  
 
Nach der Fer�gstellung werden die Anlagen von 
öffentlich bestellten und vereidigten Sachver-
ständigen auf ihre Funk�onsfähigkeit geprü�.  

Grundlage dafür ist der vom Bund der Inge- 
nieure für Wasserwirtscha�, Abfallwirtscha� 
und Kulturbau erarbeitete Methodenstandard 
aus dem Jahr 2006.  
 
Insoweit ist unseres Erachtens eine methoden-
vergleichende Kontrolle ein Gang ins Leere, weil 
es im Grunde keine unterschiedlichen Metho-
den gibt. Rich�g ist - insoweit s�mme ich dem 
Anliegen zu -: Ein Arbeitspapier aus dem Jahr 
2006 verdient eine Überprüfung. Dazu hat die 
DWA eine Arbeitsgruppe eingerichtet, die ge-
rade versucht, dies zu tun.  
 
Zu Punkt 2 Ihres Antrags - Funk�onskontrolle 
energiewirtscha�licher Anlagen - darf ich auf 
§ 35 des Wasserhaushaltsgesetzes verweisen, 
nach dem die Nutzung von Wasserkra� nur zu-
gelassen werden darf, wenn auch geeignete 
Maßnahmen zum Schutz der Fischpopula�on 
durch den Betreiber ergriffen werden. Hierbei 
ist also der Betreiber in der Pflicht.  
 
Punkt 3 stellt darauf ab, dass die zuständigen 
Landesbehörden die Funk�onskontrollen mit 
weiteren Experten und Verbänden bewerten 
sollen. Warum die Landesregierung dies nicht 
für erforderlich hielt, habe ich Ihnen gerade mit 
der Antwort zu Punkt 1 gesagt. Im Übrigen ver-
trauen wir auf die Kompetenz öffentlich bestell-
ter und vereidigter Sachverständiger, die diese 
Untersuchungen im Au�rag der Betreiber 
durchführen. Es gibt auch keinen Grund, dies zu 
ändern. 
 
Zu Punkt 4. Nun sollen wir auch noch eine Voll-
kostenrechnung für alle Um- und Neubauten 
solcher Anlagen erstellen. Das halten wir für 
vollends entbehrlich. Für die Herstellung der 
Durchgängigkeit an Stauanlagen sind die Eigen-
tümer der Anlagen zuständig. Die Landesver-
waltung hat keine Möglichkeit und übrigens 
auch keine rechtliche Grundlage, derar�ge Un-
tersuchungen für Anlagen von Driten durchzu-
führen. 
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Meine Damen und Herren! Es ist unbestriten - 
insoweit kann ich dem Antrag zus�mmen -: Die 
Herstellung der Durchgängigkeit von Gewässern 
ist aus umweltpoli�scher Sicht eine wich�ge 
Aufgabe und sie ist noch nicht vollständig gelun-
gen. Die Gewässer sollen wieder vernetzt und 
ein Stück weit natürlicher gestaltet werden. 
Das, meine Damen und Herren, ist ein sinnvolles 
Anliegen.  
 
Im Übrigen haben sich, wenn ich das rich�g mit-
bekommen habe, die Koali�onsfrak�onen  
darauf verständigt, den Antrag in die Aus-
schüsse zu überweisen. Dorthin gehört er. Wir 
sollten, wenn wir über Details, auch technischer 
Art, reden, zunächst in die Ausschüsse gehen. - 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 
 

(Zustimmung) 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Vielen Dank, Herr Prof. Willingmann. Ich sehe 
keine Fragen oder Interven�onen. - Deswegen 
kann jetzt Herr Räuscher von der CDU-Frak�on 
die Debate beginnen. - Herr Räuscher, bite. 
 
 
Alexander Räuscher (CDU): 
 
Vielen Dank, Frau Präsiden�n. - Sehr geehrte 
Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Minis-
ter, Entschuldigung, ich vertrete die Kollegin 
Sandra Hietel, vielleicht war ich deshalb ein biss-
chen zu aufgeregt und bin zu schnell aufge-
sprungen. 
 
Auch die Koali�on hat es sich zur Aufgabe ge-
macht, die Gewässer sowie den Natur- und  
Artenschutz zu stärken. Die CDU betrachtet die 
Bewahrung der Schöpfung von jeher als  
Markenkern ihres poli�schen Handelns und  
ihrer Arbeit.  
 
Bes�mmte Fischarten wandern zur Fortpflan-
zung, zum Teil über weite Strecken, flussauf-  
 

und flussabwärts. Für die natürliche Erhaltung 
der Arten und damit gesunder Bestände sind 
durchlässige Gewässer eine Grundvorausset-
zung, so wie es der Minister schon gesagt hat. 
Diese Durchlässigkeit wird aber auch durch 
diese Fischaufs�egs- und -abs�egsanlagen ge-
währleistet, wenn Gewässer z. B. durch ein 
Wasserkra�werk oder andere bauliche Anlagen 
am Durchfluss gehindert werden. 
 
Für Fischaufs�egs- oder -abs�egsanlagen sind 
die jeweiligen Anlagenbetreiber zuständig. Das 
hat die Einbringerin bereits gesagt. In einer An-
hörung zu den Fischaufs�egsanlagen im Um-
weltausschuss in der letzten Legislaturperiode 
ist deutlich geworden - das habe ich nachge- 
lesen, ich war nicht dabei -, dass es unterschied-
liche Auffassungen hinsichtlich der Funk�ons-
kontrollen bzw. der Anforderungen an die An-
lage gibt. Es ergibt sich anscheinend ein Konflikt 
zwischen der DWA, der Deutschen Vereinigung 
für Wasserwirtscha�, Abfall und Abwasser, und 
der BAW, der Bundesanstalt für Wasserbau. 
Diesen Konflikt können wir im Plenum nicht auf-
lösen, meine sehr geehrten Kollegen.  
 
Allerdings sollten wir die Gelegenheit nutzen, 
um das unübersichtlich gewachsene und ver-
zweigte Wasserrecht im Land und im Bund vom 
Kopf auf die Füße zu stellen  
 

(Zustimmung) 
 
und allen Anliegern an Fließgewässern Energie-
erzeugung zu ermöglichen. Wasserkra� ist als 
zuverlässigste erneuerbare Energie grundlast- 
fähig - anders als Wind- und Sonnenenergie, das 
ist deren große Schwäche.  
 
Wasserkra� ist nachhal�g, weil die Anlagen im 
Gegensatz zu Solarpanelen und Windkra�anla-
gen, die aus Verbundwerkstoffen bestehen und 
wie Asbest als Sondermüll zu behandeln sind, 
tatsächlich zu 100 % recycelbar sind. Wasser-
kra� ist nachhal�g, weil die Anlagen, anders als 
Windkra�anlagen, nicht alle 20 Jahre ein char-
mant genanntes Repowering benö�gen und da- 
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mit gigan�schen Müll verursachen. Wasser-
kra�anlagen können über Genera�onen laufen.  
 
Die kaskadenar�ge Anordnung von Wasserkra� 
ermöglicht viele dezentrale und netzschonende 
Anlagen. Damit entlasten wir den stockenden 
und teuren Netzausbau und benö�gen weniger 
Kupfer.  
 
Um auch uns neuen Mitgliedern des Landtages 
der achten Wahlperiode die Funk�on der Fisch-
aufs�egs- und -abs�egstreppen näherzubringen 
und die Thema�k weiter erörtern zu können, 
bite ich um eine Überweisung des Antrags in 
den UWE, den Ausschuss für Umwelt. - Vielen 
Dank. 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Herr Räuscher, vielen Dank. Ich sehe keine 
Frage und keine Interven�on. - Es folgt Herr 
Lange von der Frak�on DIE LINKE. - Herr Lange, 
bite. 
 
 
Hendrik Lange (DIE LINKE): 
 
Vielen Dank, Frau Präsiden�n. - Meine Damen 
und Herren! Bereits in der letzten Wahlperiode 
hat die Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie 
im Landtag eine große Rolle gespielt. Ich erin-
nere an unsere Große Anfrage und die Ausspra-
che dazu. Aber auch im Ausschuss wurden die 
Durchgängigkeit der Fließgewässer und die 
Funk�onalität von Fischaufs�egsanlagen immer 
wieder thema�siert. Ich erinnere mich an die 
Ausführungen von Frau A., aber auch von 
Prof. L., die die Funk�onalität der Fischauf-
s�egsanlagen hier in Sachsen-Anhalt kri�sch in 
den Blick genommen haben. 
 
Gleichwohl, meine Damen und Herren, häte 
dieser Antrag als Selbstbefassungsantrag ge-
reicht. Es ist sicherlich sehr spannend, kurz vor 
der Haushaltsdebate zu erfahren, welchen Auf-
wand eine erneute Funk�onskontrolle der  
 

Fischaufs�egsanlagen mit sich bringt. Und ja, 
wir hängen mit der Umsetzung der Wasserrah-
menrichtlinie massiv hinterher, unter diesem 
Gesichtspunkt muss viel umfassender an die 
Frage des Zustands unserer Gewässer herange-
gangen werden.  
 
Ich möchte zumindest sagen: Es wäre vielleicht 
auch darüber nachzudenken, inwieweit wir 
dort, wo es möglich ist, Wasserbauwerke, Quer-
bauwerke en�ernen können, anstat uns dort 
mit Fischaufs�egsanlagen zu behelfen. 
 
Meine Damen und Herren! Für mich sind Sie von 
der AfD in Sachen Umweltschutz und Schutz der 
Heimat völlig unglaubwürdig. Wer den Wolf  
abschießen will, der braucht sich nicht als Um-
weltapostel zu inszenieren.  
 

(Zustimmung - Zurufe: Mein Gott! - Flach dis-
kutiert! Ganz flach! Flach! - Weitere Zurufe)  

 
Wer den menschengemachten Klimawandel 
leugnet, der vergeht sich an der Zukun� der ge-
samten Erde. 
 

(Daniel Roi, AfD: Das sagen die SED-Nachfol-
ger! Was habt ihr für einen Schaden ange-
richtet bei uns im Wald! Mein Gott!) 

 
Nicht zuletzt gehören diese Anträge zur Norma-
lisierungsstrategie der rechtsextremen AfD, 
zum Versuch,  
 

(Zustimmung - Zuruf: Wer nichts weiß, der 
bringt Parolen!) 

 
mit ach so unbedeutenden und ach so unideo-
logischen Anträgen in die Gesellscha� vorzu-
dringen. 
 

(Zurufe: Ach, unbedeutend? Aha! - Parolen-
leierkastenmann!) 

 
Am Ende verfolgen Sie, wie wir heute gehört ha-
ben, ganz andere Ziele. Das machen wir nicht  
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mit und lehnen, wie gewohnt, alle AfD-Anträge 
ab. - Danke. 
 

(Zustimmung) 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Vielen Dank, Herr Lange. Es gibt eine Interven-
�on von dem Abg. Herrn Loth. 
 
 
Hannes Loth (AfD): 
 
Natürlich ist mir klar, Frau Präsiden�n, dass Herr 
Lange mit seiner demokra�schen Vorbildung 
wie immer alle AfD-Anträge ablehnen muss,  
 

(Zuruf: Wer nichts weiß und nichts kann, der 
kommt mit Parolen an!)  

 
weil das bei ihm anscheinend in der DNA ist. Das 
ist mir völlig wurst. Ich will nur noch einmal da-
rauf hinweisen, dass wir nicht gefordert haben, 
den Wolf auszuroten, sondern ihn zu managen, 
wie das auch andere Frak�onen hier im Landtag 
gefordert haben.  
 

(Zurufe) 
 
Bite hören Sie einfach einmal zu. Lesen Sie An-
träge rich�g durch und versuchen Sie am Ende 
auch einmal, sie zu durchdringen. 
 

(Zustimmung) 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Herr Lange will offensichtlich nicht reagieren,  
 

(Daniel Roi, AfD: Ja, weil er es nicht kann! - 
Zurufe: Von der 4,9-Prozent-Partei kommt 
nur noch das! - Das ist doch eine Katastro-
phe!)  

 
deswegen rufe ich Frau Tarricone von der FDP-
Frak�on auf. - Frau Tarricone, bite. 

Kathrin Tarricone (FDP): 
 
Sehr geehrte Frau Präsiden�n! Sehr geehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Die antragstellende 
Frak�on nimmt Bezug auf eine Anhörung in der 
siebenten Wahlperiode. Diese fand, wie schon 
erwähnt, im März 2021 im Ausschuss für Um-
welt und Energie unter dem Titel „Qualitäts- 
sicherung an Fischaufs�egsanlagen“ stat.  
Neben Verbänden wie z. B. dem Unterhaltungs-
verband Ilse-Holtemme, dem Landesanglerver-
band Sachsen-Anhalt e. V. und Vereinen wie 
dem BUND Sachsen-Anhalt e. V. und der 
IG Bode-Lachs e. V. sprachen Fachleute wie 
Prof. Dr. Volker L. von der Hochschule Magde-
burg-Stendal, Herr Dr. E. vom Büro für Gewäs-
serökologie und Fischereibiologie sowie Frau 
Dr. A. vom Ins�tut für angewandte Ökologie 
bzw. legten ihre Stellungnahmen vor. 
 
Im Ergebnis der Beratung vertraten die Aus-
schussmitglieder einhellig die Meinung, dass 
dann, wenn es die Lage wieder zulasse, ein Vor-
Ort-Gespräch mit allen Beteiligten empfehlens-
wert sei. Das gelang in der siebenten Wahl- 
periode nicht mehr. Deshalb sollte das Thema 
im Ausschuss für Wissenscha�, Energie, Klima-
schutz und Umwelt, kurz UWE, erneut aufge- 
rufen werden. 
 
Ich selbst bin sehr gespannt, wie in diesen Ge-
sprächen beurteilt wird, ob die Ingenieure, wel-
che die Fischauf- und Fischabs�egsanlagen für 
sachsen-anhal�sche Gewässer entworfen ha-
ben - ich zi�ere Frau Dr. A. vom Ins�tut für an-
gewandte Ökologie -, „die Kunst, geeignete Auf-
s�egsbedingungen sowohl für besonders leis-
tungsschwache als auch für leistungsstarke Fi-
sche, die einen entsprechenden Kick brauchen, 
um gegen die Strömung anzuspringen,“ beherr-
schen. Interessant ist weiterhin, welche Er-
kenntnisse mitlerweile aus den Funk�onskon-
trollen gewonnen werden konnten. 
 
Im Übrigen sei mir der Hinweis gestatet, dass 
die AfD in anderen Bundesländern weniger  
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energisch auf die Umsetzung des europäischen 
Wasserrechtes drängt.  
 

(Zuruf: Das ist doch etwas ganz anderes!) 
 
In Bayern ist die Haltung deutlich wasserkra�-
freundlicher, als sie hier aus dem Antrag spricht. 
In Bayern wird den sogenannten Systempar-
teien und der vermeintlichen Naturschutzorga-
nisa�on WWF vorgeworfen, es ginge Ihnen  
weniger um die Fische als darum, die Wasser-
kra� zu verdammen. Es sei ein Skandal, dass die 
Betreiber sogar mit immer unsinniger werden-
den Verordnungen drangsaliert würden. 
 

(Zuruf: Das eine hat doch mit dem anderen 
nichts zu tun!) 

 
Es ist Ihnen unbenommen, in Sachsen-Anhalt 
eine andere Posi�on einzunehmen. Sie müssen 
sich freilich den Vorwurf Ihrer bayrischen Kolle-
gen gefallen lassen, dass Sie sich mit den übri-
gen Parteien gemeinmachen. Vielleicht beden-
ken Sie das, wenn Sie bei anderer Gelegenheit 
auf diese Rhetorik zurückgreifen.  
 

(Zuruf: Aber wir sind doch hier in Sachsen-An-
halt! - Zustimmung) 

 
Wir sollten das Thema im Ausschuss wieder auf-
greifen und uns ansehen, ob die Fischauf- 
und -abs�egsanlagen an Fließgewässern des 
Landes funk�onsfähig sind, aber nicht, wie im 
Antrag der AfD-Frak�on vorgesehen, bereits die 
Beurteilung des Zustandes vorwegnehmen. - 
Herzlichen Dank. 
 

(Zustimmung) 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Vielen Dank, Frau Tarricone. - Es folgt Herr 
Aldag von der Frak�on BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN. - Herr Aldag, bite. 

Wolfgang Aldag (GRÜNE): 
 
Vielen Dank, Frau Präsiden�n. - Meine Damen 
und Herren! Das Land ist an die Wasserrahmen-
richtlinie gebunden, die besagt, dass eine 
Durchgängigkeit der Fließgewässer gegeben 
sein muss und dass ein guter chemischer und 
ökologischer Zustand erreicht werden muss. 
Lassen Sie mich an dieser Stelle ergänzen, dass 
ich den guten Zustand auch hinsichtlich der Ge-
wässermorphologie für einen enorm wich�gen 
Faktor halte. 
 
In dem vorliegenden Antrag wird die Funk�ons-
fähigkeit der Fischaufs�egs- und -abs�egsanla-
gen infrage gestellt und die Forderung daraus 
abgeleitet, im Ergebnis von Untersuchungen 
und einer Vollkostenanalyse einen Maßnah-
menkatalog aufzustellen, um die Funk�ons-
mängel zu beheben. 
 
Meine Damen und Herren! Wenn es um die 
Durchgängigkeit von Fließgewässern geht, kann 
das Element von Fischauf- und -abs�egsanlagen 
immer nur ein Mitel zweiter Wahl sein. Das 
Mitel erster Wahl, um die Durchlässigkeit zu er-
reichen, müssen die En�ernung der Barriere 
und infolge dessen die Renaturierung der Fließ-
gewässer sein. 
 

(Zustimmung) 
 
Nur die Renaturierung fördert einen guten che-
mischen sowie ökologischen Zustand und ver-
bessert allgemein die Gewässermorphologie.  
 
Der Antrag ist demzufolge in der Analyse durch-
aus korrekt, aber in der Forderung nicht zielfüh-
rend. Nochmals Geld in die Funk�onsfähigkeit 
zu stecken ist unserer Ansicht nach der falsche 
Weg. Weitere Inves��onen würden die Anlagen 
auf lange Jahre hin manifes�eren und die not-
wendige Renaturierung unserer Fließgewässer 
und das Erreichen der Ziele aus der Wasserrah-
menrichtlinie nach hinten schieben. Notwen-
dige Maßnahmen zur Umsetzung der Wasser- 
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rahmenrichtlinie müssen deswegen mit dem 
Fokus auf die Renaturierung umgesetzt werden. 
 
In der letzten Legislaturperiode gab es in diesem 
Bereich bereits ein Vorankommen, weil wir das 
Umweltsofortprogramm und die Artensofort-
förderung eingeführt und umgesetzt haben.  
Allein für das Umweltsofortprogramm ließen 
sich 139 Erfolgsprojekte der Gewässerrenatu-
rierung und der Landscha�spflege aufzählen. 
 
An dieser Stelle nenne ich vier Beispiele: die Re-
naturierung des Landgrabens und der Rückbau 
von drei Wehren durch den Unterhaltungsver-
band Aller, die Verbesserung der Morphologie 
durch den Rückbau von Sohlenverbau durch 
den Unterhaltungsverband Ilse-Holtemme, die 
Besei�gung von Stauanlagen im Nebengraben 
Tackau durch den Unterhaltungsverband Mit-
lere Saale und der Rückbau von 16 Stauanlagen 
durch den Unterhaltungsverband Stremme. 
 
Im Jahr 2021 konnten durch die Artensofor�ör-
derung, welche das Umweltsofortprogramm 
ablöste, 91 Projekte gefördert werden. Deshalb 
finden wir es gut und rich�g, dass dieses Pro-
gramm von dem neuen Umweltminister über-
nommen wird. 
 
Ein Vorteil, den die Landesregierung in dieser 
Wahlperiode gegenüber der letzten Wahl- 
periode hat, ist: Sie wird von der Bundesebene 
Rückenwind bekommen. Im Koali�onsvertrag 
wurden einige richtungsweisende Dinge festge-
schrieben. Auf EU- und Bundesebene wurde das 
Zeitalter der Renaturierung ausgerufen. Das ist 
aus unserer Sicht der rich�ge Weg, um unsere 
Gewässer wieder in Ordnung zu bringen und 
durchlässig zu gestalten. Teure Analysen und 
das Reparieren von nicht funk�onierenden Bau-
werken stehen diesem Ziel entgegen. Deswegen 
lehnen wir diesen Antrag ab. - Vielen Dank. 
 

(Zustimmung) 
 

Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Vielen Dank, Herr Aldag. - Herr Loth steht am 
Mikrofon und möchte eine Interven�on ma-
chen. 
 
 
Hannes Loth (AfD): 
 
Herr Aldag, ich möchte anmerken, dass in dieser 
Anhörung die Ministerin Frau Dalbert selbst ge-
nau die Evaluierung, die Sie ablehnen und wir 
fordern, versprochen hat. Das ist die Forderung 
Ihrer grünen Ministerin gewesen. 
 

(Unruhe - Zuruf) 
 
 
Wolfgang Aldag (GRÜNE): 
 
Ja, das ist dann so. 
 

(Zuruf) 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Es folgt Frau Kleemann für die SPD-Frak�on. - 
Frau Kleemann, bite. 
 
 
Juliane Kleemann (SPD): 
 
Frau Präsiden�n! Sehr geehrte Kolleginnen und 
Kollegen! Das Thema Wasser beschä�igt uns 
nach dem gestrigen Tage heute bereits zum 
zweiten Mal. Das zeigt, dass das ein sehr wich�-
ges Thema ist und dass wir hierbei verschiedene 
Aspekte zu bedenken haben. Heute geht es um 
den Aspekt der Fischauf- und Fischabs�egsan- 
lagen. 
 
Um die natürliche Wanderung von Fischen ent-
sprechend der europäischen Wasserrahmen-
richtlinie - wir haben das heute schon mehrmals  
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gehört - sowie den Landeswasser-, Naturschutz- 
und Fischereigesetzen jederzeit zu ermöglichen, 
müssen die Flüsse sowohl flussauf- als auch 
flussabwärts durchlässig sein. Das ist, glaube 
ich, völlig unstri�g. 
 
Dass wir an den Wasserkra�anlagen und bei 
Flussunterbrechungen in Sachsen-Anhalt seit 
Jahren Fischauf- und Fischabs�egsanlagen  
haben, ist gewollt. Darüber, dass sie mitunter 
Probleme bereiten, haben wir bereits in der ver-
gangenen Legislaturperiode ausführlich disku-
�ert. Der Ausschuss im März vergangenen Jah-
res und auch der Pe��onsausschuss haben sich 
damit beschä�igt. 
 
Wir sind jetzt in der Situa�on, dass wir die Frage 
noch einmal auf dem Tisch haben. Ich denke, es 
macht Sinn, das noch einmal scharf zu stellen, 
sich noch einmal die einzelnen Aspekte anzu-
schauen, vielleicht auch die Frage aufzugreifen 
„Was ist der Nutzen der einzelnen Stauanla-
gen?“ und dem nachzukommen, was der Aus-
schuss in der siebenten Legislaturperiode ge-
sagt hat, nämlich dem neuen Umweltausschuss 
zu empfehlen, sich damit noch einmal zu be-
schä�igen. 
 
Vor diesem Hintergrund empfehlen wir, das 
Thema im UWE noch einmal zu besprechen. Wir 
hoffen, dass wir es dann so weit abgeschlossen 
haben werden, dass wir einen Punkt machen 
können. Der Pe��onsausschuss hat sich damit 
ebenfalls beschä�igt. Daher empfehlen wir die 
Überweisung. 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Frau Kleemann, es gibt eine Frage von Herrn 
Siegmund. 
 
 
Juliane Kleemann (SPD): 
 
Ja. 

Ulrich Siegmund (AfD): 
 
Danke, Frau Kleemann. Ich wollte einfach nur 
wissen, warum Sie vorhin eine Rede mit Maske 
gehalten haben 
 

(Zurufe: Oh! - Weitere Zurufe) 
 
und jetzt ohne Maske sprechen. Warum haben 
Sie die Maske direkt, nachdem Sie sich auf den 
Platz gesetzt haben, abgesetzt? 
 

(Unruhe - Zurufe: Oh! - So lächerlich! So ein 
Schauspieler! - Weitere Zurufe) 

 
 
Juliane Kleemann (SPD): 
 
Herr Siegmund, das war, glaube ich, keine Frage 
zu dem Thema. Das ist eine andere Frage, die 
ich jetzt nicht beantworten muss, weil sie nichts 
mit meiner Rede zu tun hat. 
 

(Unruhe) 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Frau Kleemann, Sie müssen überhaupt keine 
Fragen beantworten. Das müssen nur die Mit-
glieder der Landesregierung. - Aber, Herr Sieg-
mund, wir haben es neulich schon einmal ge-
klärt, dass es sehr schwer ist, am Mikrofon zu 
sprechen, wenn jemand eine Maske au�at. 
Deshalb haben wir darum gebeten, dass Red-
ner, die hier vorn am Pult sprechen, eben keine 
Maske au�aben. Genau das hat Frau Kleemann 
gemacht.  
 

(Zuruf von Ulrich Siegmund, AfD) 
 
Viele Dank, Frau Kleemann. 
 

(Ulrich Siegmund, AfD: Das war doch eine  
super Antwort!) 
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Jetzt kommt als letzter Debatenredner Herr 
Loth für die Frak�on der AfD. - Herr Loth, bite. 
 

(Lachen - Zurufe: Nehmen Sie die Maske ab, 
sonst müssen Sie noch Fragen beantworten! 
- Ja, ja! - Dann müssen Sie in die Fraktions-
kasse zahlen! - Weitere Zurufe) 

 
 
Hannes Loth (AfD): 
 
Sehr geehrte Damen und Herren! Werte Frau 
Präsiden�n! Das Land Sachsen-Anhalt, die Bun-
desrepublik Deutschland und die Europäische 
Union haben viel Geld in Fischaufs�egs- 
und -abs�egsanlagen in unserem Land inves-
�ert. Wir haben versucht bzw. versuchen noch 
immer, die Wasserrahmenrichtlinie umzuset-
zen. Wir haben den ökologischen Zustand unse-
rer Flüsse stark verbessert, bis auf kleine Aus-
nahmen - S�chwort CIECH Soda GmbH an der 
Bode; dort sterben ö�er einmal Fische. Auch an 
der Holtemme sterben ö�er einmal Fische. 
Auch woanders wird eingeleitet und es sterben 
Fische. 
 
Deswegen ist es wich�g, dass wir dieses europä-
ische Vorhaben, die Umsetzung der Wasserrah-
menrichtlinie, angehen und mit Nachdruck ver-
folgen. Denn Sie wollen ja nicht austreten. Die 
Strafzahlungen wollen wir nicht leisten. Es gibt 
das Nitratproblem. Dazu haben wir uns schnell 
etwas überlegen müssen, was aber nicht so 
rich�g passt. Es gibt andere Sachen, auf die wir 
schnell reagieren mussten, weil wir Ewigkeiten 
gewartet haben. 
 
Nun sind wir an der Stelle mit den Fischen. An-
ders als es die GRÜNEN vorgeschlagen haben, 
wollen wir nicht alle Wasserkra�werker enteig-
nen und ihre Energieanlagen abreißen, sondern 
wir wollen schauen, was funk�oniert und wie 
man das besser machen kann.  
 
Wir haben das Problem, dass in die Fischauf-
s�egs- und -abs�egsanlage in Dessau 8 Millio- 
 

nen € inves�ert wurden und der Nachweis ihrer 
Funk�on nicht erbracht werden konnte. Wir ha-
ben das Problem, dass ein paar Kilometer weiter 
die Fischaufs�egsanlagen im Muldestausee für 
10 Millionen € auf der einen und 25 Millionen € 
auf der anderen Seite gebaut wurden, dass es 
dort aber nicht rich�g klappt.  
 
Wir haben das Problem, dass verschiedene an-
dere kleine Staustufen in den Gewässern zwei-
ter Ordnung installiert sind, dass aber die Evalu-
ierung, ob sie funk�onieren oder nicht, nicht 
rich�g klappt. Wir haben das Problem, dass wir 
zwar Wanderfischprogramme haten, dass also 
das Ins�tut für Binnenfischerei in Potsdam Satz-
fische ausgesetzt hat, dass es nun aber keine 
mehr gibt. Es ist also nicht klar, ob diese Pro-
gramme wirklich funk�onieren. Einzig und allein 
das Programm für den Lachs in der Nuthe - an 
dieser Stelle wurde viel Geld auch im Rahmen 
des Artensofortprogramms und des Umweltso-
fortprogramms für die Durchgängigkeit inves-
�ert - hat halbwegs funk�oniert. Ansonsten 
wurden diese Programme bei uns in Sachsen-
Anhalt eingestellt.  
 
Es ist also wich�g zu überprüfen, ob das alles 
funk�oniert, ob die Aufs�egsanlagen funk�o-
nieren und ob die Wasserkra�anlagen so funk-
�onieren, wie sie funk�onieren sollten. Auch 
wenn die Wasserkra� von unserer Frak�on in 
Bayern möglicherweise als ein gutes Instrument 
angesehen wird, um die Grundlast zu sichern, 
sehe ich das nicht so. Denn wenn kein Wasser 
vorhanden ist, ist auch keine Energie mehr vor-
handen. Das sehe ich bei uns in Raguhn ö�er, 
wenn die Anlage s�llsteht, weil Niedrigwasser 
ist.  
 

(Zurufe) 
 
- Das ist genauso. Das sage ich ja, bei Wind auch. 
- Es ist wich�g, zu analysieren, inwieweit die 
Energieanlagen dazu beitragen können. Wir 
müssen schauen, ob das alles funk�onsfähig ist, 
ob die Fische dort geschützt werden und - das  
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ist am wich�gsten - ob unsere Inves��onen  
irgendwann die möglichen Strafen verhindern, 
die auf uns zukommen, wenn wir die Europäi-
sche Wasserrahmenrichtlinie nicht einhalten; 
weil Sie aus der EU ja nicht austreten wollen. - 
Danke schön.  
 

(Lachen und Beifall) 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
 
Das war Herr Loth. Damit ist die Debate been-
det und wir kommen zur  
 
Abstimmung 
 
über die Drs. 8/729. Es wurde die Überweisung 
des Antrags an den Ausschuss für Wissenscha�, 
Energie, Klimaschutz und Umwelt beantragt. 
Wer dem seine Zus�mmung geben möchte, den 
bite ich um das Kartenzeichen. - Das sind die 
Koali�onsfrak�onen und die AfD-Frak�on. Wer 
dagegen s�mmt, der melde sich jetzt. - Das sind 
die Frak�onen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
DIE LINKE. Enthaltungen gibt es somit nicht. Da-
mit ist der Antrag an den Ausschuss für Wissen-
scha�, Energie, Klimaschutz und Umwelt über-
wiesen worden. Wir sind am Ende dieses Tages-
ordnungspunktes angelangt.  
 
Es ist jetzt 13:35 Uhr. Eine einstündige Unter-
brechung der Sitzung wurde vorgesehen. Wir 
setzen die Sitzung um 14:35 Uhr fort.  
 
Unterbrechung: 13:35 Uhr. 
 
Wiederbeginn: 14:37 Uhr. 
 
 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  
 
Meine Damen und Herren! Ich freue mich, dass 
wir die Sitzung fortsetzen können. 
 

(Ein Telefon klingelt)  
 

- Das ist der Ministerpräsident. Das Gespräch 
muss ich annehmen.  
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der 
Ministerpräsident lässt sich entschuldigen. In 
Kürze findet eine Ministerpräsidentenkonfe-
renz stat, um aktuell zu reagieren. - Das nur zur 
Informa�on. Sonst habe ich mein Telefon 
selbstverständlich auf lautlos gestellt.  
 
Wir setzen die Sitzung fort mit dem 
 
 
Tagesordnungspunkt 16 
 
Beratung 
 
Remigra�onsprogramm für ausgewanderte 
deutsche Fachkrä�e nach japanischem Vorbild 
stat kulturfremder Massenzuwanderung 
 
Antrag Frak�on AfD - Drs. 8/731 
 
 
Herr Dr. Moldenhauer möchte den Antrag gern 
einbringen. 
 
 
Dr. Jan Moldenhauer (AfD):  
 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Ab-
geordnete! Deutschland ist kein liberales Ein-
wanderungsland, sondern ein linksliberalisier-
tes Hilfsarbeiterzuwanderungs- und Fachkräf-
teauswanderungsland.  
 

(Zustimmung) 
 
Dieser Befund gilt insbesondere auch für Sach-
sen-Anhalt. In liberalen Einwanderungsländern 
wie Kanada oder Australien wird aus ökonomi-
schen Gründen eine Bestenauslese vorgenom-
men. Wer dort einwandern will, der muss ers-
tens hoch qualifiziert, zweitens leistungsbereit 
und dritens integra�ons- bzw. assimilia�ons-
willig sein. Weiterhin werden viertens gute  
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Sprachkenntnisse und fün�ens eigenes Startka-
pital vorausgesetzt. Wer diese Anforderungen 
nicht erfüllt, der darf auch nicht einwandern. 
Außerdem hat ein liberales Einwanderungsland 
im Gegensatz zu Deutschland keine offenen 
Grenzen und sozialstaatliche Strukturen sind 
bestenfalls rudimentär vorhanden.  
 
Nein, Deutschland ist kein liberales Einwande-
rungsland. Hauptursache dafür ist der deutsche 
Sozialstaatsmagnet. Deutschland ist nämlich ei-
nerseits Sozialstaatsweltmeister und betreibt 
gleichzei�g eine Zuwanderungspoli�k nach dem 
Prinzip des Laissez-faire. Bei der Zuwanderung 
findet also keine Bestenauslese, sondern ten-
denziell eine Nega�vauslese stat. Mit anderen 
Worten: Deutschland und somit auch Sachsen-
Anhalt leiden unter einer massenha�en Zuwan-
derung kulturfremder, gering qualifizierter und 
niedrig produk�ver Hilfsarbeiter und Versor-
gungsmigranten. Das, meine Damen und Her-
ren, sind eben keine Fachkrä�e - das sind Fach-
krä�emangelerzeuger. Ihretwegen brauchen 
wir mehr Polizisten, mehr Richter, mehr Staats-
anwälte, mehr Lehrer, mehr Erzieher usw.  
 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Das ist unglaub-
lich, was Sie hier machen!) 

 
- Seien Sie mal ruhig, Herr Striegel.  
 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Nein, Ihren Ras-
sismus muss man als solchen benennen! - 
Weitere Zurufe) 

 
- Ja, machen Sie ruhig weiter.  
 
Diese Personengruppe, Herr Striegel, löst kei-
nen Fachkrä�emangel, sondern sie erzeugt ihn. 
Gleichzei�g verlässt unsere einheimische Bil-
dungs-, Leistungs- und Intelligenzelite seit Jahr-
zehnten in Scharen das Land. In echten Einwan-
derungsländern wie Kanada und Australien ver-
dienen sie erstens besser, zahlen zweitens ge-
ringe Steuern und müssen dritens keine kultur-
fremden Versorgungsmigranten alimen�eren.  
 

Natürlich - das gehört zur Wahrheit dazu - keh-
ren auch deutsche Fachkrä�e in ihre Heimat zu-
rück. Der Saldo zwischen Auswanderern und 
Heimkehrern ist jedoch seit geraumer Zeit nega-
�v.  
 
Diese verstärkte Auswanderung der Leistungs-
träger unserer Gesellscha� führt zu ökonomi-
schen Folgekosten und gesellscha�lichen Folge-
schäden. Sie ist außerdem ein Zeichen dafür, 
dass die Verhältnisse in unserem Heimatland 
nicht in Ordnung sind. 
 
Im Jahre 2010 konsta�erte der konserva�ve 
Journalist Wolfram Weimer - ich zi�ere -: Seit 
dem 19. Jahrhundert haben noch nie so viele 
Deutsche ihr Land verlassen wie heute. Der Mit-
telstand fühlt sich bedrängt. Die Flucht aus der 
Heimat ist zu einer Abs�mmung mit den Füßen 
geworden. Alle vier Minuten verlässt ein Deut-
scher sein Land. An jedem einzelnen Tag verliert 
Deutschland ein ganzes Dorf.  
 
Es sind die Besten und Jüngsten, die genug ha-
ben und gehen. Das Durchschnitsalter deut-
scher Auswanderer beträgt 32 Jahre. Es sind 
Ärzte und Ingenieure, Wissenscha�ler und 
Facharbeiter, Techniker und Dienstleister. Wäh-
rend unser Sozialstaat Hundertausende Un-
qualifizierte aus den Randzonen Europas an-
zieht, fühlen sich die Vertreter des Leistungs-
mitelstands hierzulande immer fremder. Eines 
eint sie alle: Anderswo geht es ihnen besser als 
daheim. Allein 16 000 Ärzte haben inzwischen 
das Land verlassen. Die Auswanderer revol�e-
ren nicht. Sie gehen einfach s�ll und leise fort. - 
Zitatende. 
 
Diese Bestandsaufnahme stammt, wie bereits 
erwähnt, aus dem Jahre 2010. Seitdem haben 
sich die Verhältnisse nicht verbessert, sondern 
drama�sch verschlechtert. Allein zwischen 1991 
und 2015 haben drei Millionen mehrheitlich 
junge und gut ausgebildete Deutsche ihre Hei-
mat verlassen. Auch in den vergangenen Jahren 
hat sich dieser Trend fortgesetzt. Das, werte  
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Vertreter der Altparteien, ist Ihr Werk. Sie  
haben dieses Land zugrunde gerichtet. Der Exo-
dus unserer Leistungsträger ist die stumme  
Anklage eines geschundenen Volkes.  
 

(Lachen) 
 
Unsere Ärzte wandern aus. Dafür wandert die 
Fachkra� aus dem Tschad ein. - So weit die  
bedrückende, nüchterne und sachliche Be-
standsaufnahme.  
 

(Lachen) 
 
Nun stellt sich die Frage, wie wir das Problem 
lösen können. Einerseits lösen wir das Problem 
mithilfe einer Abschiebeoffensive. Abschiebung 
ist Ländersache. Sobald wir Gestaltungsmacht 
erlangen, werden wir die illegalen Zuwanderer 
massenha� ausweisen. 
 

(Zustimmung) 
 
Das ist natürlich nur eine Seite der Medaille. 
Gleichzei�g stellt sich die Frage, wie wir mög-
lichst viele ausgewanderte Fachkrä�e nach 
Deutschland und vor allem nach Sachsen-Anhalt 
zurückholen können. Und genau an dieser Stelle 
lohnt sich der Blick nach Japan. Im Jahre 1990 
legte die ostasia�sche Industriena�on ein Re-
migra�onsprogramm für japanische Auswande-
rer und deren Nachkommen auf. Von diesem 
Angebot machten insbesondere ethnische Japa-
ner in Brasilien Gebrauch. Mitlerweile leben 
und arbeiten 310 000 von ihnen wieder in Ja-
pan, Tendenz weiter steigend. Arbeit finden sie 
dabei vor allem in kleinen und mitelständi-
schen Unternehmen. 
 
Vor dem Hintergrund dieser Erfolgsgeschichte 
fordern wir die Landesregierung auf, ein Rück-
kehrprogramm für ausgewanderte deutsche 
Fachkrä�e einzuführen. Diese Maßnahme soll 
dazu dienen, in den kommenden Jahren mög- 
liche Engpässe auf dem sachsen-anhal�schen 
Arbeitsmarkt auszugleichen.  

Das Rückkehrprogramm soll unter anderem fol-
gende monetäre und nichtmonetäre Rückkehr-
anreize umfassen:  
 
erstens Übernahme anfallender Umzugs- bzw. 
Remigra�onskosten durch das Land Sachsen-
Anhalt, 
 
zweitens Unterstützung der zurückkehrenden 
deutschen Fachkrä�e bei der Wohnungssuche, 
 
dritens Hilfe bei der Kitaplatzsuche für die Kin-
der der heimkehrenden deutschen Arbeits-
krä�e,  
 
viertens Auszahlung einer Rückkehrprämie nach 
erfolgter Ansiedlung und zweijähriger sozialver-
sicherungspflich�ger Beschä�igung. 
 
Die dabei entstehenden Kosten müssen vor 
dem Hintergrund betrachtet werden, dass die 
Rückkehrer mit der deutschen Sprache und Kul-
tur vertraut sind. Es entstehen also keine Aus-
gaben für kulturelle und sprachliche Assimila-
�on.  
 
Ich komme zum Schluss und appelliere an die 
Abgeordneten der Altparteien hier im Hohen 
Haus, unserem Antrag zuzus�mmen. S�mmen 
Sie dieser unter wirtscha�s-, gesellscha�s- und 
iden�tätspoli�schen Aspekten sinnvollen Maß-
nahme zu. Dadurch können Sie zumindest einen 
kleinen Teil des Schadens, den Sie in unserem 
Land angerichtet haben, wiedergutmachen. - 
Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall) 
 
 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  
 
Danke, Herr Moldenhauer. - Als Nächste spricht 
für die Landesregierung Frau Ministerin Grimm-
Benne.  
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Petra Grimm-Benne (Ministerin für Arbeit, So-
ziales, Gesundheit und Gleichstellung): 
 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren Abgeordneten! Mit der Landesini- 
�a�ve Fachkra� im Fokus und dem „Welcome-
Center“ Sachsen-Anhalt beraten, unterstützen 
und begleiten wir bereits seit 2015 zuzugs- und 
rückkehrwillige Menschen. Die Unterstützung 
bezieht sich dabei nicht nur auf die Arbeits- 
suche, die Beschä�igung und die Karriere in 
Sachsen-Anhalt, sondern auch auf die Woh-
nungssuche, die Kinderbetreuung und den 
Schulbesuch, ja, sogar auf die Freizeitgestal-
tung. Es handelt sich also um ein ganzheitliches 
und umfassendes Unterstützungsangebot, wel-
ches sich an der Lebenswirklichkeit und an den 
Bedürfnissen der Menschen orien�ert. 
 
Von 2015 bis jetzt wurden allein über das „Wel-
comeCenter“ bereits mehr als 1 050 ehemals 
aus Sachsen-Anhalt abgewanderte Menschen 
beraten, begleitet und bei der Rückkehr unter-
stützt. In gut zwei Dritel aller Fälle wurden zu-
sätzlich noch weitere Familienangehörige und 
ganze Familien in die Beratung und Unterstüt-
zung einbezogen. Es wurde also nicht nur den 
Einzelpersonen, sondern auch Familien gehol-
fen. In Summe wurden damit rund 3 000 Men-
schen bei der Rückwanderung nach Sachsen-
Anhalt unterstützt. 
 
In der Koali�onsvereinbarung haben wir uns da-
rauf verständigt, dafür Sorge zu tragen, einer-
seits die im Land vorhandenen Potenziale durch 
Bildungs- und Begleitangebote zu erschließen. 
Andererseits brauchen wir zuwandernde Fach-
krä�e und Auszubildende, um langfris�g als 
Wirtscha�sstandort bestehen zu können. Sach-
sen-Anhalt muss mit seinen guten Arbeits-, Bil-
dungs- und Lebensbedingungen im In- und Aus-
land noch stärker um Zuwanderung werben. 
Dabei setzen wir auch auf die Möglichkeiten des 
Fachkrä�eeinwanderungsgesetzes. Ob aus 
Hanoi oder Stutgart - Zuwanderungsinteres-
sierte brauchen niederschwellige Informa�o- 
 

nen und Unterstützungsangebote. Deshalb wer-
den wir das „WelcomeCenter“ als Erstanlauf-
stelle weiterentwickeln, damit die Ankun� auf 
dem Arbeitsmarkt in Sachsen-Anhalt bestmög-
lich gelingt. 
 
Meine Damen und Herren Abgeordneten! Zu 
der Frage nach den finanziellen Anreizen für 
eine Rückkehr abgewanderter Landeskinder 
möchte ich Folgendes anmerken: Das Thema fi-
nanzielle Unterstützung wird nach unserer 
Kenntnis in rund einem Viertel aller Beratungs-
fälle behandelt. Es geht dabei vorrangig um Fra-
gen der Förderung von Baumaßnahmen oder 
Wohneigentum - Themen, die im Übrigen über 
zahlreiche Förderprogramme hervorragend ab-
gedeckt sind. Gelegentlich steht auch ganz all-
gemein die Frage nach Zuschüssen zum Umzug 
oder zu den Lebenshaltungskosten im Raum. 
Für die tatsächliche individuelle Zuzugs- oder 
Rückkehrentscheidung sind finanzielle Anreize 
allerdings in der Regel völlig nebensächlich. 
Vielmehr sind es familiäre oder persönliche 
Gründe, die ehemals Abgewanderte zu einer 
Rückkehr bewogen haben. Entscheidend ist, ob 
diese Menschen für sich oder ihre Familie eine 
Perspek�ve - beruflich wie privat - in Sachsen-
Anhalt sehen.  
 
Somit haben wir längst die entscheidenden He-
bel definiert, an denen unsere Fachkrä�estrate-
gie ansetzt. Aus der Sicht der Landesregierung 
erscheint daher der Antrag als nicht zus�m-
mungsfähig; denn die nö�gen Unterstützungs-
maßnahmen wurden längst ergriffen. - Herz- 
lichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 
 

(Zustimmung)  
 
 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  
 
Ich danke Ihnen und bite als nächsten Redner 
im Rahmen der Dreiminutendebate Herrn Krull 
nach vorn. 
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Tobias Krull (CDU):  
 
Sehr geehrter Herr Landtagspräsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Wenn es das 
Ziel der Antragsteller wäre, unser Bundesland 
als einen atrak�ven Lebens- und Arbeitsstand-
ort für die Menschen zu präsen�eren, dann 
wäre dies tatsächlich ein unterstützenswertes 
Anliegen. 
 

(Beifall) 
 
Wer sich aber diesen Antrag einmal in Ruhe 
durchliest, der wird feststellen, dass es den An-
tragstellern ganz offensichtlich im Schwerpunkt 
eben genau darum nicht geht. Wir werden an 
dieser Stelle auch feststellen, dass wieder mit 
puren Vorurteilen gegen Menschen argumen-
�ert wird, die nicht aus unserem Bundesland 
stammen. 
 
Wenn Menschen aus unserem Bundesland ihre 
berufliche und persönliche Zukun� außerhalb 
der Landesgrenze sehen, hat das viele unter-
schiedliche Gründe. Zu den häufigsten gehört  
sicherlich, dass die Verwirklichung der Vorstel-
lung zur eigenen beruflichen Entwicklung  
außerhalb von Sachsen-Anhalt gesehen wird. 
Dabei bietet unser Bundesland viele unter-
schiedliche berufliche Zukun�saussichten.  
 
Aber wie irrsinnig ist eigentlich die Annahme 
der AfD-Frak�on, dass ausgerechnet die Men-
schen sich für ein Leben außerhalb Deutsch-
lands entscheiden und unser Land verlassen, die 
nicht mit Ausländern zurechtkommen. Man will 
also nichts mit Ausländern zu tun haben und 
geht deswegen ins Ausland. Das kann doch nur 
Kopfschüteln hervorrufen, meine Damen und 
Herren. 
 

(Beifall) 
 
Wenn wir uns jetzt den Erfolg des japanischen 
Remigra�onsprogramms einmal anschauen, 
wäre es güns�g gewesen, wenn Sie sich einmal  
 

mit den Hintergründen beschä�igt häten. Viele 
Menschen kehren nach Japan zurück, weil sich 
die wirtscha�liche Situa�on in den Ländern, in 
denen sie zu diesem Zeitpunkt gelebt haben, 
verschlechtert hat, z. B. in Argen�nien. Oder sie 
sind Opfer von Rassismus geworden, in dem Fall 
gegen Menschen mit asia�schen Wurzeln. 
 
Gerade in der Begründung Ihres Antrages erle-
ben wir ganz massiv, wie hier wieder mit Vorur-
teilen gearbeitet wird. Für meine Frak�on 
möchte ich noch einmal ganz klar und ausdrück-
lich darstellen: Wir sind gegen jede Form von 
Menschenfeindlichkeit. 
 

(Beifall) 
 
Es gehört zur Realität, dass Sachsen-Anhalt zu 
den ältesten Bundesländern gehört. Wir sind 
also auf Zuwanderung angewiesen, sowohl in-
nerhalb Deutschlands als auch aus anderen eu-
ropäischen Ländern oder weltweit. Egal ob 
Wirtscha�, Wissenscha�, Kultur oder medizini-
sche Versorgung - Menschen aus unterschiedli-
chen Herkun�sländern sorgen in unserem Bun-
desland für Wertschöpfung, atrak�ve Lebens-
bedingungen und Innova�on. 
 
Auch die anvisierte Großansiedlung eines US-
Chip-Herstellers wird ohne Fachkrä�e aus dem 
In- und Ausland in Magdeburg nicht zu realisie-
ren sein. 
 

(Zustimmung) 
 
Deshalb ist es wich�g, dass die Landesregierung 
die Vorteile deutlich macht, die ein Leben in 
Sachsen-Anhalt bietet. Das Zusammenleben der 
Menschen in unserem Bundesland kann nur auf 
der Basis unserer Rechtsordnung, allen voran 
des Grundgesetzes, und der Akzeptanz der hier 
herrschenden gesellscha�lichen Ordnung und 
Werte erfolgen. 
 
Gegensei�ger Respekt und die Akzeptanz auch 
von Unterschieden sind dabei die Grundvoraus- 
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setzung. Das kann ein Gewinn für alle sein. Und 
so, wie es als selbstverständlich betrachtet 
wird, kulinarisch um die Welt zu reisen, also 
selbst zu entscheiden, ob es Bratwurst, Pizza  
oder Sushi zum Mitag gibt, so selbstverständ-
lich sollte es sein, dass unser Land Heimat für 
Menschen sein kann, deren persönliche Wur-
zeln nicht schon seit Genera�onen in der Alt-
mark, im Harz oder in der Saale-Unstrut-Region 
liegen. 
 

(Beifall) 
 
In diesem Sinne kann man diesen vorliegenden 
Antrag nur ablehnen. 
 
 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  
 
 
Danke, Herr Krull. - Würden Sie eine Frage be-
antworten wollen? 
 
 
Tobias Krull (CDU):  
 
Ja. 
 
 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  
 
Herr Moldenhauer, bite. 
 
 
Dr. Jan Moldenhauer (AfD):  
 
Vielen Dank, Herr Präsident. Das wäre aber eine 
Zwischeninterven�on. Deswegen stehe ich hier 
schon. 
 
 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  
 
Sorry. Gut. 

Dr. Jan Moldenhauer (AfD):  
 
Besten Dank. - Herr Krull, Sie scheinen nicht 
rich�g zugehört zu haben. Ich habe gesagt, die 
Leute wandern unter anderem aus - das war  
einer von mehreren Gründen -, weil sie keine 
Lust dazu verspüren, hier illegal zugewanderte 
Unterschichtenzuwanderer zu alimen�eren.  
 

(Zurufe) 
 
Das ist doch ein ganz klares Kriterium. 
 

(Zurufe) 
 
Das heißt, die haben kein Problem mit Auslän-
dern, gehen dabei auch gern in ein echtes Ein-
wanderungsland, wie Neuseeland, Australien  
oder Kanada, und können da besser verdienen, 
zahlen weniger Steuern und fühlen sich dort 
dann wohler, weil sie mit dieser illegalen Unter-
schichtenzuwanderung nicht konfron�ert sind. 
 
Sie haben jetzt ganz pauschal von Zuwanderung 
gesprochen, sind also nicht auf den Sachverhalt, 
den ich erwähnt habe, eingegangen. - So weit 
meine Anmerkungen. 
 
 
Tobias Krull (CDU):  
 
Dann darf ich mir folgende Anmerkung gestat-
ten: In Ihrer Einführung zum Antrag haben Sie 
das Thema Migra�on, das Thema Abschiebung 
aufgeworfen. Davon lese ich in Ihrem Antrag lei-
der im Antragstext selber nichts. Vielleicht steht 
das in der Begründung, wenn man sich das alles 
mal so durchliest. Sie häten sich vielleicht auch 
einmal entscheiden müssen, zu welchem Antrag 
Sie hier sprechen, zu dem, den Sie gestellt  
haben, oder der, der in Ihrem Kopf dabei ist. - 
Vielen Dank. 
 

(Zuruf) 
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Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  
 
 
Danke, Herr Krull. - Für die Frak�on DIE LINKE, 
Frau Quade, bite. 
 
 
Henriete Quade (DIE LINKE):  
 
Vielen Dank, Herr Präsident. - Meine Damen 
und Herren! Als ich das letzte Mal hier zum An-
trag der Rechten mit dem Schlagwort Remigra-
�on geredet habe, habe ich gesagt, es ist 
schlicht die X-Variante von „Ausländer raus“. 
Das tri� auch für diesen Antrag hier zu. 
 

(Beifall) 
 
Und wie immer geht es natürlich nicht darum, 
einen tauglichen Vorschlag für die Lösung eines 
Problems zu machen. Die Schlagworte sind: 
deutsch, kulturfremd und Massenzuwande-
rung, die mal wieder gespielt werden sollen, 
ebenfalls wie immer in die poli�sche Erzählung 
von „die“ und „wir“ eingebetet. Diese poli�-
sche Erzählung ist die Kernerzählung der extrem 
Rechten. Eigentlich ist das alles, was man wissen 
muss, um diesen Antrag abzulehnen. 
 

(Beifall) 
 
Und ja, es lohnt nicht - ich weiß es -, dennoch 
will ich darauf hinweisen: Vom Unterschichtzu-
wanderer zum Untermensch ist es nicht weit. 
Sie sind Faschisten! 
 

(Beifall) 
 
Da hier Japan als Vorbild für die Gestaltung von 
Migra�on und Gesellscha� herangezogen 
wurde, will ich noch kurz auf die Migra�onssitu-
a�on in Japan eingehen. Es zeigt nämlich, mit 
welchen Folgen eine Gesellscha� zu kämpfen 
hat, deren Regierung auf einen solchen Kurs 
setzt. Japan hat drei Extreme in der Demografie:  
 

eine extrem niedrige Geburtenrate, eine sehr, 
sehr hohe Lebenserwartung und eine extrem  
rigide Zuwanderungsfeindlichkeit der staat- 
lichen Poli�k. 
 
Japan versteht sich ausdrücklich nicht als Ein-
wanderungsland - das ist das, was der AfD und 
der Rechten hier gefällt - und hat deshalb ein 
riesiges Problem. Die Gesellscha� ist massiv 
überaltert. Mitlerweile schrump� die Bevölke-
rung Japans um 2 000 Menschen pro Tag. 
 
Zuwanderung ist als Arbeitskra� zwar möglich, 
aber unterliegt sehr, sehr vielen Restrik�onen, 
bietet unklare Bleibeperspek�ven für Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitgeberinnen. Nur 
1,7 Millionen der 125 Millionen Menschen, die 
in Japan leben, sind irgendwann einmal zuge-
wandert. Und da sind auch die 300 000 dabei, 
die hier angeführt wurden. Seit 1990 sind im 
Übrigen diese 300 000 mit dem unglaublich er-
folgreichen Remigra�onsprogramm nach Japan 
zurück gekommen. 
 
Erst in dieser Woche erschien auf „tages-
schau.de“ ein Ar�kel von Ulrich Mendgen, der 
bilanziert - ich zi�ere -: 
 

„Die Folgen der schrumpfenden Einwohner-
zahl werden einschneidend sein. Zu erwar-
ten ist, dass immer mehr Japaner so lange 
berufstätig bleiben, wie es irgendwie geht. 
Im Alter kommt der Nachwuchsmangel in 
der Pflege erschwerend hinzu. Menschen im 
vorgerückten Alter werden die Hochbetag-
ten betreuen müssen. Die vergleichsweise 
wenigen Jungen werden dafür selten zur 
Verfügung stehen.“ 

 
Der Chefökonom von Fujitsu wird in diesem  
Ar�kel mit der Einschätzung zi�ert: „Wohlstand 
wird man in Japan kün�ig anders definieren. Als 
einen Zustand, in dem sich die Menschen mit 
weniger zufriedengeben müssen.“ 
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Exakt das ist es, meine Damen und Herren, 
wozu die Poli�k, die die AfD als Erfolgsmodell 
propagiert, auch in Sachsen-Anhalt führen 
würde. - Vielen Dank. 
 

(Beifall) 
 
 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  
 
Danke, Frau Quade. - Jetzt ist es zu spät. Beim 
nächsten Mal eher. Wir stehen früher auf in 
Sachsen-Anhalt. 
 

(Lachen - Zuruf: Schade!) 
 
- Manche gehen auch später ins Bet. Nein, es 
war ein guter Versuch, beim nächsten Mal. Ich 
bin gern für solche Spielchen zu haben. - Herr 
Silbersack, bite. 
 
 
Andreas Silbersack (FDP): 
 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Tatsächlich ist das, was hier 
von Herrn Dr. Modenhauer vorgetragen wird, 
unerträglich. 
 

(Beifall - Zuruf) 
 
- Doch, es ist unerträglich. Ich sage Ihnen auch, 
warum. Es ist deshalb unerträglich, weil dieses 
Land Sachsen-Anhalt Zuwanderer benö�gt. Die 
Bürger des Landes hören hier möglicherweise 
und sehen zu. Die denken: Was wird denn da er-
zählt? Und Leute, die hier in den Pflegeheimen 
arbeiten, die versuchen, dieses Land zu unter-
stützen, die irgendwie mithelfen wollen, damit 
in diesem Land nicht noch weniger Arbeitskrä�e 
da sind, die treten Sie vor das Schienbein in  
einer Art und Weise, die man wirklich nur als 
perfide bezeichnen muss. 
 
Es ist deshalb perfide, weil dann, wenn Sie von 
„Unterklassemenschen“ sprechen, 

(Zurufe) 
 
ich einfach sagen muss, das ist weit weg. Sie 
missbrauchen ein tatsächlich wich�ges Thema. 
Wir brauchen Arbeitskrä�e, wir brauchen Fach-
krä�e in diesem Land. Was machen Sie? - Sie 
wärmen einen Antrag auf, den Sie offensichtlich 
bei Ihrem Bundesparteitag gestellt haben, und 
versuchen, das hier noch einmal breit zu treten, 
meine Damen und Herren. Das geht gar nicht. 
 
Und ich will Ihnen einmal eines sagen zu den 
Fragen der Zuwanderung: Sachsen-Anhalt hat 
einen Ausländeranteil von 5,2 %, Deutschland 
insgesamt von 26 %. Ich muss einmal ganz ehr-
lich sagen: Wo leben wir hier eigentlich, wo  
leben Sie? Und das, was Sie tun, widerspricht 
genau den Interessen dieses Landes. Dieses 
Land braucht Zuwanderung. 
 

(Beifall) 
 
Gerade in der Situa�on, die wir heute Morgen 
haten, wo es um Flüchtlinge geht, müssen wir 
zeigen, wir sind da. Und wir sind nicht auf einer 
Insel wie Japan. Wir sind miten in Europa. Wir 
verstehen uns als Europäer. Und da stehen wir 
nicht für uns alleine da. Insofern finde ich das, 
was Sie tun - - 
 

(Zurufe) 
 
Sie erweisen diesem Landtag einen Bären-
dienst, von Anfang bis zum Ende, meine Damen 
und Herren. 
 
Und ich will eines sagen: Wenn Sachsen-Anhalt 
tatsächlich eine Zukun� haben möchte - wir alle 
kämpfen dafür und das ist unsere Verpflich-
tung -, dann müssen wir alles dafür tun, dass wir 
als Einwanderungsland wahrgenommen wer-
den, dass wir Leute hierher holen. 
 
Wir sind natürlich auch dankbar, wenn Leute in 
Neuseeland oder Argen�nien sagen, Deutsch-
land ist ein wunderbares Land, wenn die dar- 
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über sprechen. Was meinen Sie denn, warum 
Deutschland einen guten Ruf in der Welt hat? 
Weil seit Hunderten von Jahren selbstverständ-
lich Leute auswandern, aus Deutschland und 
nicht nur nach Siebenbürgern, sondern überall 
hin. 
 

(Beifall) 
 
Deshalb sage ich Ihnen, meine Damen und Her-
ren, das, was Sie hier tun, sollten Sie lassen. 
Denn das bringt diesem Land nichts. - Vielen 
Dank. 
 
 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  
 
Herr Moldenhauer möchte eine Interven�on 
abgeben. 
 
 
Dr. Jan Moldenhauer (AfD):  
 
Vielen Dank, Herr Präsident. Diesmal war ich 
schnell genug. Ich arbeite also an mir. 
 
Erstens, Herr Silbersack, haben Sie gefragt, wo 
ich lebe. - Ich lebe in Sachsen-Anhalt. 
 
Zweitens haben Sie unterstellt, dass wir keine 
Zuwanderung wollen. - Natürlich, das zeigt doch 
dieser Antrag; wir wollen Zuwanderung von 
ausgewanderten deutschen Fachkrä�en. Da 
habe ich allein eine Zahl von drei Millionen ge-
nannt für den Zeitraum von 1991 bis 2015. In 
den Folgejahren sind auch massenha� Deut-
sche ausgewandert. Dementsprechend ist das, 
was Sie hier vorgetragen haben, ja sachlich 
falsch. 
 

(Beifall bei der AfD) 
 
 
Andreas Silbersack (FDP): 
 
Nein, ich glaube, Herr Dr. Moldenhauer, das ist 
eine intellektuelle Beleidigung, was Sie vorneh-
men.  

(Beifall - Lachen) 
 
Sie können mir als Juristen zutrauen, dass ich 
Sachverhalte lesen kann. Ich habe Ihnen auch 
zugehört. Das, was Sie hier machen, ist im 
Grunde genommen - - Sie haben eine Steig- 
bügelhalter-Debate geführt. Sie haben ver-
sucht, über das Thema der Fachkrä�e Ihre Zu-
wanderungsaversion nach vorn zu bringen. 
Nichts anderes war der Fall. 
 

(Beifall) 
 
 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  
 
Danke, Herr Silbersack. - Für die Frak�on BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN spricht jetzt Herr Striegel. 
 
 
Sebas�an Striegel (GRÜNE):  
 
Nach den Vorrednern kann man es eigentlich 
sehr, sehr kurz machen. Sie wollen über Migra-
�on oder Remigra�on reden, meine Herren und 
Damen von der AfD. Ich verweise da auf die her-
vorragende und nach wie vor nachlesenswerte 
Studie „Potenziale gesteuerter Zuwanderung 
für eine nachhal�ge Landesentwicklung in Sach-
sen-Anhalt“ des Ins�tutes für Landeskunde in 
Leipzig. 
 
Die Schlussfolgerungen daraus haben wir mit 
unserem Antrag für ein willkommensfreund- 
liches Sachsen-Anhalt „Geordnete Zuwande-
rung ermöglichen“, der gerade zur Bearbeitung 
in verschiedenen Ausschüssen liegt, gezogen. Es 
ist an der Zeit, dass die Koali�onsfrak�onen 
jetzt bei dem Thema auch einmal ein bisschen 
in Bewegung kommen und diesen Antrag tat-
sächlich beraten. Ansonsten gilt für Sie, meine 
Damen und Herren von der AfD, weiterhin:  
Rassismus ist keine Meinung, sondern ein Ver-
brechen. 
 

(Zustimmung) 
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Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  
 
Danke. -Für die SPD spricht jetzt Frau Dr. Rich-
ter-Airijoki. - Sie haben das Wort. 
 
 
Dr. Heide Richter-Airijoki (SPD): 
 
Danke, Herr Präsident. - Meine Damen und Her-
ren Abgeordneten! Japan als migra�onspoli�-
sches Vorbild - dieser Antrag reflek�ert auf ei-
nen bundespoli�schen Programmpunkt der 
AfD, groß angekündigt, als Paradigmenwechsel. 
Eingetreten ist der Paradigmenwechsel aller-
dings in Japan mit einem neuen, Anfang 2019 
erlassenen Gesetz. Es sieht die Anwerbung hoch 
qualifizierter, aber auch angelernter und anzu-
lernender Arbeitskrä�e aus dem Ausland vor, 
 

(Beifall) 
 
und zwar ohne die Beschränkung auf soge-
nannte Remigra�on von Menschen japanischer 
Abstammung. Das neue Gesetz entstand aus 
schierer Notwendigkeit. 
 
Auch wenn in Japan z. B. schon Pflegeroboter im 
Einsatz sind und sogar die Kommunika�on über-
nehmen, ist der Bedarf an Arbeitskrä�en groß. 
Die Pflege ist nur ein Beispiel dafür. 
 
Ich kann hier nicht auf die erforderlichen umfas-
senden Maßnahmen zur Behebung des Fach-
krä�emangels eingehen. Vielmehr beschränke 
ich mich auf das Antragsthema Remigra�on. Re-
migra�on umfasst im Sprachgebrauch der AfD, 
wenn auch im vorliegenden schri�lichen Antrag 
unausgesprochen, nicht nur das Hereinholen, 
sondern vor allem das Abschieben auf der Basis 
von Abstammung. Björn Höcke sprach von ei-
nem groß angelegten Remigra�onsprojekt, bei 
dem man nicht um eine Poli�k der wohltempe-
rierten Grausamkeit herumkommen werde. 
 
Dieser Antrag ist aus der Zeit gefallen, in mehr 
als einer Hinsicht. Ich empfehle, ihn abzu- 
 

lehnen. Ich möchte zudem auf Folgendes hin-
weisen: Wie so viele, wenn in letzter Zeit nicht 
sogar alle Anträge der AfD-Frak�on, so hat auch 
der vorliegende Antrag einen engen Bezug zu 
Publika�onen und Netzwerken des selbst er-
nannten Ins�tuts für Staatspoli�k, IfS, in 
Schnellroda bei Naumburg, im konkreten Fall 
auch zu einer Publika�on von Ihnen, Herr 
Dr. Moldenhauer. 
 
Das IfS pflegt Gedankengut von Autoren der 
1920er- und 1930er-Jahre, die wegbereitend für 
das NS-Regime waren. Nach eigenen Angaben 
will es einen geis�gen Bürgerkrieg führen. Eine 
IfS-Schri� - und zwar diese hier - forderte dazu 
auf, allgemeines Unbehagen zu mobilisieren. 
 
Der Umsetzung solcher Strategien begegnen 
wir mitlerweile ständig, auch in diesem Hause. 
Jede Methode und jeder für Mobilisierung her-
angezogene Inhalt, egal wie falsch, alles scheint 
recht zu sein, wenn es darum geht, Misstrauen 
gegen Prozesse und Ins�tu�onen des verhass-
ten Systems zu schüren. Mit der Tendenz zu ei-
ner immer engeren Anlehnung der AfD an die 
Vordenker in Schnellroda und deren ideologi-
sches Gepäck sollten wir uns aufmerksam aus-
einandersetzen. Mit „wir“ meine ich durchaus 
auch die 21 Herren und die zwei Damen der 
AfD-Frak�on selbst. - Vielen Dank. 
 

(Beifall) 
 
 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 
 
Herr Dr. Moldenhauer. 
 
 
Dr. Jan Moldenhauer (AfD): 
 
Vielen Dank. - Sie haben jetzt hauptsächlich zum 
Ins�tut für Staatspoli�k gesprochen. 
 

(Zuruf: Stimmt nicht!) 
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Dr. Heide Richter-Airijoki (SPD): 
 
Ja. 
 
 
Dr. Jan Moldenhauer (AfD): 
 
Das war im Prinzip natürlich alles Unfug, den Sie 
von sich gegeben haben. 
 

(Zurufe: Oh! - Zuruf: Den Japan-Teil haben Sie 
verpasst!) 

 
 
Dr. Heide Richter-Airijoki (SPD): 
 
Keineswegs. 
 
 
Dr. Jan Moldenhauer (AfD): 
 
Aber gut, das dürfen Sie tun. Es ist nicht verbo-
ten. 
 

(Zuruf: Es ging auch um Japan!) 
 
Abgesehen davon haben Sie auf eine Gesetzes-
änderung angespielt, die zum 1. April 2019 in 
Kra� getreten ist. Zu meiner Studie, die Sie dan-
kenswerterweise auch erwähnt haben - 
 
 
Dr. Heide Richter-Airijoki (SPD): 
 
Von 2018! 
 
 
Dr. Jan Moldenhauer (AfD): 
 
genau, vielen Dank für die Werbung - habe ich 
im Jahr 2019 einen Folgear�kel in der „Sezes-
sion“ geschrieben. Darin geht es um die Anwer-
bung von 345 000 Gastarbeitern innerhalb von 
fünf Jahren. Diese bleiben fünf Jahre und dann 
gibt es eine eingebaute Rückkehrpflicht. Die 
Gastarbeiter dürfen keine Familienmitglieder  
 

mitbringen. Sie werden aus ostasia�schen, also 
kulturnahen Ländern für Tä�gkeiten in 14 Bran-
chen angeworben und können aufgrund der in 
Japan höheren Löhne Ersparnisse bilden. Sie 
kehren dann ihre Heimat zurück und können 
sich dort im Prinzip wirtscha�lich en�alten. Das 
ist eine runde Sache. Zu allen weiteren Aspek-
ten des japanischen Zuwanderungsmodells 
sage ich gleich noch etwas. 
 
 
Dr. Heide Richter-Airijoki (SPD): 
 
Darf ich darauf erwidern? 
 
 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 
 
Das dürfen Sie. 
 
 
Dr. Heide Richter-Airijoki (SPD): 
 
Aber auch die neue Einwanderungsbehörde in 
ihrer jetzigen Form ist 2019 geschaffen worden. 
Sie bietet Seminare an, wie man Ausländerin-
nen und Ausländer anlocken kann. Zu dem, was 
Sie darstellen: Die Anwerbung bezieht sich auf 
einen kurzen Zeitraum. Die Zahl, die Sie bezüg-
lich der Remigra�on genannt haben, bezog sich 
auf einen viel längeren Zeitraum. Dort findet 
also wirklich ein Paradigmenwechsel stat, aus 
gutem Grund. 
 
Es gibt noch ein interessantes Buch: „Japan, Ab-
s�eg in Würde: Wie ein alterndes Land um seine 
Zukun� ringt“. Darin werden die Probleme an-
gesprochen, die Japan jetzt mit diesem Paradig-
menwechsel beantwortet. Daraus können wir 
lernen. 
 

(Zustimmung) 
 
 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 
 
Danke. - Als letzter Debatenredner spricht Herr 
Dr. Moldenhauer. - Herr Moldenhauer, bite. 
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Dr. Jan Moldenhauer (AfD): 
 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Ab-
geordnete! In meinem ersten Redebeitrag bin 
ich auf das japanische Remigra�onsprogramm 
als Vorbild für Sachsen-Anhalt eingegangen. 
Diese wirtscha�s-, migra�ons- und iden�täts-
poli�sche Maßnahme ist Bestandteil des japani-
schen Zuwanderungskonzeptes, das gerade 
schon angesprochen wurde. Dem AfD-Bundes-
tagswahlprogramm zufolge - auch das ist rich�g 
und wurde bereits erwähnt - soll dieses Zuwan-
derungsmodell als Vorbild für eine Neujus�e-
rung der deutschen Migra�onspoli�k dienen. 
 
Die AfD-Frak�on fordert auf der Landesebene 
außerdem eine Neujus�erung für die sachsen-
anhal�sche Zuwanderungspoli�k. Darum wer-
den wir in den kommenden Monaten weitere 
Anträge mit Bezug zum japanischen Zuwande-
rungsmodell einbringen. Ich bin mir sicher, dass 
Sie diesen Anträgen bereits mit großer Vor-
freude entgegenblicken. 
 
Japan zeigt, dass in einer globalisierten Welt der 
Spagat zwischen der Bewahrung seiner Iden�tät 
einerseits und der ökonomischen Prosperität 
andererseits gelingen kann. 
 

(Zurufe: Welche Prosperität? - Eben nicht!) 
 
Dieser Spagat gelingt durch ein Bündel aufei-
nander abges�mmter Maßnahmen. Diese Maß-
nahmen stammen aus verschiedenen Poli�kfel-
dern und werden miteinander kombiniert. Dazu 
zählen 
 
• erstens eine restrik�ve und damit inländer-

freundliche Asyl- und Flüchtlingspoli�k, 
 

• zweitens eine großzügige Entwicklungs- und 
Flüchtlingshilfepoli�k in den betroffenen 
Regionen, also vor Ort, 
 

• dritens eine Zuwanderungspoli�k, die auf 
der Remigra�on ausgewanderter ethni- 
 

scher Japaner, einem Gastarbeiterpro-
gramm mit konsequent durchgesetzter 
Rückkehrpflicht und einer Spitzenkrä�e-An-
werbungspoli�k basiert; 
 

• viertens eine Familienpoli�k, die auf Fer�li-
tätsanreize zur Anhebung der japanischen 
Geburtenrate setzt, 

 
(Lachen) 

 

• fün�ens eine Technisierungsstrategie als 
Strategie zur Zuwanderungsvermeidung 
und 

 
(Zuruf: Pflegeroboter!) 

 

• sechstens ein Wirtscha�smodell, das mit 
dem japanischen Volkscharakter kompa�-
bel ist und durch ein knapp gehaltenes Ar-
beitskrä�eangebot Produk�vitäts-, Quali-
täts- und Innova�onsanreize generiert. 

 
Der bekannte Migra�onsforscher Paul Collier 
beurteilt das japanische Zuwanderungsmodell 
wie folgt - ich zi�ere -: 
 

„Während also Einwanderungsbeschränkun-
gen wichtig sind, um den Lebensstandard zu 
bewahren, hat eine mäßige Einwanderung 
gewisse bescheidene Vorteile. Will die Ge-
sellschaft jedoch, wie die japanische, homo-
gen bleiben, kann sie es sich angesichts rela-
tiv geringer ökonomischer Kosten durchaus 
leisten, die Tür geschlossen zu halten.“  

 
Das demokra�sche Industrieland und G7-Mit-
glied - das Land ist wirtscha�lich sehr erfolg-
reich und ökonomisch prosperierend - zeigt 
Deutschland und Sachsen-Anhalt, dass es 
durchaus möglich ist, auch ohne kulturfremde 
Zuwanderung wirtscha�lich erfolgreich zu sein. 
S�mmen Sie also unserem Antrag zu. Es ist zum 
Wohle unseres Landes. - Ich danke für Ihre Auf-
merksamkeit. 
 

(Zustimmung) 
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Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 
 
Herr Krull möchte eine Interven�on tä�gen? 
 
 
Tobias Krull (CDU):  
 
Korrekt, Herr Landtagspräsident. - Als Mitglied 
der Deutsch-Japanischen Gesellscha� Sachsen-
Anhalt muss ich mich erschreckt darüber  
äußern, welche Unkenntnis über die aktuelle  
Situa�on in Japan bei meinem Vorredner 
herrscht. - Vielen Dank. 
 

(Zustimmung) 
 
 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 
 
Danke. - Herr Moldenhauer, Sie müssen nicht 
erwidern. 
 
 
Dr. Jan Moldenhauer (AfD): 
 
Das war eine Nullaussage und grober Unfug, 
Herr Krull. 
 

(Zustimmung - Zuruf: Doch! Er hat gesagt, Sie 
haben keine Ahnung! - Zustimmung - Lachen) 

 
Mehr kann ich dazu nicht sagen. 
 
 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 
 
Danke. 
 

(Daniel Roi, AfD: Krull und null - das reimt 
sich doch! - Lachen) 

 
Wir kommen zum Abs�mmungsverfahren zu 
der Drs. 8/731. 
 
Abstimmung 
 

Ich habe keinen Wunsch auf Überweisung des 
Antrages vernommen. 
 

(Zurufe: Nee!) 
 
Das heißt, wir können direkt über den Antrag 
abs�mmen. Wer dem Antrag zus�mmt, den 
bite ich um das Hand- oder das Kartenzeichen. 
- Das ist die AfD-Frak�on. Wer s�mmt dagegen? 
- Das sind alle anderen Frak�onen. Damit ist der 
Antrag abgelehnt worden. Der Tagesordnungs-
punkt 16 ist erledigt. 
 
Wir kommen zu einem spannenden Thema: 
Energie. Ich rufe auf 
 
 
Tagesordnungspunkt 17 
 
Erste Beratung 
 
a) Verbraucher entlasten, Energiearmut ver-

hindern - CO2-Steuer und EEG-Umlage 
schnellstmöglich abschaffen 
 
Antrag Frak�on AfD - Drs. 8/732 

 
b) Keine leeren Versprechen - Energiepreise 

senken - Menschen und Unternehmen ent-
lasten 
 
Antrag Frak�on DIE LINKE - Drs. 8/753 

 
 
Einbringer zu Buchstabe a) ist Herr Dr. Molden-
hauer. Danach folgt die Einbringung zu Buch-
stabe b). Anschließend führen wir eine Fünfmi-
nutendebate zu dem Gesamtkomplex durch. - 
Herr Dr. Moldenhauer hat das Wort. 
 
 
Dr. Jan Moldenhauer (AfD): 
 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Ab-
geordnete! Die katastrophalen Auswirkungen 
der zum Scheitern verurteilten Energiewende  
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treten immer deutlicher zutage. Die Energiear-
mut in Sachsen-Anhalt nimmt immer drama- 
�schere Ausmaße an. Betroffen sind vor allem 
einkommensschwache Haushalte, darunter 
zahlreiche Familien und Rentner. 
 
Unser Land verzeichnet mitlerweile die höchs-
ten Strompreise der Welt. Die Kosten für Erdgas 
explodieren, auch die Diesel- und Benzinpreise 
eilen von einem Rekord zum nächsten. Für viele 
Bürger im Land ist Energie längst zu einem  
Luxusgut geworden. Trotzdem drehen die 
Klimaideologen der Altparteien immer weiter 
an der Preisschraube. 
 
Insbesondere die CO2-Steuer birgt sozialen 
Sprengstoff. Für einen Musterhaushalt mit Erd-
gasheizung betragen die Mehrkosten aufgrund 
der CO2-Steuer in diesem Jahr 144 €. Für eine 
Ölheizung fallen Mehrkosten in Höhe von 190 € 
an.  
 
Das Tanken ist ebenfalls so teuer wie noch nie. 
Im Januar zahlten die Verbraucher pro Liter 
Benzin durchschnitlich 33 Cent mehr als im 
Vorjahresmonat. Wer also 60 l tankt, der zahlt 
20 € drauf. Beim Benzin landen mitlerweile 
64 % der Tankrechnung als Steuern und Abga-
ben direkt beim Staat. Diese staatliche Wegela-
gerei an deutschen Tankstellen ist völlig inak-
zeptabel. 
 
Die Altparteien wollen das Klima also an der 
deutschen Zapfsäule reten. Am deutschen 
Tankwesen soll wohl das Weltklima genesen. 
Doch dieser Versuch wird scheitern. Schließlich 
wird die globale Ölnachfrage in den kommen-
den Jahren krä�ig steigen. 
 
Doch nicht nur die Kosten für das Heizen und 
das Tanken steigen, auch der Strompreis explo-
diert. Dazu berichtet die „Volkss�mme“  -ich  
zi�ere -: 
 

„Die Einkaufspreise am Markt haben sich 
binnen eines Jahres mehr als verdreifacht.  
 

Zwar sank die EEG-Umlage für Ökostrom, 
doch die dämpfende Wirkung verpufft. Gän-
gige Haushaltstarife steigen im Vergleich 
zum Vorjahr um bis zu 42 %. In Stendal muss 
ein Haushalt bei üblichem Verbrauch gut 
450 € mehr im Jahr zahlen.“  

 
An dieser Stelle wird klar, dass die geplante 
Streichung der EEG-Umlage in der Sache zwar 
rich�g ist - schließlich setzt die Bundesregierung 
damit eine langjährige Forderung der AfD um -, 
für sich genommen ist die Streichung allerdings 
nicht mehr als ein Tropfen auf den heißen Stein. 
Was bringt einer vierköpfigen Familie in Stendal 
mit einem durchschnitlichem Jahresverbrauch 
eine Einsparung durch die Streichung der Um-
lage in Höhe von 89 €, wenn die Stromrechnung 
in diesem Jahr insgesamt um 450 € steigt? 
 
Die anderen von den regierenden Altparteien 
geplanten Entlastungsmaßnahmen werden 
ebenfalls wirkungslos verpuffen. Darum wird 
die Energiearmut in den kommenden Jahren 
weiter zunehmen. Ich frage Sie: Wo soll das 
noch hinführen? Wer wird sich das Autofahren 
zukün�ig noch leisten können? Bei wie vielen 
Haushalten in Sachsen-Anhalt werden aufgrund 
der hohen Strompreise in diesem Jahr buch-
stäblich die Lichter ausgehen? Wie viele Fami-
lien und Rentner müssen sich zukün�ig vor ei-
nem kalten Winter fürchten, weil sie sich das 
Heizen ihrer Wohnung nicht mehr leisten kön-
nen? 
 
Diese bangen Fragen stellen sich immer mehr 
Bürger in unserem Land. Darum fordert die AfD-
Frak�on: Schluss mit der Abzocke bei Strom, Öl 
und Sprit, und zwar sofort. 
 

(Zustimmung) 
 
Folgende Maßnahmen müssen nun ergriffen 
werden. Die EEG-Umlage muss schnellstmöglich 
abgescha� werden; das wird jetzt wohl gesche-
hen. Die damit verbundenen Einsparungen in 
Höhe von 6,6 Milliarden € müssen ohne Abstri-
che an die Verbraucher weitergegeben werden. 
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Eine weitere Subven�onierung des Ökostroms 
über den Bundeshaushalt darf nicht erfolgen. 
Die hart erarbeiteten Steuergelder der Bürger 
dürfen nicht für klimaideologische Zwecke ver-
pulvert werden. Statdessen muss die EEG-Um-
lage unter der Wahrung des Bestandsschutzes 
ersatzlos gestrichen werden. 
 
Dazu stellt der Bund der Steuerzahler zutreffend 
fest - ich zi�ere -: 
 

„[…]auch eine vorgezogene Abschaffung der 
EEG-Umlage zur Jahresmitte würde nicht an-
satzweise die Belastungen ausgleichen, die 
privaten Haushalten durch die hohen CO2-
Preise entstehen, mit denen der Staat allein 
im vergangenen Jahr rund 12,5 Milliarden € 
eingenommen hat.“  

 
Darum fordern wir: Nicht nur die EEG-Umlage, 
auch die CO2-Steuer muss abgescha� werden. 
Nur so kann eine spürbare Entlastung der Ver-
braucher an der Energiekostenfront erreicht 
werden. 
 

(Zustimmung - Zuruf: Jawohl!) 
 
Die Bürger im Land haben das längst erkannt. 
Eine im September 2021 veröffentlichte Um-
frage der „Volkss�mme“ zeigt, nicht nur die 
AfD-Frak�on, sondern auch 80 % der Sachsen-
Anhalter fordern, dass die CO2-Steuer schnellst-
möglich abgescha� werden soll.  
 
Sehr geehrte Abgeordnete! Als Volkspartei ist es 
unsere vornehmste Pflicht, diese sinnvolle For-
derung in den Landtag hineinzutragen. Im Na-
men der Bürger fordern wir die Landesregie-
rung also dazu auf, sich im Bundesrat für die Ab-
schaffung der CO2-Abgabe einzusetzen.  
 

(Zuruf: Jawohl!) 
 
Wenn unsere Forderungen umgesetzt werden, 
dann können die von Energiearmut betroffenen 
Bürger im Land aufatmen. Wenn das nicht ge- 
 

schieht, dann wird die Energiearmut in den 
kommenden Jahren ungeahnte Ausmaße an-
nehmen.  
 
In den vergangenen Jahren haben wir in Frank-
reich gesehen, dass explodierende Energie-
preise zu massiven Protesten führen können. 
Die Gelbwesten-Bewegung hat die französische 
Regierung über Monate hinweg in Atem gehal-
ten. Die Energiepreisproteste in unserem Nach-
barland erwähne ich natürlich nicht ohne 
Grund. Seit einigen Monaten lebt in Deutsch-
land die gute alte Tradi�on der Montagsspazier-
gänge wieder auf. Wie schon im Jahr 1989 tra-
gen die Bürger ihren berech�gten Unmut er-
neut auf die Straße. Dazu berichtete die „Welt“ 
im Januar 2022 - ich zi�ere -:  
 

„[…] noch nie in der Geschichte der Bundes-
republik gab es weitflächigere Demonstra- 
tionen als in diesen Wochen. Das Bundesin-
nenministerium zählte allein für den vorletz-
ten Montag bundesweit 1 046 Protestaktio-
nen mit insgesamt 188 000 Teilnehmern.“  

 
Der Regierung bereiten die dezentralen Ak�o-
nen Sorge. 
 
Das Ins�tut für Protest- und Bewegungsfor-
schung äußert dazu die folgende Einschätzung:  
 

„Die immense Breite der Coronaproteste ist 
gleichzeitig beeindruckend, aber auch be-
drückend.“ 

 
Mitlerweile sehen wir, dass der Druck auf der 
Straße langsam, aber sicher Wirkung en�altet. 
Die Altparteien geben also dem Druck der 
Straße nach, und das ist gut so.  
 

(Zustimmung) 
 
Heute richtet sich der Protest noch gegen die 
verfehlte Coronapoli�k der Altparteien, doch 
schon morgen könnte sich die S�mme des Vol-
kes auch lautstark gegen die Energiepreisexplo-
sion und die wachsende Energiearmut erheben. 
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Im Gegensatz zu den verbrauchten Altparteien 
handelt es sich bei der AfD um eine Bewegungs-
partei. Einerseits leisten unsere Mandatsträger 
in den Kommunen, in den Landtagen und im 
Bundestag poli�sche Sacharbeit. Andererseits 
tragen wir den Protest der Bürger auf die Straße 
und wir vernetzen uns mit den friedlichen Bür-
gerbewegungen. Seien Sie sich also gewiss: 
Wenn sich der Unmut der Bürger über die Ener-
giepreisexplosion auf der Straße Bahn bricht, 
dann werden wir die Speerspitze dieser fried- 
lichen Proteste sein. 
 
Damit es gar nicht erst so weit kommt, fordere 
ich Sie auf: S�mmen Sie dem vorliegenden An-
trag zu. Leisten Sie dadurch einen Beitrag dazu, 
dass Energie endlich wieder bezahlbar wird. - 
Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall) 
 
 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 
 
Ich danke für die Einbringung. - Dann bite ich 
Frau Eisenreich, den Antrag unter b) einzubrin-
gen.  
 
Die Zwischenzeit nutze ich für Folgendes: Der 
Tagesordnungspunkt 19 en�ällt. Der Antrag ist 
zurückgezogen worden. 
 
Sie haben das Wort. 
 
 
Kers�n Eisenreich (DIE LINKE):  
 
Vielen Dank, Herr Präsident. - Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Ehrlich gesagt, auch mir 
fällt es gerade schwer, in Anbetracht des Krie-
ges in der Ukraine und der Debaten, die wir 
heute dazu geführt haben, bei der folgenden 
Debate zu etwas Ähnlichem wie parlamentari-
scher Normalität zurückzukehren. Allerdings 
werden sich die seit Oktober 2021 hier geführ- 
 

ten Debaten über die Preisexplosion und deren 
Auswirkungen auf die Menschen nunmehr  
weiter zuspitzen.  
 
Im Übrigen reibt man sich da gerade die Augen. 
Allein auf der Grundlage von Spekula�onen im 
Zusammenhang mit dem Kriegstreiben werden 
die Benzin- und Dieselpreise um 10 Cent pro  
Liter in die Höhe getrieben. Das ist der aktuelle 
Stand. So viel dazu. Das hat mit der CO2-Steuer 
und der EEG-Umlage überhaupt nichts zu tun. 
 

(Zurufe) 
 
Gleiches gilt im Übrigen für Getreide und an-
dere landwirtscha�liche Rohstoffe. Hieran wird 
einmal mehr deutlich, dass auch den Spekula- 
�onen an den Börsen unbedingt ein Riegel vor-
geschoben werden muss. 
 
Doch weiter zu dem Antrag. Ausgehend von den 
extremen Preisans�egen bei Energieträgern 
und den daraus folgenden Preiserhöhungen bei 
Strom, Heizung und Kra�stoffen sind die Preis-
erhöhungen längst bei den allgemeinen Lebens-
erhaltungskosten angekommen. Dies wirkt sich 
entsprechend stark auch auf die Lebensmitel-
preise aus.  
 
Die Teuerungsrate von 6 % im Dezember 2021 
können sich viele Menschen im Land schlicht-
weg nicht mehr leisten. Für ca. 20 % der Men-
schen in Sachsen-Anhalt ist die Situa�on beson-
ders drama�sch - 20 % sind ein Fün�el unserer 
Bevölkerung -; denn diese 20 % gelten aufgrund 
ihres geringen Einkommens als arm. Bundes-
weit sind davon immerhin 13,1 Millionen Men-
schen betroffen.  
 
Doch während immer mehr Menschen in einer 
prekären Situa�on leben, füllen sich die Eigen-
tümer von Lidl, Aldi und Co. die Taschen mit rie-
sigen Profiten. Weltweit ist die Anzahl der Mil- 
liardäre und deren Gesamtvermögen massiv an-
ges�egen. Meine sehr geehrten Damen und  
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Herren! Es ist also ausreichend Geld vorhanden, 
nur muss endlich eine Umverteilung passieren,  
 

(Zustimmung)  
 
damit die Menschen, die am meisten unter den 
hohen Preisen leiden, endlich eine gerechte  
Unterstützung erfahren.  
 

(Zustimmung)  
 
Meine Frak�on kri�siert, dass alles, was dazu 
bisher im Bund angekündigt wurde, viel zu  
wenig ist, um für echte Entlastung zu sorgen.  
 

(Zustimmung)  
 
Denn das Problem, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, heißt Armut, heißt Energiearmut 
und ist keinesfalls neu. Es exis�ert seit Langem 
und muss dringend bekämp� werden. Deshalb 
fordern wir mit dem heute vorliegenden Antrag 
weitere und weitergehende Maßnahmen. Wir 
fordern die Landesregierung auf, sich auf der 
Bundesebene dafür starkzumachen. Denn we-
der die bisher angekündigte Einmalzahlung des 
Heizkostenzuschusses für einen sehr einge-
schränkten Empfängerkreis noch die jetzt ver-
sprochene Einmalzahlung eines Coronazuschus-
ses für besonders Bedür�ige in Höhe von 100 € 
können da Abhilfe schaffen oder gar die Not lin-
dern. Noch dazu werden diese Auszahlungen 
frühestens im Sommer 2022 beginnen. Die 
Probleme der Menschen sind aber jetzt akut, 
meine sehr geehrten Damen und Herren. 
 
Die Sozialverbände fordern für einen durch-
schnitlichen Haushalt, also bestehend aus drei 
oder vier Personen, 500 € mehr für Energie. Wir 
fordern für alle, deren Einkommen unter der Ar-
mutsrisikoschwelle liegt, einen Sofortzuschuss 
in Höhe von 200 € pro Person.  
 

(Zustimmung)  
 

Davon könnten in der Bundesrepublik 13 Millio-
nen Menschen profi�eren. 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Seit 
Langem ist ebenso klar, dass die Sätze des Ar-
beitslosengeldes II und der Grundsicherung un-
ter dem existenzsichernden Minimum liegen. 
Mitelfris�g müssen endlich die Sozialleistun-
gen erhöht werden. Ein Betrag von 658 € ist das 
Minimum für den Hartz-IV-Regelsatz. Vor die-
sem Hintergrund ist die bisherige Erhöhung um 
3 € ein echter Skandal, meine sehr geehrten  
Damen und Herren. 
 

(Zustimmung) 
 
Als kurzfris�ge Unterstützung fordern wir da-
her, dass sowohl die Sätze des Arbeitslosengel-
des II als auch der Grundsicherung sofort zumin-
dest um die Höhe der Infla�onsrate erhöht wer-
den. Gleichzei�g muss das Wohngeld angepasst 
werden. Wir sehen hierfür als Grundlage die 
Brutowarmmiete zuzüglich einer Komponente 
für Strom, da die bisherigen Regelsätze diese 
Kosten nicht ausreichend berücksich�gen. 
 
Auch die Einführung des CO2-Preises auf Wärme 
wirkt sich für Mieterinnen und Mieter finanziell 
nega�v aus. Zwar hat man sich im Bund darauf 
geeinigt, dass beide Parteien, also Vermieterin-
nen und Mieterinnen, jeweils 50 % zu zahlen  
haben. Aber aus unserer Sicht ist das nicht  
gerecht; denn schließlich sind die Mieterinnen 
und Mieter davon abhängig, ob ihre Vermiete-
rinnen in moderne Heizungsanlagen und in 
energe�sche Sanierung inves�eren. Daher lau-
tet unsere Forderung, dass die Vermieterinnen 
den CO2-Preis für das Heizen komplet überneh-
men, um ihnen damit auch einen Anreiz zur  
Modernisierung und Umstellung auf erneuer-
bare Energien zu geben. 
 

(Zurufe) 
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Damit sind wir bei den jetzt von der Bundes- 
regierung vorgeschlagenen Steuererleichterun-
gen. Ja, gut, Arbeitnehmerfreibetrag und 
Grundfreibetrag sollen steigen. Aber für Entlas-
tung werden diese Maßnahmen erst im nächs-
ten Jahr mit der Steuererklärung sorgen, und 
ausreichend sind sie ebenso wenig.  
 
Einen Grund zum Feiern wegen der angekündig-
ten Erhöhung der Fernpendlerpauschale gibt es 
überhaupt nicht. Entlastet werden mit dieser 
Pauschale jene mit guten und höheren Einkom-
men. Diejenigen aber, die nur geringe Einkom-
men erzielen, zahlen gar nicht so viel Steuern, 
dass sie die auflaufenden Kilometerkosten auch 
nur annähernd absetzen könnten. Deshalb for-
dern wir - das machen auch einige Sozialver-
bände - ein sozial gerechtes Mobilitätsgeld. Das 
heißt, unabhängig von dem genutzten Ver-
kehrsmitel wird für alle Pendler der gleiche  
Betrag pro Kilometer ausgezahlt. 
 

(Zustimmung) 
 
Aber neben den Verbraucherinnen und Ver-
brauchern sind auch gerade die kleinen und 
mitleren Unternehmen in Sachsen-Anhalt von 
den steigenden Kosten betroffen, sei es die  
Bäckerei, die ihre Öfen heizen muss, seien es an-
dere Handwerksfirmen, die zu ihren Kundinnen 
oder als Dienstleister zu anderen Unternehmen 
mit ihren Fahrzeugen unterwegs sind. Doch 
wenn ich mich so an vergangene Debaten hier 
im Hause und auch an Pressestatements erin-
nere, dann stelle ich fest, dass immer die Groß-
unternehmen im Mitelpunkt standen. Dabei 
sind es doch aber die kleinen und mitleren Un-
ternehmen, die die wich�gste wirtscha�liche 
Grundlage im Land sind. Deshalb verwundert 
mich dieses Herangehen schon sehr; denn sie 
brauchen dringend mehr Unterstützung von 
Bund und Land.  
 
Erste Ansätze finden sich mit den vorgeschlage-
nen Steuererleichterungen und mit der Verlän-
gerung des Kurzarbeitergeldes. Aber wir müs- 
 

sen diesen Unternehmen auch Unterstützung 
bei der derzei�gen Kostenbewäl�gung sowie 
die Chance geben, ihre Wirtscha�sweise auf 
mehr Effizienz und Ressourcen- sowie Energie-
schonung umzustellen. 
 
Wegen der derzei�gen Energiekosten und der 
dringenden Notwendigkeit, auf erneuerbare 
Energieträger umzusteigen und generell ener-
gieeffizienter und ressourcenschonender zu 
werden, ist aus unserer Sicht die Einstellung des 
KfW-Förderprogramms für energieeffiziente 
Gebäude durch das Bundeswirtscha�sministe-
rium ein falsches Signal. Wir fordern dringend, 
dass Förderprogramme zur energe�schen  
Sanierung und Modernisierung fortgesetzt wer-
den. 
 
Wer nun noch bei allem immer und immer wie-
der behauptet, dass der Markt das schon  
irgendwie regeln wird, der liegt grundfalsch. 
Deshalb haben wir in unseren Antrag weitere 
Aspekte aufgenommen, die vor allem die  
stärkere Überwachung der Strompreise und ein 
schärferes Kartellrecht im Bereich von Strom, 
Gas und Öl zum Ziel haben. Außerdem kann es 
doch nicht sein, dass Energieunternehmen zu-
fällig bedingte Gewinne, sogenannte Windfall-
Profits, einstreichen, denen keinerlei Leistung 
der Unternehmen zugrunde liegt. Diese gehö-
ren eingezogen und sollen der Allgemeinheit zu-
gutekommen. 
 
Wir sind erneut an dem Punkt, dass es uns hier 
im Land auf die Füße fällt, dass der Ausbau von 
erneuerbaren Energien nicht vorankommt. Die-
ser muss stärker dezentral, regional, vor Ort 
passieren und damit einhergehen, dass die 
Menschen unmitelbar vor Ort direkt davon 
profi�eren. Parallel dazu müssen die für die Da-
seinsvorsorge notwendigen Strom- und Wär-
menetze in die öffentliche Hand überführt und 
viel stärker demokra�sch kontrolliert werden. 
 
Es gibt also eine ganze Reihe an Stellschrauben, 
um die Menschen im Land finanziell zu entlas- 
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ten, nur muss daran auch endlich mal gedreht 
werden, und zwar in ausreichendem Maße. Ich 
bite um Zus�mmung zu unserem Antrag. - Vie-
len Dank. 
 

(Zustimmung) 
 
 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 
 
Ich danke Ihnen. - Damit haben wir die Einbrin-
gung der Anträge unter a) und b) abgeschlos-
sen. Herr Willingmann möchte gleich für die 
Landesregierung sprechen. Ich weise schon ein-
mal darauf hin, dass wir eine Fünfminutende-
bate vereinbart haben. 
 
 
Prof. Dr. Armin Willingmann (Minister für Wis-
senscha�, Energie, Klimaschutz und Umwelt): 
 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Es wurde auf die Fünfminutende-
bate hingewiesen. Ich nehme es auch gar nicht 
nicht persönlich, Herr Präsident, sondern ich 
sehe es als einen allgemeinen Appell an alle an. 
 
 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  
 
Ja, selbstverständlich.  
 
 
Prof. Dr. Armin Willingmann (Minister für Wis-
senscha�, Energie, Klimaschutz und Umwelt): 
 
Meine Damen und Herren! Wie schnell sich 
Dinge in der Weltpoli�k und in Europa verän-
dern können, das konnten wir in den letzten 48 
Stunden, in den letzten 24 Stunden, im Grunde 
muss man sagen, in den letzten sechs Stunden 
erleben. Ein nicht unwesentlicher Teil unserer 
Friedensordnung in Europa scheint mit dem 
Überfall Russlands auf die Ukraine im Moment 
außer Kra� gesetzt worden zu sein. Dazu haben 
wir uns heute Vormitag ausgetauscht und wir  
 

haben - jedenfalls in diesem Teil des Saales - ei-
nen sehr breiten Konsens erzielt; denn wir dür-
fen nicht tatenlos zusehen, wenn das Völker-
recht verletzt wird, wenn wieder Krieg in Europa 
droht, wenn Erpressung oder Gewalt zur Durch-
setzung poli�scher Ziele genutzt werden. 
 
Gleichwohl - das wird man an dieser Stelle fest-
stellen müssen - wird sich die Krise auch auf die 
wirtscha�liche Entwicklung und auch auf un-
sere Situa�on auswirken. Das müssen wir beto-
nen, auch wenn wir uns darüber einig sind, dass 
in einer solchen Situa�on scharfe Sank�onen 
unvermeidlich sind. Unsere Werteordnung ist 
nicht aufrechenbar. Die Einzelheiten sind noch 
nicht absehbar. Aber dass dieser Konflikt sich 
auf den Energiemarkt auswirkt, liegt nahe. 
 
In den vergangenen Monaten war im Wesent- 
lichen die weltweit anziehende Konjunktur Trei-
ber der Energiepreise. Unsere aktuellen Gasre-
serven reichen aus, um über diesen Winter zu 
kommen, selbst bei einer weiteren Zuspitzung. 
Aber wir werden mit krisenbedingten Preisstei-
gerungen rechnen müssen. Über diese Preisent-
wicklung haben wir hier im Hause wiederholt 
disku�ert. Ich glaube, es ist jetzt die vierte Land-
tagssitzung in Folge, in der wir das tun.  
 
Nun hat die Bundesregierung aber reagiert. Sie 
haben es in Ihrem Antrag und bei Ihrer Einfüh-
rung freundlicherweise genannt. Ja, die EEG-
Umlage wird zum 1. Juli 2022 abgescha� und es 
wird Heizkostenzuschüsse geben. Es wird 135 € 
pro Person geben, 175 € bei Zwei-Personen-
Haushalten. Selbst die Bafög-Empfänger - das 
darf ich als Wissenscha�sminister sagen - wer-
den durch einen einmaligen Zuschuss von 115 € 
begüns�gt.  
 
Das sind erste wich�ge Schrite; das muss man 
deutlich sagen. Ob sie in der Höhe angemessen 
sind, darüber kann man streiten; aber sie sind 
erst einmal unglaublich kurzfris�g erreicht wor-
den, und das darf man, bite schön, auch einmal 
posi�v erwähnen. 
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(Beifall) 
 
Es wird wich�g sein, auch über regulatorische 
Eingriffe nachzudenken, insbesondere im Hin-
blick auf die kurzfris�gen Kündigungsmöglich-
keiten von Lieferanten. Selbstverständlich muss 
uns dieses Modell, das offenbar davon ausgeht, 
dass die Kunden durch Rückfall in die Grund- 
und Ersatzversorgung irgendwie gesichert sind, 
stören. Auch da muss die Bundesregierung noch 
einmal herangehen. 
 

(Zustimmung) 
 
Ich habe Ihnen in meinen Debatenbeiträgen im 
letzten Jahr gesagt, was man noch steuern 
könnte: die Stromsteuer auf das europäische 
Minimum absenken, auch die Mehrwertsteuer 
vorübergehend anpassen. Das alles sind Op�o-
nen, und interessanterweise sind es Op�onen, 
die derzeit im Bundesrat durch Anträge aus 
ganz unterschiedlicher Richtung und unter-
schiedlichen Ländern bereits eingebracht wor-
den sind. Wir werden darüber also auch im Bun-
desrat zu reden haben. 
 
Der Koali�onsausschuss der Ampelkoali�on hat 
ebenfalls einige Dinge auf den Weg gebracht. 
Gewiss, manches wirkt nicht von heute auf mor-
gen. Das ist allerdings bei poli�schen Ak�onen 
und bei Rechtsetzungen gotlob selten so, aber 
es wirkt doch im Laufe des Jahres, natürlich: die 
Werbungskostenpauschale, die erhöht wurde, 
der Arbeitnehmerpauschbetrag - für die Exper-
ten unter uns -, der höhere Freibetrag, der 
Grundfreibetrag, der sich erhöht. Übrigens - das 
ist jetzt für Sie, die im vergangenen Jahr häufi-
ger Diskussionen zur wirtscha�lichen Lage mit-
gemacht haben - wird auch der Verlustvortrag 
noch einmal einer genaueren Betrachtung  
unterzogen und erleichtert.  
 
Meine Damen und Herren! All das sind erste 
Maßnahmen, die vernün�ig sind. Deshalb ist es 
auch rich�g, dass die Koali�on im Bund - sie ist 
für diese Änderungen zuständig - versucht, dies 
kurzfris�g auf den Weg zu bringen. 

Was bisher nicht dazugehört, ist eine Abschaf-
fung des CO2-Preises. Für Generalkri�k an der 
Energiewende - sie kommt nicht unerwartet aus 
der AfD - ist im Moment kein Raum. Rich�g ist, 
dass die Bundesregierung daran arbeiten sollte, 
den CO2-Preis sozial gerecht umzulegen. Dies 
tut sie bspw., wenn sie auf ein Teilungsmodell 
zwischen Mietern und Vermietern hinauswill. 
Dass dies jetzt in einem Stufenmodell vorge-
schlagen wird, ist ein angemessener Weg. Dazu 
gehört auch eine Klimaprämie; auch dies wird 
man jetzt im Weiteren disku�eren müssen. 
Aber der Klimaschutz an sich, die Existenzfrage 
unserer Zeit, wird nicht infrage gestellt. Er muss 
auch weiterhin verfolgt werden. 
 
Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum 
Schluss kommen. Wir müssen - das ist die  
Erkenntnis aus dem Überfall, aber auch aus der 
wirtscha�lichen Entwicklung bzw. der Entwick-
lung des Gaspreises der letzten Monate - autar-
ker werden - nicht autark, wie Sie von der AfD 
es meinen, in einer globalisierten Welt, in der 
wir davon leben, dass der Export aus unserem 
Land gut funk�oniert und dass wir Waren im-
por�eren können. Autark wird man in dieser 
Welt nicht mehr und das muss man auch nicht. 
Das ist ein geradezu provinzielles Weltbild. 
 

(Zustimmung) 
 
Aber autarker, unabhängiger davon, dass man 
nur noch einen Lieferanten hat, der schon 55 % 
des Gases liefert, das ist zu wenig; das muss kor-
rigiert werden. Aber auch dies hat die Bundes-
regierung erkannt. Wir werden sie dabei unter-
stützen. - Vielen Dank. 
 

(Beifall) 
 
 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  
 
Sehr geehrter Herr Minister, Herr Kollege  
Moldenhauer eine Frage. 
 

(Zuruf) 
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Dr. Jan Moldenhauer (AfD):  
 
Vielen Dank. - Herr Minister, Sie haben sich ge-
rade gegen die Abschaffung der CO2-Abgabe 
ausgesprochen und dafür plädiert, dass sie bei-
behalten werden soll. Was sagen Sie denn zu 
dem Umstand, dass laut einer doch rela�v ak- 
tuellen Umfrage aus dem September 2021  80 % 
der Sachsen-Anhalter die Abschaffung dieser 
CO2-Abgabe fordern? 
 
 
Prof. Dr. Armin Willingmann (Minister für Wis-
senscha�, Energie, Klimaschutz und Umwelt):  
 
Wissen Sie, zu einer seriösen Poli�k gehört 
auch, sich nicht dem Populismus zu ergeben 
und zu sagen: Wenn eine Mehrheit irgendetwas 
will, dann muss ich daraus sofort einen Schluss 
ziehen. 
 

(Lachen - Zurufe) 
 
Vielmehr gehört zu einer seriösen Poli�k auch, 
Vor- und Nachteile aufzuzeigen.  
 

(Zuruf) 
 
Herr Moldenhauer, wenn Sie die Menschen fra-
gen, ob sie mehr Geld für etwas bezahlen wol-
len, dann ist die Bereitscha�, dem zuzus�m-
men, wahrscheinlich nicht nur bei den Mitglie-
dern Ihrer Partei verhältnismäßig gering. Wenn 
Sie sie abwägen lassen zwischen den Dingen, 
die zur Auswahl stehen - nämlich jetzt über den 
CO2-Preis die Klimawende einzuleiten oder in 
Zukun� die Folgen des Klimawandels unmitel-
bar ausgleichen zu müssen, nach Starkregener-
eignissen, nach Naturereignissen, für die wir er-
heblich mehr Mitel aufwenden müssen -, dann 
wird man möglicherweise zu einem anderen Er-
gebnis kommen. Nein, Herr Moldenhauer, ich 
bin nicht der Rich�ge für Ihren Populismus. 
 

(Zustimmung) 
 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  
 
Danke. - Es gibt eine weitere - - 
 

(Dr. Jan Moldenhauer, AfD: Entschuldigung, 
ich hätte noch eine kurze Nachfrage, ich 
habe mich auch gerade kurzgehalten!) 

 
- Ja, bite. 
 
 
Dr. Jan Moldenhauer (AfD):  
 
Sie werben jetzt nicht zum ersten Mal für die 
CO2-Steuer; Sie haben es heute erneut getan. 
Nun frage ich Sie als Energieminister: Wenn - ich 
sage es einmal im Umkehrschluss - nur 20 % der 
Sachsen-Anhalter sagen: „Na ja, mit der CO2-Ab-
gabe können wir schon irgendwie leben, die 
muss nicht abgescha� werden“ - was sagen Sie 
denn dann zu Ihrer Überzeugungskra� gerade 
in den letzten Monaten? Damit scheint es ja 
nicht sehr weit her gewesen zu sein. 
 
 
Prof. Dr. Armin Willingmann (Minister für Wis-
senscha�, Energie, Klimaschutz und Umwelt):  
 
Herr Moldenhauer, ich habe befürchtet, dass 
Sie solche kurzen Schlüsse ziehen. 
 

(Lachen und Zustimmung) 
 
Als ob die Umfrage - - Von wann war sie noch 
einmal? 
 
 
Dr. Jan Moldenhauer (AfD):  
 
September 2021. Das ist ein sehr logischer 
Schluss. 
 
 
Prof. Dr. Armin Willingmann (Minister für Wis-
senscha�, Energie, Klimaschutz und Umwelt):  
 
Ja, herzlichen Glückwunsch! Schauen Sie noch 
einmal auf den Kalender, wann diese Landes- 
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regierung ihre Arbeit begonnen hat, und dann 
schauen Sie sich übrigens auch einmal die Ent-
wicklung an, die wir im Moment in der Wähler-
gunst erfahren. Vielleicht kann man dann doch 
eine etwas nüchternere Einschätzung nehmen. 
Es mag sein, dass die Überzeugungskra� meiner 
Argumente im September 2021 noch nicht so 
groß war. Es kommt aber auch gar nicht auf 
meine Überzeugung an.  
 

(Zuruf) 
 
Ich habe Ihnen gerade gesagt, entscheidend ist 
für uns als Landesregierung: Wir brauchen ei-
nen vernün�igen Umgang mit der CO2-Abgabe. 
Sie muss sozial ausgestaltet werden; das ist es. 
 

(Zustimmung) 
 
Aber der Klimaschutz ist ein zentrales Ziel dieser 
Landesregierung. 
 

(Dr. Jan Moldenhauer, AfD: Na ja, also, die 
SPD war ja auch vorher schon in der Regie-
rung!) 

 
 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  
 
Stopp! Stopp! Herr Moldenhauer, wir sind ja 
noch im Geschä�. Danke, okay. Wir verstehen 
uns schon. Das klappt gut. - Herr Scharfenort 
möchte gern eine Frage stellen. 
 

(Zurufe) 
 
 
Jan Scharfenort (AfD):  
 
Herr Minister, Sie haben einige Sofortmaßnah-
men genannt. Es sind auch einige rich�ge 
Punkte und Aspekte dabei. Sie sind aber trotz-
dem der Meinung, dass wir bei der dümmsten 
Energiepoli�k der Welt bleiben sollten, also zu 
maximal hohen volkswirtscha�lichen Kosten? 
Sind Sie der Meinung, dass wir damit weiterhin  
 

wetbewerbsfähig sein bzw. bleiben werden, 
besonders hier in Sachsen-Anhalt, und die Dein-
dustrialisierung vermeiden können?  
 
Wir haben es mitlerweile auch in den Aus-
schüssen mit den Problemen zu tun, was die Au-
tomobilzulieferindustrie betri�. Da bekommen 
Sie eine ganz klare Meinung. Sie können sich die 
Stadtwerke anhören. Wenn das so weitergeht, 
wird es hier zu einer Deindustrialisierung kom-
men. Wir müssen also mit den volkswirtscha�- 
lichen Kosten für die Energiewende herunter, 
und dazu möchte ich von Ihnen ein Konzept  
hören. 
 

(Zuruf) 
 
 
Prof. Dr. Armin Willingmann (Minister für Wis-
senscha�, Energie, Klimaschutz und Umwelt):  
 
Herr Abgeordneter, noch einmal: In den vergan-
genen fünf Jahren gab es mehr Ansiedlungen in-
dustrieller Art in Sachsen-Anhalt als in den zehn 
Jahren davor.  
 

(Zustimmung) 
 
Es sind mehr Arbeitsplätze in diesem Bereich 
geschaffen worden als vorher. Wir haben es ge-
scha�, den Bereich der erneuerbaren Energien 
auch arbeitsplatztechnisch so stark zu unterset-
zen, dass er heute zu einem großen Bereich un-
serer Arbeitgeber gehört. Es sind fast so viele 
Arbeitsplätze, wie wir in der Automobilindustrie 
haben: etwas über 20 000. Das ist keine Dein-
dustrialisierung. Sie können hier jetzt weiter 
den Teufel an die Wand malen, aber die Dinge, 
die sich in den letzten Jahren entwickelt haben, 
werden wir auch weiter fortsetzen. Das sehen 
Sie übrigens auch an möglichen Ansiedlungen, 
von denen wir jetzt gerüchteweise hören. 
 
Mit anderen Worten: Gewiss müssen wir unsere 
Energiepreise im Blick behalten. Nur, die viert-
größte Volkswirtscha� der Welt hat sie bisher  
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ganz gut verkra�et, trotz der Kassandrarufe der 
AfD. 
 

(Zustimmung) 
 
 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  
 
Danke. - Für die CDU-Frak�on spricht Frau  
Simon-Kuch, bite. - Herr Willingmann, Sie  
bekommen keine Frage mehr gestellt. Frau  
Simon-Kuch ist die Rednerin. 
 

(Minister Prof. Dr. Armin Willingmann: Ach 
so! - Lachen)  

 
- Ich finde es schön, dass Sie gern Fragen beant-
worten wollen, aber Frau Simon-Kuch möchte 
ihren eigenen Beitrag leisten. 
 

(Lachen) 
 
 
Elke Simon-Kuch (CDU):  
 
Genau. Wir können uns ja nachher noch einmal 
austauschen.  
 

(Zurufe) 
 
Vielen Dank. - Sehr geehrter Herr Präsident! 
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Das 
Thema Energiepreise bewegt die Menschen in 
unserem Land immer stärker, deshalb möchte 
ich heute insbesondere auf drei Punkte einge-
hen. 
 
Erstens. Die Bürgerinnen und Bürger in Sachsen-
Anhalt leiden unter den extrem hohen Sprit- 
und Energiepreisen. Nach einem Jahrzehnt 
niedriger Infla�on sind die Preise enorm ges�e-
gen. Diese Infla�on lässt sich unter anderem auf 
die hohen Energiepreise zurückführen. Wir 
sprechen immerhin über eine Preissteigerung 
von bis zu 40 %. Diese Preissteigerung tri� be-
sonders die Haushalte der Geringverdiener und  
 

zunehmend auch - das ist wich�g - Haushalte 
der Mitelschicht, das heißt all jene Menschen, 
die morgens aufstehen und fleißig ihre Arbeit 
tun. Und es tri� - auch das wurde bereits ge-
sagt - unsere Unternehmen.  
 
Laut BDI sehen 23 % der Unternehmen den 
Energiepreis als existenzbedrohend und 65 % 
als Herausforderung an. Genau das gefährdet 
unsere Gesellscha� und unsere Wetbewerbs-
fähigkeit. Die Energiepreise als Infla�onstreiber 
Nr. 1 werden uns - Herr Minister Willingmann 
hat es gerade unterstrichen - auch aufgrund der 
aktuellen weltpoli�schen Ereignisse weiterhin 
beschä�igen. Die Kosten der Entlastung werden 
wir voraussichtlich nur über neue Schulden fi-
nanzieren können. Unsere Kommunen bemän-
geln zu Recht, dass insbesondere die Mehrauf-
wendungen für die Kosten der Unterkun� bei 
explodierenden Heizpreisen vom Bund nicht an-
nähernd kompensiert werden können. 
 
Zweitens. Beides, CO2-Steuer und EEG-Umlage, 
sind - auch das wurde schon genannt - Instru-
mente des Bundes. Unser Ministerpräsident 
Dr. Reiner Haseloff hat auch hierbei frühzei�g 
reagiert; denn er hat bereits im Januar 2022 ge-
genüber dem Bundeskanzler und dem Bundes-
wirtscha�sminister klar Posi�on bezogen. Er 
bitet - ich zi�ere - „angesichts des Risikos teil-
weise gravierender Auswirkungen auf die Un-
ternehmen und die damit verbundenen Arbeits-
plätze und Wertschöpfungen sowie auf die Ver-
braucher um weiterhin intensive Begleitung der 
Problema�k sowie eine ver�e�e Prüfung gege-
benenfalls entlastender Maßnahmen.“ 
 
Aber nicht nur die Energiepreise, sondern auch 
die Spritpreise machen den Menschen immer 
mehr zu schaffen. Tanken wird teilweise zum 
Luxusgut. Gerade im ländlichen Raum ist das ein 
Problem. Der Staat verdient an der Zapfsäule 
mit. 
 

(Zurufe) 
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Drei verschiedene Steuern und Abgaben treiben 
die Preise in die Höhe: Energiesteuer, Mehr-
wertsteuer und CO2-Abgabe. Seit vorgestern 
Abend wissen wir: Der Einsatz unseres Minister-
präsidenten war erfolgreich. Der Bund hat ein 
Entlastungspaket geschnürt. 
 

(Zustimmung) 
 
Es muss unserer Meinung nach aber noch mehr 
getan werden. Sehr geehrter Herr Minister Wil-
lingmann, ich bin sehr dankbar, dass wir uns da-
rin auch einig sind. Eine Energiepreisbremse, 
eine Modifizierung der CO2-Steuer sowie eine 
deutliche Senkung weiterer staatlicher Steuern 
und Abgaben auf die Energie- und Spritkosten 
sind unserer Auffassung nach unausweichlich. 
 
Dritens. Wie in den vergangenen Sitzungen 
liegt uns wieder ein Antrag vor, der vorrangig 
auf die Menschen an der Armutsgrenze eingeht. 
Es tri� aber alle. Es tri� Jung und Alt, Singles 
und Familien. Wir als CDU-Frak�on sehen die 
Nöte der Bürgerinnen und Bürger, der Verbrau-
cherinnen und Verbraucher, der Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer sowie der Arbeitge-
berinnen und Arbeitgeber.  
 

(Zustimmung) 
 
Sie mögen über diese Aufzählung etwas 
schmunzeln, aber ich denke, sie zeigt ganz deut-
lich, wie vielfäl�g und eng verflochten alles in 
der Gesellscha� ist. Deshalb brauchen wir funk-
�onierende Lösungen, die alle entlasten. 
 
Wir beantragen daher eine Überweisung der 
Anträge in den Ausschuss für Wissenscha�, 
Energie, Klimaschutz und Umwelt sowie in den 
Ausschuss für Arbeit, Soziales, Gesundheit und 
Gleichstellung. - Herzlichen Dank. 
 

(Beifall) 
 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  
 
Ich danke Ihnen ebenfalls. - Der nächste Debat-
tenredner ist Herr Silbersack von der FDP-Frak-
�on. 
 
 
Andreas Silbersack (FDP):  
 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Dieses Thema ist in diesen Tagen 
tatsächlich wenig vergnüglich. Wer sich zur 
Zapfsäule bewegt, der bekommt Bauch- und 
Herzschmerzen, keine Frage, dasselbe natürlich 
bei den Heizkosten.  
 

(Zuruf) 
 
Das ist etwas, bei dem wir gemeinsam mit der 
Poli�k des Landes und des Bundes gefragt sind. 
Deshalb müssen wir gemeinsam Ideen ent- 
wickeln, wie wir diese Probleme lösen. 
 

(Zustimmung) 
 
Wir leben in einer Sozialen Marktwirtscha�. Der 
Begriff „sozial“ bedeutet, dass die Menschen 
mitgenommen werden. Dies vergisst die AfD  
offensichtlich, indem sie versucht, mit der Not 
der Menschen zu spielen und dann für ihre Inte-
ressen zu werben. Das ist unredlich, meine  
Damen und Herren. 
 
Genauso unredlich ist es, wenn DIE LINKE ihrer-
seits mit ideologischen Stereotypen der 70er- 
und 80er-Jahre versucht, irgendwie Kapital aus 
der jetzigen Energiesitua�on zu schlagen. Das 
geht genauso wenig, meine Damen und Herren. 
 
Zur Sache: Der AfD-Antrag bringt es fer�g, mehr 
Informa�onsgehalt in der Überschri� zu haben 
als in dem eigentlichen Antragstext. 
 

(Lachen und Zustimmung) 
 
Die Häl�e davon ist auch noch obsolet. 
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Die Ampelkoali�on hat sich bekanntlich bereits 
auf ein Vorziehen der Streichung der EEG-Um-
lage verständigt - womöglich bereits im Som-
mer, ab 1. Juli dieses Jahres -, bevor dieser An-
trag geschrieben wurde. Einer Aufforderung an 
die Landesregierung, sich dafür einzusetzen,  
bedarf es also nicht. 
 
Die Bepreisung von CO2 ist nach der Auffassung 
der Freien Demokraten ein entscheidendes  
Instrument, um Krä�e der Marktwirtscha� für 
den kosteneffizienten und damit sozialsten Weg 
zur Klimaneutralität zu nutzen. 
 
Wir häten freilich der Ausweitung des funk�o-
nierenden Emissionshandels mit Preisen, die 
sich am Markt bilden, klar den Vorzug vor staat-
lich bes�mmten Preisen gegeben. 
 

(Zustimmung) 
 
Dass sowohl die AfD als auch DIE LINKE von der 
CO2-Steuer sprechen, ist insofern zutreffend. 
Eine schlichte Abschaffung würde den klimapo-
li�schen Verpflichtungen der Bundesrepublik 
zuwiderlaufen. Besser wäre es, diese Lenkungs-
wirkung mit einem sozialen Ausgleich - soziale 
Marktwirtscha�! - zu kombinieren. 
 
Dass wir als Freie Demokraten für eine Rückzah-
lung an alle Bürger in Form einer Klimadivi-
dende geworben haben, ist kein Geheimnis. Ich 
würde mich freuen, wenn wir gemeinsam mit 
den Koali�onspartnern möglichst bald etwas in 
diese Richtung hinbekommen, meine Damen 
und Herren. 
 
Die LINKEN schlagen in ihrem Antrag ein wildes 
Sammelsurium an Maßnahmen mit vermeint- 
lichem Potenzial für güns�gere Energiepreise 
vor. Ein großer Teil davon ist wortwörtlich Ihren 
Bundeswahlprogrammen 2017 und 2021 ent-
nommen. Der erste Teil befasst sich im Wesent-
lichen mit sozialpoli�schen Maßnahmen. Dies  
 

wurde schon gesagt. Das ist die Thema�k der 
Umlage der CO2-Steuer auf den Vermieter. 
 
Diese Idee erinnert mich sehr an meine Zeit in 
der DDR, als ich durch die Straßenzüge gelaufen 
bin und vor verfallenen Häusern stand, und 
zwar deshalb, weil niemand ein Interesse hate, 
diese Häuser zu kaufen, weil sie sich nämlich 
nicht gerechnet haben. Deshalb, meine Damen 
und Herren, können wir uns nicht etwas leisten, 
bei dem die Vermieter am Ende des Tages allein 
die Zeche zahlen und es sich betriebswirtscha�-
lich für sie nicht mehr lohnt, meine Damen und 
Herren. 
 

(Zustimmung) 
 
Selbstverständlich werden die Vermieter 
schauen, dass sie die Kosten entsprechend um-
legen. Alles andere ist eine DDR-Formel, die 
zum Glück überholt ist. Heute ist dies vielleicht 
noch in Venezuela zu finden. Aber das sollten 
wir uns nicht als Vorbild nehmen. 
 

(Zustimmung) 
 
Wir brauchen statdessen eine echte Entlastung 
der arbeitenden Bevölkerung. Deshalb freue ich 
mich, dass der Bundesfinanzminister im Koali- 
�onsausschuss auch eine höhere Pendlerpau-
schale erreicht hat, meine Damen und Herren. 
 

(Zustimmung) 
 
Dass die LINKEN die Kommunalisierung der 
Strom- und Gasnetze mit der Dämpfung der 
Energiepreise in Zusammenhang bringen, sollte 
nicht zuletzt die kommunalen Unternehmen mit 
Sorge erfüllen. Immerhin werden die Netzent-
gelte bereits mit Erlösobergrenzen stark regu-
liert. Die Netzbetreiber einschließlich der kom-
munalen Unternehmen sind alles andere als zu-
frieden mit deren Höhe. Die Begeisterung, zu-
sätzliche Netzinfrastruktur mit der Aussicht auf  
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niedrige Einnahmen zu erwerben, dür�e sich  
insofern in Grenzen halten. 
 

(Zustimmung) 
 
Unter dem nächsten Punkt fordern Sie mehr 
Wetbewerb für Strom-, Gas- und Mineralölkon-
zerne. Das ist durchaus ein bemerkenswerter 
Punkt. Gerade erst hat das Bundeskartellamt 
seinen Marktmachtbericht zur Stromerzeugung 
2021 vorgestellt. Nach der Aussage des Präsi-
denten liegt RWE über der Schwelle für eine 
marktbeherrschende Stellung. Es wird erwartet, 
dass der fortschreitende Kohle- und Atomaus-
s�eg diese Marktstellung tendenziell weiter ver-
stärken wird. 
 
 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  
 
Herr Silbersack, Ihre Redezeit ist zu Ende. Aber 
Sie können gleich weitermachen. Erstens gibt es 
eine Interven�on und zweitens eine Frage. 
Dann können Sie den Rest noch mit unterbrin-
gen. - Herr Dr. Moldenhauer. 
 

(Unruhe) 
 
 
Dr. Jan Moldenhauer (AfD):  
 
Vielen Dank. - Zu zwei Punkten Ihrer Rede muss 
ich Stellung nehmen. Zum einen haben Sie be-
hauptet, die Häl�e unseres Antrags sei obsolet. 
Ich nehme an, dass es Ihnen dabei um die Ab-
schaffung der EEG-Umlage geht. Die haben Sie 
ja noch gar nicht abgescha�. Sie haben lediglich 
etwas angekündigt. Ich glaube das erst, wenn es 
so weit ist. Insofern ist der Antrag nicht zur 
Häl�e obsolet. 
 
Zum anderen haben Sie angedeutet oder be-
hauptet, wir würden mit der Not der von Ener-
giearmut betroffenen Menschen spielen oder 
diese ausnutzen; so haben Sie es, glaube ich, ge-
sagt. Das ist völlig falsch. Wir nutzen nichts aus, 
sondern wir weisen auf die Not dieser Men- 
 

schen hin. Das ist ein Unterschied. Wir sind der 
Anwalt der von Energiearmut betroffenen Bür-
ger. So wird ein Schuh daraus. 
 

(Beifall - Zuruf) 
 
 
Andreas Silbersack (FDP):  
 
Ihre erste Bemerkung erinnert mich an einen 
Winkeladvokaten, 
 

(Unruhe) 
 
der versucht, einen rela�v klaren Sachverhalt ir-
gendwie um die Ecke zu bringen.  
 

(Zuruf) 
 
Ich kann Ihnen nur sagen: Der 1. Juli steht. Alles 
andere ist unrelevant. 
 

(Zuruf) 
 
Zu dem zweiten Thema: Sie würden dann nicht 
mit der Not der Menschen spielen, wenn Sie 
konkrete Vorschläge machen würden. Aber ge-
nau das finden wir bei Ihnen ja eben nicht, 
meine Damen und Herren. 
 

(Zurufe) 
 
 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  
 
Jetzt kommt eine Frage von Herrn Gallert. Dann 
können Sie den Rest mit einbringen. 
 
 
Wulf Gallert (DIE LINKE):  
 
Herr Silbersack, es wird jetzt nicht überraschen, 
dass wir an einer Stelle unterschiedlicher Mei-
nung sind. Ich gebe Ihnen jetzt einmal die Gele-
genheit, mich von der marktwirtscha�lichen Po-
si�on zu überzeugen. Es geht speziell um die  
Situa�on der kommunalen Energieversorger, 
die Sie angesprochen haben. 
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Ich habe mir jahrelang anhören dürfen, dass es 
extrem wich�g ist, dass die Leute, um die eigene 
Stromrechnung zu senken, endlich einmal flexi-
bel sein und nicht immer bei ihren Stadtwerken 
hängen bleiben, sondern sich doch gefälligst in 
den entsprechenden Portalen den billigsten  
Anbieter aussuchen sollen.  
 

(Unruhe) 
 
Das fand ich ein ganz typisches marktwirtscha�-
liches Argument. Das häte von jedem FDP-Ver-
treter so kommen können. 
 

(Unruhe) 
 
Jetzt haben wir auf einmal die Situa�on, dass 
wir inzwischen eine Reihe von genau diesen Bil-
liganbietern krachen gehen sehen, weil sie nicht 
mehr in der Lage sind, das Geschä�smodell auf-
rechtzuerhalten. Jetzt haben wir die Situa�on, 
dass es wieder die Stadtwerke sind, die die 
Energieversorgung für diese Leute sichern müs-
sen und die jetzt das Problem haben, zusätzliche 
Kon�ngente für extrem hohe Preise zu kaufen. 
 
Sagen Sie mir doch einmal:  
 
Erstens. War es möglicherweise ein Fehler, den 
Strommarkt in dieser Art und Weise zu liberali-
sieren?  
 
Zweitens. Wie wollen Sie denn jetzt den kom-
munalen Versorgern, den Stadtwerken, Unter-
stützung angedeihen lassen, damit sie mit die-
ser Situa�on fer�g werden? 
 
 
Andreas Silbersack (FDP):  
 
Was den ersten Punkt betri�, so ist es natürlich 
rich�g, dass die Liberalisierung sta�and, weil 
sie dem Einzelnen die Möglichkeit gibt, stärker 
vom Markt zu profi�eren. Das ist doch selbst-
verständlich. 

Zu der Frage der Kommunalbetriebe habe ich 
gerade etwas ausgeführt. Ich habe gesagt: Wir 
können sie nicht noch mehr schröpfen, sondern 
wir müssen ihnen Freiheit zum Handeln geben. 
Das ist deren Aufgabe. 
 
 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  
 
Ja, bite. 
 
 
Wulf Gallert (DIE LINKE):  
 
Wie wollen Sie denen denn Freiheit zum Han-
deln geben, wenn Sie sie vorher durch die Libe-
ralisierung des Marktes extrem unter einen 
Preisdruck gesetzt haben? Jetzt, in dem Augen-
blick, in dem die Billiganbieter krachen gehen, 
sollen sie den Versorgungsau�rag wieder erfül-
len. Wie unterstützen Sie die denn dann? 
 
 
Andreas Silbersack (FDP):  
 
Ich kann Ihnen sagen, Herr Gallert, dass z. B. die 
Stadtwerke Halle - da weiß ich es rela�v genau - 
sehr dankbar für den liberalisierten Markt sind, 
weil sie sich auf diesem Markt beweisen kön-
nen. Die anderen Stadtwerke können das  
genauso und machen es auch. 
 

(Unruhe) 
 
 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  
 
Danke, Herr Silbersack. - Der Abg. Herr Aldag 
hat das Wort für die Frak�on BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN. Bite schön. 
 
 
Wolfgang Aldag (GRÜNE):  
 
Vielen Dank, Herr Präsident. - Meine Damen 
und Herren! Gestaten Sie mir zuerst eine Vor- 
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bemerkung. Wir führen heute zum wiederhol-
ten Mal eine Debate über die ges�egenen 
Energiepreise. Die Posi�onen sind eigentlich 
klar. Dazu gibt es nicht viel Neues. Die Argu-
mente sind ausgetauscht. Die Forderungen sind 
auch klar. Auf vieles von dem, was gefordert 
wird, haben wir auf der Landesebene überhaupt 
keinen Einfluss. Wir können an der Stelle nur  
bedingt handeln. 
 
Im letzten Monat haten wir eine Aktuelle De-
bate zu diesem Thema. Auch damals haben wir 
uns ausführlich darüber ausgetauscht. Gestat-
ten Sie mir deshalb, dass ich heute nur ganz kurz 
auf drei Dinge eingehen und das nicht allzu sehr 
ausführen möchte. 
 
Angesichts der derzei�gen Situa�on in der  
Ukraine und der dadurch verstärkt steigenden 
Preise fehlt mir im Moment sowieso jegliche 
Vorstellung davon, wie man überhaupt die 
enormen Preissprünge kurzfris�g noch kom-
pensieren will. Die Abschaffung des CO2-Preises 
und der EEG-Umlage hil� uns dabei sowieso 
nicht weiter. Ich glaube, dabei muss man über 
ganz andere Dinge reden. Erstens. 
 
Zweitens. Die Bundesregierung hat ein umfang-
reiches Paket zur Entlastung der Bürgerinnen 
und Bürger auf den Weg gebracht. Ich bin ehr-
lich: Wenn ich den Blick aus Sachsen-Anhalt 
nach Berlin wage, wünsche ich mir weitere 
Maßnahmen zur Entlastung. Ich bin aber ganz 
zuversichtlich, dass die Koali�on kurzfris�g Vor-
schläge dazu auf den Tisch legen wird. 
 

(Zustimmung) 
 
Dritens. Langfris�g - das meine ich wirklich so - 
können wir natürlich schon etwas tun. Wir kön-
nen uns anders aufstellen, um die Preise stabil 
zu halten und unabhängiger und, wie es Minis-
ter Willingmann gesagt hat, autarker zu wer-
den. 
 
Staatssekretär Wünsch hat in der letzten Um-
weltausschusssitzung die Gestehungskosten  
 

von Energie dargestellt. Daraus ergibt sich: Je-
des Windrad und jede PV-Anlage senkt die 
Preise und macht uns unabhängiger und autar-
ker. 
 

(Zustimmung) 
 
Deshalb unterstützen wir selbstverständlich die 
Energiepoli�k unseres Wirtscha�sministers auf 
Bundesebene Robert Habeck. Wir unterstützen 
auch den Weg, den der Wissenscha�s- und Um-
weltminister Armin Willingmann in Sachsen-An-
halt geht, nämlich den Ausbau der erneuer- 
baren Energien. - Herzlichen Dank. 
 

(Zustimmung - Unruhe) 
 
 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  
 
Danke, Herr Aldag. - Für die SPD-Frak�on spricht 
Frau Kleemann. 
 
 
Juliane Kleemann (SPD):  
 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Erneut steht das Thema Energie-
preise auf der Tagesordnung. Wir haben es 
heute schon mehrmals gehört. Wir haten es 
auch in den letzten Landtagssitzungen schon 
häufiger. 
 
Die aktuellen Entwicklungen in der Ukraine 
- auch das haben wir heute schon mehrmals  
einander gesagt - lassen befürchten, dass sich 
die Preise höchstwahrscheinlich weiter nach 
oben entwickeln. Aber dort, wo Völkerrecht ge-
brochen wird, sind Sank�onen unausweichlich. 
 
Dennoch: Schon jetzt gibt es drängende Fragen 
in der Bevölkerung, in unseren Familien und in 
der Nachbarscha�. Spätestens im Sommer wer-
den wir alle, werden alle Haushalte ihre Neben-
kostenabrechnung auf dem Tisch haben. 
 
Klar ist, dass wir als SPD das Ziel haben, für so- 
zialverträgliche Energiepreise zu sorgen. Dabei  
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ist ganz deutlich: Energieversorgung ist Daseins-
vorsorge. Wir müssen Maßnahmen ergreifen, 
die Entlastungen bringen. 
 
Klar ist aber auch, dass wir das Thema der Ener-
gieversorgung mit dem Thema Energiewende 
und Klimaschutz nach wie vor zusammen den-
ken müssen. Zu alldem kommt jetzt durch einen 
Krieg mit Wucht noch ein weiterer Aspekt hinzu. 
 
Ich glaube, unstri�g ist bei den meisten hier in 
diesem Hause, dass wir eine neue Klimapoli�k 
brauchen und dass wir schnell den Ausbau der 
erneuerbaren Energien vorantreiben müssen, 
auch in Sachsen-Anhalt. Klar ist aber auch: 
Klimapoli�k muss immer sozial und ökologisch 
gerecht sein. 
 
Über die Heizkostenzuschüsse für Ein- und 
Zweipersonenhaushalte sowie für BAföG-Emp-
fängerinnen und BAföG-Empfänger haben wir 
heute schon etwas gehört. In unserem Land 
werden davon mehr als 700 000 Haushalte pro-
fi�eren. 
 
Seit Mitwochabend ist klar, dass die Bundes- 
regierung ein Entlastungspaket auf den Weg 
bringen wird. Es werden - der Minister hat es 
schon gesagt - unter anderem die Abschaffung 
der EEG-Umlage zum 1. Juli vorgezogen, die 
Fernpendlerpauschale angehoben und der  
Arbeitnehmerpauschbetrag erhöht. 
 
Auf Bundesebene - wir können das nachlesen - 
wird gerade mit dem Vorsorgeplan Stärkung der 
Krisenvorsorge zur Gewährleistung der Versor-
gungssicherheit intensiv daran gearbeitet, dass 
wir schnellstmöglich breiter aufgestellt sind und 
dass wir - auch ich betone dies an dieser Stelle - 
unabhängiger, autarker von russischen fossilen 
Energieträgern werden. 
 
Neben dem, was die Bundespoli�k tun kann, 
muss aber hier auch die Frage gestellt sein, was 
wir auf Landesebene tun können. Ich glaube, 
grundsätzlich sollten wir die aktuelle Situa�on  
 

mit all ihrer Pluralität und Vielschich�gkeit er-
klären und auf Landesebene das aufzeigen, was 
wir tun können, und die entsprechenden 
Schrite gehen. 
 
Ein Beispiel: Können Energieschulden sozialver-
träglich geregelt werden und, wenn ja, wie? 
Sind Ratenzahlungen anstelle von Energiesper-
ren der rich�ge Weg? Ich denke, ja. Das muss 
dann kommuniziert und administriert werden.  
 
Es geht darum, die Energieanbieter dazu aufzu-
fordern, dass Stromsperren nicht umgesetzt 
werden - auch nicht als letztes Mitel, sondern 
gar nicht! -, dass die Energieberatung verstärkt 
angeboten und ausgebaut wird, dass wir dabei 
die unterschiedlichen Akteure der Beratung und 
inhaltliche Qualität miteinander verbinden und 
dass wir auch den Stromsparcheck weiterhin 
bewerben und anbieten.  
 
Natürlich geht es darum, dass wir als Bundes-
land Anträge in den Bundesrat einbringen. Der 
Minister hat davon gesprochen. 
 
Ein Letztes, auch das möchte ich an dieser Stelle 
noch einmal sagen: Erneuerbare Energien müs-
sen wir weiter ausbauen. Wir müssen dafür sor-
gen, dass sie zu Bürgerenergie ausgebaut und 
entwickelt wird. Auch das haben wir hier schon 
ö�er gehört und gesagt. Der vor Ort erzeugte 
Strom muss für unsere Bürgerinnen und Bürger 
kostengüns�ger zur Verfügung stehen. Das ist 
ein Anreiz, in die Energiewende einzusteigen. 
Das würde Kommunen und auch einzelne Haus-
halte stark entlasten. Es gibt mitlerweile auch 
schon Kommunen im Land Sachsen-Anhalt, die 
dabei erfolgreich unterwegs sind. Man merkt 
deutlich, die Akzeptanz gegenüber erneuerba-
ren Energien steigt dadurch. 
 
Wir werden auch weiterhin die dezentrale Ener-
gie- und Wärmeerzeugung unterstützen. Wir 
setzen auf technologieoffene Verfahren. Es ist 
gut, wenn es uns gelingt, die Helmholtz-Ge-
meinscha� im Süden Sachsen-Anhalts mit ei- 
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nem energiewissenscha�lichen Forschungs- 
und Technologiezentrum zu haben, damit wir 
perspek�visch - man kann es auf der Internet-
seite nachlesen - eine preisstabile, sichere und 
unabhängige Energieversorgung sicherstellen 
können. 
 
Über all das gilt es natürlich weiter zu disku�e-
ren. Deswegen - ich schließe mich den Vorred-
nerinnen und Vorrednern an -: Lassen Sie uns 
darüber Ausschuss für Wissenscha�, Energie, 
Klimaschutz und Umwelt und im Sozialaus-
schuss miteinander ins Gespräch kommen. - 
Vielen Dank. 
 

(Zustimmung) 
 
 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 
 
Danke, Frau Kleemann. - Herr Dr. Moldenhauer 
für die AfD-Frak�on, bite.  
 

(Zuruf) 
 
- Nein, er will reden. 
 

(Zuruf: Ach so, das konnte ich nicht wissen! - 
Weitere Zurufe) 

 
Sie haben sich jetzt einen Ruf für Zwischeninter-
ven�onen erworben. 
 
 
Dr. Jan Moldenhauer (AfD):  
 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Ab-
geordnete! Der vorliegende Antrag der AfD-
Frak�on zur Bewäl�gung der Energiepreiskrise 
hat eine klare Stoßrichtung. Im Kern sieht er vor, 
die klimaideologisch mo�vierte Abzocke der 
Verbraucher durch die CO2-Steuer und die EEG-
Umlage zu beenden. Dadurch sollen die Ver-
braucher spürbar entlastet und die um sich grei-
fende Energiearmut spürbar reduziert werden - 
so weit so logisch, so notwendig, so klar. 

Dem vorliegenden Antrag der Frak�on DIE 
LINKE mangelt es hingegen an Stringenz. Unwei-
gerlich stellen sich Fragen bezüglich der Genese 
dieses doch recht unausgegorenen Antrags. Bei 
der Durchsicht des Antrages stößt der Betrach-
ter nämlich auf eine wild zusammengewürfelte 
Auflistung verschiedenster Forderungen. Hier 
eine Einmalzahlung an die Bedür�igen, dort 
eine Anhebung des Arbeitslosengeldes, dann 
ein sogenanntes Mobilitätsgeld. Außerdem 
möchte man sogenannte Bioenergiedörfer er-
richten. Ich kann mir schon lebha� vorstellen, 
wie sich die Sachsen-Anhalter förmlich darum 
reißen, endlich in eines der ersten Bioenergie-
dörfer übersiedeln zu können. Darauf haben die 
Bewohner unseres Landes sicherlich sehnsüch-
�g gewartet. 
 

(Lachen und Beifall - Zurufe: Ja! - In der Alt-
mark!) 

 
Hinzu kommt die übliche Prise Planwirtscha�. 
Die Strompreise sollen - Zitat - „überwacht und 
gestaltet werden“. In der Begründung steht 
dann - ich zi�ere -:  
 

„Der Markt regelt es nicht und staatliche Ein-
griffe sind erforderlich.“ 

 
Meine Damen und Herren! Staatliche Eingriffe 
sind die Ursache für die derzei�ge Krise. Nun 
kommen Sie um die Ecke und propagieren die 
Ursache als Lösung. Ich sage Ihnen: Das läu� so 
nicht. 
 
Natürlich möchte man auch den - wieder  
Zitat - „verstärkten Ausbau der erneuerbaren 
Energien“. An dieser Stelle wird es vollends ab-
surd. Der Überschri� Ihres Antrags entnimmt 
der aufmerksame Beobachter nämlich, dass Sie, 
werte Mitglieder der Linksfrak�on, Energie-
preise senken sowie Menschen und Unterneh-
men entlasten wollen. Der Ausbau der erneuer-
baren Energien ist aber wiederum die Ursache 
für die explodierenden Energiepreise und nicht 
die Lösung.  
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(Zustimmung) 
 
Diese Forderung geht also nicht an die Ursache 
des Übels, sie ist die Ursache des Übels. Über- 
raschend ist diese im Antrag wiederholt au�re-
tende Verwechslung von Ursache und Wirkung 
hingegen nicht, zieht sie sich bei Ihnen doch 
auch sonst durch alle Poli�kfelder. Genauso ver-
hält es sich, wie eben erwähnt, mit der Forde-
rung nach dem weiteren Ausbau der erneuer- 
baren Energien.  
 

(Lachen) 
 
Die Folge wäre, die Energiepreisexplosion 
würde sich fortsetzen, wenn wir so verfahren 
würden, wie Sie es gern häten. 
 
Ich komme zum Schluss. Dem hier vorliegenden 
unausgegorenen und teilweise wirren Antrag 
wird die AfD-Frak�on ihre Zus�mmung verwei-
gern. S�mmen Sie statdessen für unseren An-
trag auf Abschaffung der CO2-Steuer und der 
EEG-Umlage. - Ich danke für Ihre Aufmerksam-
keit. 
 

(Beifall) 
 
 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 
 
Danke, Herr Dr. Moldenhauer. - Für die Frak�on 
DIE LINKE spricht Frau Eisenreich. 
 
 
Kers�n Eisenreich (DIE LINKE):  
 
Vielen Dank, Herr Präsident. - Ich glaube, auf die 
Worte des Vorredners muss man hier genauso 
wenig eingehen wie auf den Antrag der Frak�on 
der AfD. Der Herr Minister hat es ausführlich ge-
tan. Auch auf Äußerungen des Vorredners hat 
er schon geantwortet. Es ist ziemlich viel Un-
sinn, der hier gerade im Plenum verbreitet 
wurde. 

(Beifall - Zuruf) 
 
Sehr geehrter Herr Silbersack, ich weiß ja, dass 
Sie einen absoluten Hass auf Ihre eigene Vorge-
schichte zu DDR-Zeiten haben.  
 

(Andreas Silbersack, FDP: Habe ich nicht!) 
 
Das kann ich aus Ihrer Sicht durchaus nachvoll-
ziehen. 
 

(Lachen - Andreas Silbersack, FDP: Habe ich 
nicht!) 

 
Nur, wissen Sie, schauen Sie sich doch einmal 
an, was passiert.  
 

(Unruhe) 
 
Herr Gallert hat nicht umsonst nachgefragt. Sie 
haben hier vorhin unter anderem auch, was die 
Vermieterinnen und Vermieter angeht, gesagt, 
na ja, man könne ihnen doch nicht die ganzen 
Kosten aufdrücken. Das müssten schon die Mie-
ter mit machen. Wer streicht denn aber bite 
schön die Gewinne ein? Sind es die Mieterinnen 
und Mieter oder sind es die Vermieter? Also, 
wissen Sie!  
 

(Zurufe: Ja, sie tragen auch Verantwortung 
für die Instandhaltung! - Die Kommunisten! - 
Weitere Zurufe - Unruhe) 

 
Und dann kommen Sie mir noch mit - - 
 

(Zuruf) 
 
- Ja, genau, die kommunalen Wohnungsbauge-
sellscha�en, dazu kann ich Ihnen gleich noch  
etwas sagen. Sie haben nämlich ganz viel,  
 

(Zurufe) 
 
zumindest die, die ich kenne, getan, um zu  
sanieren, um die Heizungsanlagen zu ändern.  
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Sie müssen eben nicht mehr so viel CO2-Steuer 
bezahlen.  
 

(Zurufe) 
 
Das ist ganz einfach der Punkt, über den wir hier 
reden. 
 

(Zuruf: Hallo! Du hast doch überhaupt keine 
Ahnung! - Weitere Zurufe) 

 
Der Anreiz ist übrigens Marktwirtscha�, von der 
Sie ja immer so viel halten, wenn ich sage, wir 
wollen es umlegen. Also, so einfach ist das 
Thema. 
 

(Tobias Rausch, AfD: Also, so etwas habe ich 
ja noch nie gehört!) 

 
- Sie sind jetzt gar nicht angesprochen. Das ist 
aber auch egal. 
 

(Tobias Rausch, AfD: Das ist eine Frechheit!) 
 
Wich�g ist aber, glaube ich, dass wir noch ein-
mal ganz klar sagen - das hat der Minister hier 
auch betont -, wir kommen nicht umhin, die er-
neuerbaren Energien auszubauen. Diesen Punkt 
müssen wir hier einfach noch einmal anspre-
chen. Ich freue mich, dass es auch mehrere 
Frak�onen getan haben; denn das ist Energie, 
die im Prinzip kostenlos zur Verfügung steht, die 
wir nutzen können. 
 

(Lachen - Zuruf: Kostenlos!) 
 
Natürlich müssen wir inves�eren, das ist rich�g, 
aber das ist ja das Prinzip dieser Wirtscha�, die 
Sie im Großen und Ganzen alle befürworten.  
 

(Zuruf: Kostenlose Energie ist besonders gut 
gerade!) 

 
Dagegen kann ich nichts sagen. Das wird dafür 
sorgen, dass die Menschen tatsächlich von  
 

güns�geren Energiepreisen profi�eren werden. 
- Vielen Dank. 
 

(Beifall) 
 
 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 
 
Die Eingangsbemerkung habe ich nicht ganz ver-
standen mit dem Hass auf die Vergangenheit. 
Das werde ich mir im Protokoll noch einmal  
anschauen. Das will ich jetzt nicht weiter bewer-
ten. 
 

(Zuruf) 
 
- Wie bite? 
 

(Zuruf) 
 
- Ja, eben. - Das schaue ich mir noch einmal an. 
 

(Andreas Silbersack, FDP: Hass auf meine  
eigene Vergangenheit! Wirklich, das über-
schreitet alles! - Oliver Kirchner, AfD: Nein, 
nein, da können wir noch ganz andere  
Sachen erzählen! - Lachen)  

 
- Okay. - Das schaue ich mir auf jeden Fall noch 
einmal an. Ansonsten ist das das Ende der De-
bate. Wir kommen zur Abs�mmung. 
 
Abstimmung 
 
Es gibt jetzt mehrere Varianten. Wir können 
über die Anträge einzeln abs�mmen. Wir  
können es auch im Block machen. 
 

(Zuruf: Nein, einzeln!) 
 
- Einzeln, okay. Dann machen wir es einzeln. - 
Dann kommen wir zum Abs�mmungsverfahren 
zur Drs. 8/732. Für diejenigen, die mit der Num-
mer nichts anfangen können: Das ist der Antrag 
der Frak�on der AfD. Wer der Überweisung an  
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den UWE und an den Sozialausschuss zus�m-
men kann, den bite ich um das Kartenzeichen. 
- Das sind die Frak�onen SPD, CDU, FDP und 
AfD. Wer s�mmt dagegen? - Das sind die Frak- 
�onen der LINKEN und der GRÜNEN. Damit ist 
der Antrag überwiesen worden. 
 
Damit kommen wir zum Antrag in der 
Drs. 8/753. Das ist der Antrag der Frak�on DIE 
LINKE. Wer der Überweisung an den Ausschuss 
für Wissenscha�, Energie, Klimaschutz und Um-
welt - für diejenigen, die „UWE“ noch nicht de-
finiert haben - und an den Ausschuss für Sozia-
les zus�mmen kann, den bite ich um das Kar-
tenzeichen. - Das sind die Frak�onen DIE LINKE, 
GRÜNE, SPD, CDU und FDP. Wer enthält sich der 
S�mme? - Gut gezuckt. Das war ein Test, war ein 
Versuch. 
 

(Zuruf: Wir passen auf!) 
 
Wer s�mmt dagegen? - Die AfD-Frak�on. Damit 
sind beide Anträge entsprechend überwiesen 
worden. Wir sind am Ende des Tagesordnungs-
punktes angelangt.  
 
Noch einmal: Der Tagesordnungspunkt 19 ist 
von der Tagesordnung heruntergenommen 
worden. Das liegt mir inzwischen schri�lich vor. 
Angekündigt hate ich es bereits. 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Jetzt haben wir noch einmal das Präsidium aus-
gewechselt.  
 
Meine Damen und Herren! Ich rufe auf den 
 
 
Tagesordnungspunkt 18 
 
Erste Beratung 
 
Kulturdenkmale erhalten - kein Abriss von 
Haus 5 der Polizeiinspek�on Magdeburg 

Antrag Frak�on BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Drs. 
8/724 
 
 
Einbringen wird den Antrag Herr Meister. - Herr 
Meister, bite schön. 
 
 
Olaf Meister (GRÜNE):  
 
Danke schön, Frau Präsiden�n. - Sehr geehrte 
Damen und Herren! Sachsen-Anhalt ist reich an 
Denkmalen. Sie sind Ausdruck von Geschichte 
und Iden�tät des Landes, prägen unsere Ortsbil-
der und unseren Lebensalltag. Ihr Vorhanden-
sein ist aber keine Selbstverständlichkeit. In je-
dem Denkmal stecken das Engagement von Ge-
nera�onen für den Erhalt und die Krea�vität 
und Flexibilität bei der ständigen Anpassung an 
sich verändernde Bedingungen und Nutzungen. 
 

(Guido Heuer, CDU: Da muss er grinsen!) 
 
Häufig ist es ein Kampf gegen Gleichgül�gkeit, 
lieber Herr Kollege,  
 

(Zurufe: Oh!) 
 
gegen die kurzsich�ge Nutzung eines kurzfris�-
gen Vorteils unter Missachtung der sich über 
Genera�onen hinweg erstreckenden langfris�-
gen Perspek�ven. 
 
Zumeist sind die Denkmale in privater Hand. Wir 
muten den Eigentümerinnen und Eigentümern 
im gesamtgesellscha�lichen Interesse einiges 
zu, wenn wir sie z. B. dazu drängen, eine Jugend-
s�lfassade zu erhalten, obwohl es billiger Rau-
putz auch getan häte. Wenn Sie aber beides, 
eine denkmalgerecht sanierte Fassade und eine 
entstuckte Rauputzfassade, einmal neben- 
einander gesehen haben, dann verstehen Sie 
vielleicht, welche Funk�on Denkmalschutz für 
die Ortsbilder und damit auch für die Lebens-
qualität der Menschen in ihrem jeweiligen Ort 
hat. 
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(Zustimmung - Zuruf: Haus 5 sieht doch kei-
ner! - Zuruf: Das sieht doch gar keiner!) 

 
Nun sollte man annehmen, dass diese letztlich 
schon im öffentlichen Interesse liegende Auf-
gabe von der öffentlichen Hand in besonders zu-
verlässiger Weise wahrgenommen wird, wenn 
sich Objekte in ihrem Eigentum befinden - Vor-
bildwirkung, regelmäßige Pflege und Wartung, 
besondere Wertschätzung für die langfris�ge 
Perspek�ve -, weil es die öffentliche Hand an-
ders als Privatpersonen kon�nuierlich, über 
viele Jahrzehnte, ja Jahrhunderte geben wird. 
Leider entspricht diese Annahme nicht immer 
der Realität. 
 
Anlass des Antrags ist der beabsich�gte Abriss 
eines kleinen denkmalgeschützten Baus des 
Landes auf dem Gelände der Polizeiinspek�on 
Magdeburg. Das auf die Tradi�on Magdeburgs 
als Garnisons- und Festungsstadt zurückge-
hende Haus 5 ist etwa 140 Jahre alt. Es ist sanie-
rungsbedür�ig, weil über Jahrzehnte nichts in 
die Erhaltung inves�ert wurde. Die Bausubstanz 
des soliden preußischen Ziegelbaus ist aber 
recht gut. So war es in der ursprünglichen Pla-
nung der dringend erforderlichen Sanierung 
und Erneuerung der Polizeiinspek�on als Sitz 
der Pressestelle vorgesehen.  
 
Auf der üppigen Abrissliste für die Ostseite der 
alten Trainkaserne stehen nach den jüngsten 
Abrissen noch eine Mauer und dieses Haus. Es 
kam aber zu Preissteigerungen bei anderen Ob-
jekten, sodass man sich zur Kompensa�on 
sagte, der Abriss ist billiger als die Sanierung, 
also Abriss, ersatzlos - eine Betrachtung, die den 
Verlust von Nutzfläche und den Denkmalwert 
natürlich außer Betracht lässt. 
 
Ich erspare Ihnen jetzt die schrecklichen Details 
der Auseinandersetzung der letzten Jahre über 
diese Frage. Ich will Ihnen statdessen klarma-
chen, dass der Abriss von Baudenkmalen ohne-
hin keine gute Idee ist, dies aber vor allem in der 
Magdeburger Innenstadt schon skandalöse  
 

Züge annimmt und darüber hoch emo�onal dis-
ku�ert wird. 
 
Mein Urgroßvater - die Kollegen des Finanzaus-
schusses kennen dieses Stück meiner Familien-
geschichte schon, das nicht direkt mit Haus 5 zu 
tun hat, aber natürlich mit der Magdeburger In-
nenstadt; sie können sich also kurz entspan-
nen - lebte 1945 in Magdeburg. Er hinterließ ein 
Tagebuch, das sich heute im Stadtarchiv befin-
det, aus dem im Umfeld des 16. Januars, des 
Jahrestags der Zerstörung Magdeburgs im Zwei-
ten Weltkrieg, immer wieder einmal als Augen-
zeugenbericht zi�ert wird, vor allem da er be-
schreibt, wie er sich am Morgen des 17. Januars 
zu seiner Arbeitsstelle in der Magdeburger Alt-
stadt, in der Heydeckstraße, aufmachte. Er be-
schreibt die Leichen am Straßenrand, die apoka-
lyp�schen Trümmerberge und Ruinen, die am 
Tag zuvor noch eine jahrhundertealte Altstadt 
waren. Zu seiner Überraschung stand seine Ar-
beitsstelle in der Heydeckstraße noch. Er be-
nennt dann auch konkret mit Namen den als 
Brandwache eingeteilten Kollegen, der nach 
dem Einschlag einer Brandbombe das Feuer 
löschte. 
 
Deshalb steht dieses Haus in der Heydeckstraße 
noch, und weil es kommende Genera�onen er-
hielten, keinen Platenbau hinsetzten und der 
Landesbaubetrieb in keiner Situa�on zuständig 
war. 
 
Solche Geschichten gehören in Magdeburg, 
aber auch in Zerbst, Halberstadt, Sandau und 
anderen Orten in unserem Land zu den alten 
Häusern, die erhalten blieben. Die Häuser er-
zählen vom Leben und den Vorstellungen längst 
vergangener Genera�onen, aber auch von 
Krieg, Angst und Leid und Au�auwillen. Häufig 
kennen wir ihre Geschichte nicht so detailliert, 
sie sind aber mit jedem Altbau verbunden.  
 
Magdeburg hat an diesem 16. Januar 1945 sehr 
viele Menschenleben und viel Bausubstanz ver-
loren. Es hat aber auch etwas von seinem  
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Selbstverständnis als alte Stadt verloren. Noch 
heute ist diese Wunde nicht verheilt. Die aktuell 
lebha�en Diskussionen über den Wiederau�au 
historischer Bauten, die Wiederanlage histo- 
rischer Straßenzüge etc. zeigen dies.  
 
Diese Stadt, unsere Landeshauptstadt, sucht 
noch immer nach ihrem Weg. Eines ist aber 
ziemlich sicher, ein bewusster Abriss denkmal-
geschützter Bausubstanz, die den Wahnsinn des 
Krieges überstanden hat, ist nicht vertretbar. 
 

(Zustimmung) 
 
Das geht in Magdeburg nicht; das macht man 
nicht. Wer das vorschlägt, hat die Landeshaupt-
stadt, ihre Geschichte und damit auch einen 
wich�gen Teil der Geschichte unseres Landes 
nicht verstanden. Daher hat sich der Magdebur-
ger Stadtrat für den Erhalt von Haus 5 ausge-
sprochen. Dazu läu� eine Onlinepe��on. Ich be-
antrage die Au�ebung des gegenteiligen Be-
schlusses des Finanzausschusses.  
 
Natürlich ist Denkmalschutz nicht allein selig 
machend; denn Denkmale brauchen Nutzung 
und sie müssen sich in neue Anforderungen ein-
fügen. 
 

(Zurufe: Ah!) 
 
- Das ist so. - Wir haben vor Jahren den Langen 
Heinrich gesprengt.  
 

(Zuruf: Baudenkmal!) 
 
- Es war ein Baudenkmal, aber die Nutzung war 
hinfällig; was will man machen. Es kam weg. 
 
Im Stadtrat sprach ein engagierter CDU-Kollege 
den Frust an, der sich in Magdeburg aus einer 
anderen Abrissentscheidung des Landes in der 
jüngeren Vergangenheit ergeben hat. Der Ab-
riss des Görderitz-Baus auf dem Gelände des 
Uniklinikums - dieser spielt architekturge-
schichtlich in einer höheren Liga als unser aktu-
elles Sorgendenkmal - traf und tri� auf viel Un- 
 

verständnis. Der Göderitz-Bau muss dem ge-
planten Herzzentrum weichen. Ich halte das für 
einen Planungsfehler, aber als wir im Jahr 2016 
antraten, war ziemlich klar, dass ein Nein zu die-
sem Standort ein Nein zum Herzzentrum bedeu-
ten könnte. 
 

(Zuruf: Schweren Herzens!) 
 
- Schweren Herzens, wirklich. - Deswegen ha-
ben wir damals diese Abwägungsentscheidung 
getroffen und den Göderitz-Bau aufgegeben. 
Gut war das nicht, aber in der Abwägung, meine 
ich, war es verantwortbar. Ihr müsstet jetzt das 
Herzzentrum aber auch mal bauen. Der Be-
schluss stammt aus dem Jahr 2016 und dort ist 
immer noch eine Wiese. 
 

(Zuruf: Mein Lieber, du bist doch noch gar 
nicht so lange aus der Koalition raus!) 

 
Das Absurde an der Entscheidung zu Haus 5 ist, 
dass es einer solchen Abwägung nicht bedarf. 
Haus 5 häte problemlos als Verwaltungsbau 
genutzt werden können. Durch den Abriss 
würde nichts Neues ermöglicht. Dort entsteht 
eine plane Fläche. Dort soll nichts gebaut wer-
den. Der Abriss hil� der polizeilichen Nutzung 
nicht, sondern er schadet ihr. 
 
Wir können und sollten der Verantwortung ge-
recht werden, die uns als Eigentümer eines Bau-
denkmals tri�, nämlich ihm eine angemessene 
Nutzung geben, es erhalten und an die nächste 
Genera�on weitergeben. 
 

(Zustimmung)  
 
Ich bite um Zus�mmung zum Antrag.  
 

(Zustimmung) 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Herr Meister, vielen Dank für die Einbringung  
Ihres Antrages. - Für die Landesregierung  
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spricht Minister Herr Richter. - Entschuldigung, 
es gab eine Frage. Herr Meister. Lassen Sie eine 
Frage von Herrn Ruland zu?  
 
 
Olaf Meister (GRÜNE):  
 
Ja.  
 
 
Stefan Ruland (CDU):  
 
Vielen Dank, Frau Vorsitzende. - Lieber Herr Kol-
lege Meister, vielen Dank für die Auffrischung zu 
dem Thema meisterische Familiengeschichte. 
Ich habe in der Zwischenzeit im Denkmalinfor-
ma�onssystem des Landes Sachsen-Anhalt 
nachgesehen, ob es in der Region, in der Sie den 
Abriss vermeiden wollen, ein Einzeldenkmal 
gibt - ich lese aus Ihrem Antrag, dass Haus 5 ein 
geschütztes Denkmal ist -, habe dazu aber  
keinen Eintrag finden können.  
 
Sie haben dem Hohen Haus verschwiegen - es 
ist im Finanzausschuss als Bagatellbetrag be-
wertet worden -, dass die damit einhergehen-
den Einsparungen 2,2 Millionen € betragen 
würden. Wie bewerten Sie diese Zusammen-
hänge auch im Hinblick darauf, dass man diese 
Mitel für viele andere Projek�deen auch aus  
Ihrer Frak�on gut gebrauchen könnte?  
 
 
Olaf Meister (GRÜNE):  
 
Zu den Kosten würde ich in meiner Schlussrede 
etwas sagen, weil ich annehme, dass der Finanz-
minister auf diesen Punkt eingehen wird. Das 
könnte ich mir zumindest vorstellen.  
 
Zu dem anderen Punkt. Es ist nicht als Einzel-
denkmal ausgewiesen; denn es betri� die ge-
samte Kaserne. Sie haben also verschiedene Ob-
jekte in der Kaserne, die dann zu dem Einzel-
denkmal Kaserne gehören.  
 

(Zuruf: Fünf Häuser ohne Fassade!) 
 

Wenn Sie wollen, dann suche ich Ihnen die 
Nummer heraus.  
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Herr Ruland, Sie haben eine weitere Frage. 
 

(Zuruf: Fünf Häuser ohne Fassade!) 
 
 
Stefan Ruland (CDU):  
 
Dass es sich um ein Flächendenkmal handelt - - 
 
 
Olaf Meister (GRÜNE):  
 
Nein, es ist kein Flächendenkmal.  
 
 
Stefan Ruland (CDU):  
 
Wir wissen, dass es fak�sch keine Sichtachse 
gibt. Das Gebäude ist meines Erachtens nicht 
mehr erschlossen. Von daher stellt sich mir die 
Frage, welchen Nutzen Ihr Antrag in dem Kon-
text, dass dann 2,2 Millionen € quasi in den 
Wind geschossen werden, bringt.  
 
 
Olaf Meister (GRÜNE):  
 
Merkwürdig ist immer die Argumenta�on, dass 
dies niemand sehe. Nach unserer Vorstellung 
würden darin Leute arbeiten. Auf diesem Ge-
lände befinden sich Hunderte Polizisten. Daran 
fährt eine S-Bahn vorbei. Das Gebäude ist in  
seinem Bereich einfach präsent. 
 
Diese Sichtbarkeit ist keine denkmalrechtliche 
Qualität. Wenn Sie danach gehen, dann müsste 
man die Staatskanzlei - - Die Staatskanzlei ist 
auch innen sehr schön saniert worden, gucken 
Sie sich bspw. die Stuckarbeiten an. Und das 
sieht nur eine Handvoll Leute. Man häte dort 
mit Trockenbau arbeiten können, das wäre viel  
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billiger gewesen. Das ist Ihre Argumenta�on 
und sie ist völliger Unsinn; denn die hat mit  
einem Denkmal nichts zu tun.  
 

(Zustimmung - Zuruf)  
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Jetzt spricht Herr Richter für die Landesregie-
rung. Er kommt jetzt zum Pult. - Herr Minister.  
 
 
Michael Richter (Minister der Finanzen): 
 
Sehr geehrte Frau Präsiden�n! Meine Damen 
und Herren! Herr Ruland, gerade aufgrund Ihrer 
Frage möchte ich etwas zum Hintergrund dieser 
Liegenscha� sagen und zu der Entscheidung, die 
damals dazu geführt hat, dass das am schlech-
testen untergebrachte Polizeirevier in Deutsch-
land auf jeden Fall eine andere Unterbringung 
benö�gt. Damals kam man zu dem Ergebnis, 
dass das Revier in der Sternstraße unter- 
gebracht werden soll.  
 
Wenn Sie mich heute fragen, ob das eine gute 
Entscheidung war, dann würde ich das sicher-
lich nicht mehr uneingeschränkt mit Ja beant-
worten,  
 

(Zuruf: Wer hat dagegen gestimmt? -  
Lachen) 

 
- Kollege Heuer - weil sich gezeigt hat, dass es 
eine Reihe von Problemen und Schwierigkeiten 
gab. Wenn ich mir die Bauzeit anschaue und all 
die Themen, die damit zusammenhängen, dann 
müsste man sich in der Zukun� - wir wollen 
nicht noch eine weitere PD bauen - überlegen, 
ob es eine sinnvolle Entscheidung ist, eine Poli-
zeidirek�on mit all den Schwierigkeiten direkt in 
der Stadt unterzubringen.  
 
Damit Sie es einordnen können: Das 
Haus 5 - das kam zum Schluss heraus - ist nicht  
 

das einzige Haus. Als man damals über den 
Standort entschieden hat, Olaf Meister, haben 
sich die GRÜNEN nicht dagegen gewehrt.  
 

(Zuruf: Wir waren nicht im Koalitionsaus-
schuss!) 

 
- Bei der Entscheidung waren Sie noch nicht in 
der Regierung. - Damals war die Planung, alle 
Gebäude abzureißen; das war die erste Planung. 
Im Rahmen der weiteren Überlegungen kam es 
dazu, dass das gesamte Ensemble, nämlich die 
Häuser 1 bis 4, das Haus 7 und die Fassade zum 
Haus 6, Bestand haben sollen. 
 
Ich will damit sagen, dass man sich bausei�g 
sehr intensiv mit dem Denkmalschutz auseinan-
dergesetzt und eine Menge inves�ert hat; übri-
gens nicht nur Geld, sondern auch Planungsleis-
tungen und viele, viele andere Dinge mehr, um 
das Denkmal zu erhalten.  
 
Der sogenannte Trainhof ist, wenn man sich die 
Liegenscha� heute anschaut, im Rahmen der 
gesamten Baumaßnahme recht gut eingebun-
den.  
 
Zunächst war auch das Haus 5 eingeplant. Dann 
hat man sich aber die Dinge weiter angeschaut 
und festgestellt, dass die Nutzfläche von 
265 m², über die wir reden, sehr gut woanders 
untergebracht werden kann. Diese Fläche ist 
dann in Haus A1 zur Verfügung gestellt worden. 
Mit Blick auf die Vorhaltefläche von 200 m² ist 
festgestellt worden, dass man sie anderwei�g 
bedienen kann und insoweit darauf nicht ange-
wiesen ist.  
 
Die Kosten in Höhe von 2,2 Millionen €, die da-
mals ermitelt worden sind - das wären heute 
übrigens keine 2,2 Millionen € mehr, sondern 
das Doppelte -, führten unter anderem dazu, 
sich weitere Gedanken zu machen. Neben dem 
hohen Preis für die 265 m² spielen bei der Ent-
scheidung weitere Dinge eine Rolle, nämlich die 
Neuausrichtung der Verkehrserschließung, der  
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Feuerwehraufstell- und -bewegungsflächen so-
wie die Zu- und Ausfahrten einschließlich der 
geforderten zwei Notausfahrten und darüber 
hinaus noch ca. 290 Stellplätze für die Dienst-Kfz 
und Kfz-Stellflächen. Zudem mussten - das war 
auch ganz wich�g - Freiflächen für die entspre-
chenden Sicherheitslagen im Innenhof vorge-
halten werden. 
 
All das hat dazu geführt, dass der entspre-
chende Antrag bei der unteren Denkmalschutz-
behörde gestellt wurde. Diese hat dann im Rah-
men der Abwägung gemäß § 10 Abs. 2 Nr. 2 des 
Denkmalschutzgesetzes des Landes Sachsen-
Anhalt die Entscheidung getroffen, dass dieses 
Gebäude abgerissen werden könne.  
 
In den Jahren 2014 und 2017 ist diese Möglich-
keit bis zum Jahr 2020 und im Jahr 2020 bis zum 
Jahr 2023 verlängert worden. Wenn Sie mich 
jetzt fragen, warum das Gebäude bisher nicht 
abgerissen worden ist, dann antworte ich da-
rauf, dass dies mit der Konstella�on in der Koa-
li�on in den Jahren 2016 bis 2021 zusammen-
hing. Es gab einen Kollegen, der dazu eine an-
dere Auffassung hate. Deshalb ist die Situa�on 
entstanden, dass das Gebäude noch nicht abge-
rissen worden ist.  
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Herr Minister Richter, wir führen eine Dreiminu-
tendebate.  
 
 
Michael Richter (Minister der Finanzen): 
 
Ich komme gleich zum Schluss. Es ist schon ge-
sagt worden, das Gebäude steht dort. Wenn wir 
dem tatsächlich folgen würden, dann würde 
dies Kosten in Höhe von bis zu 5 Millionen € mit 
sich bringen. Wir müssten die Energie dort wie-
der anlegen. Wir müssten umplanen, was er-
hebliche zeitliche Verzögerungen nach sich  
ziehen würde.  

Ich kann Ihnen nur den Rat und die Empfehlung 
geben, nicht an dem Beschluss vom 13. Januar 
zu rüteln. - Danke für Ihre Aufmerksamkeit.  
 

(Zustimmung)  
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Vielen Dank, Herr Richter. Ich sehe keine Fragen 
und keine Interven�onen. - Die Debate wird 
von dem Abg. Herrn Dr. Grube von der SPD-
Frak�on eröffnet.  
 
 
Dr. Falko Grube (SPD):  
 
Frau Präsiden�n! Sehr geehrte Damen und Her-
ren! - Läu� die Uhr jetzt immer vorwärts? 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Die Uhr läu� vorwärts und nach drei Minuten ist 
die Redezeit beendet. 
 
 
Dr. Falko Grube (SPD):  
 
Alles klar. - Frau Präsiden�n! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Ich will eine kurze Vorbemer-
kung machen. Wir sind in Zeiten, in denen, wäh-
rend wir friedlich tagen, in Kiew die ersten 
Kämpfe sta�inden - die Lage ist nicht so ganz 
klar -, in denen Bomben und Raketen die Stadt 
treffen. 
 
Wir haben schon viel über die unmitelbaren 
Folgen von Krieg geredet, nämlich Tod, Vertrei-
bung, Zerstörung und Leid. Wir reden heute 
über die sehr mitelbaren Folgen von Krieg; 
denn vor fast 80 Jahren ist das passiert, was Olaf 
Meister eben anhand seiner Familiengeschichte 
dargestellt hat. Die Stadt Magdeburg wurde 
bombardiert und selbst heute, nach 80 Jahren, 
sprechen wir noch über die Besei�gung der Fol- 
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gen. Das, was auf dem Gelände der Polizeiin-
spek�on passiert, gehört dazu.  
 
Zum Haus 5. Ein rich�ges Ruhmesblat ist das 
Vorgehen des Landes nicht. Es ist nicht das ein-
zige denkmalgeschützte Gebäude auf dem Ge-
lände, das abgerissen werden soll. Es gibt Erhal-
tungszustände, das ist keine Frage. Aber ich 
finde, angesichts dessen, was wir Privaten bis-
weilen beim Thema Denkmalschutz zumuten, 
hat die öffentliche Hand natürlich eine beson-
dere Verantwortung, dem Denkmalschutz in  
ihrem Verantwortungsbereich ordentlich nach-
zukommen.  
 

(Zustimmung) 
 
Die Koali�on wird diesen Antrag in den Aus-
schuss überweisen, um zu prüfen, welche Mög-
lichkeiten es noch gibt.  
 
Ich habe dem Antrag der GRÜNEN im Stadtrat 
zuges�mmt, weil ich finde, bei dem, was in 
Magdeburg in der Bombennacht kaputgegan-
gen ist, können wir nicht sorgsam genug mit 
dem umgehen, was noch erhaltenswert ist.  
 
Deswegen ist für mich eine spannende 
Frage - - Ich habe es nicht in den Unterlagen ge-
funden und ich bin selbst Mitglied im Bauaus-
schuss. Die Berechnungen im Zusammenhang 
mit den 265 m² Nutzfläche sind eine Milchmäd-
chenrechnung; denn sie können ja nicht weg, 
sondern sie werden an anderer Stelle gebaut, 
also, die Fläche braucht man.  
 
Das heißt, das, was man dort häte stehen las-
sen können, häte man an anderer Stelle nicht 
bauen müssen. Deswegen wäre eine Frage, die 
im Finanzausschuss gestellt werden müsste, 
welche Kostenerhöhung damit tatsächlich ein-
hergeht. Im Moment sind es 4 Millionen €. Ich 
habe gelesen, dass es einschließlich der Sanie-
rung 4,1 Millionen € sind. Der Betrag hat sich 
also seit dem Jahr 2018 um 2 Millionen € er-
höht; es sind also nicht mehr 2,2 Millionen €.  

Zudem stellt sich die Frage, ob die kalkulierten 
Kosten in Höhe von 160 000 € für den Abriss 
noch s�mmen. 
 
Wir reden also über Mehrkosten in Höhe von ca. 
4 Millionen € abzüglich der Nutzfläche, die an 
anderer Stelle nicht gebaut werden müsste.  
 
Da wir gerade bei Wünschen sind und bei dem, 
was im Finanzausschuss noch besprochen wer-
den kann: Wir haben bei dem Thema städtebau-
liches Ensemble rund um die Sternstraße noch 
zwei Leerstellen, nämlich einmal die Stern-
straße 2 und das Pendant auf der Hallischen 
Straße.  
 
Diesbezüglich wäre es eine spannende Frage, 
wenn das gesamte Thema sowieso noch einmal 
besprochen wird, ob diese nicht einer Nutzung 
durch das Land zugeführt werden könnten. 
Denn das Gebäude ist von vorn verkehrlich rela-
�v schlecht zu erschließen, sodass die verkehr- 
liche Erschließung von hinten, also über das Po-
lizeigelände, eine sinnvolle Idee wäre. Denn an-
sonsten ist die Frage, ob der Zeitraum, den ich 
gerade mit 80 Jahren beziffert habe, in dem 
nämlich Baulücken aus dem Krieg Magdeburg 
verschandeln, nicht irgendwann 90 Jahre be-
trägt. 
 
Mein Kollege aus dem Finanzausschuss ist 
krankheitsbedingt leider nicht anwesend; wes-
halb ich es den anderen Kolleginnen und Kolle-
gen mitgeben werde.  
 
Insofern überweisen wir den Antrag in den Aus-
schuss. Ich bite um eine ehrliche Überprüfung 
der Sachlage. Mir ist durchaus bewusst, dass wir 
in den Planungen schon sehr weit sind, aber 
vielleicht geht noch was. Und wenn noch etwas 
geht, dann sollten wir es auch möglich machen. 
- Danke schön. 
 

(Zustimmung) 
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Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Herr Dr. Grube, vielen Dank. - Es folgt Herr Kohl 
für die AfD-Frak�on. - Bite. 
 
 
Hagen Kohl (AfD):  
 
Ich glaube, jetzt kann ich anfangen. - Sehr ge-
ehrte Frau Vizepräsiden�n! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Mit dem vorliegenden Antrag 
soll der Landtag feststellen, dass die Bewahrung 
und Sicherung von Baudenkmälern, insbeson-
dere, wenn sie Eigentum des Landes sind, eine 
wich�ge öffentliche Aufgabe ist. Zudem soll der 
Beschluss des Finanzausschusses zur Polizeiin-
spek�on Magdeburg insoweit aufgehoben wer-
den, als dass dort dem Abbruch von Haus 5  
zuges�mmt wird.  
 
Bei der Liegenscha� der Polizeiinspek�on Mag-
deburg handelt es sich um eine ehemalige  
Kaserne aus dem 19. Jahrhundert mit den darin 
befindlichen historischen und denkmalge-
schützten Bauten. Der Zustand der Gebäude 
war aufgrund des enormen Sanierungsstaus 
entsprechend schlecht. Das erklärt auch,  
warum die Deutsche Polizeigewerkscha� dieses 
Objekt wiederholt als das schlechteste Dienst-
gebäude Deutschlands ausgezeichnet hat.  
 
Die Entscheidung, die gesamte Liegenscha� zu 
sanieren, wurde vor dem Einzug der AfD in den 
Landtag getroffen. 
 

(Zuruf) 
 
- Doch, das ist so. Das war noch vor der Wahl 
2016. 
 

(Zurufe) 
 
Wir häten uns seinerzeit aus Kostengründen 
und aufgrund der geringeren Bauzeit für eine 
Variante auf der grünen Wiese entschieden. 
Aber sei es drum. 

Seit geraumer Zeit wird dieses Bauvorhaben  
regelmäßig im Finanzausschuss behandelt. Da-
bei geht es zumeist um Kostensteigerungen. 
Das läu� dann regelmäßig nach demselben Pro-
cedere ab. Zuerst wird erklärt, woraus die Kos-
tensteigerungen resul�eren, dann gibt es ver-
einzelt Kri�k und besonders regelmäßig zuver-
lässig von Herrn Heuer. Ich weiß nicht, ob er 
dazu gleich noch sprechen wird. 
 

(Zuruf von Guido Heuer, CDU) 
 
Aber am Ende segnet die Mehrheit im Finanz-
ausschuss die Mehrkosten ab, und ja, auch wir 
als AfD haben regelmäßig den Kostensteigerun-
gen zuges�mmt, 
 

(Zuruf) 
 
weil wir möchten, dass die Bediensteten mög-
lichst zeitnah in modernen Dienstgebäuden  
arbeiten können, nicht, weil es uns gefällt, dass 
die Kostensteigerungen anfallen. 
 
Soweit bekannt, hate man sich seinerzeit trotz 
der zu vermutenden höheren Kosten gegenüber 
einem Neubau auf der grünen Wiese bewusst 
für den Erhalt des Standortes dieser Liegen-
scha� und der darauf befindlichen Bauten ent-
schieden. Dass man jetzt davon abweicht und 
ein Gebäude abreißen will, das man eigentlich 
erhalten wollte, zeugt nicht von Prinzipien-
treue. Deshalb ist ein Bekenntnis zur Bewah-
rung und Sicherung von Baudenkmälern, die 
sich im Eigentum des Landes befinden, wich�g 
und rich�g. 
 
Als konserva�ve Partei ist es uns ein Anliegen, 
nicht nur immaterielle, sondern auch materielle 
Werte zu schützen und zu bewahren. Dazu ge-
hören auch denkmalgeschützte und erhaltens-
werte historische Bauten wie das Haus 5. 
 
Wir haten als AfD-Frak�on schon im Stadtrat 
dem Antrag der GRÜNEN zuges�mmt, wir wer- 
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den auch hier zus�mmen. Wir haben aber ge-
hört, der Antrag soll überwiesen werden, in den 
Finanzausschuss, nehme ich an. Dem s�mmen 
wir natürlich auch zu. - Insofern bedanke ich 
mich für Ihre werte Aufmerksamkeit. 
 

(Zustimmung) 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Herr Kohl, vielen Dank. - Es schließt sich Herr 
Kosmehl für die FDP-Frak�on an. - Herr Kos-
mehl, nur, dass Sie sich nicht wundern: Wir  
haben Schwierigkeiten mit der Anzeige, aber 
wir schauen darauf. 
 
 
Guido Kosmehl (FDP):  
 
Vielen Dank, Frau Präsiden�n. - Sehr verehrter, 
lieber Herr Kollege Grube! Vielleicht macht es 
tatsächlich Sinn, dass einmal ein Nichtstadtrat 
aus Magdeburg zu dem Thema redet. Ich habe 
ein wenig den Eindruck, dass der Tag der OB-
Wahl näher rückt und deshalb hier versucht 
wird, Entscheidungen, die eigentlich getroffen 
worden und umzusetzen sind, ein Stück weit 
hinauszuschieben. 
 
Ich will an der Stelle ganz deutlich sagen, dass 
dieses Ensemble, dieser Standort nun endlich 
zum Ende gebracht werden muss; denn das, 
was Herr Finanzminister - auch Herr Kohl hat es 
gerade angesprochen - gesagt hat, kenne ich 
aus meiner ak�ven Zeit im Landtag von Sach-
sen-Anhalt. Ich war dabei, als die DPolG 
Deutschlands schlechtestes Dienstgebäude aus-
gezeichnet hat. 
 
Es ist notwendig, dass wir eine moderne Unter-
bringung haben. Jetzt ist die Frage, was zumut-
bar ist und was wir sozusagen an den Kosten 
machen müssen. Ich habe von Ihnen vernom-
men, es sind jetzt 4 Millionen €, vielleicht sind 
es bei den Abrisskosten noch etwas mehr. Kei-
nen Privaten würden Sie bei einer solchen  
 

Kostensteigerung zum Erhalt des Denkmals  
verpflichten. 
 

(Zurufe) 
 
- Nein! Niemals! - Beim Zweieinhalbfachen des 
ursprünglichen würden Sie das nicht machen, 
sondern dann würde die untere Denkmal-
schutzbehörde, wie sie es hier auch gemacht 
hat, den Eingriff genehmigen. 
 

(Zustimmung) 
 
Jetzt sage ich Ihnen eines aus unserer Sicht als 
Freie Demokraten: Wir sollten die bestehenden 
Beschlüsse - dazu zählt für mich auch der Be-
schluss des Finanzausschusses vom Januar - 
endlich umsetzen und nicht erneut verschieben. 
- Vielen Dank. 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Herr Kosmehl, vielen Dank. - Es redet jetzt Herr 
Henke für die Frak�on DIE LINKE. Da der andere 
Herr Henke hier sitzt, weiß er auch, wer gemeint 
ist. - Herr Henke, bite schön. Wir lassen hier 
oben den Taschenrechner mitlaufen, weil das  
irgendwie nicht funk�oniert. 
 
 
Guido Henke (DIE LINKE):  
 
Den Taschenrechner? 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Ja. 
 

(Heiterkeit) 
 
 
Guido Henke (DIE LINKE):  
 
Frau Präsiden�n! Geehrte Damen und Herren! 
Nachdem der Finanzminister in der vergange- 
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nen Woche die Eckpunkte seines Haushalts- 
planentwurfs für 2022 vorgestellt hat, vermisste 
der Kollege Meister Schwerpunkte, um uns 
heute noch einen Leichtpunkt obendrauf zu  
setzen. 
 

(Zuruf von Wulf Gallert, DIE LINKE) 
 
Das ist schon bemerkenswert; denn wir haben 
im Finanzausschuss im Januar eine sehr aus-
führliche Beratungsunterlage bekommen. Die 
Älteren von Ihnen, die länger Gedienten,  
wissen, dass das schon seit mindestens 2014 ein 
Thema ist. 
 

(Zustimmung) 
 
Da ist sehr sorgfäl�g beraten worden. Was  
haben wir jetzt? - Wir haben nach den Zahlen 
von 2021  3 Millionen € Sanierungskosten plus 
1,1 Millionen € Erschließungskosten, also min-
destens 4,1 Millionen € für 265 m2 Nutzfläche. 
Das sind pro Quadratmeter wenigstens 
15 500 €.  
 

(Zuruf) 
 
- Natürlich glaube ich das und es wird noch  
teurer; denn dieses Jahr läu� weiter. - Für die-
ses Geld kann man in Magdeburg in vornehms-
ter Lage mit luxuriösester Wohnungsausstat-
tung viele, viele Häuser bauen. 
 
Dann geht es weiter: Es wurde festgestellt, für 
die Fläche dieses Gebäudes gibt es keinen Nut-
zungsbedarf, nicht einmal als landesweite Re-
serve. Es ist landesweit gefragt worden. Dann 
soll das hingestellt werden. So, da steht es dann, 
und wir wissen, ein leerstehendes Gebäude ver-
ursacht auch Unterhaltskosten, noch einmal et-
liche Tausende Euro pro Jahr. Den Kommentar 
des Landesrechnungshofes bei einer solchen 
Entscheidung höre ich jetzt schon. 
 

(Zustimmung) 
 

Und den Eintrag von dem von mir nicht ge-
schätzten Bund der Steuerzahler im Schwarz-
buch sehe ich auch schon vor mir.  
 

(Zustimmung) 
 
Herr Kollege Meister, wie soll da eine Landes-
nutzung aus Ihrem Antrag erfolgen? Das ist das 
Gelände der Polizeiinspek�on. Wie soll da eine 
Denkmal-Landesnutzung erfolgen? Das weiß ich 
nicht.  
 

(Zuruf) 
 
Wenn Sie in Ihrem Antrag „Baudenkmal“ schrei-
ben: Das Ding ist ja schon kein Baudenkmal 
mehr, weil das Denkmalamt mehrfach bestä�gt 
hat, dass der Status abgewogen nicht mehr  
gegeben ist.  
 

(Beifall) 
 
Da sollte man auch mal bei der Wahrheit blei-
ben. Insofern ist der Antragstext falsch. 
 
Ich möchte ausdrücklich betonen, dass die Vor-
lagen im Finanzausschuss sehr ausführlich und 
sehr gut waren, auch die Erläuterung, die wir 
dazu bekommen haben. Auch die beiden Her-
ren Henke haben im Finanzausschuss für den 
Abriss ges�mmt. 
 
Jetzt noch etwas: Der Finanzausschuss genießt 
das Privileg, unter bes�mmten Voraussetzun-
gen Beschlüsse mit Außenwirkung zu fällen. Das 
haben wir jetzt getan. Ich bin entsetzt, liebe  
Koali�on, dass das jetzt zurück in den Finanzaus-
schuss soll. Dass wir heute nicht entscheiden 
und Rechtsklarheit schaffen können, verzögert 
den Bau noch einmal und macht ihn noch un- 
sicherer. Da kommen Kosten und Kosten, und 
vom Vertrauen in die Baubeteiligten will ich gar 
nicht mehr reden.  
 
Das hat alles damit zu tun, wie sich ein öffent- 
licher Au�raggeber zu verhalten hat. Darum ist  
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meine Frak�on der Auffassung, dass wir nicht 
befürworten sollten. Wenn dieser Antrag nun in 
den Ausschuss zurückgeht, ist das schon ein 
Schaden als solcher. 
 
Noch eine kleine weitere Reak�on: Für dieses 
Jahr sind Projektkosten von ungefähr - ich weiß 
es nicht genau - 34 oder 37 Millionen € für die-
ses Objekt vorgesehen. Ich habe mir gerade den 
Einzelplan 20 angeschaut. Das sind mehr als 
10 % Kostensteigerung auf die Planungen für 
dieses Jahr. Das, denke ich, ist nicht vermitel-
bar. 
 
Und bei aller Familiengeschichte, lieber Olaf 
Meister, einen solch großen Wert für dieses Ge-
bäude für die Stadt Magdeburg vermag ich als 
Haldenslebener Stadtrat nicht zu sehen. - Ich 
danke für Ihre Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall) 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Herr Henke, vielen Dank. - Es folgt Herr Heuer 
für die CDU-Frak�on, auch er mit Maske. 
 

(Zuruf) 
 
- Jawohl, ich habe es doch schon gesehen, dass 
Sie sie genommen haben. Herr Heuer, bite. 
 
 
Guido Heuer (CDU):  
 
Danke, Frau Präsiden�n. - Meine sehr geehrten 
Kolleginnen und Kollegen! Jetzt läu� die Uhr üb-
rigens rückwärts. Das habt Ihr hinbekommen. 
 
Lieber Olaf, ich habe hier die ganze Genese seit 
2016. Das könnte ich jetzt alles nacheinander 
vorlesen mit jedem Beschluss und Nichtbe-
schluss und deiner Blockadehaltung. Im End- 
effekt gehen die Mehrkosten von 2,2 Millio-
nen € auf mindestens 4,1 Millionen € komplet  
 

auf deine Kappe. Das muss man ganz deutlich 
festhalten. 
 

(Beifall) 
 
Aber jetzt ganz kurz zur AfD: Ich finde es schon 
interessant, wenn hier drei Stadträte nach- 
einander reden und dann drei Nichtstadträte. 
Da erkennt man genau, wo gerade die Interes-
senlage ist. Ich habe für vieles Verständnis, bin 
gebür�ger Magdeburger, wenn auch nur so 
lange, wie meine Muter im Kreißsaal war; aber 
egal. Ansonsten bin ich Sülzetaler und sitze mit 
Guido Henke zusammen im Kreistag. 
 

(Zuruf: Den Makel wirst Du nicht mehr los!) 
 
- Nein, den Makel werde ich nicht mehr los, aber 
sei es drum. 
 

(Zuruf) 
 
Ich sage jetzt mal für uns als CDU-Frak�on ganz 
ehrlich: Das Ding kommt weg. Dafür werden wir 
im Finanzausschuss s�mmen. 
 

(Beifall) 
 
Wir haben das beschlossen und ich muss ganz 
ehrlich sagen: Welchen Sinn machen eigentlich 
noch Entscheidungen, die mit großer Mehrheit 
getroffen wurden? Ganz ehrlich, Olaf, 2017 zum 
Haushalt 2017/2018 haben wir die HU Bau be-
schlossen. Da war der Abriss des Hauses 5 drin. 
Ihr habt alle Ja gesagt, alle Mann. 
 

(Zuruf) 
 
- Natürlich habt Ihr, sonst wäre der Haushalt 
nicht durchgegangen. - Mit dem Haushalt haben 
wir die PD beschlossen. Ich war grundsätzlich 
Gegner dieser PD.  
 
Das noch einmal zur AfD: Eva Feußner und ich 
haben 2016 die Nummer aufgemacht, auf der 
grünen Wiese zu bauen. Eure Mitglieder im  
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Finanzausschuss haben gesagt - ich höre noch 
Robert Farle krakelen -, das Ding gehört an den 
Hasselbachplatz - übrigens gab es da auch noch 
ein paar andere -, weil die Polizei am Brenn-
punkt sein muss. Die Beamten, die im Büro  
sitzen, sind auch abends, wenn es im M2 los-
geht, alle da. - Das nur mal so am Rande. 
 
Wir geben für das Ding perspek�visch mehr als 
200 Millionen € aus. Wir haben ein Bekleidungs-
zentrum, das wir in Cracau im Hochwasserge-
biet bauen. Wir bauen jetzt ein LKA. Das häte 
anders laufen können. Ihr habt immer jeder 
Maßnahme zuges�mmt und redet Euch da nicht 
raus. Der einzige, der dagegen ges�mmt hat, 
war ich. - Das nur mal zur Genese der ganzen 
Nummer. 
 
Sich jetzt hierher zu stellen und zu sagen, wir 
müssen Haus 5 erhalten, ganze ehrlich, das 
finde ich schon ein Ding! 
 

(Zuruf - Lachen) 
 
Für Stadträte habe ich grundsätzlich Verständ-
nis, ich war lange Jahre auch Gemeinderat, auch 
Vorsitzender. Ich kann das alles nachvollziehen.  
 

(Zuruf) 
 
Aber Olaf, zur Sichtbarkeit: Falko Grube hat ei-
nen guten Vorschlag gemacht. Wenn ich befan-
gen wäre, würde ich mich aus der Abs�mmung 
herausziehen. Dass ist diese Sternstraße 2. Dazu 
hat er etwas Rich�ges gesagt. Darüber könnt Ihr 
als Stadtrat einmal reden. - Olaf schaut ganz  
ungläubig, Falko, erkläre ihm das einmal. - Das 
ist die Frage. 
 
Am 13. Januar haben wir einen Beschluss ge-
fasst. Ich erwarte einfach, dass wir diesen Be-
schluss des Finanzausschusses umsetzen. 
 
In Kiew ist Krieg. Ich sage euch das nur noch mal 
ganz klar.  

(Zustimmung) 
 
Da kommt bei mir wirklich der Finanzwirt durch. 
Das hat für uns Folgen. Die Wahrheit kommt im 
Haushaltsjahr 2023. Darin sind wir uns doch alle 
einig. Wenn wir nicht anfangen, Prioritäten zu 
setzen, dann fahren wir dieses Land an die 
Wand - um das mal klar und deutlich zu sagen.  
 

(Zustimmung) 
 
Meine Redezeit ist um. - Danke, Frau Präsiden-
�n. 
 

(Beifall) 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Herr Heuer, vielen Dank für den engagierten 
Vortrag. - Jetzt erhält Herr Meister das Wort. Er 
schließt die Debate genauso engagiert. - Herr 
Meister, bite schön. 
 
 
Olaf Meister (GRÜNE):  
 
Danke sehr, Frau Präsiden�n. - Das waren sehr 
viele Dinge, auf die man jetzt eingehen müsste. 
Zunächst zu Herrn Ruland. Ich staune immer 
dieses Unkonserva�ve bei den Konserva�ven.  
 

(Zurufe) 
 
Das ist der konserva�vste Antrag, den meine 
Frak�on hier bisher gestellt hat. 
 

(Zustimmung) 
 
Es ist beim Denkmalschutz tatsächlich ganz 
schwer, bei euch durchzudringen. Im Verfahren 
war das wirklich immer die CDU: Das war wich-
�g, das kommt weg. Wirklich unglaublich! Dar-
über sollten Sie einmal nachdenken, weil das  
eigentlich den konserva�ven Kern berührt:  
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War es eine gute Entscheidung, das da zu 
bauen? Inzwischen hast du mich fast davon 
überzeugt, dass es keine gute Entscheidung 
war. Der Deal war damals: Wir haben da ein  
großes Baudenkmal mit verschiedenen  
Häusern; die bleiben erhalten. Das Land zieht 
dort ein und das wird hübsch.  
 

(Zuruf) 
 
Das war der Gedanke. Das war ein Wunsch vom 
MI, die dorthin wollten. Dann wurde das so ge-
macht. Dann hat man nach und nach die Abriss-
listen. Haus 5 war zunächst nicht auf der Abriss-
liste, sondern es war tatsächlich vorgesehen, 
das zu sanieren. Die Pressestelle sollte dort ein-
ziehen; die Pläne gab es. Dann macht ihr eine 
fiese Sache mit den zweikommairgendwas Mil-
lionen, weil ihr nicht berücksich�gt, dass ihr ja 
woanders etwas baut.  
 

(Zuruf) 
 
Ihr berechnet nicht, was sozusagen der Sinn des 
Gebäudes ist. Wenn ich das auf null stelle, 
komme ich natürlich immer auf nega�ve Werte.  
 
Dann zu dem Wert an sich. Das ist ein Haus, da 
waren, als es gebaut worden ist, sechs kleine 
Wohnungen. Das war der Gedanke. Es ist also 
kein großer Spezialbau mit technischen Sachen, 
einem Wasserturm oder was weiß ich. Das ist 
ein schlichtes Gebäude mit sechs kleinen Woh-
nungen.  
 
Dann erzählt mir die Landesverwaltung: Also, 
wenn das Land das macht, sechs Wohnungen 
ausbauen und sanieren - - Das haben wir in 
Magdeburg an Hunderten Stellen gemacht. Wir 
brauchen dort keine Bäder und keine Küche. 
Wenn das Land das macht, kostet es 5 Millio-
nen €. Das ist wirklich absurd. Wenn diese 
Preise real sind, dann müssen wir über den BLSA 
reden und müssen sagen, das ist keine sinnvolle 
Maßnahme. Es ist mir klar, wie es zu solchen 
Kostensteigerungen bei Projekten kommt; das 
ist keine sinnvolle Geschichte. 

(Zurufe) 
 
Dann zu den Kostensteigerungen. Ich glaube, 
wir haben bei 98 Millionen € angefangen. 
 

(Zuruf: 97!)  
 
- 97 Millionen €. -  Jetzt sind wir bei weit über 
150 Millionen €. Jedes Mal, wenn der Finanz-
ausschuss sich damit befasst, winken wir die Er-
höhungen durch, wie der Kollege es hier sagte. 
Das sind tatsächlich Erhöhungen, die sich er- 
geben. An dem Punkt sagt man nun: Nein, das 
machen wir ganz anders; da reißen wir das 
Denkmal ab. Das finde ich schwach. Das ist tat-
sächlich ein Denkmal - Guido Henke hate das 
jetzt bestriten. Ein Denkmal ist es so lange, bis 
es abgerissen ist oder bis die Denkmaleigen-
scha� aufgehoben wird. Diese wurde hier nicht 
aufgehoben. Ja, es gibt eine Abrissgenehmi-
gung, aber es ist keine Au�ebung des Denkmal-
status.  
 

(Zuruf) 
 
Was wäre denn noch offen? - Die Nutzung. Habe 
ich eine Nutzung?  
 

(Zurufe) 
 
Wir haben hier im Magdeburg vom Land ange-
mietete Flächen in einer Größenordnung von 
Zehntausenden Quadratmetern. Die kriege ich 
in diesem Haus nicht unter.  
 

(Zurufe) 
 
Aber zu behaupten, ich wäre nicht in der Lage, 
eine möglicherweise auch sicherheitsrelevante 
Einrichtung, die auf einem bewachten Gelände 
ist, von dieser Grundordnung zu finden und in 
eine sinnvolle Nutzung zu überführen - IT-Be- 
reiche oder so etwas wäre denkbar - ist auch  
absurd.  
 

(Zuruf) 
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So, jetzt ist meine Redezeit zu Ende. 
 

(Zustimmung) 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Die anderen Redner haben auch ein bisschen 
Redezeit dazugekriegt; dann erhalten Sie das 
auch. 
 

(Zuruf) 
 
 
Olaf Meister (GRÜNE):  
 
Ich bin durch. Aber ich glaube, Kollege Heuer 
hat noch eine Frage. 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Gut. - Herr Heuer, bite. 
 
 
Guido Heuer (CDU):  
 
Danke, Frau Präsiden�n. - Olaf, erst einmal sind 
wir am 13. Januar 2022 darüber informiert wor-
den, dass wir bei 189 311 959 € sind. Wenn ich 
jetzt deine 5 Millionen € dazurechne, sind wir 
bei 194 Millionen €. Ich habe damals André 
Schröder als ehemaligen Finanzminister eine 
Wete angeboten, dass wir über 200 Millionen € 
gehen. Wenn wir diese Kostensteigerungen ge-
rade sehen, werde ich auch diese Wete gewin-
nen. Auch die Bauzeitwete habe ich gewonnen. 
- Das dazu.  
 
Jetzt die konkrete Frage, lieber Olaf. Damals 
habe ich den Vorschlag gemacht, dieses Ding 
am Hasselbachplatz städtebaulich zu nutzen. 
Jetzt die Frage: Wenn wir das gemacht häten 
und die Stadt häte das - egal ob mit Investor  
oder selbst, wie auch immer - gemacht - bist du 
mit mir der Meinung, dass das Haus 5 dann  
 

wahrscheinlich stehen geblieben wäre? Studen-
tenwohnung, Kneipenviertel, weiß der Kuckuck 
was, Geschä�e - das wolltet ihr alles nicht. Eva 
Feußner und ich haben genau diesen Vorschlag 
gemacht. Das habt ihr alle, übrigens mit Unter-
stützung der AfD, die sich gerade rausredet - -  
 

(Zurufe) 
 
Genau so ist das gelaufen. 
 

(Zustimmung) 
 
 
Olaf Meister (GRÜNE):  
 
Moment, Moment! 
 

(Zuruf - Lachen) 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Herr Meister. 
 
 
Guido Heuer (CDU):  
 
Eines noch ganz kurz, wenn ich darf. - Ursprüng-
lich war das so: Als es im Jahr 2014 losging,  
waren es 97 Millionen € für das Gebäude am 
Hasselbachplatz und 98 Millionen € für das Alt-
städ�sche Krankenhaus. Wir sind demnächst 
bei 200 Millionen € und sind, ich weiß es nicht, 
irgendwann fer�g. 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding:  
 
Herr Meister, bite. 
 
 
Olaf Meister (GRÜNE):  
 
Danke, Frau Präsiden�n. - Was dich stutzig  
machen sollte, ist: Es wäre stehen geblieben. Ich  
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bin übrigens genau deiner Meinung: Wenn das 
die Stadt gemacht häte oder es häte ein Priva-
ter gemacht, wäre es stehen geblieben. Kurios? 
Wieso? Ich denke, es lohnt sich nicht. Ein Priva-
ter müsste es doch abreißen. Das wäre anders 
gekommen, da bin ich ganz sicher. 
 

(Zuruf von Guido Heuer, CDU 
 
Zur Frage des Standortes. Das war ein Wunsch 
des MI; die wollten an diese Stelle. Aus städ�-
scher Sicht ist es eben immer so eine Sache: Ich 
möchte gern eine belebte Innenstadt haben. In-
sofern sprach aus städ�scher Sicht einiges da-
für, das zu machen. Häte man das anders ent-
schieden, dann wäre das - da bin ich ganz deiner 
Meinung - gegangen. Mit Investoren wäre das, 
in der heu�gen Situa�on, wo man Investoren 
auch findet, gegangen. Das wäre ein schönes 
Quar�er geworden. Damit hast du recht. Das ist 
jetzt aber nicht die Situa�on. Insofern brauchen 
wir nicht über verschütete Milch zu streiten.  
 
Jetzt geht es um die Frage: Wollen wir ein Bau-
denkmal erhalten? Es ist tatsächlich so, wie ich 
sage - das ging vorhin vielleicht unter -: Das ist 
eben eine Trainkaserne mit einer Fläche, die 
von Gebäuden umgeben ist. Auf der anderen 
Seite steht kein Gebäude mehr. Da ist eine 
Wand stehen geblieben, der Rest ist abgerissen 
worden und du hast dieses Haus 5. Es ist wirk-
lich schwach, das abzureißen. Ich finde es insbe-
sondere aus konserva�ver Sicht schwach. 
 

(Zuruf) 
 
 
Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Herr Meister, vielen Dank.  
 
 
Olaf Meister (GRÜNE):  
 
Und Überweisung in den Ausschuss. 

Vizepräsiden�n Anne-Marie Keding: 
 
Jetzt sind wir am Ende der Debate. Ich habe 
mich gerade gefragt: Heißt das Trainkaserne  
oder Trankaserne?  
 

(Zuruf: Trainkaserne!) 
 
- Okay, es heißt Trainkaserne. Das bedeutet so 
viel wie Nachschub.  
 

(Zurufe) 
 
 
Dann kommen wir jetzt zur  
 
Abstimmung 
 
über die Drs. 8/724. Es ist beantragt worden, 
diesen Antrag in den Ausschuss für Finanzen zu 
überweisen. Wer dem seine Zus�mmung gibt, 
den bite ich um das Kartenzeichen. - Das sind 
die Koali�onsfrak�onen, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und die AfD. Wer ist dagegen? - Das ist die 
Frak�on DIE LINKE. Niemand enthält sich der 
S�mme. Der Antrag ist damit in den Finanzaus-
schuss überwiesen worden. - Vielen Dank.  
 
 
Vizepräsident Wulf Gallert:  
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir verspüren 
ein Verlangen, an der einen oder anderen Stelle 
ein strukturiertes und straffes Verfahren für den 
Rest der Tagesordnung durchzuführen.  
 
Wir kommen nunmehr zu dem  
 
 
Tagesordnungspunkt 20 
 
Erste Beratung 
 
Zahnärztliche und kieferorthopädische Versor-
gung in den Landkreisen sicherstellen 
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Antrag Frak�on DIE LINKE - Drs. 8/757 
 
Alterna�vantrag Frak�on AfD - Drs. 8/803  
 
 
Der Einbringer für den Antrag der Frak�on DIE 
LINKE steht bereits am Rednerpult. Er hat das 
Wort. 
 
 
Hendrik Lange (DIE LINKE):  
 
Vielen Dank, Herr Präsident. - Mit dem heu�gen 
Antrag begebe ich mich in die Tradi�on derjeni-
gen, die für unsere Landtagsfrak�onen immer 
wieder auf einen Mangel an Fachkrä�en in na-
her Zukun� hingewiesen haben. Seien es Lehre-
rinnen, seien es Polizis�nnen oder eben, wie in 
diesem Fall, die Zahnärz�nnen und Kieferortho-
pädinnen.  
 
DIE LINKE bleibt der verlässliche Mahner. Vor so 
ziemlich zwei Jahren habe ich auf die drama�-
sche Entwicklung bei der zahnärztlichen und 
kieferorthopädischen Versorgung hingewiesen, 
eindringlich mit Zahlen und harten Fakten be-
legt. Aber bis auf einen Bericht hat sich im Land 
wenig getan, was auf das Handeln der Landes-
regierung zurückgeführt werden könnte. 
 
Meine Damen und Herren! Nach dem Bericht in 
der „MZ“ und pünktlich vor den Haushaltsver-
handlungen hat meine Frak�on erneut einen 
Antrag in den Landtag eingebracht, um die Zahl 
der Studienplätze in Halle um mindestens die 
Häl�e zu erhöhen. Denn dem Bericht der Kas-
senzahnärztlichen Vereinigung zufolge gehen 
mehr als die Häl�e der derzeit prak�zierenden 
Zahnärz�nnen bis zum Jahr 2030 in den Ruhe-
stand. Das sind immerhin 800 Personen. Es 
droht eine extreme Unterversorgung, insbeson-
dere im ländlichen Raum. Aber selbst in Magde-
burg droht mit einer Versorgungsprognose von 
52 % ein Mangel. Da sollten die zukün�igen In-
tel-Mitarbeiter bloß keine Zahnschmerzen  
bekommen. 

(Lachen) 
 
Meine Damen und Herren! Das ist alles andere 
als lus�g; denn bei Lehrerinnen und Polizis�n-
nen ist die Situa�on wie in diesem Fall vermeid-
bar, wenn schnell gehandelt wird. 
 

(Zustimmung) 
 
Leider sind schon wieder zwei Jahre des Nichts-
tuns ins Land gegangen. Wir könnten schon 
40 Zahnärz�nnen mehr haben, wenn unser Vor-
schlag umgesetzt worden wäre.  
 
Ich gebe die Hoffnung nicht auf. Ich bin auch 
froh, dass die Kassenzahnärztliche Vereinigung 
selbst ini�a�v ist. Sowohl die Unterstützung hin 
zur Selbstständigkeit als auch die Ausbildung 
von Zahnärz�nnen in Ungarn sind Beispiele. Ich 
selbst finde es beschämend für das Land, dass 
wir nicht hier die Studienplatzkapazitäten schaf-
fen, sondern die Leute nach Ungarn schicken. 
Aber das focht die CDU-geführten Landesregie-
rungen noch nie an.  
 
Ich habe im Jahr 2020 etwas zu den Lebensbe-
dingungen im ländlichen Raum als weichen 
Standor�aktoren gesagt. Falls Sie mir nicht glau-
ben, zi�ere ich jetzt einen Zahnarzt, der zur glei-
chen Zeit wie ich in Halle studiert hat und der 
mir heute Morgen etwas geschrieben hat. 
 

(Zuruf: Einer? Das ist aber nicht viel! -  
Lachen) 

 
- Hören Sie doch erst mal zu! 
 

(Zuruf) 
 
Dann noch etwas: Das Land muss au�ören, den 
ländlichen Raum kaputzumachen. Schulen 
schließen, ÖPNV einstellen, alles auf die Städte 
konzentrieren - welcher Hochschulabsolvent 
will in einem Bundesland im ländlichen Raum 
arbeiten, wenn das Land alles gegen diesen  
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Landstrich macht? Da gehe ich doch lieber nach 
Bayern, dort ist die Grundschule noch vor Ort, 
der Bäcker direkt nebenan. Das ist übrigens ei-
ner der Zahnärzte, der dafür wäre, eine Quote 
einzuführen. Die Ministerin ist noch da; das ist 
ein Vertreter Ihrer Partei, also jemand, der bei 
Ihnen offensichtlich unterwegs ist. Das ist 
durchaus etwas, das man immer mitdenken 
muss, dass es eben auch um weiche Standort-
faktoren geht. 
 

(Zurufe: Einer hat das geschrieben! Na dann! 
- Wir haben gestern von 13 berichtet! Sie  
haben einen! - Weitere Zurufe) 

 
Wissen Sie, das Witzige ist ja: Ich bin zumindest 
ganz gut im Gespräch mit der Kassenzahnärzt- 
lichen Vereinigung.  
 

(Zurufe) 
 
Von daher bin ich da ganz entspannt.  
 
Meine Damen und Herren! Wenn sich in den 
letzten zwei Jahre eines gezeigt hat, dann das, 
dass Geld da ist, wenn man Maßnahmen für un-
abdingbar hält. Herr Robra hat berichtet, dass 
die Erhöhung der Ausbildungskapazität jährlich 
14 Millionen € koste; die Errichtung von Ausbil-
dungsplätzen müsse noch geprü� werden. Ich 
frage Sie, meine Damen und Herren von der Ko-
ali�on, heute: Wie viel ist Ihnen die Versorgung 
der Bevölkerung in unserem Bundesland wert? 
 
Wenn der Altmarkkreis Salzwedel zukün�ig nur 
noch zu 55 %, die Börde zu 34 % und das  
Jerichower Land zu 26 % versorgt werden, dann 
treibt einen das doch um. Oder? Mich macht 
das extrem nervös. Deswegen: Lassen Sie uns 
handeln, meine Damen und Herren.  
 
Zu dem Alterna�vantrag der AfD. Zu Ihren An-
trägen habe ich prinzipiell schon etwas gesagt. 
Aber dieser gefällt mir. Die AfD sagt sich: Na ja, 
die Häl�e mehr an Studienkapazität, das ist gut, 
aber wir teilen die mal auf. Sie fordern 25 % an  
 

beiden Uniklinika. Also zehn Plätze mehr in 
Halle. Und in Magdeburg? - Da gibt es keine 
Zahnmedizin.  
 

(Ulrich Siegmund, AfD: Aller medizinischen 
Studienplätze! Sie müssen mal richtig lesen!)  

 
Da gibt es keine Zahnmedizin. Und 25 % von null 
bleibt null. 
 

(Ulrich Siegmund, AfD: Aller Ärzte, Herr 
Lange! Lesen!) 

 
Sie möchten sozusagen weniger Zahnmedizin-
plätze, als wir das vorschlagen. 
 

(Ulrich Siegmund, AfD: Aller medizinischen 
Studienplätze, Herr Lange! Lesen! - Lachen)  

 
Eine Zahnmedizinausbildung in Magdeburg zu 
errichten, das wird, glaube ich, rich�g teuer.  
 

(Ulrich Siegmund, AfD: Es geht nicht nur um 
Zahnärzte! Deswegen haben wir ja den Alter-
nativantrag!) 

 
 
Vizepräsident Wulf Gallert: 
 
Herr Siegmund,  
 

(Ulrich Siegmund, AfD: Er zieht es doch ins 
Lächerliche!)  

 
Sie haben sich gemeldet. Es gab jetzt mehrfach 
Zwischenrufe von Ihnen. 
 
 
Hendrik Lange (DIE LINKE): 
 
Jetzt seien Sie doch mal ruhig, Herr Siegmund. 
 
 
Vizepräsident Wulf Gallert: 
 
Wir könnten das alles ordentlich durchdeklinie-
ren.  
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(Zurufe) 
 
- Jetzt ist Herr Lange dran und er hat jetzt die 
Chance zu reden. 
 

(Zuruf: Der soll doch erst mal lesen!) 
 
 
Hendrik Lange (DIE LINKE): 
 
Ich würde Ihnen raten, doch einfach mal zuzu-
hören.  
 

(Zurufe) 
 
- Der Satz kommt doch jetzt noch. - Nun ja, Sie 
meinen da wohl alle medizinischen Studien-
plätze, das sollten Sie aber dann wirklich geson-
dert beraten. 
 

(Zurufe) 
 
Meine Damen und Herren! Lassen Sie uns bite 
nicht noch weiter warten. Sie alle wissen, wie 
das ausgeht. Am Ende will es dann wieder kei-
ner gewesen sein. Lassen Sie uns die Studien-
plätze schaffen und mit der Kassenzahnärzt- 
lichen Vereinigung und deren Partnerinnen 
flankierende Maßnahmen schaffen, damit die 
Versorgungslücke nicht größer wird. Die Men-
schen in unserem Land und ihre Gesundheit 
sind es uns wert. - Danke. 
 

(Zustimmung) 
 
 
Vizepräsident Wulf Gallert: 
 
Es gibt eine Frage von Herrn Siegmund. Wollen 
Sie die beantworten? 
 
 
Hendrik Lange (DIE LINKE): 
 
Natürlich nicht. 
 

(Unruhe) 

Vizepräsident Wulf Gallert: 
 
Das will er nicht. - Dann ist dieser Debatenbei-
trag beendet. Wir steigen ein in die Dreiminu-
tendebate. Zuvor hat die Ministerin Frau 
Grimm-Benne das Wort. - Sie haben das Wort, 
Frau Ministerin. 
 
 
Petra Grimm-Benne (Ministerin für Arbeit, So-
ziales, Gesundheit und Gleichstellung): 
 
Herzlichen Dank, Herr Vizepräsident. - Meine 
sehr geehrten Damen und Herren Abgeordne-
ten! Derzeit - ich sage wirklich: derzeit - liegt ge-
mäß der Bedarfsplanung der Kassenärztlichen 
Vereinigung, die auch den Sicherstellungsauf-
trag hat, der Versorgungsgrad in Sachsen-An-
halt bei der zahnärztlichen Versorgung bei 
110,3 %. Damit diese Versorgungssitua�on 
kün�ig gewährleistet bleibt, ist es auch mir ein 
besonderes Anliegen, dass wir mit einem um-
sich�gen Blick in die Zukun� auf die zahnärzt- 
liche Versorgungssitua�on schauen und diese 
berücksich�gen.  
 
Derzeit sind noch sieben Landkreise und kreis-
freie Städte bedarfsplanerisch überversorgt. 
Eine Überversorgung wird es im Planungsjahr 
2025 nicht mehr geben. Allerdings wird im Jahr 
2025 auch nirgends im Land eine bedarfsplane-
rische Unterversorgung erwartet. Mit einer sol-
chen ist gemäß den Prognosen der Kassenzahn-
ärztlichen Vereinigung Sachsen-Anhalt erstmals 
im Jahr 2030 in den Landkreisen Börde und - Sie 
haben es vorhin erwähnt - Jerichower Land zu 
rechnen. 
 
Damit man dem Jahr 2030 sehr vorausschauend 
begegnet, haben vor diesem Hintergrund nicht 
nur Sie sich mit der KZV ausgetauscht, sondern 
auch wir im Ministerium. Wir haben geschaut, 
wie auch mithilfe der KZV die vertragszahnärzt-
liche Versorgung langfris�g sichergestellt wer-
den kann. Entsprechende Maßnahmen werden  
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derzeit von der Kassenzahnärztlichen Vereini-
gung Sachsen-Anhalt ak�v umgesetzt.  
 
Zu diesen Maßnahmen gehört zuvörderst eine 
engagierte Nachwuchsförderung. Um das zahn-
medizinische Studium an der Mar�n-Luther-
Universität in Halle noch atrak�ver zu machen, 
wurde im Oktober 2020 das Zahnforum eröff-
net. Ich glaube, wir beide waren auch zur Eröff-
nung. Dort erfahren Studierende Unterstützung 
und Begleitung im Studium und können bereits 
frühzei�g über Potenziale und Karrierewege in 
der vertragszahnärztlichen Versorgung in Sach-
sen-Anhalt informiert und beraten werden.  
 
Seitdem hat die Kassenzahnärztliche Vereini-
gung Sachsen-Anhalt weitere Maßnahmen ini- 
�iert, die allesamt einen entscheidenden Bei-
trag dafür leisten können, dass auch die länd- 
lichen Regionen unseres Landes für junge Zahn-
ärz�nnen und Zahnärzte interessant bleiben. 
Mit dem im Jahr 2021 eingerichteten Struk-
turfonds als Finanzierungsgrundlage für eine 
bedarfsgerechte Nachwuchsgewinnung begeg-
net sie den Herausforderungen des demogra- 
fischen Wandels.  
 
Darüber hinaus hat die Vertreterversammlung 
der Kassenzahnärztlichen Vereinigung Sachsen-
Anhalt im November 2021 den Weg dafür frei-
gemacht, beginnend mit dem Wintersemester 
2022 an der ungarischen Universität in Pécs ein 
S�pendienprogramm für jährlich bis zu zwölf 
Studierende der Zahnmedizin auszuloben. Die 
Studierenden erklären sich bei Erhalt des  
S�pendiums dazu bereit, nach Abschluss des  
jeweils zehnsemestrigen Studiums für mindes-
tens fünf Jahre in Sachsen-Anhalt als Zahnärz-
�nnen und Zahnärzte tä�g zu werden. Die Land-
kreise und kreisfreien Städte unterstützen  
dieses S�pendium.  
 
Gleichfalls vergibt die Kassenzahnärztliche Ver-
einigung ab dem Wintersemester 2022 S�pen-
dien für Studierende der Zahnmedizin an deut-
schen Hochschulen, wenn die Studierenden ver- 
 

bindlich planen, nach dem Studienabschluss für 
eine bes�mmte Zeit in Sachsen-Anhalt zahn-
ärztlich tä�g zu werden. 
 
Ich will noch einmal deutlich machen, dass in 
den Koali�onsvertrag, wie gewünscht, eine 
Zahnarztquote aufgenommen wurde. Wir  
haben allerdings in den Beratungen schon zu 
bedenken gegeben, dass dafür die Bundeszulas-
sungsverordnung bezüglich der Verteilung der 
Studierenden geändert werden muss. Wir  
haben von unserer freien Quote - wenn ich das 
mal so sagen darf - bisher die Landarztquote ge-
nommen, die Quote für den öffentlichen  
Gesundheitsdienst. Wenn es bei dieser Quote 
bleiben würde, würden wir nur zwei Studie-
rende über diesen Weg hineinkommen. Dafür 
müsste die KZV ein Auswahlverfahren machen. 
Das ist sehr aufwendig, sehr teuer und wäre an 
dieser Stelle nicht zielführend. Dazu müsste 
man im Bund noch einmal etwas in Bewegung 
setzen.  
 
Wir sind also dabei und tun auch eine ganze 
Menge, damit das, was Sie hier geschildert ha-
ben, ab 2030 nicht eintrit. - Herzlichen Dank. 
 

(Zustimmung) 
 
 
Vizepräsident Wulf Gallert: 
 
Ich sehe keine Fragen. - Dann können wir in die 
Debate der Frak�onen eintreten. Für die CDU-
Frak�on spricht der Kollege Krull. - Sie haben 
das Wort. 
 
 
Tobias Krull (CDU): 
 
Sehr geehrter Herr Landtagspräsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Die Überal-
terung ärztlicher Fachkrä�e in Sachsen-Anhalt 
ist ein Phänomen, das nicht nur den Kreis der 
Haus- und Fachärz�nnen und -ärzte betri�, 
sondern auch den Kreis der Zahnärz�nnen und  
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Zahnärzte sowie Kieferorthopädinnen und  
Kieferorthopäden.  
 
Die Kassenzahnärztliche Vereinigung sowie die 
Zahnärztekammer Sachsen-Anhalt haben die 
Thema�k auf unterschiedlichen Wegen in die 
Öffentlichkeit und auch in die Poli�k getragen. 
Als Reak�on darauf ist im Koali�onsvertrag der 
CDU, der SPD und der FDP verankert worden, 
dass Maßnahmen wie die Landarztquote analog 
für diesen Bereich ergriffen werden sollen. Aber 
auch die Einführung einer solchen Quote allein 
wird nicht dazu führen, dass die bestehenden 
Defizite abgebaut werden. Dafür sind aus der 
Sicht meiner Frak�on eine ganze Anzahl unter-
schiedlicher Maßnahmen erforderlich. 
 
Diejenigen, die dem Landtag schon länger ange-
hören, werden sich an die Diskussion um den 
baulichen Zustand der alten Zahnklinik des Uni-
klinikums der Mar�n-Luther-Universität in Halle 
(Saale) erinnern.  
 

(Zuruf: Richtig!) 
 
In diesem Fall war es mit viel bürgerlichem En-
gagement und poli�scher Unterstützung, allen 
voran die CDU, möglich, die neuen Räumlichkei-
ten auf den Weg zu bringen und im Jahr 2017 
mit einer Topausstatung zu eröffnen. Damit 
wurden op�male Rahmenbedingungen dafür 
geschaffen, das Zahnmedizinstudium in Sach-
sen-Anhalt zu absolvieren. 
 

(Zustimmung - Zuruf: Ja!)  
 
Leider bleiben nicht all diejenigen, die ein ent-
sprechendes Studium in Halle (Saale) absolvie-
ren, auch dem Land Sachsen-Anhalt treu. Ge-
nauso wie Landeskinder für ein Studium unser 
Land verlassen, kommen Menschen aus ande-
ren Teilen Deutschlands für ein Studium zu uns. 
Es gilt also, Maßnahmen zu ergreifen und ak�v 
Werbung für den Standort Sachsen-Anhalt als 
Lebens- und Arbeitsort zu betreiben. Hierfür 
leistet aus meiner Sicht die Kassenzahnärztliche 
Vereinigung bereits sehr gute Arbeit. 

Auf das Zahnforum Halle wurde bereits verwie-
sen. Dies ist ein Ort, an dem sich Studen�nnen 
und Studenten nicht nur untereinander verstän-
digen, sondern vor allem auch Beratung und 
Unterstützung erfahren, auch was die eigene 
berufliche Karriere in Sachsen-Anhalt angeht, 
z. B. durch die Vermitlung entsprechender 
Prak�ka und die Kontaktvermitlung zu Praxisin-
habern und Praxisinhaberinnen, die nach Nach-
folgerinnen und Nachfolgern suchen. 
 

Die Kassenzahnärztliche Vereinigung geht aber 
noch einen Schrit weiter. Es wurde auf das  
S�pendienprogramm verwiesen. Darüber hin-
aus stellen auch verschiedene Kommunen 
Überlegungen dazu an, S�pendienprogramme 
selbst aufzulegen oder diese zu unterstützen. 
 

Weitere Anstrengungen zielen darauf, dass 
junge Zahnärz�nnen und Zahnärzte sowie  
Kieferorthopädinnen und Kieferorthopäden 
erst einmal im Angestelltenverhältnis tä�g sind, 
um ihnen eine Perspek�ve zu geben und ihnen 
einen gewissen Geschmack auf die Selbststän-
digkeit zu machen, ohne dass sie gleich von An-
fang an mit einer gewissen finanziellen Belas-
tung in ihre berufliche Karriere starten. 
 

All diese Maßnahmen sind rich�g und wich�g. 
Vermutlich werden wir nicht darum herumkom-
men, weitere zusätzliche Studienplätze im Be-
reich der Zahnmedizin einzurichten. Dafür müs-
sen aber auch die rich�gen Rahmenbedingun-
gen vorliegen, also neben den fak�schen Mög-
lichkeiten, räumlich wie personell das Studium 
zu absolvieren, auch dessen Finanzierung. Die 
Verantwortung allein beim Land zu sehen, über-
fordert die bestehenden finanziellen Ressour-
cen des Landes; denn diese sind begrenzt bzw. 
ein knappes Gut. 
 
 

Vizepräsident Wulf Gallert:  
 

Genau wie Ihre Redezeit, Herr Krull. Deswegen 
jetzt ein letzter Satz. 
 

(Lachen und Zustimmung) 
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Tobias Krull (CDU): 
 
Daher fordern wir auch die Ampel-Koali�on im 
Bund auf, ihrer Verantwortung nachzukommen; 
denn der Ärztemangel ist kein Problem des 
ländlichen Sachsen-Anhalts, sondern eines in 
ganz Deutschland. - Vielen Dank. 
 

(Beifall) 
 
 
Vizepräsident Wulf Gallert:  
 
Ich sehe keine Fragen an den Redner. - Danke, 
Herr Krull. - Dann können wir for�ahren, und 
zwar spricht für die AfD-Frak�on nun Herr Sieg-
mund. 
 

(Unruhe)  
 
Herr Siegmund, Sie haben das Wort. 
 
 
Ulrich Siegmund (AfD): 
 
Vielen Dank, Herr Präsident. - Liebe Kollegen! 
Die Ärztesitua�on, vor allem im ländlichen 
Raum, dür�e jedem bekannt sein. Jeder, der 
hierzulande einen Hausarzt besucht, kann erst 
einmal zwei bis drei Stunden Wartezeit ein- 
planen.  
 

(Unruhe) 
 
- Auch, wenn das anscheinend niemanden von 
der CDU-Frak�on interessiert; sie finden das  
natürlich alles witzig.  
 
Wenn Sie sich bei uns einen Facharzt suchen 
wollen, können Sie mit Wartezeiten von vielen, 
vielen Monaten rechnen. Auch bei den Zahnärz-
ten und bei den Kieferorthopäden wird die  
Situa�on immer drama�scher.  
 
Das ist eine Entwicklung, die absehbar war. 
Mehr als die Häl�e aller Ärzte in diesem Land  
 

wird in den nächsten zehn Jahren in Rente  
gehen. Ich weiß nicht, ob jedem in diesem Raum 
die Tragweite bewusst ist. Das ist eine Größen-
ordnung, die uns alle rich�g hart einholen wird. 
Hierzulande werden die Lichter ausgehen, was 
die medizinische Versorgung angeht. Das ist 
eine drama�sche Situa�on. Das kann man auch 
nicht mehr schönreden. Das Traurigste an der 
ganzen Situa�on ist, dass das rechnerisch seit 
vielen Jahren absehbar war. Das gehört zur 
Wahrheit dazu. 
 
Es gibt in Gänze viele, viele Probleme, die dazu 
geführt haben. Es gibt einmal das Problem, dass 
man die Berechnung, wie viele Ärzte man später 
braucht, komplet falsch angesetzt hat, einfach 
aus dem Grund, weil sich die Produk�vität der 
Ärzte geändert hat. Ärzte haben heute eine an-
dere Vorstellung von ihrem Arbeitsalltag. Viele 
wollen in Teilzeit arbeiten. Viele wollen in ein 
Angestelltenverhältnis gehen. Viele haben nicht 
mehr den Mut, sich niederzulassen. 
 
Ein niedergelassener Arzt von damals ist teil-
weise doppelt so produk�v wie heutzutage zwei 
ausgebildete Ärzte, die sich in einem Teilzeit-  
oder in einem Angestelltenverhältnis befinden. 
Das ist eine Situa�on, die einem Ärzte gerade 
auf dem Land, die sich schon vor Jahrzehnten 
niedergelassen haben, immer wieder bestä�-
gen. Das ist eine riesengroße Problema�k. 
 
Hinzu kommt die demografische Situa�on in 
diesem Land. Wir haben viel zu wenige Kinder, 
die nachkommen, die die Versorgung sicherstel-
len können.  
 
Auch die Anzahl der Arztkontakte ist bei Men-
schen altersabhängig. Ein jüngerer Mensch, 
bspw. ein 25-jähriger Mann, geht vielleicht fünf- 
bis sechsmal im Jahr zu einem Arzt. Ein 70-jähri-
ger, 80-jähriger Mann geht zehnmal so o� zu ei-
nem Arzt. Diese Größenordnung muss irgendwo 
medizinisch aufgefangen werden. 
 

(Zuruf: Siebzigmal zum Arzt!) 
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- Ja, die Anzahl der Arztkontakte liegt bei einem 
80-jährigen Mann bei ungefähr 70 Arztkontak-
ten. - Das können Sie sich ansehen. Das geht 
über verschiedene Fachbereiche hinweg. Das 
wird mir die Frau Ministerin vielleicht sogar be-
stä�gen können. Das haten wir im Ausschuss 
schon ö�er. Ja, das sind Zahlen, die sind der 
Hammer. Das muss man alles bei der Bedarfs-
planung einkalkulieren. 
 

(Zurufe) 
 

Deswegen komme ich jetzt auch zu der Lösung. 
Normalerweise häte man schon vor vielen Jah-
ren dieser Entwicklung entgegensteuern müs-
sen. Man häte verhindern müssen, dass Ärzte, 
die wir schon haben, aus unserem Land abwan-
dern. Wir häten viel mehr Studienplätze schaf-
fen müssen, um viel mehr Ärzte auszubilden. 
Genau darin liegt das Problem. Das kostet nun 
einmal Geld. Das war es dieser Landesregierung 
nicht wert. Das war es auch anderen Landes- 
regierungen nicht wert. Das ist das Problem  
dahinter. 
 

Zum Schluss noch etwas, das ich überhaupt 
nicht nachvollziehen kann. Wir haben eine Er-
höhung der Anzahl an Medizinstudienplätzen, 
also die Lösung dieses ganzen Problems, schon 
zweimal in diesem Landtag beantragt, vorher 
schon. Beide Male wurde das abgelehnt und 
blockiert durch die Frak�on, die sich heute hier 
hinstellt und sagt: Wir thema�sieren das durch 
DIE LINKE. 
 

(Zustimmung) 
 

Sie haben es ak�v mit blockiert, dass wir hier 
schon vor vielen Jahren eine Verbesserung hät-
ten herbeiführen können, Herr Lange. Wenn ich 
Sie dazu etwas fragen möchte, sind Sie nicht in 
der Lage, sich einer inhaltlichen Debate zu stel-
len. Sie setzen sich hin. Das beweist doch, dass 
es Ihnen gar nicht um eine Lösung geht, dass es 
Ihnen gar nicht um die Versorgung geht, dass es 
Ihnen nicht um die Menschen geht. Ihnen geht 
es um reinen Populismus. Das haben Sie heute 
wieder bewiesen. 

(Beifall) 
 
Das ist sehr, sehr schade. Wir reichen hier jeder 
Frak�on die Hand; denn die medizinische Ver-
sorgung ist ein Thema - - 
 
 
Vizepräsident Wulf Gallert:  
 
Herr Siegmund. 
 
 
Ulrich Siegmund (AfD): 
 
Ich habe noch - - 
 
 
Vizepräsident Wulf Gallert:  
 
Sie sind seit 20 Sekunden über der Zeit. Wir kön-
nen uns aber gern darüber unterhalten. 
 
 
Ulrich Siegmund (AfD): 
 
- Ja. - Das ist ein Thema, welches über Frak�ons-
grenzen hinaus bedacht werden muss, 
 
 
Vizepräsident Wulf Gallert:  
 
Und Schluss! 
 
 
Ulrich Siegmund (AfD): 
 
weil Gesundheit alle angeht. - Vielen Dank, 
meine sehr verehrten Damen und Herren. 
 

(Beifall) 
 
 
Vizepräsident Wulf Gallert:  
 
Noch einmal: Wenn am Pult die Anzeige rot ist, 
dann ist das eine Überziehung der Zeit, nicht die  
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Redezeit, die noch hinzukommt. Ansonsten 
wäre es eine bisschen schwierige Situa�on. 
 

(Lachen) 
 
Es mag sein, dass manche darauf auch poli�sch 
reagieren würden. Das habe ich aber auch noch 
nicht festgestellt, dass die von allein au�ören 
zu sprechen, wenn die Anzeige rot wird. Also  
insofern - - 
 

(Zuruf) 
 
Für die FDP-Frak�on spricht jetzt Herr Pot. - 
Bite, Sie haben das Wort. 
 
 
Konstan�n Pot (FDP): 
 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Kolleginnen und Kollegen! Wenn wir uns 
über die Sicherstellung der medizinischen Ver-
sorgung auf dem Land unterhalten, dann müs-
sen wir uns natürlich auch Gedanken über die 
Sicherstellung der zahnärztlichen und der  
kieferorthopädischen Leistungen im ländlichen 
Raum machen. 
 
Die Prognose sieht vor, dass es bis zum Jahr 
2030 nur noch einen Mediziner dieser Fachrich-
tung auf knapp 2 500 Einwohner geben wird. 
Der Grund dafür sind Schließungen von Praxen 
aus gesundheitlichen Gründen, geplante Ruhe-
stände und fehlender Nachwuchs. Sprich: Auch 
hier schlägt der demografische Wandel zu. Und 
nicht nur das.  
 
Das Problem der alternden Gesellscha� tri� 
natürlich auch auf die möglichen Pa�en�nnen 
und Pa�enten zu. Bereits heute ist es um die Er-
reichbarkeit der Praxen eher schlecht als recht 
bestellt, wenn man nicht in einer Stadt wohnt. 
Die Mobilität der älteren Einwohner ist o� auf-
grund körperlicher Beschwerden, fehlender 
Fahrtauglichkeit oder aufgrund der teils sehr 
schlechten Infrastruktur im ländlichen Raum 
stark eingeschränkt.  

Es bleiben nun also zwei Dinge zu klären: 
 
Erstens. Wie schaffen wir es, generell Nach-
wuchs zu gewinnen?  
 
Zweitens. Wie schaffen wir es, diesen Nach-
wuchs für den ländlichen Raum zu begeistern? 
 

(Zustimmung) 
 
Für die Nachwuchsgewinnung scha� die Kas-
senzahnärztliche Vereinigung Sachsen-Anhalt 
z. B. für Anwärter eines zahnmedizinischen Stu-
dienplatzes die Möglichkeit, mithilfe eines S�-
pendiums in Ungarn zu studieren. Der Numerus 
clausus dafür ist sehr niedrig gesteckt und das 
Studium wird in deutscher Sprache durchge-
führt. Die Absolventen erhalten eins zu eins die 
Anerkennung ihres Abschlusses in Deutschland 
und arbeiten im Gegenzug mindestens für fünf 
Jahre als Zahnmediziner in Sachsen-Anhalt. 
 
Sicherlich muss aber in diesem Zusammenhang 
trotzdem darüber disku�ert werden, wie das 
Studienangebot in Sachsen-Anhalt erhöht wer-
den kann. Denn die geringe Anzahl der verfüg-
baren Studienplätze führt bei uns erst zu diesem 
in der Regel hohen NC. Es ist aber auch wich�g, 
darüber zu sprechen, wie man Werbekampag-
nen für diese Fachrichtung auf den Weg bringen 
kann. 
 
Als letzten Punkt möchte ich noch anbringen, 
dass der ländliche Raum unterstützt werden 
könnte durch die Einrichtung von Außenzentren 
von Praxen, die ihren Standort vielleicht in Städ-
ten haben, oder auch durch den Einsatz mobiler 
Teams. 
 

(Zustimmung) 
 
Zur sachgerechten, konstruk�ven und zielge-
richteten Diskussion möchten wir diesen Antrag 
in den Sozialausschuss sowie in den Ausschuss 
für Umwelt, Wissenscha� und Landwirtscha� 
überweisen. - Vielen Dank. 
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(Zustimmung) 
 
Wissenscha�, Energie, Klimaschutz und Um-
welt. Entschuldigung. 
 
 
Vizepräsident Wulf Gallert:  
 
Gut, in den Wissenscha�sausschuss. 
 
 
Konstan�n Pot (FDP): 
 
Ja. 
 
 
Vizepräsident Wulf Gallert: 
 
Es gibt keine Fragen. Danke, Herr Pot. - Jetzt 
kommen wir zum nächsten Redebeitrag. Es 
spricht Frau Sziborra-Seidlitz für die Frak�on 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. - Sie haben das 
Wort, bite sehr. 
 
 
Susan Sziborra-Seidlitz (GRÜNE): 
 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrten Da-
men und Herren! Nach einer Prognose der Kas-
senzahnärztlichen Vereinigung Sachsen-Anhalt 
werden im Jahr 2025 acht Landkreise und zwei 
kreisfreie Städte einen zahnmedizinischen Ver-
sorgungsgrad von unter 100 % aufweisen. Im 
Jahr 2030 werden alle Landkreise und kreis-
freien Städte des Landes eine Unterversorgung 
aufweisen. 
 
Dieser in seiner Dringlichkeit unmissverständ- 
liche Befund stammt aus der Antwort auf eine 
Kleine Anfrage meiner Frak�onsvorsitzenden 
Frau Lüddemann vom April des vorigen Jahres. 
Natürlich besteht an dieser Stelle dringender 
Handlungsbedarf. Daran besteht überhaupt 
kein Zweifel.  
 
Sowohl in der Antwort auf die angeführte Kleine 
Anfrage als auch in dem Bericht der Landes- 
 

regierung zum Landtagsbeschluss „Situa�on der 
zahnärztlichen und kieferorthopädischen Ver-
sorgung im Land Sachsen-Anhalt“ vom 28. Feb-
ruar 2020 werden verschiedene geplante und 
auf den Weg gebrachte Projekte und Vorhaben 
zu dieser Problemstellung benannt: von neu an-
laufenden Beratungsangeboten, disku�erten 
S�pendienprogrammen - dazu wurde bereits 
etwas gesagt - bis hin zu ersten Diskussionen 
mit den Kassen über eine zahnärztliche Stände-
vertretung sowie über die Einrichtung eines 
Strukturfonds nach § 105 Abs. 1 SGB V. Hierzu 
einen aktuellen Sachstand zu erhalten - bereits 
heute durch die Ministerin geschehen und dann 
auch im Ausschuss -, ist sicherlich sinnvoll. 
 
Zum Ausbau der Studienplätze hat die Landes-
regierung der siebenten Legislaturperiode be-
reits auf die zu treffenden inves�ven Förderun-
gen sowie die nö�gen Baumaßnahmen und die 
damit verbundenen Kosten verwiesen. Wenn 
wir gleichzei�g wissen, dass weniger als 50 % 
der hierzulande Studierenden als Zahnarzt oder 
Zahnärz�n in Sachsen-Anhalt tä�g werden, 
scheint es mir doch viel wich�ger, in Maßnah-
men zu einer Erhöhung dieser Quote zu inves-
�eren.  
 
Es scheint so, als ob die Erhöhung der Zahl von 
Studienplätzen eben nicht die alleinige und viel-
leicht nicht einmal die wirksamste Maßnahme 
in der Frage der Sicherstellung der ärztlichen 
Versorgung in Sachsen-Anhalt ist. Viel wich�ger 
ist, die Arbeit von Ärzten und Zahnärzten in 
Sachsen-Anhalt atrak�ver zu machen.  
 
Dass etwa Angestelltenverhältnisse im ärzt- 
lichen Bereich, insbesondere bei der jungen Ge-
nera�on, auf hohen Zuspruch treffen, haben wir 
in der Diskussion zum ambulanten Versorgungs-
bereich schon o� gehört. Es liegt auf der Hand, 
solche Angebote auch im Bereich der Zahnme-
dizin auszubauen. An dieser Stelle sind dann 
auch die Kommunen gefragt, als Träger von  
potenziellen MVZ.  



LANDTAG VON SACHSEN-ANHALT | 25.02.2022 | Stenografischer Bericht 8/14 
 

 

137 

(Zustimmung) 
 
Land, Kommunen und die kommunale Selbst-
verwaltung müssen hierfür gemeinsam innova-
�ve Modelle entwickeln. Auch wenn das Land in 
der Verantwortung formal nicht an erster Stelle 
steht - denn der Sicherstellungsau�rag liegt nun 
einmal bei der Kassenzahnärztlichen Vereini-
gung -, so steht natürlich außer Frage, dass wir 
bei dieser zentralen Frage der Daseinsvorsorge 
nicht die Hände in den Schoß legen können.  
 
Wir biten um die Überweisung dieses Antrages 
in den Sozialausschuss, um dort zusammen mit 
den angesprochenen Akteuren ins Gespräch zu 
kommen und geeignete, gemeinsame Maßnah-
men zur Sicherung der zahnmedizinischen Ver-
sorgung zu entwickeln. - Vielen Dank. 
 

(Zustimmung) 
 
 
Vizepräsident Wulf Gallert: 
 
Herzlichen Dank. Ich sehe keine Fragen. - Des-
halb können wir bereits zur nächsten Debaten-
rednerin übergehen. Das ist für die Frak�on der 
SPD Frau Dr. Richter-Airijoki. - Sie haben das 
Wort. 
 
 
Dr. Heide Richter-Airijoki (SPD): 
 
Danke, Herr Präsident. - Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Die Frak�on DIE LINKE legt einen An-
trag vor, über den hier im Hohen Haus bereits 
vor zwei Jahren wortgleich disku�ert wurde.  
 

(Hendrik Lange, DIE LINKE: Nein, nein, das 
stimmt nicht! Der zweite Punkt ist anders! - 
Lachen) 

 
- Der zweite Punkt ist anders. Danke für den Hin-
weis, den nehmen wir gern auf. - Wir haben zu-
dem den gestern eingebrachten Alterna�van-
trag der Frak�on der AfD vorliegen. Im Vergleich  
 

zu der Situa�on vor zwei Jahren ist einiges pas-
siert. Darauf komme ich gleich noch einmal kurz 
zurück. Es wurde ja auch schon einiges dazu  
gesagt.  
 
Das Thema Zahngesundheit verdient Verbissen-
heit. 
 

(Lachen und Zustimmung - Zuruf: Jawohl!) 
 
Deshalb ein Dankeschön für die erneute Ini�a-
�ve.  
 
Es ist rich�g: Der Altersdurchschnit der Zahn-
ärz�nnen und Zahnärzte im Land ist hoch. Da-
her sind ab dem Jahr 2030 im Landkreis Börde 
und im Landkreis Jerichower Land - das haben 
wir auch schon gehört - Versorgungslücken und 
ein sehr niedriger Versorgungsgrad zu befürch-
ten. 
 
Die Zahnärztekammer und die Kassenzahnärzt-
liche Vereinigung, die KZV, die auf ihre Eigen-
ständigkeit übrigens größten Wert legen, haben 
erkannt, dass dem entgegengesteuert werden 
muss.  
 
Die KZV hat vor zwei Jahren zur Beratung und 
Unterstützung zahnärztlicher Nachwuchskrä�e 
erste Schrite unternommen. Für eine Nieder-
lassung oder Anstellung in Sachsen-Anhalt gibt 
es mitlerweile mehrere Ini�a�ven, die ich kurz 
zusammenfasse: die zentrale Koordinierungs-
stelle, das Zahnforum Halle, das Programm 
„Praxislotse“, die Einrichtung des bisher bun-
desweit einmaligen Strukturfonds, der bei einer 
Praxisübernahme finanziell unterstützt. Das von 
Frau Ministerin Grimm-Benne bereits erwähnte 
S�pendium an einer ungarischen Universität so-
wie weitere S�pendien, wie wir hören, wurden 
angestoßen. Das ist eine sehr aktuelle Op�on. 
Die Bewerbungsfrist, so habe ich mir sagen las-
sen, endet am 28. Februar. - Mit diesen Ini�a�-
ven wird viel dafür getan, dass sich die Versor-
gungslücken mit jungen Zahnmedizinerinnen 
schließen lassen. Daran, dass das wich�g ist, 
kann kein Zweifel bestehen.  
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Ich möchte auch die zahnprophylak�schen 
Maßnahmen nicht unerwähnt lassen, die an 
Schulen, Behinderteneinrichtungen und Pflege-
heimen durchgeführt werden. Die Ini�a�ve 
„Azubiss“, die Azubis aus den Bereichen der  
Altenpflege, zahnmedizinische Fachangestellte 
und Zahntechniker zusammenbringt, sei eben-
falls erwähnt. Denn wir brauchen auch die Zu-
sammenarbeit verschiedener Berufsgruppen, 
um die Zahngesundheit der Bevölkerung zu ver-
bessern. 
 
Maßgebliche Beteiligung an der Präven�on 
kommt als eine ausgesprochen wich�ge zahn-
ärztliche Aufgabe zur kura�ven, prothe�schen 
Versorgung dazu. Sie darf auch in Zukun�  
keinesfalls einem Personalmangel zum Opfer 
fallen. 
 
Die Anträge mögen zur weiteren Beratung in 
den Sozialausschuss und wegen des Themas der 
Studienplätze in Sachsen-Anhalt zur Mitbera-
tung in den Wissenscha�sausschuss überwie-
sen werden, und das bite mit Biss. - Vielen 
Dank.  
 

(Beifall) 
 
 
Vizepräsident Wulf Gallert:  
 
Herzlichen Dank. Ich sehe keine Fragen. - Zum 
Abschluss der Debate kommt der Einbringer für 
die Frak�on DIE LINKE Herr Lange noch einmal 
nach vorn. - Herr Lange hat das Wort. 
 

(Zuruf) 
 
 
Hendrik Lange (DIE LINKE):  
 
Vielen Dank, Herr Präsident. - Mit dem Antrag 
auf Ausschussüberweisung konnte man rech-
nen. Ich bin froh darüber, dass Sie den Antrag 
nicht gleich abgelehnt haben; das wäre kata-
strophal gewesen. Lassen Sie uns aber schauen,  
 

dass wir es hinbekommen, im Ausschuss eine 
Anhörung, ein Fachgespräch oder Ähnliches 
durchzuführen. Das wäre äußerst vernün�ig.  
 
Frau Ministerin, ich kenne die Situa�on. Wir  
haben es bei sehr vielen anderen Berufsfeldern 
erlebt:  
 
Erstens sagt man: Diejenigen, die hier anfangen, 
müssen im Land bleiben.  
 
Zweitens wird gesagt: Es gibt noch sehr viele 
flankierende Maßnahmen; das bekommen wir 
schon irgendwie hin.  
 
Wir haben zumindest bei den Lehrerinnen und 
Lehrern eine fatale Situa�on geschaffen, weil 
wir nicht bereit waren, für die Lehrer, die dann 
in großen Alterskohorten aus dem Dienst aus-
scheiden, in ausreichendem Umfang auszu- 
bilden.  
 
Auch das möchte ich betonen: Das Problem ist 
nicht, dass die Leute weg sind, sondern das 
Problem besteht in der erheblichen Größenord-
nung der Alterskohorten, die auf einmal das 
Rentenalter erreichen. Einige Lehrer werden 
vielleicht weitermachen, aber es wird uns trotz-
dem in einer enormen He�igkeit treffen. 
 
Zudem möchte ich darauf hinweisen, dass Zahn-
ärz�nnen sieben Jahre benö�gten, bis sie voll-
ständig ausgebildet sind. Wir müssen dabei also 
auch diese Zeitschiene berücksich�gen. Deswe-
gen möchte ich, dass wir jetzt beginnen. Ich 
fände es auch rich�g, dass wir die Ausbildungs-
kapazitäten erhöhen.  
 
Wir haben schon vor zwei Jahren über mobile 
Angebote geredet. Ich habe damals das Beispiel 
Brandenburg genannt. Auch das ist noch nicht 
umgesetzt worden. 
 
Ich möchte etwas zu der Äußerung sagen, DIE 
LINKE interessiert sich nicht für die medizinische 
Versorgung. Wir haben schon sehr o� über die  
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Studienplätze in der Medizin geredet. Wir ha-
ben dazu Anträge eingebracht. Wir haben mit 
Blick auf den Haushaltsplan Finanzierungsvor-
schläge gemacht. In diesem Haus braucht es 
nun wirklich nicht eine rechtsextreme Partei, 
um soziale Lösungen zu erarbeiten. 
 

(Zustimmung - Lachen - Zurufe: Hört mal auf! 
Die alte Leier! Was anderes haben Sie nicht 
mehr! Mein Gott, so ein Armutszeugnis! - 
Das ist schon stupide! - Ruf mal deinen Zahn-
arzt an! - Nazi, Nazi, Nazi! - Das ist so blöd! 
Alle Nazis außer Mutti! - Weitere Zurufe)  

 
Daher kann ich nur eines sagen: Wir bleiben 
dran. Wir werden auch weiterhin „mit Biss“ 
dranbleiben, wie Sie es gerade so schön gesagt 
haben. Wir bleiben an der Stelle die Mahner im 
Landtag. Denn wir kommen alle nicht umhin, 
diese Versorgungslücken zu schließen und dafür 
zu sorgen, dass sie möglichst erst gar nicht ent-
stehen. - Danke.  
 
 
Vizepräsident Wulf Gallert: 
 
Herr Siegmund hat eine Frage. Wie sieht es aus? 
- Nein. 
 

(Zuruf) 
 
Jetzt haben wir die Aufgabe, mit den Anträgen 
umzugehen. Es liegen der Ursprungsantrag und 
der Alterna�vantrag vor. Ich habe zwei Über-
weisungsbegehren gehört, und zwar an den 
Wissenscha�sausschuss und an den Sozialaus-
schuss. Gibt es weitere Vorschläge zur Überwei-
sung? - Nein. Soll ich darüber getrennt abs�m-
men lassen?  
 

(Zuruf) 
 
- Federführung im Wissenscha�sausschuss? 
 

(Zuruf: Soziales!) 
 

- Federführend Sozialausschuss, in Ordnung. 
Dann lasse ich darüber abs�mmen. 
 
Abstimmung 
 
Wer dafür ist, den Antrag und den Alterna�van-
trag zur federführenden Beratung an den So- 
zialausschuss und zur Mitberatung an den Wis-
senscha�sausschuss zu überweisen, den bite 
ich um sein Kartenzeichen. - Das sind mit Aus-
nahme der Frak�on BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
alle Frak�onen. Wer ist dagegen? - Niemand. 
Wer enthält sich der S�mme? - Wir zählen das 
als Enthaltung der Frak�on BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN. Trotzdem sind die beiden Anträge 
überwiesen worden.  
 

(Guido Kosmehl, FDP: Das Stimmverhalten 
Ihrer Fraktion war auch nicht eindeutig!) 

 
- Herr Kosmehl, wenn um diese Uhrzeit am 
zweiten Sitzungstag noch zwei Dritel der Frak-
�onen mitmachen, dann drücke ich bei der Ab-
s�mmung, nicht aber beim Sitzen, im Normalfall 
ein Auge zu.  
 

(Zustimmung) 
 
Damit haben wir den Tagesordnungspunkt 20 
beendet. Hierzu könnte man noch sagen: Viel-
leicht gelingt es uns auch in der Perspek�ve, ein 
sympathisches Lächeln des Landes Sachsen-An-
halt mithilfe der Zahnärzte zu erhalten.  
 
Wir kommen nunmehr zu dem 
 
 
Tagesordnungspunkt 21 
 
Beratung 
 
2G-Regelung in Handel und Gastronomie so-
fort beenden! 
 
Antrag Frak�on AfD - Drs. 8/762 
 
Änderungsantrag Frak�on AfD - Drs. 8/787 
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Einbringer ist für die AfD-Frak�on der Abg. Herr 
Lizureck. - Herr Lizureck, Sie haben das Wort.  
 
 
Frank Oto Lizureck (AfD):  
 
Danke. - Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr ge-
ehrte Abgeordnete! Ich möchte meinen heu�-
gen Redebeitrag mit einem Zitat einleiten. Bill 
Gates hat am 19. Februar 2022 in München ver-
kündet: 
 

„Leider ist das Virus selbst - insbesondere  
Omikron - eine Art Impfstoff, schafft sowohl 
B-Zellen- als auch T-Zellen-Immunität und 
hat es besser geschafft, die Weltbevölkerung 
zu erreichen, als wir es mit Impfstoffen getan 
haben.“  

 
Weiter heißt es: 
 

„Leider hat Omikron eine bessere Arbeit ge-
leistet als die Impfung.“ 

 
Ich denke, folgerich�g wurden nun endlich die 
2-G-Wirtscha�ssank�onen gegen den Einzel-
handel aufgehoben. Ich sage an dieser Stelle 
ganz bewusst „Sank�onen“; denn so darf man 
sie mit Recht nennen. Allerdings bleiben die 
Sank�onen gegen unsere Gastronomie- und 
Freizeitbranche bis zum 20. März 2022 beste-
hen. Ich frage mich: Warum? Denn in Hotels, 
Gaststäten und Fitnesscentern drängen sich 
weitaus weniger Menschen dicht an dicht als in 
Supermärkten.  
 
Ich denke, diese Unternehmen wurden schlicht-
weg vergessen oder sie haben einfach keine 
Lobby in diesem Parlament. Es macht keinen 
Sinn, Unternehmen wie denen in der Gastrono-
mie monatelang mit Verboten und irrsinnigen 
Auflagen die Einnahmen zu reduzieren, bis sie 
insolvenzreif sind, um danach mit Wirtscha�s-
hilfen den großen Reter zu mimen. Mit Kredi-
ten holen Sie keine gewachsene Struktur zu-
rück. Nicht durch den Kauf neuer Tresen und  
 

Einrichtung werden Kunden in ein Lokal gelockt. 
Es ist der Mann/die Frau hinter dem Tresen, in 
der Küche und im Service. Es ist das Personal mit 
seinen Fer�gkeiten und Fähigkeiten, das den Er-
folg des Unternehmens sichert.  
 
Mit Stand Februar 2022 wurde mit jedem Tag 
die Not für diese Unternehmen größer. Sie sind 
auf einen ständigen Strom von Gästen angewie-
sen, werden aber weiterhin behindert, müssen 
trotz ausbleibender Einnahmen weiterhin die 
Kosten für ihre Standorte tragen und müssen 
weiterhin die Gehälter ihrer Angestellten zah-
len, von denen viele eventuell schon morgen 
auf der Straße sitzen oder sich eben eine andere 
Arbeit suchen, weil es mit dem Unternehmen 
nicht mehr so rosig aussieht.  
 
Eine Umfrage des Deutschen Hotel- und Gast-
stätenverbandes ergab, dass die Betriebe im 
Durchschnit einen Umsatzverlust von mehr als 
50 % gegenüber dem Monat Januar 2019 ver-
meldeten. Mehr als 80 % der Betriebe beklagen 
einen starken Rückgang der Zahl der Gäste. Fast 
die Häl�e der Betriebe berichtete über zahllose 
Konflikte mit den Gästen, die aus der Umset-
zung der G-Regeln resul�eren.  
 
Aber wen wundert es? - Hier werden die G-Re-
geln ja zu „Geh weg!“-Regeln. Wer brav mit-
spielt, der darf sich von seinen Kunden verab-
schieden und später Insolvenz anmelden.  
 
Ich denke, wer sich in schweißtreibender Arbeit 
über Jahre hinweg eine privatwirtscha�liche 
Existenz aufgebaut hat, sein gesamtes Vermö-
gen für sein Unternehmen riskiert hat, der ver-
steht die damit verbundenen Verlustängste, der 
versteht den Schmerz drohender Insolvenz, den 
Sie den Bürgern weiterhin au�ürden wollen.  
 

(Zuruf: Ist die Rede von letzter Woche?) 
 
Ob Sie das nun aus Trägheit oder aus ideologi-
scher Verblendung heraus tun, das wissen nur 
Sie selbst. 
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(Zuruf: Das hätte man aktualisieren müssen!) 
 
Lassen Sie mich an dieser Stelle auf etwas wirk-
lich Paradoxes hinweisen. Mit Blick auf die 
Coronapandemie kann es nur in unserer Absicht 
liegen, dass sich die Bürger sportlich betä�gen, 
dass sich die Menschen in einer gesundheitsbe-
wussten Umgebung au�alten, wie z. B. in Fit-
nesscentern und Sportvereinen. Denn immer-
hin gehören fetleibige Menschen zu den hoch-
gradig gefährdeten Personengruppen im Falle 
einer Coronainfek�on.  
 
Wer selbst regelmäßig Sport treibt, der weiß, 
dass Rou�nen nicht einfach anzutrainieren sind. 
Einfacher hingegen ist es, sich sportliche Rou�-
nen abzugewöhnen, weil man ja ohnehin nir-
gendwo hinkann. So kommt es, dass 40 % der 
Deutschen seit Corona zwischen 5 kg und 6 kg 
an Gewicht zugenommen haben; denn der Weg 
zur Arbeit fällt weg und der Kühlschrank ist  
immer in der Nähe.  
 

(Zuruf) 
 
Auch unabhängig von Corona bringt Fetleibig-
keit eine erhebliche Zunahme an Gesundheits- 
risiken mit sich. Ohne die Möglichkeit zur frei-
zeitlichen En�altung begibt sich die Volksge-
sundheit sowohl geis�g als auch körperlich auf 
Talfahrt.  
 
Eine Studie von Wissenscha�lern der Johns 
Hopkins University in Bal�more hat ergeben: 
Die harten Lockdowns in den USA und in Europa 
während der sogenannten Pandemie haben fast 
keine Coronatodesfälle verhindert und die 
Coronasterblichkeit um lediglich 0,2 % verrin-
gert.  
 

(Zuruf) 
 
Setze ich die zahlreichen coronabedingten  
Depressionsselbstmorde und die Zahl der auf-
grund nicht erfolgter Opera�onen und Behand-
lungen Verstorbenen dagegen, sollte sich jeder 
an diesen Entscheidungen Beteiligte ernstha�e  
 

Fragen nach seiner Objek�vität stellen und  
zukün�iges Handeln mit eigenem Denken be- 
reichern.  
 
Nun sollte niemand meinen, die Bundesregie-
rung war sich der Tatsache dieser Unwirksam-
keit nicht bewusst. Ungeimp�e nicht in die Ge-
schä�e der Einzelhändler zu lassen, sie nicht in 
die Gastronomie und in die Freizeiteinrichtun-
gen zu lassen, war Mitel zum Zweck: Machen 
wir ihnen doch das Leben schwer; dann wächst 
die Lust auf die Nadel. - Geopfert wurden dabei 
der Einzelhandel und große Teile der Freizeitkul-
tur Deutschlands. Geopfert wurden Tausende 
Einzelunternehmer. Es wird in unserem Land 
nicht mehr disku�ert, sondern doktriniert. Der 
Bürger wird gegängelt, gezwungen und o�mals 
ruiniert. Kri�ker in Kunst und Wissenscha� wer-
den ausgesondert. Wer nicht mit der Regierung 
geht, der verschwindet in der Versenkung. Jeder 
kennt entsprechende Beispiele. Leider  
verschwindet mit diesem System auch die  
Objek�vität.  
 
Meine Damen und Herren Abgeordneten! Fol-
gendes gilt vor allem für die Mitglieder der Lan-
desregierung, aber auch für jene Moralapostel, 
die diesen Irrsinn so lange über ihr Abs�m-
mungsverhalten und ihre beschönigenden Re-
den mitgetragen haben: Sie sollten sich bei den 
Arbeitern und Unternehmern unseres Landes 
entschuldigen und dafür um Vergebung biten, 
dass Sie in dieser zweijährigen Verordnungsty-
rannei ihre Leben auf den Kopf stellen, ihre 
Grundrechte missachten und ihnen in willkür-
lich wechselnder Intensität jene Freiheiten  
rauben, die wir vor der Coronakrise noch für un-
antastbar gehalten haben. 
 

(Beifall) 
 

Den Schaden, die Sie mit Ihrer Poli�k in den letz-
ten zwei Jahren angerichtet haben, können Sie 
nicht ungeschehen machen. Allerdings können 
Sie diese untragbaren Maßnahmen sofort be- 
enden - die Zeit drängt hierbei - und den Unter-
nehmern weitere Tage mit Umsatzeinbußen  
ersparen.  
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Ich beantrage hiermit die namentliche Abs�m-
mung,  
 

(Zuruf) 
 
damit die Bürger unseres Landes ganz genau 
wissen, wer von Ihnen, meine Damen und Her-
ren, für ihre drohende Arbeitslosigkeit und die 
Insolvenz etlicher Familienbetriebe mitverant-
wortlich ist.  
 

(Lachen) 
 
- Das können Sie zum Lachen finden. Aber die 
Betroffenen finden es nicht zum Lachen; denn 
die Menschen da draußen brauchen Ihre 2-G-
Regeln nicht. Sie sind schon 2-G genug, nämlich 
gesund und genervt von Ihrer Poli�k. - Danke.  
 

(Beifall - Zuruf: Jawohl! - Unruhe) 
 
 
Vizepräsident Wulf Gallert: 
 
In Ordnung. - Es gibt eine Interven�on von Frau 
Richter-Airijoki, wenn ich das rich�g erkenne. - 
Sie haben jetzt das Wort, Frau Richter-Airijoki. 
In einer Dreiminutendebate darf die Interven-
�on eine Minute umfassen.  
 
 
Dr. Heide Richter-Airijoki (SPD):  
 
Vielen Dank. - Ich möchte nur auf die Informa-
�on zu der Aussage von Bill Gates auf correc-
�v.org hinweisen. 
 

(Zuruf: Nicht mit Correktiv kommen! Leute! - 
Weitere Zurufe) 

 
- Nein. Bill Gates hat nicht gesagt, Omikron im-
munisiere besser als die Impfung. Es handelt 
sich hierbei um eine zum Teil fehlerha�e Über-
setzung. Er hat gesagt, dass Omikron sich 
schneller verbreitet und mehr Menschen er-
reicht als die Impfung. Das ist ein großer Unter-
schied. Allerdings hat natürlich auch die Erkran- 
 

kung eine immunisierende Wirkung. Nach dem 
bisherigen Stand gilt aber noch immer, dass die 
vollständige Impfung einschließlich Booster-
Impfung am besten vor schweren Verläufen 
schützt. Natürlich wird dazu auch ständig weiter 
geforscht; das ist klar. Aber das ist der aktuelle 
Stand nach dieser Quelle und sicherlich auch 
nach anderen Quellen. Das konnte ich eben auf 
die Schnelle finden. Es ist mir wich�g, das zu  
sagen. - Danke.  
 

(Zustimmung) 
 
 
Frank Oto Lizureck (AfD):  
 
Dass diese Aussage vollkommen rich�g ist,  
sehen wir an den Zahlen in den Krankenhäusern 
und auf den Intensivsta�onen. Wenn mir ein-
mal jemand verraten würde, wie man mit Impf-
dosen, die im Regal liegen, aktuell neue Muta- 
�onen bekämpfen will, dann wäre ich glücklich. 
Denn die Infek�onszahlen sind ein Zeichen da-
für, dass die Impfung überhaupt nicht wirkt. Das 
sind die Zahlen in den Städten und Bundeslän-
dern, wo die Impfquote am allerhöchsten ist. 
Dort haben wir doch die höchsten Infek�ons-
zahlen. Leute, echt, fangt doch einmal an zu 
denken. 
 

(Beifall - Zurufe) 
 
 
Vizepräsident Wulf Gallert: 
 
In der nun folgenden Dreiminutendebate 
spricht zunächst die Landesregierung. Frau  
Ministerin Grimm-Benne macht sich bereits auf 
den Weg. - Sie haben das Wort. 
 
 
Petra Grimm-Benne (Ministerin für Arbeit, So-
ziales, Gesundheit und Gleichstellung):  
 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete! Ich halte den 
vorliegenden Antrag, mit dem die Landesregie- 
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rung aufgefordert wird, die 2-G-Zugangsmo-
delle für den Einzelhandel und die Gastronomie 
mit sofor�ger Wirkung aufzuheben, für über-
holt. 
 

(Beifall - Siegfried Borgwardt, CDU: So ist es!) 
 
Ich hoffe, es ist Ihnen bekannt, dass der Herr  
Ministerpräsident bereits am 9. Februar 2022 
die Abkehr vom 2-G-Modell im Einzelhandel des 
Landes Sachsen-Anhalt angekündigt hat.  
 

(Zuruf) 
 
Das Kabinet hat sich am 15. Februar 2022 da-
mit befasst und am 17. Februar 2022 die ent-
sprechende Änderungsverordnung beschlos-
sen. Weiterhin hat die Ministerpräsidentenkon-
ferenz am 16. Februar 2022 beschlossen, den 
Zugang zur Gastronomie in einem zweiten Öff-
nungsschrit ab dem 4. März 2022 wieder unter 
der 3-G-Regelung zu gestaten. Das Landeskabi-
net wird das, wie bereits in der letzten Landes-
pressekonferenz angekündigt, am kommenden 
Dienstag in geltendes Recht umsetzen, wie im 
Übrigen auch beim Sport, in Fitnesscentern, in 
Schwimmhallen und in vielen Freizeiteinrich-
tungen. 
 
Lassen Sie mich also zusammenfassend feststel-
len, dass sich vorliegende Antrag zumindest  
einer gewissen inhaltlichen Erledigung unter- 
zogen hat. - Herzlichen Dank.  
 

(Beifall) 
 
 
Vizepräsident Wulf Gallert: 
 
Ich sehe keine Fragen dazu. - Ich habe die Mel-
dung erhalten, dass in der Debate von der CDU-
Frak�on und von der Frak�on DIE LINKE kein 
Vertreter sprechen wird und dass Herr Hövel-
mann für die Koali�on spricht. Das kann er jetzt 
tun. - Herr Hövelmann, Sie haben das Wort. 
 

(Zurufe) 
 

Holger Hövelmann (SPD):  
 
Vielen herzlichen Dank, Herr Präsident. - Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren von der AfD-Frak-
�on, Sie häten ein gutes Werk getan, wenn Sie 
den Antrag zurückgezogen häten, 
 

(Beifall) 
 
und zwar genau mit den Argumenten, die die 
Frau Ministerin Grimm-Benne Ihnen gerade er-
läutert hat.  
 
Ich will einmal etwas polemisch sagen: Sie  
haben am 17. Februar 2022 einen Antrag einge-
reicht, in dem Sie die 2-G-Regelung im Handel 
und in der Gastronomie mit sofor�ger Wirkung 
beendet haben wollen. Dann haben Sie  
gemerkt: Das ist ja schon so. Dann haben Sie am 
23. Februar 2022 einen Änderungsantrag einge-
reicht, in dem Sie fordern, die 2-G-Regelung im 
Tourismus- und im Freizeitbereich sofort zu  
beenden.  
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren von 
der AfD, fünf Tage vorher war Ihnen die Touris-
mus- und die Freizeitwirtscha� völlig egal.  
 

(Zuruf: Was? - Weitere Zurufe) 
 
Sie sind erst auf diesen Trip gekommen, als Sie 
gemerkt haben, Ihr Ursprungsantrag hat sich 
durch Ablauf erledigt, weil die Lebenswirklich-
keit Sie überholt hat. 
 

(Zustimmung) 
 
Ich will Ihnen deutlich sagen: Ich rate uns allen - 
auch mit Blick auf das, was die Landesregierung 
auf den Weg gebracht hat, auch mit Blick auf 
das, was in der Bund-Länder-Vereinbarung für 
die nächsten Tage und Wochen auf den Weg ge-
bracht worden ist - in der poli�schen Auseinan-
dersetzung zu etwas mehr Gelassenheit. Aber 
Gelassenheit soll nicht heißen, dass wir verant- 
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wortungslos oder irra�onal handeln oder dass 
wir zu mu�g werden und die Dinge, die wir wis-
senscha�lich und zahlenmäßig zu berücksich�-
gen haben, außer Acht lassen. 
 
Was braucht denn die Wirtscha�? - Die Wirt-
scha� braucht - das fordert sie auch von uns - 
klare Regeln. Sie will Planbarkeit, sie will Ver-
lässlichkeit und sie will nachvollziehen können, 
was wir poli�sch auf den Weg bringen und was 
die Landesregierung entscheidet. Genau das ist 
in der Bund-Länder-Vereinbarung verabredet 
worden. Bis zum 20. März 2022 werden die ent-
sprechenden Dinge so umgesetzt, wie sie die 
Frau Ministerin vorgetragen hat.  
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Das ist ein ver-
antwortungsvoller Umgang mit der Pandemie. 
So sieht verantwortungsvoller Umgang aus und 
nicht wie der unverantwortlich daherkom-
mende Antrag der AfD-Frak�on. 
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich bite um 
Ablehnung des Antrags und des Änderungsan-
trags. - Vielen Dank. 
 

(Beifall) 
 
 
Vizepräsident Wulf Gallert: 
 
Es gibt eine Interven�on von Herrn Lizureck. - 
Bite.  
 
 
Frank Oto Lizureck (AfD):  
 
Es geht nicht darum, eine 2-G-Regelung durch 
eine 3-G-Regelung zu ersetzen; vielmehr sollen 
die Maßnahmen gänzlich wegfallen. Sie können 
sich hier hinstellen und sagen, dass Sie verant-
wortlich damit umgehen. Aber da draußen sind 
Tausende Unternehmen, die darauf warten, 
dass sie endlich wieder Umsatz machen können. 
Wenn Sie mir zugehört häten: 50 % Umsatzaus- 
 

fall! Ich weiß nicht, ob Sie in Ihrem Leben schon 
einmal ein Unternehmen geführt haben. Wenn 
Sie das getan häten, dann wüssten Sie, wohin 
das führt. Zeigen Sie einmal Verantwortungsbe-
wusstsein für Ihre Mitmenschen, für Menschen, 
die sich ein Leben lang etwas aufgebaut haben. 
Pfui! 
 

(Beifall) 
 
 
Vizepräsident Wulf Gallert: 
 
So Sie wollen, können Sie antworten.  
 
 
Holger Hövelmann (SPD):  
 
Auf manches muss man ja nicht reagieren. Das 
letzte Wort - ich weiß nicht, ob das Ihre Art der 
parlamentarischen Auseinandersetzung ist. 
 

(Zustimmung) 
 
Sie haben in Ihrem Redebeitrag Wörter benutzt, 
dazu fällt mir nichts mehr ein. Das ist unanstän-
dig. 
 

(Zuruf) 
 
Selbst mit einer intensiven parlamentarischen 
Auseinandersetzung, in der man sich auch die 
Argumente um den Kopf und an den Kopf haut, 
habe ich kein Problem. Ich habe dann ein Prob-
lem damit, wenn Sie andere Menschen durch 
Ihre Wortwahl missachten. Das haben auch Sie 
heute in Ihrem Redebeitrag getan. 
 

(Zustimmung - Zurufe) 
 
Und die Fragestellung ist genau der Beleg dafür. 
- Herzlichen Dank. 
 

(Zurufe: Beispiele! Nennt mal Beispiele! - Das 
kommt davon, du Spinner! - Weitere Zurufe) 
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Vizepräsident Wulf Gallert:  
 
So, jetzt kriegen wir uns mal wieder ein! 
 

(Zurufe) 
 
Ich habe gesagt, wir müssten jetzt mal wieder 
versuchen, die Würde des Hauses zu wahren. 
 

(Zurufe) 
 
Das wäre jetzt auch einmal angebracht. Dazu 
zählt, dass man jetzt einfach einmal versucht, 
die Zwischenrufe einzustellen. - Danke. 
 
Ich habe von der Frak�on BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN die Informa�on, dass sie dazu nicht 
 reden werden. Von der FDP-Frak�on ebenso. 
Somit ist jetzt in der Debate der Vertreter der 
AfD-Frak�on Herr Lieschke noch bei mir auf 
dem Zetel. Er ist auch schon auf dem Weg nach 
vorn. Dann bekommt er auch gleich das Wort. - 
Bite sehr. 
 
 
Mathias Lieschke (AfD):  
 
Werter Herr Präsident! Ich sehe, die Zeit läu� 
schon. - Normalerweise geht man am Schluss 
dieser Debate als Erwidernder in den Ring und 
reagiert auf die Redebeiträge. Zumindest bei 
Frau Grimm-Benne kann ich das tun. 
 
Sie haben jetzt lediglich unseren Ursprungsan-
trag erwähnt, aber nicht den Änderungsantrag, 
der ausdrücklich heißt: 2-G-Regelung im Touris-
mus- und Freizeitbereich sofort beenden. Das 
ist ein aktueller Antrag, der zulässig ist und der 
auch in meinen Augen mehrheitsfähig wäre. 
 
Herr Hövelmann, danke für Ihre Einwände zu 
dem Antrag. Sie sagten, Wirtscha� muss klare 
Regeln haben, die auch nachvollziehbar sind. Ich 
glaube, Sie haben bis heute auch im Einzelhan-
del keinerlei Zahlen oder irgendwelche Informa-
�onen, ob die Schließung des Einzelhandels  
 

irgendetwas gebracht hat. Das heißt, Sie wissen 
nicht, ob das Schließen einen posi�ven Effekt  
oder nega�ven Effekt gehabt hate. Von daher 
ist von Nachvollziehbarkeit keine Rede. 
 
Sie wollen unseren Antrag ablehnen. - Gut, das 
kann ich verstehen. 
 
Unser Antrag soll jedoch Folgendes zeigen: Ihre 
Covid-19-Maßnahmen wurden am Plenum vor-
bei entschieden. Werte Landesregierung, Sie 
sind der Meinung - und Sie haben durchaus 
auch die Arroganz dazu -, die gewählten Vertre-
ter unseres Volkes, also uns, hier bei ihren Ent-
scheidungen zu Covid-Maßnahmen völlig außen 
vor zu lassen. 
 
Denken wir mal etwas größer, also auf Bundes-
ebene: Das Robert-Koch-Ins�tut ändert per 
Website-Update den Genesenen-Status auf drei 
Monate. Nun war die Aufregung groß: nach  
Österreich fahren, sechs Monate, in die Schweiz 
fahren, zwölf Monate genesen. Und nun haben 
die Gerichte bestä�gt, dass so weitreichende 
Entscheidungen am Parlament vorbei nicht  
getroffen werden dürfen. 
 
Nun brechen wir das wieder auf Sachsen-Anhalt 
herunter: Das heißt, Sie häten auch uns hier, 
alle im Parlament, an den geplanten Einschrän-
kungen für die Bürger beteiligen müssen. So 
nämlich geht Demokra�e! 
 

(Zuruf) 
 
Ja, Sie haben den Einzelhandel wieder geöffnet. 
Aber Sie haben ihn vorher auch eingeschränkt. 
Sie haben bis heute keine Ahnung - ich habe es 
gerade eben erwähnt -, ob die bisherigen Ein-
schränkungen im Einzelhandel, in Gaststäten, 
Hotels und Fitnessstudios Erfolg haten oder 
überhaupt sinnvoll waren. 
 
Es gibt schlicht keine Zahlen. Sie haben schlicht 
geraten und zugemacht. Doch eine Regierung 
darf eben nicht mal raten. Eine Regierung muss  
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wissen, was sie tut. Genau deshalb ist dieser An-
trag immer noch zeitgemäß. Geben Sie zu, dass 
Sie nicht wissen, ob ein Aussperren der nicht 
Geimp�en im Tourismus und Freizeitbereich 
sinnvoll war. Folgerich�g ist die sofor�ge Be- 
endigung der Gesundheits- und Genesenen- 
regelung mehr als überfällig. 
 

(Beifall) 
 
Öffnen Sie die Gaststäten, Kinos, Fitnessstudios 
und alle weiteren Bereiche, wo heute noch 2-G 
gilt. Ihre Bürger warten nämlich darauf. 
 

(Zuruf: Die sind doch offen!) 
 
- Ja, ein sehr witziger Einwand. - Genau deshalb 
haben Sie heute die Chance - damit meine ich 
alle gewählten Vertreter hier -: S�mmen Sie un-
serem Antrag zu und sorgen Sie dafür, dass hier 
im Plenum die Entscheidung über Covid-19-
Maßnahmen getroffen wird, hier im Plenum, wo 
diese Entscheidung auch hingehört. - Vielen 
Dank. 
 

(Beifall) 
 
 
Vizepräsident Wulf Gallert:  
 
Ich sehe keine weiteren Wortmeldungen. Dann 
sind wir am Ende der Debate. - Nun ist gesagt 
worden, die AfD-Frak�on möchte eine nament-
liche Abs�mmung. Da häte ich jetzt erst einmal 
gern gewusst, zu was wollen Sie diese denn  
haben, zum Änderungsantrag oder zum  
Ursprungsantrag? 
 

(Zuruf: Zum Änderungsantrag!) 
 
Okay, alles klar. Dann fangen wir an. 
 
Abstimmung 
 
Dann bite ich, den Namensaufruf durchzufüh-
ren. Jetzt wird abges�mmt über den Ände- 
 

rungsantrag. Wir s�mmen über den Antrag der 
Frak�on der AfD in der - - 
 

(Unruhe) 
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, bevor nachher 
wieder unklar ist, worüber wir abs�mmen, 
häte ich gern, dass Sie mir zuhören. - Herr  
Kosmehl! 
 

(Zurufe) 
 
- Herr Bütner, das ist immer noch mein Job. 
Und bei Ihnen ist das sozusagen auch zurück- 
haltend - - 
 
Okay, also: Wir s�mmen ab über den Antrag der 
AfD in der Drs. 8/787 per Namensaufruf. Das ist 
das, was jetzt zur Abs�mmung steht. 
 
 
Andreas Henke (Schri�führer): 
 
Werte Kolleginnen und Kollegen! Ich rufe Sie na-
mentlich auf, alphabe�sch und bite dann laut 
und deutlich mit „Ja“, „Nein“ oder „Enthaltung“ 
zu antworten. 
 
(Namentliche Abs�mmung) 
 
Abs�mmungsverhalten der Abgeordneten: 
 
Chris�an Albrecht   - 

Wolfgang Aldag   - 

Nicole Anger   - 

Eva von Angern   Nein 

René Barthel     Nein 

Jörg Bernstein     Nein 

Frank Bommersbach    Nein 

Carsten Borchert   Nein 

Siegfried Borgwardt   Nein 

Chris�na Buchheim   Nein 

Mathias Bütner (Staßfurt)   Ja 

Mathias Bütner (Stendal)   - 
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Sven Czekalla   Nein 

Kers�n Eisenreich   - 

Rüdiger Erben    Nein 

Olaf Feuerborn    Nein 

Eva Feußner    Nein 

Dorothea Frederking   Nein 

Wulf Gallert    Nein 

Stefan Gebhardt   - 

Katrin Gensecke   Nein 

Kers�n Godenrath   Nein 

Angela Gorr    Nein 

Dr. Falko Grube   Nein 

Detlef Gürth    - 

Dr. Reiner Haseloff   - 

Johannes Hauser   Nein 

Chris�an Hecht   - 

Andreas Henke    Nein 

Guido Henke    Nein 

Guido Heuer    Nein 

Sandra Hietel    - 

Monika Hohmann   Nein 

Holger Hövelmann   Nein 

Dr. Lydia Hüskens   Nein 

Anne-Marie Keding   - 

Thomas Keindorf   - 

Oliver Kirchner    Ja 

Juliane Kleemann   - 

Hagen Kohl    Ja 

Gordon Köhler    Ja 

Nadine Koppehel   Ja 

Thomas Korell    Ja 

Guido Kosmehl    Nein 

Dietmar Krause   Nein 

Thomas Krüger    Nein 

Tobias Krull    - 

Markus Kurze    Nein 

Hendrik Lange    Nein 

Mathias Lieschke   Ja 

Thomas Lippmann   - 

Frank Oto Lizureck    Ja 

Hannes Loth   Ja 

Cornelia Lüddemann   - 

Olaf Meister     Nein 

Dr. Jan Moldenhauer    Ja 

Dr. Katja Pähle     - 

Elrid Pasbrig     - 

Konstan�n Pot    Nein 

Henriete Quade    - 

Daniel Rausch     - 

Tobias Rausch     Ja 

Alexander Räuscher    - 

Mathias Redlich    Nein 

Dr. Heide Richter-Airijoki   Nein 

Daniel Roi     Ja 

Sven Rosomkiewicz    Nein 

Stefan Ruland     Nein 

Jan Scharfenort    Ja 

Michael Scheffler    - 

Dr. Gunnar Schellenberger   Nein 

Dr. Andreas Schmidt    - 

Dr. Anja Schneider    Nein 

Florian Schröder    Ja 

Chris Schulenburg    - 

Andreas Schumann    Nein 

Xenia Sabrina Schüßler    Nein 

Ulrich Siegmund    Ja 

Andreas Silbersack    Nein 

Elke Simon-Kuch    Nein 

Holger Stahlknecht    - 

Thomas Staudt     - 

Stephen Gerhard Stehli   Nein 

Sebas�an Striegel    Nein 

Daniel Sturm     - 

Susan Sziborra-Seidlitz    Nein 

Kathrin Tarricone    Nein 

Tim Teßmann     Nein 
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Ulrich Thomas   - 

Dr. Hans-Thomas Tillschneider   Ja 

Karin Tschernich-Weiske   Nein 

Marco Tullner     Nein 

Lothar Waehler    Ja 

Daniel Wald     - 

Margret Wendt    Ja 

Felix Zietmann     Ja 

Lars-Jörn Zimmer    - 

 
 
Vizepräsident Wulf Gallert: 
 
Dann frage ich, ist noch jemand im Raum, der 
ich nicht abges�mmt hat? - Das ist offensichtlich 
nicht der Fall. Dann können die Schri�führer mit 
der Auszählung beginnen. 
 
Nur noch einen kleinen Exkurs in die Geschä�s-
ordnung: Die Geschä�sordnung legt fest, dass 
bei den entsprechenden Abs�mmungen durch 
namentlichen Aufruf die Worte „Ja“, „Nein“ und 
„Enthaltung“ zu wiederholen sind. Inzwischen 
hat es sich bei uns eingebürgert, dass auch das 
Anzeigen einer Nichtanwesenheit wiederholt 
wird. Das ist sinnvoll. Aber die Geschä�sord-
nung verlangt das nicht. Ich halte es trotzdem 
für vernün�ig, dass die Frak�onen sagen „nicht 
anwesend“, sonst warten wir ewig. 
 
Uns liegt jetzt das Ergebnis vor. Der vorliegende 
Änderungsantrag hat 19 Jas�mmen und 
48 Neins�mmen erhalten hat. Es gab keine  
Enthaltungen. 30 Abgeordnete waren nicht an-
wesend.  
 

(Zuruf: Oh! So viele!) 
 
Somit ist dieser Änderungsantrag abgelehnt 
worden. 
 
Wir kommen nunmehr zu der Abs�mmung über 
den nicht geänderten Ursprungsantrag. Wer 
dem seine Zus�mmung gibt, den bite ich jetzt 
um das Kartenzeichen. - Das ist die AfD-Frak- 
 

�on. Wer s�mmt dagegen? - Das sind alle ande-
ren Frak�onen. Gibt es S�mmenthaltungen? - 
Nein. Damit ist der genannte Antrag abgelehnt 
worden. Der Tagesordnungspunkt 21 ist somit 
beendet. 
 
Wir kommen nun zu 
 
 
Tagesordnungspunkt 22 
 
Behandlung im vereinfachten Verfahren ge-
mäß § 38 Abs. 3 GO.LT (Konsensliste) 
 
Konsensliste Landtag - Drs. 8/752 
 
Stellungnahme zu dem Verfahren vor dem Lan-
desverfassungsgericht - Landesverfassungsge-
richtsverfahren LVG 47/21 (ADrs. 8/REV/8) 
 
Beschlussempfehlung Ausschuss für Recht, Ver-
fassung und Verbraucherschutz - Drs. 8/723 
 
Stellungnahme zu dem Verfahren vor dem Lan-
desverfassungsgericht - Landesverfassungsge-
richtsverfahren LVG 48/21 (ADrs. 8/REV/9) 
 
Beschlussempfehlung Ausschuss für Recht, Ver-
fassung und Verbraucherschutz - Drs. 8/736 
 
 
Die Behandlung erfolgt im vereinfachten Ver-
fahren gemäß § 52 in Verbindung mit § 38 
Abs. 3 der Geschä�sordnung des Landtages von 
Sachsen-Anhalt. Daher s�mmen wir nun unmit-
telbar über die Konsensliste in der Drs. 8/752 
ab. 
 
Abstimmung 
 
Wer der Konsensliste seine Zus�mmung erteilt, 
den bite ich jetzt um sein Kartenzeichen. - Das 
sind die Koali�onsfrak�onen, die Frak�on 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und die Frak�on DIE 
LINKE. Wer ist dagegen? - Gibt es S�mmenthal-
tungen? - Von der AfD-Frak�on. Somit ist die 
Konsensliste beschlossen worden. Wir  
 



LANDTAG VON SACHSEN-ANHALT | 25.02.2022 | Stenografischer Bericht 8/14 
 

 

149 

schließen damit auch den letzten, Tagesord-
nungspunkt 22, ab. 
 
 
Schlussbemerkungen 
 
 
Wir sind am Ende der Sitzung des Landtages an-
gelangt. Ich berufe den Landtag auf Verlangen  

der Landesregierung, herausgegeben in der 
Drs. 8/751, für den 7. März 2022 zu seiner 8. Sit-
zungsperiode ein. Ich wünsche Ihnen einen  
guten Nachhauseweg und uns allen hoffentlich 
nicht wieder schlechte Überraschungen, wenn 
wir morgens aufstehen. 
 
Schluss: 18:07 Uhr.  
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